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Einleitung
von Regina Grundmann · Bernd J. Hartmann · Daniel Siemens
Der 1893 gegründete Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens (CV) war die mitgliederstärkste und einflussreichste jüdische 
Interessenvertretung im Kaiserreich und in der Weimarer Republik. 1924 
gehörten ihm knapp über 72 000 Mitglieder an, Anfang der 1930er-Jahre 
waren es noch 60 000. Damit war ungefähr jeder achte Jude in Deutsch-
land Mitglied des CV. Der Verein trat für die vollständige rechtliche, poli-
tische und kulturelle Gleichstellung der deutschen Juden sowie die Abwehr 
des Antisemitismus ein. Angesichts der Ernennung Hitlers zum Reichs-
kanzler und der gewaltsamen Errichtung der NS-Diktatur in den Jahren 
1933/34 schienen diese Ziele zunehmend utopisch. Dennoch existierte der 
CV bis zu seinem endgültigen Verbot im November 1938. In dieser Zeit 
entwickelte er Pläne zur mittel- und langfristigen Zukunft der deutschen 
Juden im NS-Staat, leistete praktische Hilfe angesichts der zunehmenden 
Ausgrenzung und Verfolgung und engagierte sich spätestens nach Inkraft-
treten der „Nürnberger Rassengesetze“ auch für die Auswanderung aus 
Deutschland.
Die sechs Beiträge des vorliegenden Bandes beleuchten zentrale Aspekte 
der letzten Phase der spannungsvollen Geschichte des CV, die in Arbeiten 
zur Geschichte der deutschen Juden im 19. und 20. Jahrhundert vergleichs-
weise knapp abgehandelt oder ganz ausgelassen werden. Entgegen früheren 
Annahmen der historischen Forschung zeigt diese Phase des CV ein facet-
tenreiches und kämpferisches Bild jüdischen Selbstbehauptungswillens im 
frühen „Dritten Reich“. Die Geschichte des CV ist jedoch nicht allein von 
historischem Interesse. Wie religiöse, ethnische oder kulturelle Minderhei-
ten mit populistischen Infragestellungen ihrer Existenz umgehen oder auf 
Repressionen durch eine von der Mehrheitsgesellschaft gestützte Regierung 
reagieren können, sind Fragen von anhaltender politischer Aktualität.
Quellengrundlage der vorliegenden Aufsätze ist das umfangreiche 
Archiv der Hauptgeschäftsstelle des Centralvereins. Die Überlieferungs-
geschichte ist komplex, zum Verständnis der Relevanz, aber auch der 
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G renzen des Bestands jedoch so erheblich, dass sie im Folgenden knapp 
skizziert werden soll. In der Emser Straße 42 in Berlin-Wilmersdorf ver-
wahrte der Verein gegen Ende der Weimarer Republik neben zentralen 
Dokumenten der Leitungsgremien auch den umfangreichen Schriftver-
kehr mit den zur Höchstzeit 23 Landesverbänden, über 600 Ortsgruppen 
sowie mit Einzelpersonen. Der historischen Bedeutung dieses Bestandes 
ebenso bewusst wie der politischen Bedrohung durch die Nationalsozialis-
ten, übergab 1934 der damalige Syndikus des CV, Alfred Hirschberg, einen 
Teil des Vereinsarchivs, das die Anfangszeit des CV bis ca. 1924 umfasste 
(ca. 4000 Akteneinheiten), an den Leiter des „Gesamtarchivs der deut-
schen Juden“, Jacob Jacobson. Diese Unterlagen gelten heute als verschollen. 
Ebenfalls nicht erhalten sind die Bestände des sogenannten Büros Wilhelm-
straße, eines Archivs, das der CV 1929 speziell zur Abwehr antisemitischer 
Propaganda in Berlin angelegt hatte und das er ehemaligen Mitarbeitern 
zufolge nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten im Jahr 1933 
nach Bayern schaffen und vernichten ließ. 
Überliefert sind hingegen zahlreiche Akten aus der Hauptgeschäfts-
stelle des CV, vor allem aus den Jahren zwischen 1924 und 1938. Sie wur-
den im Zuge des Vereinsverbots kurz nach der Pogromnacht vom 9. auf den 
10. November 1938 von der Gestapo beschlagnahmt und in den Archiv-
bestand des Reichssicherheitshauptamts (RSHA), Amt VII („Bekämpfung 
des weltanschaulichen Gegners“), eingegliedert. 1943 wurden diese Archi-
valien des RSHA aus Angst vor den zunehmenden Bombenangriffen in 
die Ausweichstelle Schlesiersee in Niederschlesien ausgelagert und dort 
im Sommer 1945 von sowjetischen Truppen beschlagnahmt. Der sowje-
tische Geheimdienst (NKWD = Narodny kommissariat wnutrennich del, 
dt. Volkskommissariat für innere Angelegenheiten) verbrachte sie nach 
Moskau, wo sie von 1946 an unter hoher Geheimhaltung für Jahrzehnte 
in einem eigens für die Beuteakten errichteten Archiv, dem sogenannten 
Zentralen Staatlichen Sonderarchiv (Osoby-Archiv), verwahrt wurden. 
Dieses Archiv beherbergte knapp 1,5 Millionen Akteneinheiten, darunter 
ca. 10 000 Einheiten deutsch-jüdischer Provenienz. Seit 1999 ist das ehe-
malige „Sonderarchiv“ dem Russischen Staatlichen Militärarchiv (RGWA) 
in Moskau angegliedert.
Erst mit dem Fall des „Eisernen Vorhangs“ wurde die Existenz der 
Bestände im „Sonderarchiv“ bekannt. Allerdings hatte die DDR bereits 
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in den 1960er-Jahren ausgewähltes Archivgut, das für die Geschichte des 
deutschen Kommunismus als besonders wichtig galt, aus Moskau erhalten. 
Die Verhandlungen über eine Rückgabe der noch in Russland verbliebenen 
„Beuteakten“ in das inzwischen wiedervereinigte Deutschland scheiterten 
Mitte der 1990er-Jahre, sodass neben vielen anderen Beständen auch das 
über 4000 Akteneinheiten umfassende ehemalige Archiv des CV bis auf 
Weiteres in Moskau als Fond 721 des RGWA aufbewahrt wird. Den ganz 
überwiegenden Teil dieses Bestandes, genau 3892 Akten, ließen die Cen-
tral Archives of the History of the Jewish People in Jerusalem (CAHJP) 
in der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre auf insgesamt 155 Mikrofilm rollen 
mit jeweils zwischen 2000 und 4000 Frames/Seiten vervielfältigen. Sie sind 
in Jerusalem unter der Signatur HM2/8693–8848 verzeichnet und für die 
Forschung zugänglich. Weitere Arbeitskopien der Jerusalemer Mikro-
filme befinden sich heute in der Wiener Library in London und, in Aus-
wahl, auch im United States Holocaust Memorial Museum (USHMM) in 
Washington D.C.
Für unser von der Mercator-Stiftung gefördertes interdisziplinäres For-
schungsprojekt, dessen Idee im Rahmen des Jungen Kollegs der Nordrhein-
Westfälischen Akademie der Wissenschaften und der Künste entstand, 
konnten wir einen signifikanten Teil des ehemaligen CV-Archivs auf der 
Basis des Jerusalemer Bestands in digitaler Form erhalten. In den nach-
folgenden Aufsätzen haben wir uns bemüht, bei Quellenangaben stets die 
Original signatur (nach dem Moskauer Bestand) und den jeweiligen Mikro-
film (nach der Jerusalemer Verfilmung) anzugeben. Dies ist auch deshalb 
wichtig, weil nach wie vor kein detailliertes Findbuch für den Gesamtbe-
stand der CV-Akten existiert. Darüber hinaus haben wir diesen digitalisier-
ten Teilbestand des CV-Archivs für forschungsnahe Lehrveranstaltungen 
an den Universitäten Münster, Bielefeld und Osnabrück genutzt. Wir 
freuen uns sehr, dass wir in diesen Band auch zwei Aufsätze ehemaliger 
Studierender aufnehmen konnten, die diese Lehrveranstaltungen besucht 
und anschließend akademische Qualifikationsschriften zur Geschichte des 
CV-Vereins vorgelegt haben bzw. aktuell daran arbeiten. Das Projekt kam 
damit unmittelbar der Ausbildung einer neuen Generation von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern zugute.
Der erste Aufsatz des Bandes von Daniel Siemens analysiert, wie der 
CV in den ersten fünf Jahren des NS-Regimes darum bemüht war, sein 
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Credo von der Wünsch- und Realisierbarkeit einer weitreichenden deutsch-
jüdischen Symbiose angesichts der sich intensivierenden Angriffe des NS-
Staates zu verteidigen und zugleich seinen Mitgliedern gegenüber immer 
wieder neu zu plausibilisieren. Die herangezogenen Beispiele aus dem Feld 
der Abwehrarbeit belegen dabei, wie sich die Strategie des Vereins und die 
Standpunkte seiner Wortführer mehrfach wandelten. Zunächst war die 
CV-Führung bestrebt, der jeweiligen Situation angepasste Zukunftsvisio-
nen zu propagieren, die dem ursprünglichen Vereinszweck und dem histo-
rischen Selbstverständnis des CV verpflichtet blieben. Erst im Herbst 1935 
gab sie langfristige Zukunftspläne zugunsten einer pragmatischen Betreu-
ungs- und Auswanderungsberatung der seinerzeit noch in Deutschland 
verbliebenen Juden auf.
Der Aufsatz aus Anna Ullrichs Feder geht der Frage nach, welche 
Erwartungen die CV-Führung an den Kontakt mit der nicht-jüdischen 
Bevölkerung bei Aufklärungsveranstaltungen knüpfte und wie sich dies auf 
die Planung und Bewertung derartiger Veranstaltungen auswirkte. Anhand 
von Korrespondenzen und internen Dokumenten zeigt die Autorin, wie die 
zunächst geschaffenen Begegnungsräume sich bereits während der Weima-
rer Republik stetig verkleinerten und in den ersten Jahren des NS-Staates 
gänzlich schlossen.
Thomas Reuß’ Mikrostudie behandelt den oberschlesischen Lan-
desverband des CV und nimmt dabei erstmals die Rolle des CV bei der 
Durchsetzung der in Oberschlesien ab 1922 geltenden Minderheiten-
schutzbestimmungen des Genfer Abkommens in den Blick. Am Beispiel 
der oberschlesischen Stadt Beuthen erörtert Reuß konkrete Formen der 
Abwehrarbeit und analysiert die enge Zusammenarbeit der verschiede-
nen jüdischen Organisationen. Diese Zusammenarbeit hatte sich bereits 
in den Jahren der Weimarer Republik bewährt, um die schon damals in 
Beuthen verbreitete antisemitische Gewalt zurückzudrängen. In den ersten 
Jahren des „Dritten Reichs“ erwiesen sich diese gewachsenen Strukturen, 
die auf lokaler Ebene auch die Zusammenarbeit mit Zionisten einschlos-
sen, zunächst weiterhin als hilfreich. Sie konnten mittelfristig die zuneh-
mende Ausgrenzung und Entrechtung der Juden in der Stadt aber nicht 
ver hindern.
Die Abwehr antisemitischer Angriffe auf die jüdische Traditionsli-
teratur stand von Anfang an im Zentrum der Arbeit des m ehrheitlich 
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religiös indifferenten beziehungsweise liberalen CV. Angesichts der NS-
Propaganda gegen den Talmud sah die Führung des CV dringenden 
Handlungsbedarf. Regina Grundmanns Beitrag zeigt anhand zweier vom 
CV in den 1930er-Jahren in Auftrag gegebener Publikationen  sowie der 
internen Debatten über diese Schriften und die  Ausrichtung der Abwehr- 
und Aufklärungsarbeit des CV auf, wie die Vereinsführung versuchte, der 
nationalsozialistischen Propaganda gegen den Talmud entgegenzuwir-
ken und ihren Mitgliedern umfassende Hilfestellungen in einer Situation 
zunehmender Repressalien und existenzieller Bedrohungen durch das NS-
Regime zu bieten.
Martin Herholz’ Beitrag nimmt die Jugendpolitik des Centralverein in 
der Zeit von 1933–1936 in den Blick. Dieses Aufgabenfeld war für den Ver-
ein besonders wichtig, da sich abzeichnete, dass die deutschen Jüdinnen 
und Juden der jungen Generation in deutlich stärkerem Maß als ihre Eltern 
in die zionistischen Jugendbünde strömten. Herholz analysiert die Ent-
wicklung einer eigenständigen Position des CV im Feld der Jugendarbeit 
bis hin zur offiziellen Unterstützung des Bundes deutsch-jüdischer Jugend 
als CV-eigene Nachwuchsorganisation. Der Centralverein war bestrebt, 
das Ideal einer deutsch-jüdischen Symbiose an die jüdischen Jugendlichen 
weiterzugeben und ihnen damit zugleich, trotz der zunehmenden Repres-
salien durch den NS-Staat, eine positive „jüdische Jugend“ erlebbar zu 
machen.
Im sechsten und letzten Beitrag analysiert Frank Wolff die wechsel-
volle Geschichte des einzigen vom CV betriebenen Auswandererlehrguts 
im niederschlesischen Groß-Breesen (heute: Brzezie Trzebnica in Polen) 
zwischen 1935 und 1938. Mit diesem Projekt versuchte der CV, den zionis-
tischen Hachschara-Lagern in der Migrationspolitik eine Alternative ent-
gegenzusetzen, die den Besonderheiten der deutsch-jüdischen Identität der 
Jugendlichen Rechnung tragen und diese nach Möglichkeit stärken sollte. 
Wolff stellt die Anfänge des Lehrgutes und die schwierige Entwicklung und 
Umsetzung eines Lehrplans dar, der den ideologischen Ansprüchen des CV 
gerecht werden konnte.
Die Beiträge dieses Bandes zeigen insgesamt, dass die Geschichte des 
CV in den Jahren 1933 bis 1938 deutlich komplexer war, als gemeinhin 
angenommen wird. Weder war der CV naiv angesichts der unmittelbaren 
Gefahren, die vom NS-Regime ausgingen, noch war er zaghaft oder gar 
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„ängstlich-devot“, wie Gisela Lebzelter behauptet hat,1 wenn es um die Ver-
teidigung jüdischer Ansprüche auf gesellschaftliche Teilhabe und staatsbür-
gerliche Gleichberechtigung ging. Besonders der Blick in die Provinzen des 
Reiches, auf seine Anstrengungen, Wissen über jüdische Traditionen und 
Kultur zu verbreiten, sowie auf ausgewählte, konkrete Aktionsfelder wie 
die Auswanderungsberatung belegen, dass der CV oft mutig und, seinem 
Selbstverständnis nach, konsequent handelte. Die Vorwürfe vieler Zionis-
ten gegen den CV, vor allem in den ersten Jahrzehnten nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs und der Shoah, beruhen daher auf einem doppelten Irr-
tum: Weder gab der CV jüdische Kultur preis oder schwächte den jüdischen 
Selbstbehauptungswillen in Deutschland noch machte er dem NS-Regime 
unverzeihliche Konzessionen. Handlungsmaxime blieb so lange wie irgend 
möglich das Ziel einer deutsch-jüdischen Symbiose, an deren geschicht-
lichem Wert und tatsächlicher Realisierbarkeit die CV-Führung nicht zwei-
feln konnte, ohne das eigene Selbstverständnis aufzugeben. Diesen Idealis-
mus des CV als naiv zu bezeichnen, ist für die historische Analyse wenig 
hilfreich. Stattdessen gilt es anzuerkennen, was der CV eben auch bewirkte: 
einen aus einer positiv verstandenen Emanzipationsgeschichte hergeleite-
ten und in seinen Formen durchaus konsequenten Widerstand gegen die 
Zumutungen nationalsozialistischer Exklusionspolitik bis zum Herbst 
1938. Dass dieser Widerstand letztlich nicht erfolgreich war und angesichts 
der „kumulativen Radikalisierung“ des NS-Regimes (Hans Mommsen) 
auch nicht sein konnte, wird man dem CV nicht anlasten können.
***
Die Herausgeber danken der Stiftung Mercator, Essen, für die großzügige 
Förderung der Forschungen. Den Central Archives for the History of the 
Jewish People in Jerusalem unter dem Direktorat von Dr. Yochai Ben-
Ghedalia und besonders Inka Arroyo Antezana danken wir sehr für die 
vertrauensvolle Zusammenarbeit und die Anfertigung der Digitalisate. Der 
Nordrhein-Westfälischen Akademie der Wissenschaften und der Künste 
unter ihrem damaligen Präsidenten Hanns Hatt und besonders dem Jun-
gen Kolleg, dem wir für einige Jahre angehören durften, danken wir für die 
1 So Gisela Lebzelter, Die Stellung des „Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdi-
schen Glaubens“ zur Machtergreifung, in: Wolfgang Michalka (Hrsg.), Die natio-
nalsozialistische Machtergreifung, Paderborn u. a. 1984, S. 344–356, hier S. 352.
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Möglichkeit der Begegnung und der interdisziplinären Zusammenarbeit. 
In diesem Zusammenhang möchten wir auch an den 2016 verstorbenen 
Manfred J. M. Neumann erinnern. Er war von 2006 bis 2010 Präsident der 
Nordrhein-Westfälischen Akademie der Wissenschaften und ein im besten 
Sinne streitbarer, aber stets fairer und unermüdlicher Förderer des Jungen 
Kollegs. In verschiedenen Phasen des Projekts wurden wir von Susanne 
Bracht und Marvin Granger tatkräftig unterstützt. Martin Herholz hat die 
Artikel redigiert und lektoriert. Sebastian Panwitz gab wichtige Hinweise. 
Ihnen allen sei herzlich gedankt.

Daniel Siemens
Leben ohne Zukunft? 
Zur Selbstverortung des Centralvereins 
in den Jahren 1933 bis 1938
„Deutschtum oder Judentum? … Das wäre eine falsch gestellte Frage. Die 
Lösung sinnloser Fragen aber besteht darin, daß eines Tages nicht mehr so 
gefragt wird. Ja, daß man kaum noch begreifen kann, wie vor Zeiten ein-
mal so gefragt werden konnte.“1  So schrieb der deutsch-jüdische Mediziner, 
Publizist und Geschichtsphilosoph Theodor Lessing im Jahr 1926 in einem 
Beitrag für die von Martin Buber und Salman Schocken herausgegebene 
Monatsschrift Der Jude. Anders als radikale Zionisten oder die National-
sozialisten postulierte Lessing in seinem Aufsatz jedoch keinen unverein-
baren Gegensatz zwischen „Deutschtum“ und „Judentum“, sondern hielt im 
Gegenteil eine scharfe Abgrenzung weder für möglich noch für wünschens-
wert. Zugleich war die Frage für Lessing wie für die meisten der damals 
über 500 000 deutschen Juden existenziell; sie bestimmte ihre Identität, 
Geschichtsvorstellungen und Zukunftshoffnungen.
Sieben Jahre später war Hitler Reichskanzler. Nationalsozialistische 
Schlägertrupps boykottierten jüdische Geschäfte und Einrichtungen, stell-
ten jüdisch-„arische“ Liebespaare wegen angeblicher „Rassenschande“ an 
den Pranger und verschleppten Zehntausende Menschen in die ersten Kon-
zentrationslager, die oftmals über Nacht in alten Fabriken, Kellern und Bara-
cken eingerichtet wurden und daher in der Forschung lange Zeit auch als 
„wilde KZs“ bezeichnet wurden.2  Theodor Lessing als prominenter G egner 
1 Theodor Lessing, Jüdisches Schicksal (1926), in: ders., Wir machen nicht mit! Schrif-
ten gegen den Nationalismus und zur Judenfrage, hrsg. von Jörg Wollenberg (Theo-
dor Lessing. Ausgewählte Schriften, Bd. 2), Bremen 1997, S. 121–128, hier S. 122.
2 Als Überblicke siehe Nikolaus Wachsmann, KL. A History of the Nazi Concentra-
tion Camps, London 2015; Daniel Siemens, Sturmabteilung. Die Geschichte der SA, 
München 2019, S. 177–224; Irene Mayer-von Götz, Terror im Zentrum der Macht. 
Die frühen Konzentrationslager in Berlin, Berlin 2008.
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des Regimes flüchtete ins tschechische Marienbad, wo er am 30. August 
1933 von nationalsozialistischen Attentätern angeschossen wurde; er erlag 
einen Tag später seinen Verletzungen.3
Die Entwicklung und die Ereignisse des Jahres 1933 waren für die deut-
schen Juden ein Schock. Zwar hatte sich spätestens seit der Reichstagswahl 
vom September 1930, aus der die NSDAP als zweitstärkste Partei hervorge-
gangen war, abgezeichnet, dass die Nationalsozialisten realistische Chan-
cen hatten, die deutsche Politik der 1930er-Jahre zu prägen. Nur die wenigs-
ten im Land hatten sich jedoch tatsächlich vorstellen können, mit welcher 
Entschlossenheit und Brutalität die neuen Machthaber seit dem Frühjahr 
1933 daran gingen, das (so ihre Terminologie) „jüdische Element“ im deut-
schen „Volkskörper“ zunächst zu „isolieren“ und wenige Jahre später auch 
physisch zu vernichten. „Man spürte das Donnergrollen, aber man blieb bis 
zum Schluss unvorbereitet“, erinnerte sich der 1908 geborene Zionist und 
Rechtsanwalt Walter Schwarz Jahrzehnte später.4
Die nationalsozialistische Ausgrenzungs- und Verfolgungspolitik stellte 
vor allem die deutschen Juden vor existenzielle Probleme, die – anders als 
die Zionisten – eine dauerhafte Verbindung von Deutschtum und Judentum 
für möglich hielten.5 Es waren vor allem die liberalen und nicht selten auch 
ausgesprochen deutsch-national denkenden bürgerlichen Juden, die sich 
seit 1893 in großer Zahl im Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens (CV) organisierten. Gegründet zur Abwehr des Antisemitismus, 
in Reaktion auf die antisemitischen Wellen der 1870er- und 1880er-Jahre, 
entwickelte sich der CV im frühen zwanzigsten Jahrhundert zur wich-
tigsten Stimme der deutschen Juden.6 1932 hatte er ca. 60 000 M itglieder, 
3 Rainer Marwedel, Theodor Lessing, 1872–1933. Eine Biographie, Darmstadt 1987, 
S. 341–371. 
4 Walter Schwarz, Späte Frucht: Bericht aus unsteten Jahren, Hamburg 1981, S. 44.
5 Zu den Anfangsjahren und zum Aufstieg des Zionismus in Deutschland siehe Stefan 
Vogt, Subalterne Positionierungen. Der deutsche Zionismus im Feld des Nationa-
lismus in Deutschland 1890–1933, Göttingen 2016; Jörg Hackeschmidt, Von Kurt 
Blumenfeld zu Norbert Elias. Die Erfindung einer jüdischen Nation, Frankfurt a. M. 
1997. Zum Verhältnis von Zionismus und Nationalsozialismus siehe Francis R. Nico-
sia, Zionismus und Antisemitismus im Dritten Reich, Göttingen 2012; ders. (Hrsg.), 
Dokumente zur Geschichte des deutschen Zionismus 1933–1941, Tübingen 2018.
6 Zur Geschichte des CV insgesamt siehe vor allem die Pionierstudie von Avraham 
Barkai, „Wehr Dich!“ Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens 
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21 Landesverbände und über 500 Ortsgruppen und war damit die bei Wei-
tem größte jüdische Organisation in Deutschland.7 Zu den wichtigsten 
Zielen des Vereins gehörten das Eintreten für die vollständige rechtliche, 
politische und kulturelle Gleichstellung der deutschen Juden sowie die 
Pflege der deutschen Gesinnung seiner Mitglieder; er strebte also eine weit-
gehende deutsch-jüdische „Synthese“ an. Entsprechend hieß es in Paragraf 
1 der Satzung des CV: „Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens bezweckt, die deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens ohne 
Unterschied der religiösen und politischen Richtung zu sammeln, um sie in 
der tatkräftigen Wahrung ihrer staatsbürgerlichen und gesellschaftlichen 
Gleichstellung sowie in der unbeirrbaren Pflege deutscher Gesinnung zu 
bestärken.“8
Wie konnten solche Ziele von 1933 an weiterverfolgt werden, und wel-
che Plausibilität kam den grundsätzlichen Zielen des CV noch zu? Der 
Verein und seine Mitglieder befanden sich seit Beginn der nationalsozia-
listischen Herrschaft in einem unauflöslichen und tatsächlich tragischen 
(C.V.) 1893–1938, München 2002, sowie Christian Dietrich, Verweigerte Anerken-
nung. Selbstbestimmungsdebatten im „Centralverein deutscher Staatsbürger jüdi-
schen Glaubens“ vor dem Ersten Weltkrieg, Berlin 2014; Arnold Paucker, Deutsche 
Juden im Kampf um Recht und Freiheit. Studien zu Abwehr, Selbstbehauptung 
und Widerstand der deutschen Juden seit dem Ende des 19. Jahrhunderts, Berlin 
2002; Christina Goldmann, Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens im Rheinland und Westfalen 1933–1938, Univ.-Diss. Heinrich Heine-
Universität Düsseldorf 2006, online: https://docserv.uni-duesseldorf.de/servlets/
DerivateServlet/Derivate-8927/Dissertation_Goldmann.pdf [7. 4. 2019]. Zu den 
Anfangsjahren des CV siehe zudem Jacob Borut, Die jüdischen Abwehrvereine zu 
Beginn der neunziger Jahre des 19. Jahrhunderts, in: Aschkenas. Zeitschrift für 
Geschichte und Kultur der Juden 7 (1997) 2, S. 467–494.
7 Johann Nicolai, „Seid mutig und aufrecht!“ Das Ende des Centralvereins deutscher 
Staatsbürger jüdischen Glaubens 1933–1938, Berlin 2016, S. 9; Jürgen Matthäus, 
Kampf ohne Verbündete. Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens 1933–1938, in: Jahrbuch für Antisemitismusforschung 8 (1999), S. 248–
277, hier S. 250.
8 Zit. n. Ludwig Foerder, Die Stellung des Centralvereins zu den innerjüdischen Fra-
gen in den Jahren 1919–1926, Breslau 1927, S. 5. Zur Programmatik des frühen CV 
siehe auch Jehuda Reinharz, „Deutschtum“ und „Judentum“ in the Ideology of the 
Centralverein Deutscher Staatsbürger Jüdischen Glaubens 1893–1914, in: Jewish 
Social Studies 36 (1974) 1, S. 19–39.
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Dilemma. Einerseits konnte niemand die Augen vor den unmittelbaren 
und auch mittelfristigen Folgen der NS-Gewaltpolitik verschließen, die 
allen Versprechungen von der vollständigen staatsbürgerlichen Gleichheit 
der deutschen Juden täglich Hohn sprach. Andererseits aber konnte der 
CV sein fundamentales Glaubensbekenntnis und sein Eintreten für eine 
deutsch-jüdische Symbiose nicht aufgeben, ohne sich selbst der Legitima-
tionsgrundlage seiner Arbeit zu berauben. Dieses Dilemma hatte politische 
und geschichtsphilosophische Dimensionen, es wirkte sich aber auch ganz 
konkret auf das Alltagsleben der Juden im Deutschen Reich aus. Wie konn-
ten sie leben ohne Zukunft? Genauer gesagt, bis zu welchem Grad und auf 
welche Weise waren individuelle Lebensentwürfe noch plausibel angesichts 
der immer klarer werdenden Bestrebungen der Nationalsozialisten, die 
„Judenfrage“ in Deutschland und bald auch in ganz Europa ein für alle Mal 
mit einem Höchstmaß an Gewalt zu „lösen“?9 
Diese Frage steht im Zentrum der folgenden Überlegungen. Dabei 
werde ich zunächst die Ergebnisse der bisherigen Forschung zusammen-
fassen, die hervorgehoben hat, dass der CV der nationalsozialistischen 
Regierung zunächst mit einer Art Appeasement-Politik begegnete und 
erst spät konkrete Alternativen zu einem Leben in Deutschland ernsthaft 
erwog. Anschließend wird die konkrete „Abwehrarbeit“ des CV in den 
Jahren 1933 bis 1938 exemplarisch vorgestellt, ehe der dritte Abschnitt mit 
Blick auf die veröffentlichten wie intern gebliebenen Überlegungen des CV 
in jenen Jahren zeigt, dass dessen Positionen zur Lage und zur Zukunft 
der deutschen Juden tatsächlich deutlich komplexer waren, als nach dem 
Zweiten Weltkrieg vielfach behauptet wurde. Abschließend wird das 
Grundsatzdilemma des CV in den 1930er-Jahren kritisch eingeordnet 
und kontextualisiert. Dieses Dilemma ist nicht allein von historischem 
Interesse, sondern auch relevant angesichts der aktuellen Entwicklungen 
im Europa des einundzwanzigsten Jahrhunderts. Wie ethnische, kultu-
relle oder religiöse Minderheiten mit den Erwartungen und Ansprüchen 
von „Mehrheitsgesellschaften“ umgehen, inwieweit sie sich assimilieren 
9 Zur Radikalisierung der Judenverfolgungen in den 1930er-Jahren eindrücklich: 
Christian Faludi (Hrsg.), Die „Juni-Aktion“ 1938. Eine Dokumentation zur Radi-
kalisierung der Judenverfolgung, Frankfurt a. M. 2013; Michael Wildt, Volksge-
meinschaft als Selbstermächtigung. Gewalt gegen Juden in der deutschen Provinz 
1919 bis 1939, Hamburg 2007.
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können und wollen, ohne fundamentale Aspekte ihrer eigenen Identität 
aufzugeben, und wie sie konkret auf politischen, rechtlichen oder sozia-
len Druck reagieren können, dies sind Fragen von anhaltender politischer 
Aktualität.
1. Mit Blindheit geschlagen? 
 Forschungspositionen zum Agieren des CV in den 1930er-Jahren
In den ersten Jahrzehnten nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs fand 
der CV in der entstehenden zeithistorischen Forschung nur wenig Beach-
tung. Weder im Nachkriegsdeutschland noch im jungen Staat Israel war 
man angesichts des Völkermords an den europäischen Juden besonders 
daran interessiert, Vorstellungen von der möglichen Gestalt einer deutsch-
jüdischen Symbiose in der Zwischenkriegszeit besondere Aufmerksam-
keit zu widmen. Auch die damaligen innerjüdischen Debatten zwischen 
Zionisten und „deutschnationalen“ Juden hallten noch lange nach.10 
Geschichtswissenschaftliche Studien zum deutschen Nationalismus des 
späten neunzehnten und frühen zwanzigsten Jahrhunderts behandelten 
den CV allenfalls am Rande. Lange Zeit zentral für die historische For-
schung war die hochgradig politisierte Auseinandersetzung um einen 
vermeintlichen deutschen Sonderweg in die Moderne, der – so seine Für-
sprecher – eine klare Linie von der kleindeutschen Nationalstaatsbildung 
von „oben“ unter Bismarck bis zum Nationalsozialismus propagierte.11 In 
diesem Zusammenhang konnte der CV kaum anders denn als ein beson-
ders unglückliches Beispiel ideologischer Kurzsichtigkeit wahrgenommen 
10 Pars pro toto: Robert Weltsch, Die deutsche Judenfrage. Ein kritischer Rückblick, 
Königstein/Ts. 1981. Siehe in diesem Zusammenhang auch Christian Wiese, 
„Doppel gesichtigkeit des Nationalismus“. Die Ambivalenz zionistischer Identität 
bei Robert Weltsch und Hans Kohn, in: Andrea Schatz/ders. (Hrsg.), Janus figuren. 
„Jüdische Heimstätte“, Exil und Nation im deutschen Zionismus, Berlin 2006, 
S. 213–252.
11 Kritisch zur Sonderwegsthese zuletzt Margaret L. Anderson, Ein Demokratie-
defizit? Das Deutsche Kaiserreich in vergleichender Perspektive, in: Geschichte 
und Gesellschaft 44 (2018) 3: Demokratiegeschichten, hrsg. von Tim B. Müller und 
Hedwig Richter, S. 367–398.
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werden.12 Die Widersprüche und Zwänge, denen die Juden in Deutschland 
ausgesetzt waren, interessierten die primär politik- und sozialgeschicht-
lichen Forschungen bis Ende des zwanzigsten Jahrhunderts kaum  – von 
wenigen wichtigen Ausnahmen abgesehen, etwa Till van Rahdens Biele-
felder Dissertation zu jüdischem Leben in der niederschlesischen Kapitale 
Breslau oder den wegweisenden Arbeiten zum CV von Arnold Paucker und 
Jürgen Matthäus.13 Wie durchgreifend die lange vorherrschende Margina-
lisierung des CV im deutsch-jüdischen Gedächtnis war, zeigt sich etwa 
daran, dass noch bis vor wenigen Jahren die Dauerausstellung des Jüdi-
schen Museums in Berlin diese mit Abstand größte jüdische Organisation 
des Kaiserreichs und der Weimarer Republik nur kursorisch erwähnte.
Neuere Forschungsarbeiten haben allerdings begonnen, die Geschichte 
des Centralvereins umfassend zu untersuchen, wobei vor allem die Zeit nach 
dem Ersten Weltkrieg stärker in den Blick genommen wird.14 Gleich mehrere 
12 Vgl. etwa Fritz Stern, The Burden of Success – Reflections on German Jewry, in: 
ders., Dreams and Delusions  – The Drama of German History, New York 1987, 
S. 97–118. Siehe auch Charlotte Kahn, Juden in Deutschland, deutsche Juden oder 
jüdische Deutsche? Selbstverständnis und Perspektiven der in Deutschland leben-
den Juden, in: Susanne Schönborn (Hrsg.), Zwischen Erinnerung und Neubeginn. 
Zur deutsch-jüdischen Geschichte nach 1945, München 2016, S. 284–303.
13 Till van Rahden, Juden und andere Breslauer. Die Beziehungen zwischen Juden, 
Protestanten und Katholiken in einer deutschen Großstadt von 1860 bis 1925, Göt-
tingen 2000; Jürgen Matthäus, Deutschtum and Judentum under Fire: The Impact 
of the First World War on the Strategies of the Centralverein and the Zionistische 
Vereinigung, in: Leo Baeck Institute Year Book 23 (1988), S. 129–147; ders., Kampf 
ohne Verbündete; ders., Abwehr, Ausharren, Flucht. Der Centralverein deutscher 
Staatsbürger jüdischen Glaubens und die Emigration bis zur „Reichskristallnacht“, 
in: Claus-Dieter Krohn u. a. (Hrsg.), Exilforschung. Ein internationales Jahrbuch, 
Bd. 19: Jüdische Emigration zwischen Assimilation und Verfolgung, Akkultura-
tion und jüdischer Identität, München 2001, S. 18–40; Paucker, Deutsche Juden im 
Kampf um Recht und Freiheit.
14 Anna Ullrich, Von „jüdischem Optimismus“ und „unausbleiblicher Enttäuschung“. 
Erwartungsmanagement deutsch-jüdischer Vereine und gesellschaftlicher Anti-
semitismus 1914–1938, Berlin 2018; Isabel Enzenbach, „Kennwort: Gummi“. Der 
Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens im Kampf um den öffent-
lichen Raum von 1893 bis zum Ende der Weimarer Republik, in: Christina von 
Braun (Hrsg.), Was war deutsches Judentum? 1870–1933, Berlin 2015, S. 203–220. 
Einen guten Überblick über neue Publikationen zum CV bietet die Internetseite 
Centralverein.net, die von einem Forschungsnetzwerk von zum CV arbeitenden 
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Studien konzentrieren sich auf die Rechtsschutzarbeit des CV im Kaiser-
reich und in der Weimarer Republik.15 Auch zu den frühen Jahren der nati-
onalsozialistischen Diktatur liegen mit den Büchern von Hannah Ahlheim 
(zu antisemitischen Boykotten vor und nach 1933) und Christoph Kreutz-
müller (zur Vernichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit in Berlin) inzwi-
schen wichtige Studien vor, die die praktische Bedeutung des CV als Anlauf- 
und Beratungsstelle für deutsche Juden eindrücklich belegen.16 Besonders zu 
erwähnen ist auch die im Jahr 2016 veröffentliche Potsdamer Dissertations-
schrift von Johann Nicolai, die sich – im Anschluss an Jürgen Matthäus – 
umfassend mit den veröffentlichten Positionen des CV in den Jahren 1933 
bis zu dessen Verbot im November 1938 auseinandergesetzt hat.17 Weiterhin 
arbeitet Kirsten Heinsohn von der Hamburger Forschungsstelle für Zeitge-
schichte an einer Studie zu Eva G. Reichmann, der wichtigsten Frau in der 
CV-Führungsriege, die gemeinsam mit ihrem Mann Hans die NS-Zeit im 
Londoner Exil überlebte und nach dem Zweiten Weltkrieg im Auftrag der 
Wiener Library Ego-Dokumente verfolgter Juden sammelte und damit zu 
einer der ersten Holocausthistorikerinnen wurde.18 Auch l iegen inzwischen 
Kolleginnen und Kollegen betrieben wird: https://centralverein.net/ressourcen/
bibliographie/ [6. 4. 2019].
15 Christoph Jahr, Antisemitismus vor Gericht. Debatten über juristische Ahndung 
judenfeindlicher Agitation in Deutschland (1879–1960), Frankfurt a. M. 2011; Inbal 
Steinitz, Der Kampf jüdischer Anwälte gegen Antisemitismus. Die strafrechtliche 
Rechtsschutzarbeit des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens 
(1893–1933), Berlin 2008; Cornelia Hecht, Deutsche Juden und Antisemitismus in 
der Weimarer Republik, Bonn 2003.
16 Hannah Ahlheim, „Deutsche, kauft nicht bei Juden!“ Antisemitismus und politi-
scher Boykott in Deutschland 1924 bis 1935, Göttingen 2011; Christoph Kreutz-
müller, Ausverkauf. Die Vernichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit in Berlin 
1930–1945, Berlin 2012.
17 Nicolai, „Seid mutig und aufrecht!“; Matthäus, Kampf ohne Verbündete. Siehe 
außerdem David Jünger, Jahre der Ungewissheit. Emigrationspläne deutscher Juden 
1933–1938, Göttingen 2016, sowie den Beitrag von Frank Wolff in diesem Band.
18 Erste Ergebnisse sind publiziert in Kirsten Heinsohn, Verteidiger des Liberalismus. 
Eva G. Reichmann (1897–1998) und der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdi-
schen Glaubens, in: Angelika Schaser/Stefanie Schüler-Springorum (Hrsg.), Libe-
ralismus und Emanzipation. In- und Exklusionsprozesse im Kaiserreich und in der 
Weimarer Republik, Stuttgart 2010, S. 157–176; vgl. Hans-Christian Jasch/Stephan 
Lehnstaedt (Hrsg.), Verfolgen und Aufklären. Die erste Generation der Holocaust-
forschung, Berlin 2019.
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transnationale Studien vor, die das Schicksal der deutschen Juden angesichts 
des Aufstiegs faschistischer Bewegungen und Regime in vielen Ländern 
Europas während der Zwischenkriegszeit vergleichend analysieren und in 
diesem Zusammenhang die Politik des CV untersuchen.19
Diese Forschungen haben insgesamt das Wissen um die Geschichte des 
CV im letzten Jahrzehnt seines Bestehens bedeutend erweitert. Indem der 
Fokus nicht mehr allein auf ideologisch-politischen, sondern auch auf prakti-
schen Fragen der alltäglichen Arbeit des Vereins liegt, entsteht ein neues Bild, 
das diese Vereinsarbeit und die sie tragenden Akteure deutlich differenzierter 
als zuvor darstellt. Wenn man das Wirken des CV nicht ausschließlich vom 
Ende aus betrachtet, sondern darauf abstellt, was zu einem ganz bestimmten 
historischen Zeitpunkt in der späteren Weimarer Republik und im frühen 
„Dritten Reich“ möglich und sinnvoll schien, nicht zuletzt, um den Alltag der 
Juden in Deutschland zu verbessern, dann erscheint der CV als eine erstaun-
lich dynamische und mitunter unerwartet entschlossene Interessenvertre-
tung.20 Am letztlich unauflöslichen Grundwiderspruch seiner Programmatik 
im nationalsozialistischen Deutschland ändert dies nichts.
2. Kampf auf verlorenem Posten: 
 Die Abwehrarbeit des CV in den Jahren 1933–1938
Auf die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar 1933 reagierte 
der Centralverein umgehend und veröffentlichte bereits am 2. Februar eine 
Erklärung in der vereinseigenen C.V.-Zeitung.21 Angesichts der Zusammen-
setzung der neuen Regierung erwarte der Verein, so heißt es dort, dass die 
19 Vgl. etwa Guy Miron, The Waning of Emancipation. Jewish History, Memory, and 
the Rise of Fascism in Germany, France and Hungary, Detroit 2011.
20 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt Daniel Fraenkel, Jewish Self-Defense under 
the Constraints of National Socialism: The Final Years of the Centralverein, in: 
David Bankier (Hrsg.), Probing the Depths of German Antisemitism, Jerusalem 
2000, S. 339–359.
21 Hinweise, die in die folgenden Überlegungen eingeflossen sind, verdanke ich der 
von mir betreuten Masterarbeit von Jan Darnauer, Der Centralverein deutscher 
Staatsbürger jüdischen Glaubens zwischen historischem Anspruch und politischer 
Realität, Universität Bielefeld 2015 (unveröffentlicht).
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verfassungsmäßigen Rechte der deutschen Juden nicht angetastet würden. 
Sollte dies dennoch geschehen – womit der CV erkennbar rechnete –, dann 
werde man massive Gegenwehr leisten.22 Im Übrigen vertraue man dem 
Reichspräsidenten Hindenburg und der allgemeinen Vernunft: „Auch in 
dieser Zeit werden die deutschen Juden ihre Ruhe nicht verlieren, die ihnen 
das Bewusstsein untrennbarer Verbundenheit mit allem wirklichen Deut-
schen gibt. […] Viel zu tief ist in ihnen das Bewusstsein verwurzelt, was für 
sie der deutsche Lebensraum bedeutet. […] Sie vertrauen auf den endlichen 
Sieg von Wahrheit und der Vernunft.“23 Die Anspielung auf die sprichwört-
lich gewordenen Worte des ehemaligen Gouverneurs von Berlin, Friedrich 
Graf von der Schulenburg, nach der preußischen Niederlage gegen Napo-
leon bei Jena und Auerstedt im Jahr 1806 („Ruhe ist die erste Bürgerpflicht“) 
war einerseits gut gewählt, positionierte sich der CV hiermit doch als Ver-
fechter vermeintlich nationaldeutscher Tugenden. Andererseits wirken sie 
angesichts der dramatischen Zukunftsaussichten für die deutschen Juden 
aber auch merkwürdig kraft- und hilflos. Daher ist auch Johann Nicolais 
Urteil, der CV habe sich seinerzeit in einer „fast angriffslustigen Weise 
abwehrbereit“ und „kämpferisch“ gezeigt, nur bedingt zuzustimmen.24 
Aufmerksame Leser konnten schon damals kaum übersehen, dass hinter 
der mitunter starken Rhetorik des CV kaum tatsächliche Macht stand, die 
er zur Erreichung der von ihm propagierten Ziele einsetzen konnte.
In den kommenden Wochen änderte sich dieses Bild kaum. Die Füh-
rung des CV appellierte an die „Selbstdisziplin“, kündigte „Arbeit nach 
innen“ an und versicherte ihren Mitgliedern, auch die neue Regierung 
werde Leben und Eigentum der Juden schützen.25 Dass eine solche Zusiche-
rung überhaupt gegeben wurde, zeigt allerdings zugleich, wie prekär genau 
diese fundamentalen Sicherheiten angesichts der nationalsozialistischen 
Überfälle auf angebliche wie vermeintliche Regimegegner, unter ihnen viele 
Juden, sowie der landesweit inszenierten antijüdischen Boykottaktionen 
vom späten März und frühen April 1933 waren. Auf letztgenannte reagierte 
der CV mit einer öffentlichen Stellungnahme in Form eines mit „Haltung!“ 
22 Ludwig Holländer, „Die neue Regierung“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 5 vom 2. 2. 1933, 
S. 33 f.
23 Ebenda, S. 2.
24 Nicolai, „Seid mutig und aufrecht!“, S. 23–25.
25 Darnauer, Der Centralverein, S. 29.
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betitelten Leitartikels des jüdischen Gelehrten und Herausgebers der Ency-
clopaedia Judaica, Ismar Elbogen, veröffentlicht in der C.V.-Zeitung vom 
6. April 1933. Elbogen stellte zunächst unumwunden fest, dass Zehntau-
sende Juden „aus ihrem Brot und ihrem Beruf gedrängt“ und zahlreiche 
selbstständige Existenzen „entwurzelt“ worden seien. Dies sei jedoch nicht 
allein ein Unglück für die Juden, sondern auch für „ganz Deutschland“, 
da alle im Land unter den zwangsläufigen wirtschaftlichen Einbußen der 
natio nalsozialistischen Judenpolitik zu leiden hätten. Der Ton der Durch-
halteappelle des CV klang bereits jetzt, Anfang April 1933, schrill. Kaum 
verhüllt reagierte der Verein auf eine unter den deutschen Juden weitver-
breitete Endzeitstimmung: „Unsere Lage ist nur so lange verzweifelt, wie wir 
selbst an uns zweifeln! Eine Gemeinschaft geht nicht unter, wenn sie selbst 
sich nicht aufgibt!“26 Eine Woche später erklärte Alfred Hirschberg: „Es ist 
für deutsche Juden keine Zeit für Pathos, für Proteste, für Erklärungen. […] 
Wenn ein Schiff im Sinken ist, mag es richtig sein, den letzten Augenblick 
durch gemeinsamen Gesang zu erleichtern. Solange aber das Schiff noch 
schwimmt und die Möglichkeit einer Rettung besteht, kommandiert man 
nicht zum Gesang, sondern zur kühlen Tat.“27
Die Metaphern waren verräterisch. Untergangsszenarien und Verzweif-
lung waren unter den deutschen Juden bereits zu diesem Zeitpunkt allge-
genwärtig. Im Mai 1933 diagnostizierte der CV eine „tiefe seelische Depres-
sion“, nicht ohne gleich darauf zu betonen, dass nun auf dem „Trümmerfeld, 
unter dem unsere Hoffnungen und Gefühle als deutsche Juden wohl für 
lange Zeit klaftertief verschüttet worden sind, mit mutiger Entschlossenheit 
ein neues Bauwerk“ zu errichten sei.28
Bei der Analyse solcher Äußerungen ist allerdings zu berücksichtigen, 
dass sich der CV aus politischen Gründen scharfer Kritik an den neuen 
Machthabern enthielt, um möglichen Betätigungsverboten zu entgehen. So 
wurde publizistisch nicht zum Thema, dass bereits am 1. März 1933 ein SA-
Trupp führende Männer des CV, unter ihnen Alfred Hirschberg und Fried-
26 Ismar Elbogen, „Haltung!“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 14 vom 6. 4. 1933, S. 117.
27 Alfred Hirschberg, „Deutsch-jüdische Wirklichkeit“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 15 vom 
13. 4. 1933, S. 129–131, Russisches Staatliches Militärarchiv (RGWA), f. 721, op. 2, 
d. 233, l. 43 (= CAHJP–HM2/8845). 
28 G. Philipp, „Was tun?“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 21 vom 26. 5. 1933, S. 185 f, RGWA, 
f. 721, op. 2, d. 233, l. 69 (= CAHJP–HM2/8845).
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rich Brodnitz, im Berliner Büro verhaftet hatte. Sie wurden allerdings nach 
wenigen Stunden wieder freigelassen.29 Die Vereinsspitze setzte zunächst 
auf Zeitgewinn, Eingaben an die Behörden und Verhandlungen hinter den 
Kulissen. Im Gegenzug war sie bereit, der Stimmung unter den eigenen 
Mitgliedern nur gedämpft öffentlich Ausdruck zu geben.30
Dies sollte ein Charakteristikum des CV der Jahre 1933 und 1934 blei-
ben, wie zahlreiche Zuschriften aus dem ehemaligen Vereinsarchiv zei-
gen.31 So beschwerte sich die Ortsgruppe Essen des CV am 20. Juni 1933 
bei der Zentrale in Berlin darüber, dass die C.V.-Zeitung noch Inserate des 
B erliner Tageblatts veröffentliche, obwohl die ehemals liberale Zeitung, seit 
sie gleichgeschaltet sei, eine „mehr als zweifelhafte Haltung“ zur Stellung 
der jüdischen Deutschen einnehme.32 Bereits am 28. April 1933 war das 
CV-Mitglied Käthe Hammerstein so empört über den politischen Kurs des 
CV, dass sie dem Verein einen geharnischten, dreiseitigen Beschwerdebrief 
schrieb. Als Angestellte gerade erst wegen der judenfeindlichen Gesetz-
gebung der neuen Regierung entlassen, wie sie schrieb, empfand sie die offi-
ziellen Stellungnahmen des Vereins in der C.V.-Zeitung als „widerwärtige“ 
und „ekelhafte“ Anbiederung. Der CV habe die Aufgabe, den Juden „mora-
lischen Rückhalt und jüdisches Bewusstsein zu geben“, betone aber stattdes-
sen fortwährend die nationale Einstellung, die jedem CV-Mitglied sowieso 
klar sei. „Wir wollen nicht um Anerkennung buhlen“, stellte Hammerstein 
fest, zumal es unzweifelhaft sei, dass die deutsche Mehrheits gesellschaft 
die Liebe der deutschen Juden nicht erwidere. Für Hammerstein war der 
fundamentale Einschnitt des 30. Januar 1933 bereits ein Vierteljahr spä-
ter unumkehrbar: „Die Emanzipation der deutschen Juden ist unvollendet 
abgebrochen.“33
29 Barkai, Der Centralverein, S. 273.
30 Kreutzmüller, Ausverkauf, S. 262–265.
31 Zum damaligen Meinungsspektrum der Mitglieder siehe auch Barkai, Der Central-
verein, S. 290–293.
32 Schreiben der CV-Ortsgruppe Essen an die Zentrale des CV in Berlin vom 20. Juni 
1933, RGWA, f. 721, op. 2, d. 161, l. 3 (= CAHJP–HM2/8844).
33 Schreiben von Käthe Hammerstein, Berlin, an die Redaktion der C.V.-Zeitung vom 
28. April 1933, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1827, l. 238–240 (= CAHJP–HM2/8739). Zu 
dieser und ähnlicher Kritik ausführlich: Ullrich, Von „jüdischem Optimismus“ 
und „unausbleiblicher Enttäuschung“.
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Vor dem Hintergrund dieser an der Vereinsbasis durchaus verbreite-
ten Stimmung war es von großer Bedeutung, dass sich der CV nicht nur 
„seelsorgerisch“ betätigte, damit „die deutschen Juden auch in den kleinsten 
Orten sich nicht verlassen fühlen“,34 sondern dass er als Ansprechpartner 
und Rechtsbeistand der deutschen Juden auch sichtbare Erfolge erzielte. In 
der Tat intensivierte insbesondere die Rechtsabteilung des CV vom März 
1933 an ihre Arbeit, sowohl im Hinblick auf Eingaben an die Behörden und 
konkrete Klagen vor Gericht als auch mit Blick auf die Informationsverbrei-
tung unter den Vereinsmitgliedern.35 Von der Berliner Zentrale aus wurden 
einschlägige Urteile der Gerichte gesichtet und kommentiert an die Landes-
verbände wie auch an einzelne Mitglieder versandt.36 Dies war umso wichti-
ger, als Rechtssicherheit für Juden bereits in dieser frühen Phase, 1933–1934, 
kaum mehr gegeben war. Vereinzelte Erfolge bei den Behörden, die dem CV 
mitunter Zusagen machten, veränderten vor Ort kaum etwas.37 So meldete 
beispielsweise der Landesverband Ostpreußen des CV Anfang Juni 1933 
nach Berlin, dass in der Kleinstadt Neidenburg fortgesetzt „öffentliche Boy-
kotthandlungen auf der Straße“ stattfinden würden. Die Bescheinigung des 
örtlichen Gau-Kampfbundleiters, der entsprechende Aktionen untersagte, 
habe lediglich dazu geführt, dass die Boykottaufrufe jetzt nicht mehr von 
Uniformierten, sondern von Nationalsozialisten in bürgerlicher Kleidung 
ausgingen.38 In vielen anderen Orten des Reichs war die Situation ähnlich.39 
34 Die Zitate nach: „Aus der praktischen Arbeit des C.V.“ vom 4. Februar 1934, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 35, l. 2–3 (= CAHJP–HM2/8693).
35 Ausführlich: Barkai, Der Centralverein, S. 270–299; Nicolai, „Seid mutig und auf-
recht!“, S. 23–60.
36 Siehe etwa die einschlägigen Unterlagen in RGWA, f. 721, op. 2, d. 175 (= CAHJP–
HM2/8789).
37 Es war bezeichnend, dass der CV eigens eine Akte „Erfolge unserer Arbeit“ anlegen 
ließ, denn Misserfolge waren der Normalfall. Siehe Matthäus, Kampf ohne Verbün-
dete, S. 264. Die Signatur des fraglichen Bandes lautet RGWA, f. 721, op. 1, d. 190 
(= CAHJP–HM2/8697).
38 Schreiben des CV-Landesverbands Ostpreußen an die Zentrale des CV in Berlin 
vom 9. Juni 1933, RGWA, f. 721, op. 2, d. 162, l. 8 (= CAHJP–HM2/8844); Louis 
Rosenzweig an den CV in Berlin vom 10. Januar 1934, RGWA, f. 721, op. 2, d. 165, l. 3 
(= CAHJP–HM2/8844). Siehe auch den Aufsatz von Thomas Reuß in diesem Band.
39 Siehe etwa die Beispiele in dem Schreiben Max Mendels an den Jüdischen Central-
verein Köln vom 10. Februar 1927, RGWA, f. 721, op. 2, d. 2555, l. 36 (= CAHJP–
HM2/8772).
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Gegenspieler des CV war oftmals der Nationalsozialistische Kampfbund für 
den gewerblichen Mittelstand, der durch Anzeigen in örtlichen Tageszeitun-
gen und mit Parolen wie „Wer sein Geld zum Juden trägt, sich mit eignen 
Fäusten schlägt“ sowie die Herausgabe von Hetzschriften an der wirtschaft-
lichen Ausgrenzung jüdischer Händler im ganzen Reich arbeitete.40 
Ein Studium der 402 Seiten starken Akte mit Dokumenten des CV-
Landesverbandes Rheinland Linksrhein, die Meldungen von antisemi-
tischen Vorfällen zwischen 1933 und 1938 enthält, macht exemplarisch 
deutlich, dass der CV vielfach über die Rolle des unfreiwilligen Beobachters 
kaum hinauskam. Der Empfang von Beschwerdeschreiben wurde von den 
Behörden und Parteidienststellen in der Regel bestätigt und angeblich auch 
geprüft. Gehandelt im Sinne des CV wurde jedoch kaum. Ab 1935 blieben 
immer mehr Schreiben gänzlich unbeantwortet. Zugleich verschärfte das 
Regime den sozialen Druck auf die Juden in Deutschland. Uniformierte 
SA-Männer und Parteigenossen in Zivil schüchterten nichtjüdische Kun-
den jüdischer Geschäfte massiv ein und entzogen den Geschäftsinhabern 
auf diese Weise früher oder später die Existenzgrundlage. Typisch für die 
brutale Diktion der Nationalsozialisten war folgender Aufruf eines NSDAP-
Kreisleiters: „Ich werde jedem, bei dem festgestellt wird daß er beim Juden 
kauft, auch danach einschätzen. Wer in Zukunft als Judenknecht festge-
stellt wird ist ein Schuft und hat das Recht verwirkt weiterhin als deutscher 
Volksgenosse behandelt zu werden.“41
Wer solche Aufrufe ignorierte, wurde in vielen Fällen von National-
sozialisten in Zivil fotografiert und anschließend symbolisch an den 
Pranger gestellt, indem die aufgenommenen Bilder auf Flugblättern oder 
in NS-Partei organen abgedruckt wurden. Vereinzelt kam es auch zu 
Denunziationen von „Volksgenossen“, die auf eigene Faust potenzielle 
Kunden jüdischer Geschäfte als „Judenknechte“ und „Vaterlandsverräter“ 
beschimpften.42 Auf dem Land zwang die NSDAP Bauern, Erklärungen 
40 Vgl. die Zeitungsausschnitte und Korrespondenz in RGWA, f. 721, op. 2, d. 162 
(= CAHJP–HM2/8844), sowie den Aufsatz von Thomas Reuß in diesem Band.
41 Zeitungsausschnitt mit einem Aufruf des NSDAP-Ortsgruppenleiters der 
Ortsgruppe Hückelhoven vom Sommer 1937, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2555, l. 10 
(= CAHJP–HM2/8772) [Interpunktion so im Original].
42 Schreiben des Jüdischen Centralvereins Köln an den Landrat von Simmern vom 
27. Oktober 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2555, l. 45 (= CAHJP–HM2/8772).
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auszufüllen, in denen sie sich verpflichteten, jegliche Geschäftsbeziehung 
mit Juden umgehend einzustellen.43 Die letzten Einträge in der fraglichen, 
willkürlich herausgegriffenen Akte aus dem Rheinland stammen aus dem 
Monat Oktober 1938. Gemeldet wurden Wohnungseinbrüche bei jüdischen 
Familien und deren Misshandlung, Zerstörungen von Wohnhäusern und 
Synagogen sowie Drohungen gegen Gewerbetreibende – deutsche Realität 
in weiten Teilen des „Dritten Reichs“ schon Wochen vor dem Pogrom des 
9./10. November 1938, in dessen Folge auch der inzwischen in „Jüdischer 
Central-Verein“ umbenannte CV verboten und aufgelöst wurde.44 
Eingaben des CV an die Behörden blieben zwischen 1933 und 1938 auch 
deshalb zunehmend erfolglos, weil es selbst für die vielfach juristisch aus-
gebildeten Funktionäre des Vereins extrem schwer zu erkennen war, welche 
der zahlreichen neu geschaffenen Behörden im „Dritten Reich“ für Abhilfe 
bei antijüdischen Einschüchterungen und Verfolgungen hätte zuständig 
sein können.45 Ganz entgegen seiner Absicht und auch eingedenk punktu-
eller Erfolge wurde der CV so zunehmend zu einer Informationsquelle für 
das NS-Regimes, das über die Eingaben und Beschwerden des CV verläss-
lich Rückschlüsse auf die Wirksamkeit ihrer antijüdischen Verfolgungs-
maßnahmen ziehen konnte.46 Resigniert schloss eine jüdische Familie aus 
Hückelhoven im Kreis Erkelenz, deren Geschäfte unter den fortgesetzten 
Boykottaktionen der NSDAP litten, ein Schreiben an den CV mit folgenden 
Worten ab: „Es bleibt uns daher nur der Weg, die Geschäfte baldmögl[ichst] 
zu verkaufen. Wir danken Ihnen für Ihre Mühewaltung und glauben kaum, 
dass weitere Interventionen angebracht sind.“47 Ein anderes CV-Mitglied 
bemerkte spitz, außer erhöhtem „Umsatz der Reichspost an Briefmarken“ 
hätten die juristischen Bemühungen des CV in seiner Sache keine p ositiven 
43 Schreiben des CV-Landesverbands Rheinland Linksrhein an den Jüdischen Cen-
tral-Verein vom 27. Januar 1937, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2555, l. 38–39 (= CAHJP–
HM2/8772).
44 Schreiben des CV Landesverbands Rheinland Linksrhein an den Jüdischen Cen-
tral-Verein vom 3. Oktober 1938, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2555, l. 2–3 (= CAHJP–
HM2/8772).
45 Matthäus, Kampf ohne Verbündete, S. 260.
46 Ebenda, S. 265.
47 Schreiben der Gebr. Hermanns, Hückelhoven, an den Jüdischen Centralverein vom 
31. August 1937, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2555, l. 5 (= CAHJP–HM2/8772).
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Wirkungen gehabt.48 Auch langjährige Mitglieder traten nun in immer 
größerer Zahl aus dem CV aus, weil sie die „Organisation nicht mehr für 
existenzberechtigt“ und ihre Arbeit schlicht für „überflüssig“ erachteten.49
3. Ausharren, Hoffen, Gestalten: 
 Die Entwicklung der ideologischen Positionen im CV
Nachdem der lähmende Schock der nationalsozialistischen Machtüber-
nahme zumindest oberflächlich überwunden war, stürzte sich der CV nicht 
nur in die praktische Arbeit, sondern überdachte auch seine ideologische 
Position. Bis ins Jahr 1935 hinein war es unter den Vordenkern des CV 
(zumindest öffentlich erklärter) Konsens, dass das deutsche Judentum die 
neue Zeit als historische Herausforderung begreifen und gestalten müsse. 
Wie diese Aufgabe besonders nach der Etablierung der NS-Führerdikta-
tur im Sommer 1934 – also nach dem vermeintlichen Röhm-Putsch, den 
politischen Morden an missliebigen NS-Führern wie auch konservativen 
Regimegegnern und dem altersbedingten Tod des Reichspräsidenten Hin-
denburg – anzugehen war, darüber geben zwei Dokumente exemplarisch 
Aufschluss, die wegen ihrer Bedeutung für das Selbstverständnis des CV im 
Folgenden genauer analysiert werden. Es handelt sich zum einen um Schu-
lungsunterlagen, die die dem CV nahestehende Jugendorganisation „Der 
Ring. Bund deutsch-jüdischer Jugend“ am 22. Juli 1934 an die Teilnehmer 
eines bevorstehenden „Führerlagers“ in Rüdnitz, unweit von Berlin gelegen, 
verschickte. Unter diesen Unterlagen waren die Dispositionen zweier Refe-
rate des CV-Führungsmitglieds Eva Reichmann-Jungmann (später Eva G. 
Reichmann) sowie des gleichaltrigen Rabbiners Ignaz Maybaum, der sei-
nerzeit in Frankfurt an der Oder lehrte. Sie sind aufschlussreich, weil sie 
die Gedankengänge im deutsch-jüdischen Lager transparent machen und 
gleichzeitig, anders als etwa die offiziellen Stellungnahmen in der C.V.- 
Zeitung, nicht der Selbstzensur unterlagen. 
48 Schreiben von Max Mendel, Linnich, an den Jüdischen Centralverein Köln vom 
4. April 1937, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2555, l. 29 (= CAHJP–HM2/8772).
49 Schreiben des CV-Landesverbandes Niederschlesien an die Zentrale des CV vom 
8. November 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 620, l. 28 (= CAHJP–HM2/8709).
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Ausgehend von der „Erschütterung des Jahres 1933“ stellte sich für 
Reichmann die Frage nach der „Glaubwürdigkeit des Emanzipationsge-
dankens“. Es sei zu klären, ob es eine deutsch-jüdische Zukunft noch geben 
könne. Reichmann diskutierte zunächst die Zielsetzungen des Zionismus, 
wobei sie die Frage aufwarf, ob der „zionistische Weg“ inzwischen die „ein-
zige Möglichkeit jüdischer Lebenserfüllung“ geworden sei.50 Dies war für 
sie kaum mehr als eine rhetorische Frage. Ihre Sympathien lagen bei der 
im Folgenden skizzierten „deutsch-jüdischen“ Position, die auf einer drei-
fachen Entscheidung beruhe: Erstens sei sie eine „jüdische Entscheidung“, 
die in gesamtjüdischer Verantwortung  – gemeint war offenbar die welt-
weite Situation der Juden – zu treffen sei. Zweitens sei es eine „deutsche Ent-
scheidung“, die durch „Liebe und Wille zu Deutschland“ gekennzeichnet 
sei. Es sei zugleich eine „Ehrenrettung [des Emanzipationsgedankens] des 
19. Jahrhunderts“. Drittens sei es auch eine „ethische Entscheidung“. Hierzu 
vermerkte das Konzeptpapier lediglich: „Die Macht der Ohnmacht. Wesen 
und Sinn des jüdischen Anders-Seins“. Man wird annehmen können, dass 
Reichmann in diesem Abschnitt einige grundsätzliche Ausführungen zur 
Jahrtausende alten Geschichte und aktuellen Situation des Judentums vor-
gesehen hatte, vor deren Hintergrund dann die historische Aufgabe des 
deutschen Judentums im Jahr 1934 diskutiert werden sollte. Ihr Vortrag 
endete mit einigen Bemerkungen über den Weg, wie dieses Ziel zu erreichen 
sei. Die Vorschläge fielen vergleichsweise konventionell aus und weisen 
damit auf den grundsätzlichen Kontrast zwischen Anspruch und Wirklich-
keit hin, der so viele programmatische Äußerungen jener Jahre kennzeich-
nete: „Existenzsicherung. Berufsgliederung. Geistige Arbeit als Brücke zur 
Gemeinschaft“.51
Ignaz Maybaums Referat trug den Titel „Die geschichtliche Auf-
gabe des deutschen Judentums“. Auch seine Ausführungen begannen mit 
einer Auseinandersetzung mit dem Zionismus, was darauf hindeutet, dass 
50 Auf die Auseinandersetzungen des CV um einen „deutschen Zionismus“ in den 
späten 1920er- und frühen 1930er-Jahren kann in diesem Aufsatz nicht detailliert 
eingegangen werden. Siehe hierzu Barkai, Der Centralverein, S. 238–257; Nicolai, 
„Seid mutig und aufrecht!“, S. 101–126; Goldmann, Der Centralverein, S. 293–344; 
sowie die nachfolgenden Aufsätze in diesem Band.
51 Konzeptpapier von Eva Reichmann-Jungmann, Deutschjüdische Arbeit  – Recht 
und Pflicht, RGWA, f. 721, op. 1, d. 46, l. 103 (= CAHJP–HM2/8693).
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R eichmann und er davon ausgingen, dass zionistische Gedanken unter den 
jungen Teilnehmern des „Führerlagers“ weitverbreitet waren. Entsprechend 
war Maybaum bemüht, die Position der liberalen deutschen Juden, wie sie 
der CV verkörperte, als eine genuin jüdische zu schildern – und damit das 
Hauptargument des Zionismus zu widerlegen. Eine seiner Thesen lautete: 
„Das Judentum in Palästina durchlebt eine historische Zeit, die das deutsche 
Judentum schon hinter sich hat. Aus diesem Ältersein des deutschen Juden-
tums ergibt sich die Führerstellung des deutschen Judentums im Gesamt-
judentum. Daher ist die Erhaltung des deutschen Judentums eine jüdische 
Aufgabe.“ Mit diesen Ausführungen kehrte Maybaum die zionistische 
Argumentation geradezu um. Nicht in Palästina werde über die Zukunft des 
Judentums entschieden, sondern in Mitteleuropa, wo den deutschen Juden 
auch angesichts der Entwicklungen in Osteuropa, in den Jahrhunderten 
zuvor die Quelle jüdischer Orthodoxie und Spiritualität, eine geradezu glo-
balhistorische Bedeutung zukomme. Die jüdische Bildungsaufgabe der Zeit 
habe entsprechend zwei Seiten: „1. Wir wollen Europäer bleiben und bejahen 
deshalb in Treue den deutschen Raum, der uns dazu Möglichkeit gibt. 2. Wir 
wollen in Treue Juden sein und müssen dabei den Bedingungen, die für uns 
als Westjuden bestehen […], gerecht werden. Auch hier führt das deutsche 
Judentum, denn der Raum im Osten schrumpft immer mehr zusammen und 
wird verwestlicht.“ Untergangsszenarien seien wohlfeil, würden aber den 
Kern der geschichtlichen Aufgabe verkennen: „Gegen die Magie vom ,Unter-
gang des deutschen Judentums‘ ist die Sichtbarmachung der geschichtlichen 
Aufgabe des deutschen Judentums das entscheidende Mittel.“52
Diese Vortragsnotizen machen deutlich, wie sich die beiden Referen-
ten die Diskussion mit den jungen „Führern“ im deutsch-liberalen Lager 
vorstellten. Beide bemühten sich, dem Zionismus das Wasser abzugraben, 
indem sie die gestaltende Kraft der von ihnen propagierten deutsch-jüdi-
schen Zukunftsvision hervorhoben. Sie nahmen für sich in Anspruch, ratio-
nal und geschichtsbewusst zu handeln, anders als die vermeintlich schwär-
merischen Zionisten. Die Existenzbedrohung jüdischen Lebens durch den 
Nationalsozialismus war in den Überlegungen stets gegenwärtig, wurde 
aber kaum direkt zum Thema gemacht. Die alltäglichen G efährdungen 
52 Ignaz Maybaum, Die geschichtliche Aufgabe des deutschen Judentums, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 46, l. 108 (= CAHJP–HM2/8693). 
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standen allen Anwesenden sowieso klar vor Augen. Bemerkenswert ist 
darüber hinaus, wie stark Maybaum in der Kategorie des Raumes dachte, 
den es zu verteidigen gelte – nicht aus Selbstzweck, sondern geradezu zur 
Existenzsicherung des, wie er es nannte, „Gesamtjudentums“. Die deutsch-
jüdische Position wurde auf diese Weise maximal mit Bedeutung aufgela-
den, die Fallhöhe so geradezu ins Unermessliche gesteigert. Das war nicht 
untypisch für die politischen Gegenwartsbestimmungen junger Leute in 
den 1930er-Jahre, denn auch Kommunisten und Faschisten interpretier-
ten die Gegenwart als einen Moment von welthistorischer Bedeutung und 
nahmen für sich in Anspruch, die Speerspitze globaler Entwicklungen zu 
verkörpern.53 Angesichts der realen Bedrohungen durch den Nationalsozia-
lismus klingen diese deutsch-jüdischen Vorstellungen allerdings auch wie 
eine Flucht ins Visionäre.
Diese Tendenz kommt auch in der zweiten, hier genauer auszuwerten-
den Quelle zum Ausdruck, einem programmatischen Text des Juristen und 
Chefredakteurs der C.V.-Zeitung, Alfred Hirschberg. Mit seinem 1935 ver-
öffentlichten Aufsatz fasste der damals 34-jährige Hirschberg die deutsch-
jüdischen Debatten der Vorjahre im Konzept der „Gruppenemanzipation“, 
die den liberalen jüdischen Individualismus überwinden solle, zusammen. 
Zugleich ordnete er sie vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklungen 
geschichtsphilosophisch ein.54 Seine Ausführungen gliederten sich in zwei 
Abschnitte. Zunächst gab er einen Abriss der Gründung, des Zwecks und 
der Entwicklung des CV bis 1933, eher er anschließend mögliche Positio-
nierungen des Vereins im NS-Staat diskutierte. 
Zu Beginn seiner Überlegungen wies Hirschberg noch einmal durchaus 
stolz auf die Errungenschaften des CV hin, den er als Ausdruck „jüdischen 
53 Zum Diskurs der „jungen Generation“ in der Spätphase der Weimar Republik und 
in den Anfangsjahren des NS-Regimes vgl. Daniel Siemens, Kühle Romantiker. 
Zum Geschichtsverständnis der „jungen Generation“ in der Weimarer Republik, 
in: Martin Baumeister u. a. (Hrsg.), Die Kunst der Geschichte. Historiographie, 
Ästhetik, Erzählung, Göttingen 2009, S. 189–214.
54 Alfred Hirschberg, Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens, 
in: Wille und Weg des deutschen Judentums (Deutschjüdischer Weg – eine Schrif-
tenreihe, 2), Berlin 1935, S. 12–29. Zur Biografie und Gedankenwelt Hirschbergs, 
seit den 1920er-Jahren einer der Vordenker im CV, siehe Barkai, Der Centralverein, 
S. 163 f., 323–327.
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Behauptungswillens im allgemeinen und deutsch-jüdischen Daseinsbe-
wußtseins im besonderen“ charakterisierte, der außerhalb der Grenzen des 
deutschen Reiches kein Äquivalent habe. „Selbstverteidigung im Lichte der 
Öffentlichkeit“ sei von Anfang an die Parole des CV gewesen. Aus diesem 
Grund seien aber auch an die deutschen Juden im CV hohe Anforderungen 
zu stellen. Auch nach Erringung formaler Gleichstellung seien die Juden 
aufgefordert, durch persönliches Handeln ihre bereits erfolgte rechtliche 
Gleichstellung gewissermaßen nachträglich zu legitimieren: „Jede jüdische 
Generation in Deutschland hat sich so zu verhalten und zu erziehen, als 
ob gerade ihr Verhalten die Emanzipation rechtfertigen solle.“55 Hier klang 
noch die Rhetorik aus der Zeit des Ersten Weltkriegs nach, in der Spitzen-
vertreter des CV sehr ähnlich argumentiert hatten. Im Bekenntnis und im 
Einsatz für das deutsche Vaterland wollten sich die im CV organisierten 
deutschen Juden seinerzeit von niemandem übertreffen lassen, zumal der 
Krieg die Möglichkeit zum erfolgreichen Abschluss der jüdischen Eman-
zipation beinhalte.56 Obwohl auch die damaligen Hoffnungen rasch ent-
täuscht worden waren, insbesondere nach der vom Militär angeordneten 
„Judenzählung“ im Oktober 1916, die Juden im öffentlichen Bewusstsein 
de facto pauschal zu Soldaten zweiter Klasse degradierte,57 blieb der Appell 
des CV an die persönliche Leistungs- und Einsatzbereitschaft der deut-
schen Juden, für die sie (vermeintlich) Anerkennung als Deutsche erhalten 
w ürden, auch 1933 noch Teil seines rhetorischen Arsenals. 
Neu war jetzt allerdings eine stärkere und positive Betonung des Jüdi-
schen. Während in den Äußerungen des CV aus dem Kaiserreich das 
Ziel der Assimilation ganz im Vordergrund gestanden hatte, führte die 
starke Polarisierung der Nachkriegsjahre auch innerhalb des CV zu einer 
55 Alle Zitate: Hirschberg, Der Centralverein, S. 12.
56 Siehe pars pro toto: Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens 
(Hrsg.), Kriegsvorträge gehalten im Centralverein deutscher Staatsbürger jüdi-
schen Glaubens, Berlin 1915, S. 1–25. Von der umfangreichen Forschungsliteratur 
zu diesem Thema siehe vor allem Tim Grady, A Deadly Legacy. German Jews and 
the Great War, New Haven/London 2017; Ulrich Sieg, Jüdische Intellektuelle im 
Ersten Weltkrieg. Kriegserfahrungen, weltanschauliche Debatten und kulturelle 
Neuentwürfe, Berlin 2001, S. 32; Matthäus, Deutschtum and Judentum under Fire.
57 Siehe Michael Grünwald, Antisemitismus im deutschen Heer und Judenzählung, 
in: Michael Berger (Hrsg.), Jüdische Soldaten – jüdischer Widerstand in Deutsch-
land und Frankreich, Paderborn 2012, S. 129–144.
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k ämpferischen Neuausrichtung. Programmatisch für diese Entwicklung, 
die bereits in der späten Weimarer Republik einsetzte, war der Aufma-
cher der C.V.-Zeitung vom 23. Januar 1931 mit der Aufforderung „Hinein 
in die Kampffront der deutschen Juden!“ Angesichts der andauernden 
Wirtschaftskrise seien „Gemeinschaftswille“ und „Verantwortungsgefühl“ 
auch für die deutschen Juden von besonderer Bedeutung. Der CV gab sich 
kämpferisch und behauptete in zeittypischer Diktion: „Der Central-Verein 
steht auf seinem Posten. Er kämpft gegen die Feinde des Judentums.“58 Die 
Bedeutung dieses Kampfes stand für Hirschberg 1935 außer Zweifel. Nur 
vor diesem Hintergrund und eingedenk eines starken deutsch-jüdischen 
Geschichtsbewusstseins sei das Alltagshandeln des CV zu verstehen, führte 
er voller Pathos aus: „Der Centralverein empfindet die ungeheure Last der 
Verantwortung, die ihm die geschichtliche Lage des deutschen Judentums, 
die ihm seine Tradition und das Vertrauen der Menschen zu ihm auferlegt. 
Er weiß, daß die innere Gesundheit des deutschen Judentums sehr stark 
davon abhängt, wie er sich zu dessen Lebensfragen stellt.“59 
Hirschberg ordnete in seinem Text die Gegenwart historisch ein. 
Anders als die Zionisten sah er die nationalsozialistische Verfolgung und 
Diskriminierung der Juden nicht als deutlichen Hinweis auf die Unaus-
weichlichkeit der Emigration und des nationalen Neubeginns in Palästina. 
Das in Deutschland ansässige Judentum sei seit Jahrhunderten schicksals-
mäßig mit „deutscher Erde“ [sic!] verbunden; und es sei diese langfristige 
Prägung, die „aus diesen Juden von irgendwoher deutsche Juden gemacht“ 
habe.60 Vor diesem Hintergrund ergebe sich unausweichlich die Frage, wie 
die angestrebte „Fortentwicklung jüdischen Eigenwerts“ angesichts der 
nationalsozialistisch geprägten Gegenwart gelingen könne, und zwar im 
Deutschen Reich selbst. Hirschberg ging dabei weit und behauptete, dass 
„sogar die deutsche Gegenwart in den Erscheinungen assimilationskräftig 
für uns deutsche Juden bleibt“, allerdings mit der wichtigen Einschrän-
kung, dass diese Erscheinungen „unser Judesein nicht zerstören, unser 
58 Central-Verein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens, „Hinein in die Kampf-
front der deutschen Juden!“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 4 vom 23. Januar 1931, S. 33, 
RGWA, f. 721, op. 2, d. 233, l. 31 (= CAHJP–HM2/8845).
59 Hirschberg, Der Centralverein, S. 28.
60 Ebenda, S. 15. Hervorhebung im Original.
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Judentum nicht entwürdigen“.61 Wie aber konnte dies gelingen angesichts 
der stetig zunehmenden Ausgrenzung und Unterdrückung im „totalen 
Rassestaat“, die die deutschen Juden Tag für Tag erlebten? Hirschberg 
konnte auf dieser Ebene keine überzeugende Antwort geben und nahm 
daher Zuflucht zu höheren Sphären, indem er in die Ideen- und Geistes-
welt auswich: „Wir sehen das jüdisch Eigenständige auf geistig-religiösem 
Gebiete, weil wir keine Heimatlosigkeit durch nationale Eigenständigkeit 
erstreben. Dadurch schaffen wir uns innerhalb Deutschlands neben den 
für uns unzulänglichen Grenzen der formalen Gesetzgebung unseren geis-
tig-seelischen Raum, in dem wir jüdischer und damit menschlich wert-
voller werden und zugleich deutsch bleiben, weil wir unseren überkom-
menen deutschen Besitz um allgemeinwertige Ausstrahlungen des neuen 
Deutschtums vermehren. Kein Paragraph kann uns unsere Beziehung zur 
deutschen Kultur nehmen.“62 
Hirschbergs Lesern werden solche Ausführungen weniger fremd vor-
gekommen sein als uns heute, denn die Debatte um den signifikanten Bei-
trag der Juden zur jüngeren deutschen Kultur- und Geistesgeschichte, die 
der Journalist und Schriftsteller Moritz Goldstein im Jahr 1912 in der Zeit-
schrift Der Kunstwart angestoßen hatte, war damals noch nicht vergessen. 
Goldstein hatte seinerzeit die These vertreten, dass es maßgeblich jüdische 
Intellektuelle seien, die das deutsche Kulturerbe begeistert geformt und bis 
in die Gegenwart tradiert hätten. Dies dürfe nicht verschwiegen werden, 
sondern die deutschen Juden müssten im Gegenteil daraus neues Selbst-
bewusstsein ableiten.63 Im Vergleich zu Goldsteins angriffslustigem Ton 
war Hirschbergs Position 1935 äußerst defensiv und letztlich kaum mehr 
als das Eingeständnis des Zwangs zur inneren Emigration. Der erkennbare 
Rückschritt dürfte gerade auf junge Juden nur wenig Werbekraft ausgeübt 
haben, selbst wenn sie dem Zionismus fernstanden. Dies umso mehr, als 
61 Ebenda, S. 15, 18.
62 Ebenda, S. 18 f.
63 Moritz Goldstein, Deutsch-jüdischer Parnass, in: Der Kunstwart 25 (1912) 11, 
S. 281–294. Zur anschließenden Debatte siehe Steven E. Aschheim, 1912: The Pub-
lication of Moritz Goldstein’s „The German-Jewish-Parnass“ sparks a debate over 
assimilation, German culture, and the „Jewish spirit“, in: Sander L. Gilman/Jack 
Zipes (Hrsg.), Yale companion to Jewish writing and thought in German culture 
1096–1996, New Haven 1997, S. 299–305.
36 Daniel Siemens
H irschberg keinesfalls ausschließen wollte, dass Juden im nationalsozialis-
tischen „Dritten Reich“, sollte es ihnen Rechtssicherheit garantieren, dau-
erhaft und bejahend ihren Platz finden könnten: „Ein jetzt wieder gleich-
berechtigtes deutsches Judentum würde schon aus der Gesinnung und aus 
dem Lebensrhythmus seiner jungen Generation heraus ihm gemäße, seine 
Ehre und seine Würde bestätigende Ideale der jungen deutschen Gegen-
wart als verpflichtend und erstrebenswert auch für sich anerkennen und zu 
er reichen versuchen.“64
Das war letztlich nichts anderes als die Zusicherung, dass sich die 
deutschen Juden die Vorstellungen und „Werte“ der nationalsozialisti-
schen „Volksgemeinschaft“ zu eigen machen würden, wenn man sie nur 
ließe. Solange dies nicht der Fall sei, könne es angesichts der nationalsozia-
listischen Politik jedoch nur darum gehen, „eine eigene, karge, jüdische 
Existenz in Deutschlands wenigstens am Rande deutschen Geschehens 
her neu aufzubauen“.65 Vor diesem Hintergrund propagierte Hirschberg 
noch im Jahr 1935 die Idee einer deutsch-jüdischen Symbiose, die sowohl 
genuin deutsch als auch echt jüdisch sei. Der CV habe durch die Weckung, 
und Gestaltung dieses Bewusstseins in den Vorjahren eine historische 
Leistung von Rang vollbracht, die auch die Verfolgungen der Gegenwart 
nicht würden auslöschen können: „Der Centralverein hat einen Typ des 
deutschen Juden geschaffen, dessen Echtheit und Wert sich in den Ereig-
nissen seit Januar 1933 erwiesen hat, den Typ des jüdisch-gebundenen 
und zugleich gefühlsmäßig unlösbar mit deutschem Kulturinhalt ver-
wurzelten Menschen, der von den Rückschlägen der Geschichte gebeugt, 
aber nicht zerbrochen, erschüttert, aber nicht entwurzelt werden kann. 
Spätere, leidenschaftslose Betrachtung der Emanzipationsgeschichte der 
deutschen Juden wird zu würdigen wissen, daß der Centralverein, wenn 
er nichts anderes getan hätte, als diesen Typ herauszubilden und ideenmä-
ßig zu fundieren, schon allen damit eine unersetzliche Leistung vollbracht 
hätte.“66 
Viele Beobachter waren allerdings nicht davon überzeugt, dass dieser 
neue, von Hirschberg seit den frühen 1930er-Jahren propagierte jüdische 
64 Hirschberg, Der Centralverein, S. 21.
65 Ebenda, S. 20.
66 Ebenda, S. 14 f.
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Typus vor dem Urteil der Geschichte Bestand haben werde. Eine beißende, 
materialistisch argumentierende Kritik am vermeintlich mangelhaft aus-
gebildeten politischen Bewusstsein bürgerlicher deutscher Juden formu-
lierte beispielsweise ein Autor der im Prager Exil herausgegebenen Neuen 
Weltbühne, der Fortsetzung der von Siegfried Jacobsohn, Kurt Tucholsky 
und Carl von Ossietzky herausgegebenen Weltbühne der Weimarer Zeit. In 
Anspielung auf die Wendriner-Geschichten Tucholskys druckte die Zeit-
schrift am 9. August 1934 einen Artikel von Robert Larus, der sich an einer 
Typologie deutsch-jüdischer Sommergäste im westböhmischen Marien-
bad versuchte – also just dem Ort, in dem im Jahr zuvor Theodor Lessing 
ermordet worden war. Ungeachtet aller zu beobachtenden Differenzen kri-
tisierte er, dass selbst die stark verfolgten Juden „ihr Unglück immer noch 
als lokale und vielleicht als konfessionelle Misere“ auffassten, zumal, wenn 
sie wie die Mehrheit der CV-Mitglieder dem zunehmend „depossedierten 
Mittelstand“ (Siegfried Kracauer) angehörten: „Hat man die Juden auch in 
den Konzentrationslagern und in der Emigration zu Leidensgenossen der 
verfolgten Arbeiterklasse gemacht  – sie erkennen diese Genossenschaft 
leider nicht an; noch schlimmer: sie begreifen sie garnicht. Sehen sie auch 
hier im Kurort und zu Haus täglich die ordinäre Gespreiztheit ihrer reichen 
Stammesbrüder vor Augen [gemeint waren die wohlhabenden jüdischen 
Unternehmerfamilien, die ebenfalls in Marienbad Urlaub machten], – sie 
zögern nicht, ihre Interessen mit denen jener Leute, bei deren Anblick ihnen 
übel wird, zu identifizieren, statt sich den gleich ihnen Verfolgten, Ausge-
plünderten, Gedemütigten dieser Erde zu nähern. Diese Judenschaft [sic!] 
ist das karikaturistische Beispiel des vom nationalen Fieberbazillus infizier-
ten gesamtdeutschen Kleinbürgertums.“67
Für Larus und andere Kritiker aus den Reihen der kommunistischen 
und sozialistischen Linken im Exil musste Widerstand gegen den Faschis-
mus ohne Anerkennung der materiellen Gründe seines Erfolges und ohne 
Überwindung eines „kleinbürgerlichen“ Klassenbewusstseins aufseiten sei-
ner Gegner erfolglos bleiben. An der Lebenswirklichkeit der in Deutschland 
verbliebenen Juden ging solche Kritik allerdings vorbei. Die Nationalsozia-
listen hatten die Parteien der politischen Linken und die Gewerkschaften 
67 Robert Larus, Wendriner in Marienbad, in: Die Neue Weltbühne vom 9. August 
1934, S. 1010–1013, hier S. 1011.
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zerschlagen und verboten. Auch Untergrundorganisationen, die in nen-
nenswerter Stärke auf die im Reich lebende Bevölkerung einwirken konn-
ten, gab es nicht. Für den CV kam eine Annäherung an die extreme Linke 
auch aus grundsätzlichen Überlegungen nicht infrage. Der Kommunismus 
nehme eine religionsfeindliche Haltung ein und sei schon daher unverein-
bar mit der Mitgliedschaft in einem Verein, der der Pflege und „Erhaltung 
des Judentums“ verpflichtet sei.68
Ungeachtet solcher Auseinandersetzungen war es angesichts der natio-
nalsozialistischen Machtübernahme 1933 folgerichtig, dass sich der CV 
zunächst primär mit der Lösung praktischer Probleme beschäftigte, um das 
Los der deutschen Juden zumindest zu mildern. Dies konnte in manchen 
Fällen sogar zu Neugründungen führen, wie etwa im Saarland nach der 
Abstimmung vom 13. Januar 1935, bei der sich knapp über 90 Prozent der 
Stimmberechtigten für einen Anschluss an das Deutsche Reich ausgespro-
chen hatten.69 Obwohl der 1926 gegründete CV-Landesverband Saar erst im 
Jahr zuvor, 1934, wegen mangelnder Resonanz und Beitragszahlungen auf-
gelöst worden war,70 richtete der CV nur wenige Wochen nach der Abstim-
mung in Saarbrücken eine „juristisch-wirtschaftliche Beratungsstelle“ für 
die seinerzeit im Saargebiet lebenden ungefähr 4800 Juden ein.71 Der offi-
ziell am 1. April 1935 gegründete Bezirksverband Saar des CV stellte seine 
Tätigkeit erst drei Jahre später, am 29. April 1938, endgültig ein, nachdem 
beinahe alle Juden des Saarlands ausgewandert waren, überwiegend nach 
68 Vgl. in diesem Zusammenhang auch: Schriftleitung der C.V.-Zeitung, „Centralver-
ein und Kommunismus“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 18 vom 4. 5. 1933, S. 159 f., RGWA, 
f. 721, op. 2, d. 233, l. 60 (= CAHJP–HM2/8845). Auch wenn alles andere als eine 
Ablehnung des Kommunismus zu dieser Zeit politisch inopportun gewesen wäre, 
wiederholt der Artikel einige der zentralen Einwände der Vorjahre und ist insofern 
mehr als eine rein taktische Distanzierung.
69 Zur Saarabstimmung 1935 siehe Patrik von zur Mühlen, „Schlagt Hitler an der 
Saar!“ Abstimmungskampf, Emigration und Widerstand im Saargebiet 1933–1935, 
2. Aufl., Bonn 1981; zur nationalsozialistischen Judenverfolgung nach der Wieder-
eingliederung ins Reichsgebiet siehe Gerhard J. Teschner, Saar Region, in: Wolf 
Gruner/Jörg Osterloh (Hrsg.), The Greater German Reich and the Jews. Nazi Perse-
cution Policies in the Annexed Territories 1935–1945, New York 2015, S. 13–38.
70 Goldmann, Der Centralverein, S. 93.
71 Barkai, Der Centralverein, S. 338.
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Frankreich oder Palästina.72 Dass man trotz aller Bemühungen in einem 
aussichtslosen Kampf stand, zeigte sich jedoch spätestens mit der Verkün-
dung der „Nürnberger Rassengesetze“ am 15. September 1935, die auch für 
die Geschichte des CV eine Zäsur darstellten.73 Jede Hoffnung, durch Ver-
handlungen und Aushalten einige Jahre nationalsozialistischer Herrschaft 
zumindest so zu überdauern, dass sich jüdisches Leben in Deutschland 
anschließend rasch wieder erholen könne, war durch diese Gesetzgebung 
illusionär geworden.74 Die Arbeit des Bezirksverbands Saar zwischen 1935 
und 1938, der vor allem Rechts- und Auswanderungsberatung leistete, war 
insofern typisch für die pragmatische Herangehensweise des CV ab 1935, 
die der neuen Situation Rechnung trug.
Auch in der CV-Führung setzte sich im Verlauf des Jahres 1935 die bit-
tere Einsicht durch, dass sich die Hoffnung, vor Ort „durch persönliche Vor-
stellungen oder schriftliche Eingaben […] im Entscheidenden etwas bessern 
können“, nicht erfüllen werde.75 Tief resigniert schrieb Alfred Hirschberg 
in der C.V.-Zeitung: „Ein Geschichtsabschnitt geht zu Ende. In den Tie-
fen unseres Wesens, in Herz und Verstand spüren wir den großen Wan-
del um uns als starke Erschütterung. Wir verlieren zu viel, als daß uns der 
Abschied leicht werden könnte. Wir bekennen uns in dieser Stunde stolz 
zu einer Vergangenheit, die unser war.“76 Der Kurs des CV, der zunächst 
auf Kooperation und Zusammenarbeit mit den Behörden und Institutio-
nen des „Dritten Reichs“ gesetzt hatte, um die Folgen der nationalsozialisti-
schen Ausgrenzungs- und Verfolgungspolitik zumindest abzumildern, war 
gescheitert.
72 Trond Kuster, Der Central-Verein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens im 
Saargebiet. Paradox zwischen Hoffen und Bangen, Hausarbeit an der Universität 
Bielefeld, 2015 (unveröffentlicht).
73 Siehe zuletzt: Magnus Brechtken u. a. (Hrsg.), Die Nürnberger Gesetze – 80 Jahre 
danach. Vorgeschichte, Entstehung, Auswirkungen, Göttingen 2017.
74 Hierzu ausführlich Barkai, Der Centralverein, S. 343–355; Darnauer, „Was soll aus 
uns werden?“, S. 44–47; Nicolai, „Seid mutig und aufrecht!“, S. 153–182.
75 Schreiben des CV-Landesverbands Ostpreußen an die Zentrale des CV in Berlin 
vom 8. August 1935, RGWA, f. 721, op. 2, d. 172, l. 51 (= CAHJP–HM2/8844).
76 Alfred Hirschberg, „Planung des Jüdischen Lebens“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 39 vom 
26. 9. 1935, unpaginiert, zit. n. Darnauer, „Was soll aus uns werden?“, S. 46.
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4. Historischer Heroismus oder lebenspraktische Dummheit: 
 Zum grundlegenden Dilemma der liberalen deutschen Juden 
 in den 1930er-Jahren
Neuere Studien haben bestätigt, dass Daniel Fraenkel mit seiner These rich-
tig lag, der CV habe in den ersten Jahren der nationalsozialistischen Dikta-
tur eine „energische Verteidigung jüdischer Rechte und der jüdischen Ehre“ 
unternommen, die angesichts der Ausgangslage „mitunter überraschend 
effektiv gewesen sei“.77 Der vorliegende Beitrag hat darüber hinaus zu zei-
gen versucht, dass auch die geschichtliche Selbstwahrnehmung des CV 
komplexer war, als es das Klischee vom fehlgeleiteten, kurzsichtigen und 
selbstgefälligen liberalen deutschen Judentum lange Zeit nahelegte. Anders 
als in den Nachkriegsjahrzehnten mitunter behauptet wurde, war sich der 
CV seiner überaus schwierigen politischen Position schon zu Beginn des 
Jahres 1933 bewusst. Da er jedoch in der Großkategorie des Jahrhundert-
projekts der „jüdischen Emanzipation“ dachte, musste der eingeschlagene 
Weg, mit den neuen Machthabern auf Zeit zu spielen, seinen Protagonis-
ten zunächst plausibel erscheinen. Er war seinerzeit auch im Interesse der 
Mehrheit der CV-Mitglieder: Sie hätten eine Auswanderung nicht nur als 
Verrat an der geschichtlichen Mission des deutschen Judentums verstan-
den, sondern waren sich darüber im Klaren, dass die Emigration mit hohen 
wirtschaftlichen und sozialen Folgekosten verbunden gewesen wäre.
Typisch war die Stellungnahme in einem Ortsgruppenbrief des CV, 
in der hochgestimmter Idealismus und deutschtümelndes Überbietungs-
pathos zusammenfanden: „Es ist bei unserer Arbeit entscheidender Wert 
darauf zu legen, dass unsere praktische Arbeit nicht blosse Notstandsar-
beit ist, sondern dass sie im Dienste einer Idee erfolgt. Diese Idee ist die 
Erhaltung des deutschen Judentums. Sie steht an Größe und Heroismus, 
nach denen ja vor allem die Jugend fragt, wenn sie vor der Entscheidung 
ihres Einsatzes steht, nicht hinter der Palästina-Idee zurück. Ihre Ver-
wirklichung […] erfolgt sozusagen gegen alle Gedanken und Realitäten 
der Gegenwart, sie erfordert Opfer und  – Begeisterung. […] Das Jahr-
hundert der Emanzipation, das es […] fertig gebracht hat, dem deutschen 
Judentum unbestrittenermassen die jüdische Hegemonie innerhalb der 
77 Fraenkel, Jewish Self-Defense, S. 340.
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j üdischen Welt zu erringen, bietet Leistungen genug, auf die wir uns mit 
Stolz b erufen können.“78
Spätestens 1935 war jedoch „Begeisterung“ für die Arbeit des CV auch 
unter den Mitgliedern und Anhängern kaum noch zu wecken. Anerken-
nung für die praktische Arbeit erhielt der Verein durchaus, aber dies galt 
nicht mehr für seine programmatisch-visionären Stellungnahmen. Cha-
rakteristisch war die nüchterne Bilanz eines Herrn Weinberg vom Okto-
ber 1935: „Der deutsch-jüdische Gedanke, d. h. der unbeirrbare Wille zur 
Erhaltung des deutschen Judentums muss in der Tendenz der jüdischen 
Masse und auch vom C.V. als aufgegeben betrachtet werden. Alle Erwägun-
gen, dass man noch auf Jahrzehnte hinaus deutsche Juden wird betreuen 
müssen, ändert nichts daran, dass man sich prinzipiell mit der fortschrei-
tenden Liquidation abgefunden hat. […] Der deutsch-jüdische Gedanke, 
in seiner geschichtlich-substanziellen Konzeption, grossartig und in sich 
geschlossen, ist in die Einsamkeit der Idee übergegangen. Er besitzt keine 
Werbekraft mehr und damit keine politischen und organisatorischen Wir-
kungsmöglichkeiten. Ihn heute noch in der Öffentlichkeit zu vertreten, 
hiesse die Grenze des realpolitisch Möglichen übersehen.“79
Weniger deutlich, aber tendenziell zu einem ähnlichen Ergebnis kamen 
auch der Arzt Max Mainzer aus Frankfurt am Main, ein langjähriges CV-
Mitglied, und der Rechtsanwalt und Vorsitzende des CV, Julius Brodnitz, 
in ihrem Briefwechsel vom Frühjahr 1936. Mainzer bemängelte, dass die 
„einheitliche Linie“ der CV-Arbeit verloren gegangen sei. Ihn störte insbe-
sondere, dass nun auch der CV intensiv Werbung für die Auswanderung 
aus Deutschland mache: „Auf diese Weise wird den Menschen der letzte 
Rest von Lebensmut noch genommen; denn schließlich wird ja, ob sie 
wollen oder nicht, die Mehrzahl der jüdischen Menschen in den nächsten 
Jahren noch hier bleiben müssen.“80 Brodnitz antwortete in einem langen 
und nachdenklichen Brief. Viele der Vorwürfe wies er zurück, räumte 
78 E. R.-J., „Deutsch-jüdische Erneuerung“, in: Ortsgruppenbriefe des CV, hrsg. von 
der Hauptgeschäftsstelle des CV, Nr. 1 vom 11. Februar 1935, RGWA, f. 721, op. 3, 
d. 4, l. 397 (= CAHJP–HM2/8847). Hervorhebung im Original.
79 Weinberg, „Zur Klarstellung meiner eigenen Haltung …“ (Typoskript o. T.), 
RGWA, f. 721, op. 3, d. 32 (= CAHJP–HM2/8847).
80 Schreiben von Dr. Max Mainzer an Dr. Julius Brodnitz vom 30. April 1936, RGWA, 
f. 721, op. 3, d. 25 (= CAHJP–HM2/8847).
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aber zugleich ein, dass auch innerhalb der CV-Führungsriege keinesfalls 
Einigkeit bestehe: „Dieser Eindruck ist richtig, soweit es sich um Stim-
mungen, um Auffassungen und Hoffnungen und Befürchtungen handelt, 
er ist falsch, soweit die praktische Seite in Betracht kommt. Seit März 1933, 
seit der Gründung der juristisch-wirtschaftlichen Beratungsstelle, ist die 
grundsätzliche Linie unserer Arbeit nicht geändert worden. Was sich geän-
dert hat, ist die Stimmung bezüglich der Nützlichkeit und der Aussichten 
seiner Tätigkeit.“81
Es gehört zu dieser Geschichte allerdings auch, dass eben jener Max 
Mainzer zehn Jahre später – inzwischen im New Yorker Exil lebend – die 
ehemaligen Wortführer des Centralvereins gegen Angriffe Albert Ein-
steins, der nach der Berichterstattung im Aufbau vom 14. Dezember 1945 
die einstige Vereinsführung als „unfähig“ gescholten hatte und ihr vorwarf, 
die Gruppe der deutschen Juden nur „zersetzt“ zu haben,82 in Schutz nahm: 
„Wer sonst, als die Männer und die unermüdlichen Syndici des Centralver-
eins hat bis in die Novembertage 1938 hinein den vielen kleineren jüdischen 
Existenzen, namentlich auf dem Land[,] mit seinem Rat beigestanden, oft 
genug mit  – natürlich relativem  – Erfolg gegenüber den Nazibehörden. 
Mancher von ihnen hat darüber sein und seiner Familie Leben eingebüßt.“83 
Der ehemalige Syndikus des CV, Hans Reichmann, sprach im Jahr 1953 
von einer „tragischen Schuld“, die auf ihm und den anderen ehemaligen 
Funktionären des Centralvereins lasten würde. Sie hätten fälschlich daran 
geglaubt, dass „Menschlichkeit und freiheitliches Streben sich als stärker 
erweisen würden als die Macht des Terrors“ und dafür mit dem „Unter-
gang“ bezahlt.84 
81 Antwortschreiben von Dr. Julius Brodnitz an Dr. Max Mainzer vom 14. Mai 1936, 
RGWA, f. 721, op. 3, d. 25 (= CAHJP–HM2/8847).
82 „Einstein verdammt Lessing Rosenwald“, in: Aufbau vom 14. Dezember 1945, S. 11.
83 Schreiben von Dr. Max Mainzer [an unbekannt], datiert 3. Januar 1946, in: 
Leo Baeck Institute, LBI Archives, AR 173, Max Mainer Collection, S 42/4. Das 
S chreiben wurde in geänderter Fassung bereits am 28. Dezember 1945 als Leser-
brief im Aufbau abgedruckt, siehe Max Mainzer, „Einstein und C.V.“, in: Aufbau 
vom 28. Dezember 1945, S. 27.
84 Hans Reichmann, Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens, 
in: Eva Reichmann u. a. (Hrsg.), Festschrift zum 80. Geburtstag von Rabbiner Leo 
Baeck am 23. Mai 1953, London 1953, S. 71–75, zit. n. Barkai, Der Centralverein, 
S. 375. Zur Biografie Hans Reichmanns siehe Michael Wildt, Einleitung, in: Hans 
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Wie die vorstehenden Ausführungen gezeigt haben, war ein sol-
cher, vermeintlich naiver Idealismus jedoch schon 1933 für den CV nicht 
handlungsleitend gewesen. Doch auch angesichts der von Anfang an als 
äußert ernst eingeschätzten Bedrohungslage durch den Nationalsozialis-
mus ging es der Verbandsspitze in ihrer praktischen Arbeit zumindest bis 
1935 immer noch um die Bewahrung der Erfolge der jüdischen Emanzipa-
tion in Deutschland, die ihnen im globalen Maßstab als vorbildlich galt.85 
Rückblickend ist es leicht, dieses Beharren als verhängnisvoll zu kritisie-
ren, zumal der CV in diesen Jahren weiterhin davon ausgehen musste, dass 
noch jahrzehntelang Juden, denen ein Verlassen des Landes nicht möglich 
war, zu betreuen waren. Dass jüdisches Leben in Deutschland überhaupt 
keine Zukunft haben würde, war eine Perspektive, gegen die sich der CV bis 
zuletzt nach Kräften wehrte – nicht zuletzt aufgrund der geschichtlichen 
Selbstverortung seiner Wortführer als Deutsche und Juden.
Reichmann, Deutscher Bürger und verfolgter Jude. Novemberpogrom und KZ 
Sachsenhausen 1937 bis 1939, München 1998, S. 1–37.
85 Auf dieser Linie argumentierte Eva G. Reichmann noch 1981. Siehe das Inter-
view mit ihr, veröffentlicht im Rahmen des Themenschwerpunkts „Europäische 
Geschichte – Geschlechtergeschichte“, in: Themenportal Europäische Geschichte, 
2009, wwww.europa.clio-online.de/quelle/id/artikel-3457 [11. 4. 2019].

Anna Ullrich
Eine Frage der Erwartung? 
Der Centralverein und die Wahrnehmung 
und Einschätzung der nichtjüdischen Deutschen1
In seiner 2002 erschienenen Studie „Wehr Dich!“ rückt der israelische 
Historiker Avraham Barkai die Frage in den Mittelpunkt, inwiefern sich 
der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens (CV) im 
Laufe seiner Geschichte von einem Abwehr- zu einem Gesinnungsverein 
gewandelt habe.2 Hierbei handelt es sich jedoch nicht nur um eine Frage, 
die sich Mitglieder wie zeitgenössische Beobachter des CV gestellt haben 
mögen. Vielmehr prägte das von Barkai implizierte Entweder-Oder in 
Bezug auf die inhaltliche Ausrichtung des CV auch bei seiner Erforschung 
jahrzehntelang das historische Erkenntnisinteresse. „Abwehrverein“ und 
„Gesinnungsverein“ können in dieser Hinsicht als Antipoden verstanden 
werden, um die sich die historische Beschäftigung mit dem CV lange Zeit 
p ositionierte.
Der vorliegende Beitrag untersucht diese vermeintliche Gegensätzlich-
keit. Hierfür wird ein zentraler Aspekt der Arbeit des CV – das verstärkte 
Zugehen auf die nichtjüdische Bevölkerung – analysiert. Neben dem pub-
lizistischen, juristischen und politischen Vorgehen gegen Antisemitis-
mus und den zum Teil hitzig geführten Debatten über die Vereinbarkeit 
von „Deutschtum“ und „Judentum“ stellte die Kommunikation mit der 
nichtjüdischen Bevölkerung einen zentralen Aspekt der CV-Arbeit dar. 
Im Folgenden werden Veranstaltungsvorbereitungen und -bewertungen, 
Verhaltensempfehlungen und alltägliche Beobachtungen des CV während 
1 Dieser Aufsatz beruht auf Teilen meiner veröffentlichten Dissertation, Von „jüdi-
schem Optimismus“ und „unausbleiblicher Enttäuschung“. Erwartungsmanage-
ment deutsch-jüdischer Vereine und gesellschaftlicher Antisemitismus 1914–1938, 
München 2018.
2 Avraham Barkai, „Wehr Dich!“ Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdi-
schen Glaubens (C.V.) 1893–1938, München 2002. S. 43.
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der Weimarer Republik und in den ersten Jahren des Nationalsozialismus 
näher untersucht. Eine solche Analyse, so die Ausgangsthese, erlaubt Rück-
schlüsse darauf, wie innerhalb des CV Verhalten und Einstellung der nicht-
jüdischen Bevölkerung wahrgenommen und beurteilt wurden. Welche 
Erwartungen knüpften sich aufgrund dieser Beobachtungen beispielsweise 
an ein Vorgehen seitens der deutschen Mehrheitsgesellschaft gegen anti-
semitische Verleumdung und Gewalt? Wie wirkte sich die Wahrnehmung 
der nichtjüdischen Deutschen auf das eigene Verständnis von „Deutsch-
tum“ aus? Und welche Rückschlüsse wurden aufgrund der Erfahrungen bei 
Veranstaltungen vor nichtjüdischem Publikum in Bezug auf eine generelle 
Überwindung des Antisemitismus gezogen?
In der Forschung wurde dem Verhältnis des CV zur nichtjüdischen 
deutschen Bevölkerung lange Zeit höchstens eine randständige Bedeu-
tung beigemessen. Dies lässt sich zum einen mit der desolaten Quellenlage 
begründen, die bis in die 1990er-Jahre hinein nur selten Rückschlüsse auf 
die Wahrnehmung dieses Verhältnisses erlaubte. Zum anderen verstellte 
die in der Forschung lange Zeit vorherrschende Wahrnehmung des CV 
als erbittertster, wenngleich erfolgloser Gegner von Antisemitismus und 
Nationalsozialismus den Blick auf andere Aspekte der CV-Tätigkeiten. Die 
frühe Forschung zum CV wurde dabei maßgeblich von deutsch-jüdischen 
Historikerinnen und Historikern geprägt, die oftmals selbst ehemalige 
Mitarbeitende des CV waren.3 In ihren Werken gingen sie insbesondere auf 
das Engagement des CV im Kampf gegen den Antisemitismus während der 
Weimarer Republik ein, wobei der Schwerpunkt auf den früh einsetzenden, 
vor allem publizistisch geführten Auseinandersetzungen mit der NSDAP 
und der damit verbundenen Aufklärungsarbeit lag. Mehr oder weniger 
explizit wurde hierbei immer auch die Frage mitverhandelt, inwiefern 
3 Vgl. Arnold Paucker, Der jüdische Abwehrkampf gegen Antisemitismus und Nati-
onalsozialismus in den letzten Jahren der Weimarer Republik, Hamburg 1968; 
Margaret T. Edelheim-Muehsam, Reactions of the Jewish Press to the Nazi Chal-
lenge, in: Leo Baeck Institute Year Book 5 (1960), S. 308–380; Eva Reichmann, Der 
Bewusstseinswandel der deutschen Juden, in: Werner Mosse (Hrsg.), Deutsches 
Judentum in Krieg und Revolution, Tübingen 1971, S. 511–612; Hans Reichmann, 
Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens: in: Eva Reichmann 
(Hrsg.), Festschrift zum 80. Geburtstag von Rabbiner Leo Baeck am 23. Mai 1953, 
London 1953, S. 63–75.
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gerade das liberale, in die Mehrheitsgesellschaft vermeintlich erfolgreich 
integrierte deutsche Judentum, das der CV repräsentierte, die Gefahren des 
Antisemitismus falsch eingeschätzt oder schlicht übersehen habe. Vor dem 
Erfahrungshintergrund des Holocaust erhielt diese Frage ihre besondere 
moralische und emotionale Aufladung. Immer wieder kam es in diesem 
Zusammenhang zu teils heftig geführten Debatten darüber, ob „Zionis-
ten“ oder „Liberale“ die Lage in Deutschland vor und nach 1933 treffender 
erfasst und angemessener reagiert hätten.4
Erst in den vergangenen Jahren hat sich in der Forschung zunehmend 
der Trend durchgesetzt, die Entscheidungen der historischen Akteure weni-
ger aus einer rückschauenden Perspektive zu betrachten und ihr Handeln 
nicht mit dem heutigen Kenntnisstand um den Verlauf der Geschichte zu 
bewerten.5 Eine Rekonstruktion der Erfahrungen der CV-Mitarbeitenden 
und der Vereinsmitglieder sowie der hieraus ableitbaren Erwartungen 
erlaubte jedoch erst der Fund eines großen Teiles des CV-Archivs im Mos-
kauer Sonderarchiv.6 Gerade für die Jahre der Weimarer Republik, aber 
4 Trude Maurer bemerkt, dass bei diesen Diskussionen auch immer die eigene Erfah-
rungsgeschichte und ideologische Überzeugung eine Rolle spielten. Vgl. Trude 
Maurer, Die Entwicklung der jüdischen Minderheit in Deutschland (1780–1933). 
Internationales Archiv für Sozialgeschichte der deutschen Literatur, 4. Sonder-
heft, Tübingen 1992, S. 141 f. Exemplarisch für die teleologische Sichtweise: Jacob 
Toury, Gab es ein Krisenbewußtsein unter Juden während der „Guten Jahre“ der 
Weimarer Republik 1924–1929?, in: Tel Aviver Jahrbuch für deutsche Geschichte 
17 (1988), S. 145–168, und die Antwort: Martin Liepach, Das Krisenbewusstsein 
des jüdischen Bürgertums in den Goldenen Zwanzigern, in: Andreas Gotzmann 
u. a. (Hrsg.), Juden, Bürger, Deutsche. Zur Geschichte von Vielfalt und Differenz 
1800–1933, Tübingen 2001, S. 395–418; Peter M. Baldwin, Zionist and Non-zionist 
Jews in the Last Years before the Nazi Regime, in: Leo Baeck Institute Year Book 27 
(1982), S. 87–108, hier S. 89.
5 Vorbildlich: David Jünger, Jahre der Ungewissheit. Emigrationspläne deutscher 
Juden 1933–1938, Göttingen 2016, S. 22–25. Nichtsdestotrotz wird über den CV 
auch weiterhin das normative Verdikt gefällt, dass er den Antisemitismus und 
die Gefahren des Nationalsozialismus konsequent unterschätzt habe. Vgl. Johann 
Nicolai, „Seid mutig und aufrecht!“ Das Ende des Centralvereins deutscher Staats-
bürger jüdischen Glaubens 1933–1938, Berlin 2016.
6 Zum Einfluss von Erfahrungen auf die daraus ableitbaren Erwartungen vgl. grund-
legend Reinhart Koselleck, „Erfahrungsraum“ und „Erwartungshorizont“  – zwei 
historische Kategorien, in: ders., Vergangene Zukunft. Zur Semantik g eschichtlicher 
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auch für die ersten Jahre des Nationalsozialismus ermöglicht dieser Quel-
lenbestand eine breitere Analyse der Tätigkeitsfelder des CV, seiner Orga-
nisationsstruktur und der internen Diskussionen.7 Darüber hinaus erlaubt 
der erweiterte Quellenzugriff eine (Neu-)Evaluierung des Selbstverständ-
nisses des CV als deutsch-jüdische Organisation. So fragt gerade die neuere 
Forschung intensiver nach Aspekten der jüdischen Identität der Mitarbei-
tenden und Mitglieder des CV, wobei seine Bedeutung als Abwehrorganisa-
tion ebenso wie seine Kontakte zur nichtjüdischen Bevölkerung deutlich in 
den Hintergrund treten.8 
Auch der vorliegende Beitrag stützt sich maßgeblich auf das CV-Archiv, 
insbesondere auf Korrespondenzen der CV-Hauptgeschäftsstelle in Berlin 
mit Vertretern der Landesgruppen und Ortsverbände, Berichte über Ver-
anstaltungsvorbereitungen und deren Verlauf, Protokolle von CV-Frau-
enversammlungen und vertrauliche Berichte, welche die Lage jüdischer 
Deutscher in verschiedenen Regionen Deutschlands einschätzten. Ergänzt 
wird dieses Quellenmaterial durch Aufsätze, Veranstaltungsberichte und 
Verhaltensempfehlungen, die in der Centralvereins-Zeitung (C.V.-Zeitung) 
erschienen sind, sowie durch Informationsbroschüren, die der CV heraus-
gab. Die Verbindung von öffentlichen wie vereinsinternen Quellen erlaubt 
dabei grundsätzliche Rückschlüsse darauf, was in den jeweiligen (Teil-)
Öffentlichkeiten kommuniziert werden konnte. 
Die nachfolgenden Überlegungen gliedern sich in zwei Abschnitte. 
Im ersten Teil werden für die Weimarer Republik die Organisation von 
 
 Zeiten, Frankfurt a. M. 1979, S. 349–375; zum CV-Archiv: Avraham Barkai, The 
CV and its Archives. A Reassessment, in: Leo Baeck Institute Year Book 45 (2000), 
S. 173–182.
7 Zu den „offenen Fragen“ der CV-Forschung ebenso wie zu den Möglichkeiten und 
Grenzen neuer Erkenntnisse vgl. Jürgen Matthäus, „Pillen gegen Erdbeben“  – 
Antisemitismusabwehr des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glau-
bens vor 1933 (Besprechungsessay), in: Jahrbuch für Antisemitismusforschung 12 
(2003), S. 307–327.
8 Rebekka Denz, Bürgerlich, jüdisch, weiblich. Frauen im Centralverein deutscher 
Staatsbürger jüdischen Glaubens (1918–1938), Berlin 2020; Eva Rohland, Nach-
wuchsworkshop „Der Centralverein als Teil des deutsch-jüdischen Kultur systems?“ 
(Tagungsbericht) in: PaRDeS. Zeitschrift der Vereinigung für jüdische Studien 27 
(2017), S. 201–206.
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V eranstaltungen mit nichtjüdischem Publikum, die Vorbereitung jüdischer 
Frauen auf Diskussionen mit Nichtjüdinnen über Antisemitismus sowie die 
Verhaltensempfehlungen des CV zum Umgang mit ausgrenzenden Erfah-
rungen in anderen Vereinen analysiert. Aus diesen Beispielen lassen sich 
die Erfahrungen und Erwartungen herausarbeiten, die innerhalb des CV an 
Begegnungen mit und Aufklärung der nichtjüdischen Bevölkerung gerich-
tet wurden. Im zweiten Teil, der sich den ersten Jahren der NS-Diktatur 
widmet, soll gezeigt werden, wann und wie diese Begegnungsmöglichkeiten 
und -räume erodierten und wie die Lageberichte des CV das Verhalten der 
nichtjüdischen deutschen Mehrheitsbevölkerung „unter dem Hakenkreuz“ 
einschätzten. Abschließend werden die Ergebnisse zusammengefasst und 
eingeordnet.
I. Aufklären ohne Erwartung? 
 Organisierte Begegnung mit Nichtjuden in der Weimarer Republik
I.1 Das nichtjüdische Publikum erreichen – Berichte aus Vortragssälen
Während der Weimarer Republik nutzte der Centralverein vor allem zwei 
Möglichkeiten, um den Kontakt zur nichtjüdischen Bevölkerung zu inten-
sivieren. Zum einen gab er seit Januar 1926 eine Monatsausgabe der C.V.-
Zeitung heraus, die sich speziell an ein nichtjüdisches Publikum richtete,9 
zum anderen organisierte er Vortragsabende, die einem jüdischen wie 
auch nichtjüdischen Publikum offenstanden und einen interkonfessio-
nellen Austausch befördern sollten.10 Das Themenspektrum umfasste je 
nach Vortragenden, Wunsch der Organisatoren und Veranstaltungsart 
9 Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens (Hrsg.), Unsere Monats-
ausgabe. Ihre Entstehung, Verbreitung und Wirkung, Berlin 1927, S. 5. Vgl. auch 
Paucker, Abwehrkampf, S. 50 f.
10 In den hierfür herangezogenen Quellen werden die Begriffe „Nichtjuden/nicht-
jüdisch“ und „Christen/christlich“ synonym als Beschreibungsmöglichkeiten der 
nicht dem jüdischen Glauben angehörenden Mehrheitsgesellschaft verwendet. Die 
folgenden Ausführungen orientieren sich an dieser auf den Quellen basierenden 
synonymen Verwendung der Begriffe.
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Beiträge zu jüdischer Religion und Kultur, zu Geschichts- und Wirtschafts-
themen11 sowie zu konkreten Aspekten der Abwehrarbeit.12
In seinem Arbeitsbericht von 1928 unterschied der CV generell zwi-
schen Versammlungen, die sich  – meist zur Mitgliederwerbung  – an ein 
ausschließlich jüdisches Publikum richteten, und Veranstaltungen, zu 
denen gezielt Juden und Nichtjuden eingeladen werden sollten.13 Insbeson-
dere die CV-Zentrale in Berlin war auf diese Weise bemüht, die Kontakte 
zwischen Juden und Nichtjuden zu stärken. Sie hatte für den erfolgreichen 
Ablauf dieser Veranstaltungen ein detailliertes Regelwerk ausgearbeitet, 
das sie den Landes- und Ortsgruppen zur Verfügung stellte. Ein Beispiel 
aus Franken zeigt, wie sich die Kommunikation zwischen Zentrale und 
Ortsgruppe gestaltete: Im Frühjahr 1924 hatte der Vorsitzende der CV-
Ortsgruppe Fürth, Karl Kunreuther, die Zentrale über sein Vorhaben in 
Kenntnis gesetzt, aufgrund der sich „hier unerfreulich entwickelnden Ver-
hältnisse“ eine Vortragsversammlung für die jüdischen wie nichtjüdischen 
„Notablen“ Fürths einzuberufen.14 In dem Bewusstsein, dass für eine solche 
Veranstaltung besondere Vorkehrungen getroffen werden mussten, bat er 
die CV-Leitung um Informationen und Material.
Das Antwortschreiben aus Berlin betonte die Notwendigkeit, sich 
vorab über Konfession wie Profession der eingeladenen Gäste zu informie-
ren, um den christlichen Gästen im Vorfeld Informationsmaterial über den 
CV und seine Arbeit zukommen zu lassen.15 Die weiteren Bedingungen 
11 Vgl. z. B. „Das Alte Testament innerhalb der Religionsgeschichte“, „Die Stellung 
der Juden in der deutschen Wirtschaft“, „Die Leistungen der Juden für den wirt-
schaftlichen Wiederaufbau“, „Beherrschen die Juden die deutsche Wirtschaft?“, 
„Die wirtschaftliche Lage des deutschen Judentums“, siehe Centralverein deutscher 
Staatsbürger jüdischen Glaubens (Hrsg.), Zwei Jahre Arbeit im Central-Verein 
deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens EV, Berlin 1928, S. 35.
12 „Wir Juden und unsere deutsche Umwelt: Ein Bekenntnis und eine Anklage“, „Ist 
der Jude schuld?“, „Der Kampf gegen das zersetzende Schlagwort, eine nationale 
Aufgabe der deutschen Frau“, „Kennen Sie den deutschen Juden?“, „Der deutsche 
Jude und sein Zerrbild“, Paucker, Abwehrkampf, S. 53.
13 Centralverein (Hrsg.), Zwei Jahre, S. 35.
14 Vgl. Schreiben Karl Kunreuther an die CV-Zentrale, 5. 5. 1924, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1283, l. 26 (= CAHJP–HM2/8721).
15 Vgl. Schreiben CV-Zentrale an Karl Kunreuther, 8. 5. 1924, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1283, l. 27 (= CAHJP–HM2/8721).
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für Vorbereitung und Ablauf standen den Ortsgruppen in Form der Bro-
schüre „Vertrauliche Aussprache zwischen Juden und Christen“ zur Verfü-
gung. Wenngleich diese Druckschrift heute verschollen ist, findet sich eine 
Zusammenfassung ihrer Grundzüge in einem Schreiben der CV-Zentrale 
an die Ortsgruppe Braunschweig vom Frühjahr 1922.16 Als oberste Prämisse 
der Veranstaltungsvorbereitung galt demnach, persönlich bei den einzula-
denden christlichen Gästen vorstellig zu werden, da nach den Erfahrungen 
des CV eine „geschmackvolle Aufmachung der gedruckten Einladung“17 
nicht genüge, um eine Teilnahme an der Veranstaltung sicherzustellen. Im 
Zuge dieser persönlichen Besuche sollte ebenfalls festgestellt werden, wer 
von den Eingeladenen gewillt sei, sich an einer anschließenden Diskussion 
zu beteiligen. An der Zahl der nichtjüdischen Gäste sollte sich die Anzahl 
der jüdischen Teilnehmenden orientieren. Letztere sollte nicht zu hoch lie-
gen, um den Eindruck eines deutlichen Missverhältnisses zwischen jüdi-
schen und nichtjüdischen Anwesenden zu vermeiden. Auch im Hinblick 
auf die jüdischen Gäste war es die Aufgabe der Veranstaltungsorganisa-
tion, die potenziellen Redebeiträge abzusprechen. Diese sollten sich – im 
Gegensatz zu denen der christlichen Diskussionsteilnehmenden – auf ein 
Minimum beschränken. Kam es bei der Veranstaltung trotzdem zu unvor-
hersehbaren Einwürfen jüdischer Gäste, so durfte beim Organisator „kei-
nerlei Scheu bestehen, das dem in Frage kommenden Herren ganz offen zu 
sagen“.18
Der große Umfang an formalen und inhaltlichen Vorgaben unter-
streicht den inszenatorischen Charakter dieser Veranstaltungen. Die starre 
Choreografie belegt nicht allein die Unsicherheit, mit der sich selbst der 
CV in den offenbar ungewohnten Austausch zwischen Juden und Nicht-
juden begab. Sie zeigt auch, dass sich an diese Treffen nicht notwendiger-
weise die Erwartungen an ein wechselseitiges Kennenlernen und besse-
res Verständnis untereinander knüpften. Vielmehr sollte das Ideal einer 
geordneten und sachlichen Verständigung zwischen Juden und Nicht-
juden präsentiert werden. Insbesondere die Vielzahl an Verhaltensregeln, 
16 Schreiben CV-Zentrale an Paul Graetz, 12. 3. 1922, RGWA, f. 721, op. 1, d. 389, l. 51 
(= CAHJP–HM2/8704).
17 Centralverein (Hrsg.), Zwei Jahre, S. 36.
18 Schreiben CV-Zentrale an Paul Graetz, 12. 3. 1922, RGWA, f. 721, op. 1, d. 389, 
l. 51(= CAHJP–HM2/8704).
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die für die jüdischen Teilnehmenden aufgestellt wurden, waren mit dem 
Hinweis verbunden, dass deren Nichtbefolgung die „unliebsame Gefahr 
eines Misslingens“ der Veranstaltungen barg. Die Verhaltensregeln für 
jüdische Teilnehmende in den „gemischten Veranstaltungen“ offenbarten 
dabei deutlich die niedrige Erwartungshaltung, mit welcher der CV die 
Geduld und Akzeptanz der nichtjüdischen Bevölkerung gegenüber jüdi-
schen Belangen einschätzte.
Die Beispiele Fürth und Braunschweig belegen, dass diese strikten Vor-
gaben die Ortsgruppen nicht von eigenen Initiativen abhielten, ein nichtjü-
disches Publikum zu erreichen. Die Bereitschaft der Ortsgruppen hierfür 
scheint jedoch nicht der Regelfall gewesen zu sein. In den CV-Akten fin-
den sich zahlreiche Beispiele, in denen die Berliner Zentrale immer wieder 
schriftlich nachhakte, ob Veranstaltungen mit nichtjüdischer Beteiligung 
geplant seien oder ob sich Veranstaltungen nicht auch für ein nichtjüdisches 
Publikum öffnen ließen. Auf der Tagung der Ortsgruppe Hamburg im Sep-
tember 1925 hatte der engere Vorstand beschlossen, während der Winter-
monate auf sämtliche größeren, öffentlichen Veranstaltungen zu verzichten, 
da „der Besuch aus christlichen Kreisen, der damit in erster Linie erzeugt 
werden soll, […] zu gering ist“.19 In einem Schreiben an die Ortsgruppe pro-
testierte die CV-Zentrale gegen das aus ihrer Sicht voreilige Aussetzen der 
gemischten, öffentlichen Veranstaltungen, auch wenn sich bisher nicht das 
gewünschte Publikum eingefunden habe. Stattdessen forderte sie dazu auf, 
andere Wege zu suchen, um „an christliche Kreise heranzukommen“.20
Ebenfalls problematisch gestalteten sich im Sommer 1929 die Verhand-
lungen der Zentrale mit dem Vorsitzenden der Ortsgruppe Münster, dem 
Rechtsanwalt Ostwald, über die Möglichkeiten sogenannter Aufklärungs-
veranstaltungen. Ostwald verwies auf den Widerstand innerhalb der Orts-
gruppe und in der Synagogengemeinde. Daher sollten in Münster zunächst 
„die Notwendigkeit und der Erfolg solcher Aufklärungsversammlungen“ 
19 Stattdessen sollten thematisch die „zionistische Gefahr“ und Vorträge, die das 
Wissen über das Judentum vertiefen, im Mittelpunkt stehen. Protokoll des engeren 
Vorstandes der Ortsgruppe Hamburg, 3. 9. 1925, RGWA, f. 721, op. 1, d. 532, l. 72 
(= CAHJP–HM2/8707).
20 Schreiben Wiener an Fürth, 22. 9. 1925, RGWA, f. 721, op. 1, d. 532, l. 81 (= CAHJP–
HM2/8707).
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vermittelt werden. Zu diesem Zweck bat Ostwald die Zentrale um die 
Zusendung entsprechender Materialien.21 Selbst wenn eine Ortsgruppe sich 
der Vorschläge der Berliner Zentrale annahm und Vorbereitungen für Ver-
anstaltungen mit nichtjüdischer Beteiligung traf, sagte dies nicht notwen-
digerweise etwas über die damit verknüpften Erwartungshaltungen aus. So 
sah die Ortsgruppe Bruchsal einem Vortrag von Alfred Wiener im Januar 
1933 zwar „mit Freuden“ entgegen, erwartete sich allerdings weder von sei-
nem Vortrag noch von seinem Besuch bei „christlichen Persönlichkeiten“ 
sonderlich viel: „Die Beziehungen sind hier in Bruchsal im allgemeinen 
gute und diejenigen Persönlichkeiten, die uns nicht wohlgesinnt sind, sind 
doch nicht zu überzeugen.“22
Die Beispiele belegen die Skepsis, mit der zahlreiche Ortsgruppen der 
Verständigungs- und Aussprache-Initiative der Berliner Zentrale begegne-
ten. Bezeichnenderweise richtete sich die ablehnende Haltung nicht gegen 
die von der CV-Führung zusammengestellten formalen und inhaltlichen 
Anforderungen zu Durchführung und Gelingen derartiger Veranstaltun-
gen. Im Mittelpunkt stand meist der Verweis auf die lediglich den Ortsan-
sässigen bekannten „hiesigen Verhältnisse“.23 So hatte der Vorsitzende der 
Ortsgruppe Essen, David Krombach, im Frühjahr 1929 gemeldet, dass bei 
unterschiedlichen Repräsentanten der örtlichen Behörden und der Univer-
sität für „Vertiefung und Durchgeistigung des republikanischen Gedan-
kens“ geworben wurde. Diese Bemühungen stießen zwar auf „vereinzelte 
platonische Zustimmung“, konnten aber kein Interesse an einer weiterfüh-
renden Informationsveranstaltung oder der Zusammenarbeit mit dem CV 
generieren.
Den häufig ablehnenden Einstellungen vor Ort versuchte die Berliner 
Zentrale vor allem mit der Auswahl geeigneter Referenten zu begegnen. 
Insbesondere bemühte sie sich um nichtjüdische Redner – eine Vorgehens-
weise, die sich auch auf den Seiten der CV-Monatsausgabe immer wieder 
nachweisen lässt. Tatsächlich konnte der CV auf eine feste, wenn auch 
21 Schreiben Ostwald an die CV-Zentrale, 3. 6. 1929, Zentralarchiv zur Erforschung 
der Juden in Deutschland (ZA) B1/33, 899.
22 Alle Zitate: Schreiben CV-Ortsgruppe Bruchsal an die Vereinigung Badischer 
Israe liten, 27. 1. 1933, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1646, l. 3 (= CAHJP–HM2/8732).
23 Im Folgenden: Schreiben David Krombach an Ostwald (Ortsgruppe Münster), 
27. 4. 1929, ZA B1/33, 899.
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übersichtliche Anzahl nichtjüdischer Referenten zurückgreifen. Hierzu 
gehörten neben einzelnen Politikern wie Erik Nölting, der für die SPD im 
Preußischen Landtag saß, und Hans Driesch von der Deutschen Liga für 
Menschenrechte vor allem Vertreter der evangelischen und katholischen 
Kirche. Sie wurden von der Zentrale des CV besonders empfohlen, wenn 
es sich bei der Vortragsveranstaltung um ein gemischtes Publikum han-
delte. Nachdem sich die Ortsgruppe Fürth im Januar 1926 bei der Zent-
rale über „prominente christliche Redner“ erkundigt hatte, wandte sie sich 
an Nölting, Driesch und den sozialdemokratischen Pastor Ernst Moering, 
um sie für Vortragsabende zu gewinnen.24 Den Erfolg ihrer Bestrebungen 
konnte die Ortsgruppe verspätet im September desselben Jahres verkün-
den. Die drei Angefragten hatten an unterschiedlichen Abenden und jedes 
Mal unter „starker Beteiligung namentlich christlicher Zuhörer“ referiert. 
Vortragsthemen wie „Die deutsche Not und die Juden“ oder „Ist eine Her-
abminderung des jüdischen Einflusses auf das deutsche Kulturleben wün-
schenswert?“ wiesen deutliche Parallelen zur Abwehrarbeit des CV auf.25 
Dass sie in Referaten von nichtjüdischer Seite aufgegriffen wurden, bot in 
der Wahrnehmung des CV zwei Vorzüge. Zum einen konnte durch die 
höhere Teilnehmerzahl eine größere Zahl von Menschen auf die Abwehr-
arbeit des CV gegen Antisemitismus und völkische Ideologie aufmerksam 
gemacht werden, zum anderen wurde das Engagement des CV insofern 
zusätzlich legitimiert, da vermeintlich Außenstehende die Notwendigkeit 
und Bedeutung dieser Abwehrarbeit betonten. 
Im Gegensatz zu den regulären Versammlungen des CV, zu denen 
Nichtmitglieder ausschließlich nach mündlicher und schriftlicher Einla-
dung Zutritt erhielten, wurden die auf ein gemischtes Publikum zielenden 
Vortragsabende in der lokalen Presse und auf Plakaten beworben. Aller-
dings erhöhte sich dadurch auch das Risiko einer organisierten Störung 
durch Nationalsozialisten und andere antisemitische Gruppen, wie das 
folgende Beispiel deutlich macht: Zu Beginn des Jahres 1927 hatte der CV 
den evangelischen Pastor Walter Windfuhr zu öffentlichen Vorträgen nach 
24 Schreiben an Nölting und Moering, 6. 1. 1926, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1283, l. 39, 41 
(= CAHJP–HM2/8721).
25 Schreiben Ortsgruppe Fürth an CV-Zentrale, 12. 9. 1926, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1283, l. 63 (= CAHJP–HM2/8721).
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Fürth und Nürnberg eingeladen.26 Ein interner Bericht des Nürnberger CV-
Mitglieds Meyer schilderte der Zentrale den Verlauf der Vortragsabende. 
In beiden Orten war es zu beträchtlichen Störungen gekommen. In Fürth 
wurde im Anschluss an die Veranstaltung der Saaleingang durch „Völki-
sche“ blockiert, sodass die Gäste und der Referent vor dem Verlassen des 
Saals zunächst eine polizeiliche Räumung abwarten mussten. In Nürnberg 
„artete die Veranstaltung zu einem richtiggehenden Krach aus“.27 Völkische 
Gruppierungen hatten bereits vor Beginn des Vortrages eine „Mobstim-
mung“ verbreitet. Während Windfuhrs Referat kam es dann zu solch inten-
siven Störungen, dass der Referent seinen Vortrag mehrfach unterbrechen 
musste. Als im Anschluss der NSDAP-Stadtrat und Redakteur des Stürmer, 
Karl Holz, zu einer Gegenrede ansetzte, wurde die Versammlung seitens 
der Veranstalter geschlossen und der Saal von der Polizei geräumt.
Nichtsdestotrotz fiel das Urteil der CV-Mitglieder, die der Zentrale 
von den Vorgängen berichteten, überwiegend positiv aus. Insbesondere für 
Fürth betonte der Bericht die „tiefe Wirkung“, die der Vortrag Windfuhrs 
ebenso wie seine Bemühungen, sich gegen die Störung der Veranstaltung 
zur Wehr zu setzen, beim Publikum hinterlassen habe. Lobende Worte für 
Vortrag und Wirkung fand auch der Fürther CV-Vorsitzende Kunreuther.28 
Die Anwesenheit und Störung durch „einige rechte Fanatiker“ relativierte er 
als „eine Erscheinung, welche leider die heutige Strömung der Zeit mit sich 
bringt“. Wichtiger erschien ihm der „erhebende Eindruck“, den der Vortrag 
auch bei den zahlreichen christlichen Mitbürgern hinterlassen habe. Doch 
auch für den Vortrag in Nürnberg konnte ein positives Urteil getroffen wer-
den, da von „christlichen und auch rechtsstehenden Kreisen“ der Gewinn 
der Veranstaltung betont wurde  – wenngleich dieser Teil des Publikums 
„unter dem anderen vollständig unterging“. 
Der Hinweis, dass die Vorträge grundsätzliche Zustimmung bei der 
(schweigsamen) Mehrheit der nichtjüdischen Zuhörerschaft fanden, diente 
in der vereinsinternen wie öffentlichen Kommunikation des CV als zentrale 
26 Im Folgenden: Bericht Dr. Meyer an CV-Zentrale, 21. 1. 1927, RGWA, f. 721, d. 1, 
op. 1283, l. 82-85 (= CAHJP–HM2/8704).
27 Bericht Dr. Meyer an CV-Zentrale, 21. 1. 1927, RGWA, f. 721, d. 1, op. 1283, l. 83 
(= CAHJP–HM2/8704).
28 Auch im Folgenden: Schreiben Krombach an CV-Zentrale, 25. 3. 1927, RGWA, 
f. 721, d. 1, op. 1283, l. 83 (= CAHJP–HM2/8704).
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Legitimation für eine Fortsetzung derartiger Veranstaltungen. In diesem 
Sinne berichtete auch die C.V.-Zeitung über die Vorträge Windfuhrs. Der 
Artikel enthielt  eine verkürzte Darstellung der Ereignisse, die sich deut-
lich an dem Bericht aus der Nürnberger Ortsgruppe orientierte. Während 
die verschiedenen Formen, mit denen Rechtsextreme die Veranstaltungen 
gestört hatten, eine knappe Zusammenfassung erfuhren, übernahm die 
C.V.-Zeitung den positiven Grundton der Darstellung Meyers. Im Falle 
Fürths hob sie die Anwesenheit zahlreicher Stadthonoratioren, einschließ-
lich des Bürgermeisters, hervor.
Mit Blick auf Nürnberg betonte die C.V.-Zeitung das energische Vorgehen 
des Ortsgruppenvorsitzenden gegen die antisemitischen Störer, das von „von 
christlicher Seite“ Zustimmung erfuhr.29 Der besondere Verweis auf die posi-
tiven Aspekte entsprach der Redaktionspolitik der C.V.-Zeitung für Berichte 
über öffentliche Veranstaltungen. Dass das Blatt so gut wie jede öffentliche 
Aufklärungsveranstaltung – unabhängig vom Ausmaß der antisemitischen 
Störungen oder vereinsinterner Unstimmigkeiten – zu einem Erfolg erklärte, 
hatte vor allem taktische Gründe. Die Beiträge sollten nicht zuletzt andere 
Ortsgruppen motivieren, weitere Veranstaltungen zu organisieren. Zwei-
fellos barg deren öffentliche Bewerbung die Möglichkeit der organisierten 
Störungen durch völkische Gruppierungen oder Einzelpersonen; gleichzeitig 
erschlossen sich so potenziell auch nichtjüdische Kreise, zu denen die jewei-
ligen Ortsgruppen noch keinen Kontakt hergestellt hatten. Gerade Fälle, bei 
denen es zu organisierten Störungen, Tumulten oder Straßenblockaden kam, 
boten darüber hinaus die seltene Gelegenheit, dem nichtjüdischen Publikum 
die praktische Notwendigkeit der Arbeit gegen den Nationalsozialismus und 
jegliche völkische Strömung vor Augen zu führen. Hinter dieses Ziel tra-
ten vereinsinterne Belange zurück. Austritte aus den Ortsgruppen mussten 
ebenso hingenommen werden wie die Gefahr, dass es der gegnerischen Seite 
tatsächlich gelingen könnte, Veranstaltungen zu „sprengen“.
Die oftmals zurückhaltende Einstellung der Ortsgruppen und Landes-
verbände, gemischte wie öffentliche Veranstaltungen zu organisieren, kann 
folglich nicht mit einer generellen Ignoranz gegenüber völkischen und anti-
semitischen Umtrieben erklärt werden. Ebenso greift die Argumentation 
29 O. V., „Unsere große Aufgabe: Aufklärung“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 4 vom 28. 1. 1927, 
S. 43.
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zu kurz, dass es in den frühen Dreißigerjahren ausschließlich die Sorge vor 
nationalsozialistischen Übergriffen gewesen sei, welche die Organisation 
und Durchführung dieser Veranstaltungen verhindert habe.30 Tatsächlich 
nannten die Ortsgruppen unterschiedliche Gründe, warum eine bestimmte 
öffentliche oder vor geladenem Publikum abzuhaltende Versammlung nicht 
stattfinden konnte. Sie reichten von der Gebundenheit christlicher Kreise 
während der Weihnachtszeit hin zur Feststellung, dass zumindest ein Teil 
der nichtjüdischen Bevölkerung der örtlichen jüdischen Minderheit ohne-
hin „wohlgesinnt“ gegenüberstehe. Gemeinsam war diesen Begründungen 
die mehr oder minder explizit kommunizierte niedrige Erwartungshaltung 
an einen Austausch mit der nichtjüdischen Gesellschaft. Das antizipierte 
Desinteresse, aber auch die praktischen und inhaltlichen Probleme, die ein 
solches wechselseitiges Sich-Einlassen mit sich bringen konnte, entgingen 
auch der Berliner Zentrale nicht.
Die Aufzeichnungen Julius Goldsteins belegen, dass auch Referenten 
aus den Reihen des CV nicht vor Resignation angesichts der Anforderun-
gen der Abwehrarbeit gefeit waren. Bis Goldstein 1925 nach jahrelangen 
antisemitisch motivierten Widerständen eine Professur für Philosophie 
an der TU Darmstadt erhielt, war er einer der Hauptreferenten des CV bei 
deutschlandweit stattfindenden Aufklärungs- und Abwehrversammlun-
gen. Auch nachdem er seine Professur angetreten hatte, blieb er der CV-
Arbeit verbunden, veröffentlichte weiterhin Aufsätze in der C.V.-Zeitung 
und war bis zu seinem Tod 1929 Herausgeber der Zweimonatsschrift Der 
Morgen, die sich neben wissenschaftlichen Abhandlungen über Kultur und 
Religion des deutschen Judentums auch der interkonfessionellen Verstän-
digung widmete.31 Während er in seinen öffentlichen Beiträgen hervorhob, 
30 Vgl. Toury, Krisenbewußtsein, S. 196.
31 Vgl. Martin Liepach, Die Hellpach-Kontroverse. Eine paradigmatische Debatte 
über den Antisemitismus in der C.V.-Zeitung während der Weimarer Republik, 
in: Michael Nagel/Moshe Zimmermann (Hrsg.), Judenfeindschaft und Antise-
mitismus in der deutschen Presse über fünf Jahrhunderte. Erscheinungsformen, 
Rezeption, Debatte und Gegenwehr, Bremen 2013, S. 539–554, hier S. 552 f; Fran-
ziska Krah, „Ewig Feuerspritze sein, wo ein Weltfeuer doch nicht gelöscht werden 
kann …“ Abwehr und Deutung des Antisemitismus während der Weimarer Repu-
blik, in: Hans-Joachim Hahn/Olaf Kistenmacher (Hrsg.), Beschreibungsversuche 
der Judenfeindschaft. Zur Geschichte der Antisemitismusforschung vor 1944, Ber-
lin 2015, S. 261–285, hier S. 264–267.
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dass die beständige Auseinandersetzung mit Rassismus und Antisemitis-
mus notwendige Grundlage der Abwehr- und Aufklärungsarbeit sei,32 sind 
seine Tagebucheinträge voller Zweifel über die tatsächliche Erreichbarkeit 
des propagierten Ziels. Im Frühjahr 1927 resümierte er beispielhaft: „Hin 
und wieder bin ich noch empört über tückischen Antisemitismus und bin 
voller Ekel über ihn und die Abwehr. Ewig Feuerspritze sein, wo ein Welt-
feuer nicht gelöscht werden kann.“33 Diese pessimistische Privateinschät-
zung änderte jedoch sein öffentliches Engagement nicht grundlegend. Da 
zeitgenössische Privataufzeichnungen von CV-Vertretern nur in geringem 
Umfang vorliegen, ist es nicht möglich, eine generelle Diskrepanz zwischen 
persönlicher Einschätzung und dem Grundtenor der offiziellen Stellung-
nahmen der C.V.-Zeitung nachzuweisen. Goldsteins Ausführungen ver-
deutlichen jedoch eindrücklich, dass die kontinuierliche Abwehrarbeit in 
den Reihen des CV als alternativlos betrachtet wurde.
I.2 Die CV-Frau als Mittlerin in der nichtjüdischen Umwelt 
Auch wenn die öffentlichen Vorträge ein fester Bestandteil der CV-Aufklä-
rungsarbeit blieben, suchte der Verein in den späten 1920er-Jahren verstärkt 
nach weiteren Möglichkeiten, um ein nichtjüdisches Publikum zu erreichen. 
In diesem Zusammenhang wurde auch der jüdischen Frau als Mittlerin 
zwischen jüdischen und nichtjüdischen Kreisen eine zunehmend größere 
Bedeutung beigemessen. Als Beleg für das gesteigerte Interesse, jüdische 
Frauen verstärkt in die interkonfessionelle Aufklärungs- und Abwehrarbeit 
zu involvieren, lassen sich zahlreichen Berichte in der C.V.-Zeitung und den 
Blättern des Jüdischen Frauenbunds (BJFB) anführen.34 Im November 1931 
32 Vgl. z. B. Julius Goldstein, Rasse und Politik, Schlüchtern 1921, S. 120.
33 Julius Goldstein, Der jüdische Philosoph in seinen Tagebüchern. 1873–1929 Ham-
burg – Jena – Darmstadt, hrsg. von Uwe Zuber, Wiesbaden 2008, S. 207.
34 Vgl. Margarete Fried, „Erfolgreiche Werbearbeit der Berliner Frauengruppe“, in: 
C.V.-Zeitung, Nr. 5 vom 31. 1. 1930, S. 54; Elsa Wolffsheim, „Erstrebtes und Erreich-
tes in der C.V.-Frauenarbeit, Aufklärungsabend der Frauengruppe Emden des 
C.V.“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 18 vom 15. 1. 1931, S. 223; Margarete Fried, „C.V.-Ver-
anstaltungen in Berliner Privathäusern“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 42 vom 16. 10. 1931, 
S. 492; in den BJFB wurden die Berichte über interkonfessionelle Veranstaltungen 
ab Ende 1931 in den Rubriken „Bekämpfung des Antisemitismus“ und „Dringende 
Gegenwartsaufgaben“ zusammengefasst.
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widmete die C.V.-Zeitung eine gesamte Ausgabe der sogenannten Frauenar-
beit, die programmatisch mit der Schlagzeile „Frauen, hinein in den C.V.!“ 
überschrieben war.35 In dieser Ausgabe war unter anderem eine Sammlung 
von Leserinnenbriefen abgedruckt, in denen jüdische Frauen über ihre 
Erfahrungen in interkonfessionellen Frauenvereinen berichteten.36 Der 
Werbezweck der Ausgabe wurde nicht zuletzt dadurch deutlich, dass es sich 
bei den ausgewählten Zuschriften ausschließlich um solche handelte, die 
begeistert und positiv ihre Vereinsaktivitäten schilderten.37
Ein Blick in die vereinsinterne Korrespondenz relativiert dieses Bild. 
Der CV ging nicht davon aus, dass es in interkonfessionellen Zusammen-
künften, die sich ausschließlich an Frauen richteten, einfacher werden 
würde, um Verständnis und Unterstützung für die jüdische Minderheit 
zu werben. Ein Grund hierfür war, dass der Austausch mit nichtjüdischen 
Frauen erst sehr spät einen Schwerpunkt der CV-Arbeit bildete. Im Ver-
gleich zu den detaillierten Hinweisen, die sich für die „Vertrauliche Aus-
sprache zwischen Juden und Christen“ fanden, wartete die 1931 heraus-
gegebene Broschüre „Frauenarbeit zur Bekämpfung des Antisemitismus“ 
lediglich mit allgemeinen Vorschlägen auf.38 Zumindest eine Schrift wurde 
jedoch speziell Frauen, die sich an der Aufklärung der nichtjüdischen 
Bevölkerung beteiligen wollten, besonders anempfohlen: „Eine Ausspra-
che über die Judenfrage zwischen Margarete Adam und Eva Reichmann-
Jungmann“. Adam, eine Hamburger Philosophiedozentin und gläubige 
Katholikin, hatte den Beitrag für die Broschüre im Frühjahr 1929 verfasst 
und bezeichnete sich hierin als „Philosemitin“, die den radikalen Anti-
semitismus der NSDAP ablehne. Umso erstaunlicher musste es auf die 
35 Margarete Goldstein, „Frauen, hinein in den C.V.!“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 48 vom 
27. 11. 1931, S. 541 f.
36 O. V., „Eine Rundfrage: Welche Erfahrungen haben Sie bei Ihrer Mitarbeit in 
interkonfessionellen Frauenvereinen gemacht?“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 48 vom 
21. 11. 1931, S. 545 f.
37 Dementsprechend ist auch Claudia Prestels Urteil kritisch zu bewerten, die in der 
Rundfrage einen Beleg dafür erkennt, dass der CV auf „dem rechten Auge blind“ 
gewesen sei und sich die Berichte nach seinen Vorstellungen zusammengebogen 
habe, vgl. Claudia Prestel, Frauenpolitik oder Parteipolitik? Jüdische Frauen in 
innerjüdischer Politik in der Weimarer Republik, in: Archiv für Sozialgeschichte 
37 (1997), S. 121–155, hier S. 147.
38 Vgl. o. V., Frauenarbeit zur Bekämpfung des Antisemitismus, Berlin 1931, S. 2–4.
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Leserinnen wirken, dass Adam in einer 1930 erschienenen und erweiter-
ten Ausgabe der Broschüre in einem Nachwort erklärte, dass sie bei der 
Reichstagswahl die NSDAP gewählt habe.39 In ihren Antworten auf Adams 
Ausführungen beschränkte sich die CV-Mitarbeiterin Reichmann-Jung-
mann auf eine sachliche Auseinandersetzung mit Adams Argumentation, 
lehnte aber nach deren Bekenntnis zur NSDAP eine weitere Aussprache 
ab. Die Lektüre von Adams Ausführungen sollte den Frauengruppen die 
Möglichkeiten bieten, sich mit der „Mentalität der nationalsozialistischen 
Frau“ vertraut zu machen und sich auf eine derartige Auseinandersetzung 
„von Frau zu Frau“ vorzubereiten.40
Als geschlechtsspezifisch können die Anleitungen für den Konfliktfall 
insofern bezeichnet werden, als jüdische Frauen nicht allein argumentativ 
auf eine Konfrontation mit antisemitischen Stereotypen vorbereitet wur-
den. Es bestand darüber hinaus die Annahme, dass sie einer emotionalen 
Festigung bedurften, bevor sie sich derart mit der nichtjüdischen Umwelt 
und deren potenziell antisemitischen Einstellungen auseinandersetzten. 
Jüdische Frauen sollten sich dementsprechend für die Aufklärungsarbeit 
nur zur Verfügung stellen, wenn sie sich „körperlich und seelisch in der 
Lage“ hierzu sähen.41
Diskussionen über Adams Ausführungen innerhalb der Frauengrup-
pen stützen diese Annahme. So zeigten sich die Mitglieder einer CV-
Frauengruppe in Krefeld „entsetzt“ über die inhaltlichen Aspekte der Bro-
schüre. Schwerer wog jedoch das „allgemeine Bedauern“ darüber, dass es 
sich bei der Verfasserin um eine anerkannte Persönlichkeit handelte. Dieser 
Umstand verstärkte das Gefühl der „Mutlosigkeit“, gegen diese offenbar 
39 Adam begründete diese Entscheidung unter anderem damit, dass es sich bei der 
NSDAP um die einzige Partei handele, welche die Revision des Versailler Vertrages 
ebenso wie den Kampf gegen Korruption und Bolschewismus offen propagiere. Vgl. 
Gisela Bock, Ganz normale Frauen. Täter, Opfer und Zuschauer im Nationalso-
zialismus, in: Kirsten Heinsohn u. a. (Hrsg.), Zwischen Karriere und Verfolgung, 
Frankfurt a. M. 1997, S. 245–277, hier S. 247.
40 Schreiben Lise Leibholz an Frau Selma, 5. 3. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1370, l. 120 
(= CAHJP–HM2/8723); Bericht Dr. Meyer an CV-Zentrale, 21. 1. 1927, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 1370, l. 82-85 (= CAHJP–HM2/8723); ähnlich auch das Schreiben an 
Mayring, vgl. RGWA, f. 721, op. 1, d. 1283, l. 88-89 (= CAHJP–HM2/8721).
41 Ebenda.
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w eitverbreiteten Einstellungen überhaupt etwas ausrichten zu können.42 
Der Zeitraum, der für eine Vorbereitung von Frauen auf die CV-Arbeit not-
wendig schien, wurde teilweise auf mehrere Monate veranschlagt.
Im Herbst 1932 hatte sich in Stettin eine neue CV-Frauengruppe 
gegründet, deren Mitglieder nach Einschätzung des Ortsgruppenvorsitzen-
den der Arbeit des CV zunächst noch „völlig fremd“ gegenüberstanden.43 
Von der CV-Zentrale erbat er Vorträge und Informationsmaterial, um die 
neuen Mitglieder entsprechend zu schulen, und wagte nur eine vorsichtige 
Zukunftsprognose. Demnach sollten die Frauen in den ersten Monaten 
ausschließlich über die nationalsozialistische Ideologie informiert werden 
und das argumentative Abwehrrepertoire des CV verinnerlichen. Erst im 
Anschluss sollten „Einwirkungsmöglichkeiten“ gegenüber der nichtjüdi-
schen Umwelt überprüft werden. Dieser Ablaufplan deutet die zahlreichen 
antizipierten Fallstricke an, die einer Kontaktaufnahme mit der nichtjüdi-
schen und in diesem Falle weiblichen Bevölkerung vorausgingen.
Berichte über die „Aussprachen im kleinen Kreis“ zwischen jüdischen 
und nichtjüdischen Frauen belegen, dass derart umfassende Vorbereitungs-
maßnahmen durchaus nötig sein konnten. Sie bilden einen deutlichen 
Gegensatz zu den zahlreichen positiven Berichten über gemischte Ver-
sammlungen und die Aktivitäten jüdischer Frauen in interkonfessionellen 
Verbänden, die nicht nur auf den Seiten von C.V.-Zeitung und BJFB, son-
dern auch in der vereinsinternen Korrespondenz zu finden sind. Im Gegen-
satz dazu schien der Austausch in kleiner Runde schnell die Grenzen einer 
gemeinsamen Verständigung und damit der Aufklärung oder zumindest 
des Werbens um Verständnis aufzuzeigen.
Diese Erfahrung machte beispielsweise die Königsberger Frauen-
gruppe.44 Im Oktober 1929 hatten Vertreterinnen der Gruppe 50 Frauen 
persönlich zu einer Aussprache geladen. Die Einladungen waren vor 
allem an Mitarbeiterinnen in Behörden, Lehrerinnen, Vertreterinnen von 
42 Schreiben Hedwig Daniels an Lise Leibholz, 23. 1. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1464, 
l. 95 (= CAHJP–HM2/8726).
43 Im Folgenden: Schreiben Heinrich Marcuse an CV-Zentrale, 7. 10. 1932, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 1970, l. 29.
44 Im Folgenden: Elsa Wolffsheim: „Aufklärungsversammlung vor christlichen 
Frauen in Königsberg“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 42 vom 18. 10. 1929, S. 565 f.
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F rauenvereinen und Abgeordnete des Stadtparlaments ergangen. Das Vor-
gehen bei der Auswahl der Einzuladenden ebenso wie das persönliche 
Überbringen der Einladungen entsprachen dem generellen Vorgehen des 
CV. Vorsichtige Hinweise auf unerfreuliche Begegnungen bereits bei der 
Kontaktaufnahme finden sich in einem Schreiben von Elsa Wolffsheim, die 
berichtete, dass nicht alle „unserer Einladung oder unserer Gemeinschaft 
ohne Einschränkung wohlwollend“ gegenübergestanden hätten. Immer-
hin 25 Frauen – „ein durchaus befriedigender Prozentsatz“ – folgten der 
Einladung und erschienen „auf neutralem Boden“ in den Klub räumen 
eines Königsberger Hotels. Ludwig Holländer, von der CV-Zentrale als 
Referent entsandt, thematisierte in seinem Vortrag unter anderem den 
Antisemitismus an Schulen. Die anschließende Diskussion sei jedoch vor 
allem von Lehrerinnen bestimmt gewesen, die sich über ihre jüdischen 
Schüler beklagten und ihnen einen „Mangel an Ehrfurcht“ und ein „Feh-
len persönlicher Disziplin“ vorwarfen. Wenngleich Wolffsheim hervorhob, 
dass sämtliche Rednerinnen „durchaus bemüht“ gewesen seien, von Ver-
allgemeinerungen abzusehen, resümierte sie: „Zu unserem Bedauern hat 
aber keine Frau das Wort für uns ergriffen, etwa in dem Sinne, daß sie 
uns aus gemeinsamer Arbeit, z. B. der Wohlfahrtspflege, kenne und unsere 
Mitarbeit ihnen wertvoll sei. So blieb im Allgemeinen die Frage der ‚Ver-
ständigung‘ unbefriedigt.“45
Gerade in Bezug auf die Zusammenarbeit in interkonfessionellen Ver-
einen zeigte die Veranstaltung den jüdischen Frauen die Grenzen positi-
ver Einflussnahme deutlich auf. Offensichtlich waren die Begegnung und 
Zusammenarbeit nicht wirkmächtig genug, um zu einem Abbau latent 
antisemitischer Einstellungen beizutragen. Allerdings hatte dieses Fazit der 
Veranstaltung keinen direkten Einfluss auf das weitere Vorgehen der Frau-
engruppe. Immerhin wurde bei den Teilnehmerinnen der Veranstaltung 
zumindest beobachtet, dass sie „durchaus interessiert den Ausführungen 
und der Aussprache gefolgt waren“. Diese Feststellung genügte, um sie auf 
die Versandliste für die CV-Monatsausgabe zu setzen und ein neuerliches 
Zusammentreffen anzuberaumen. Darüber hinaus betonte Wolffsheim, 
dass der „bescheidene Erfolg“ der Veranstaltung nichtsdestotrotz ande-
ren Frauengruppen als Vorbild dienen solle. Was an diesem Appell jedoch 
45 Vgl. ebenda, S. 565.
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i nsbesondere auffiel, war der Hinweis, von solchen Begegnungen möglichst 
wenig zu erwarten.46
I.3 Wann bleiben, wann gehen? 
 Zum Umgang mit Antisemitismus in interkonfessionellen Vereinen
Das Beispiel der Vereinsarbeit jüdischer Frauen hat bereits deutlich gezeigt, 
dass allein die Mitgliedschaft in interkonfessionellen Vereinen noch nichts 
über die tatsächliche Toleranz und Überwindung antisemitischer Stereo-
type bei den nichtjüdischen Mitgliedern aussagte. Nichtsdestotrotz schrieb 
der CV den Mitgliedschaften jüdischer Deutscher in interkonfessionellen 
Vereinen große Bedeutung zu, belegten sie doch durch ihre Teilhabe die 
gesamtgesellschaftliche Zugehörigkeit. Ferner blieb so die Möglichkeit 
bestehen, bei sich bietender Gelegenheit positiv auf die Einstellungen der 
Mehrheitsgesellschaft einzuwirken. Vor diesem Hintergrund wird das 
Dilemma deutlich, mit dem sich der CV konfrontiert sah, wenn es um die 
Frage ging, ob jüdische Deutsche Vereine verlassen sollten, wenn sie sich 
dort antisemitischen Anfeindungen ausgesetzt sahen.
Diese Frage griff beispielsweise der streng vertrauliche Geschäftsbe-
richt für die Jahre 1926 und 1927 auf, den der Vorstand des CV im Frühjahr 
1928 den Mitgliedern auf der Hauptversammlung präsentierte.47 Er fasste 
hierin eine Reihe von Überlegungen darüber zusammen, unter welchen 
Umständen ein Verein zu verlassen oder wann eine Mitgliedschaft zu emp-
fehlen sei. Wenngleich vorweg betont wurde, dass sich „eindeutige, prinzi-
pielle Richtlinien“ für das Verhalten im Falle einer Auseinandersetzung mit 
antisemitischen Einstellungen im jeweiligen Verein nicht aufstellen ließen, 
46 Der niedrigen Erwartungshaltung entsprach auch Wolffsheims Resümee der zwei-
ten Aufklärungsversammlung, welche die Frauengruppe Königsberg im Februar 
1930 veranstaltete. Als besonders hervorhebenswert erschien Wolffsheim der 
Umstand, dass „im Gegensatz zum vorigen Male, auch wohlwollende Stimmen 
laut wurden, die sich günstig über gemeinsam geleistete Arbeit äußerten“. Trotz-
dem war auch hier die Diskussion erneut von den Einschätzungen jener Frauen 
bestimmt, die „in taktvoller Weise auf Fehler und Mängel [hinwiesen], die ihnen 
bei den Juden aufgefallen zu sein schienen“. Elsa Wolffsheim, „Die zweite Aufklä-
rungsversammlung der Königsberger C.V.-Frauengruppe“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 8 
vom 21. 2. 1930, S. 97.
47 Centralverein (Hrsg.), Zwei Jahre, S. 64–67.
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unterschied der CV grundlegend zwischen zwei Szenarien. Handelte es sich 
um „nur verhüllte judenfeindliche Bestrebungen von Einzelmitgliedern“, so 
sah der CV keinerlei Veranlassung, den Verein zu verlassen, vielmehr sei es 
„Pflicht auszuharren und diesen Einflüssen entgegenzuwirken“. Verharren 
sollten jüdische Mitglieder zunächst auch, wenn es zu einem „offenen Aus-
bruch judenfeindlicher Gesinnung“ kam. Nur wenn eine Beschwerde bei 
den jeweiligen Vereinsinstanzen erfolglos blieb, war ein Austritt „anzuemp-
fehlen“. Dagegen rechtfertigte die Einführung des „Arierparagraphen“, der 
Mitglieder aufgrund ihrer jüdischen Abstammung ausschloss oder ihnen 
die Aufnahme von vornherein verweigerte, einen „sofortigen Austritt“. Ein 
Blick auf die Seiten der C.V.-Zeitung – die diese Einschätzung nie explizit 
ausbuchstabierte – verdeutlicht die Schwierigkeiten, die entstanden, wenn 
theoretische „Folgerungen“ auf die Praxis trafen: Welche Vereine sollten 
konkret verlassen werden? Die mit dieser Frage verbundenen Aushand-
lungsprozesse lassen sich exemplarisch an den Empfehlungen des CV zu 
Verbleib oder Austritt aus dem Deutsch-österreichischen Alpenverein 
(DÖAV) nachvollziehen.48 
Eine Satzungsänderung auf der Hauptversammlung im Mai 1920 
ermöglichte es den von jeher recht eigenständig agierenden Sektionen des 
DÖAV selbstständig zu entscheiden, ob sie einen „Arierparagraphen“ ein-
führten. Insbesondere österreichische Sektionen hatten hiervon Gebrauch 
gemacht und ihre jüdischen Mitglieder ausgeschlossen. Die Mehrzahl der 
Ausgeschlossenen gründete in der Folge die Gruppe „Donauland“, die bis 
1924 als gleichberechtigte Sektion innerhalb des Alpenvereins existierte. Im 
Winter dieses Jahres setzten auf einer außerordentlichen Sitzung die völ-
kischen Kräfte jedoch den Ausschluss der „Donauland“ durch, woraufhin 
deren Mitglieder einen eigenen Verein – den „Alpenverein Donauland“ – 
gründeten. Für die übrigen jüdischen Mitglieder des DÖAV stellte sich 
nach dem offensichtlich antisemitisch motivierten Ausschluss „Donau-
lands“ und dem lediglich verhaltenen Widerstand einiger deutscher Sek-
tionen die Frage: Austreten oder bleiben? In der Folge wandte sich eine 
Reihe von ihnen an den CV, um in Erfahrung zu bringen, wie sie auf diese 
48 Vgl. sehr detailliert auch zu den vorherigen Entwicklungen innerhalb des DÖAV 
Rainer Amstädter, Der Alpinismus, Kultur, Organisation, Politik, Wien 1996, 
S. 286–306.
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E ntwicklung reagieren sollten. Unter dem Titel „Sollen wir im DÖAV blei-
ben?“ veröffentlichte die CV-Schriftleitung im Januar 1925 zwei gegensätz-
liche Meinungen aus ihrer Leserschaft .49 In der ersten Stellungnahme, pro-
grammatisch überschrieben mit „Es ist genug!“ forderte das CV-Mitglied 
Arnold Heymann den Austritt sämtlicher jüdischer Mitglieder sowie einen 
Reiseboykott der deutsch-österreichischen Alpen. Die zweite Zuschrift, die 
von dem CV-Mitglied Hans Kaufmann stammte, enthielt dagegen die Auf-
forderung „Nicht überstürzt handeln!“
Die CV-Schriftleitung, die zu beiden Stellungnahmen selbst Position 
bezog, betonte ihr Verständnis für die „berechtigte Erregung“, die in Hey-
manns Schreiben zum Ausdruck kam. Gleichzeitig stellte sie ihrer Leser-
schaft die rhetorische Frage, ob es „der Sache dienlich [sei], die Frage nur mit 
Herz und Gefühl zu behandeln“. Sie nahm die Antwort vorweg, indem sie sich 
explizit der Position des zweiten Schreibens anschloss, das von einem vor-
schnellen Austritt aus dem Alpenverein abriet. Kaufmann warnte vor allem 
davor, jene Sektionen zu verlassen, die auf der Hauptversammlung gegen den 
Ausschluss „Donaulands“ gestimmt hatten. Der Austritt dürfe hier „keines-
falls“ erfolgen, da dies bedeute, „den völkischen Friedensstörern das Feld und 
das Sektionsvermögen kampflos [zu] überlassen“. Doch auch für jene Sektio-
nen, die für den Ausschluss „Donaulands“ gestimmt beziehungsweise selbst 
einen „Arierparagraphen“ eingeführt hatten, sah Kaufmann noch Hoffnung. 
Hier sollten die Mitglieder Anträge auf Abschaffung des Paragrafen stellen 
oder bei den Verwaltungsbehörden Beschwerde gegen die offenbare Politi-
sierung des „auf alpine Dinge“ gerichteten DÖAV einlegen. Erst wenn ein 
derartiges Vorgehen keinen Erfolg zeitige oder die Mitglieder hierfür keine 
„Energie“ aufbrächten, blieb der Austritt als letzte Handlungsmöglichkeit. 
Auch für diesen letzten Schritt stellte Kaufmann Verhaltensregeln auf. Im 
Idealfall sollte der Austritt „geschlossen“ erfolgen und weniger einen Aus- 
als einen Übertritt in eine der liberalen Sektionen oder den neu gegründeten 
Alpenverein „Donauland“ bedeuten. Der CV begrenzte diesen geschlosse-
nen Übertritt explizit nicht auf die jüdischen Sektionsmitglieder. Vielmehr 
waren immer auch jene „vorurteilsfrei denkenden christlichen Mitglieder“ 
mit eingeschlossen, falls sie zu einem Austritt motiviert werden konnten.
49 Im Folgenden: Arnold Heymann/Hans Kaufmann, „Sollen wir im DÖAV blei-
ben?“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 1 vom 2. 1. 1925, S. 7–8.
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Bemerkenswert an den Empfehlungen des CV war, dass jede Entschei-
dung – egal ob Verbleib oder Austritt – mit einer positiven Lesart verse-
hen werden konnte. Während der CV den Verbleib als deutliches Zeichen 
wertete, den judenfeindlichen Einstellungen nicht kampflos das Feld zu 
überlassen, verband er die Austrittsempfehlung in der Regel mit einem 
Appell an „Stolz“ und „Würde“. Da letztlich beide Entscheidungen positiv 
konnotiert werden konnten, erschien es weniger notwendig, sich auf eine 
verbindliche Strategie festzulegen. Vielmehr lässt sich beobachten, dass der 
CV, wenn er sich durch Anfragen betroffener Mitglieder zu einer Stellung-
nahme und Verhaltensempfehlung veranlasst sah, seine Einstellung immer 
neu evaluierte.
Deutlich wird jedoch auch, dass die ausgesprochenen Empfehlungen 
wenig Rücksicht auf die Befindlichkeiten der jüdischen Mitglieder nahmen. 
So wurde auch weitgehend die Frage vermieden, ob sie überhaupt Wert 
darauf legten, sich in einem Verein zu organisieren, in dessen Sektionen 
sich die völkischen Einstellungen durchgesetzt hatten oder zumindest die 
Indifferenz gegenüber dieser Entwicklung überwog. Ins Zentrum der Argu-
mentation rückte stattdessen die Forderung, dass man den völkischen Ein-
stellungen gerade in Vereinen nicht kampflos das Feld überlassen dürfe. Der 
CV betonte insbesondere den Zusammenhalt, der zwischen jüdischen und 
nichtjüdischen Mitgliedern bestehen müsse. In der öffentlichen Diskussion 
widmete der CV dabei der Frage keine Aufmerksamkeit, ob er bei einem 
geschlossenen Austritt der jüdischen Mitglieder befürchtete, dass sich 
nichtjüdische Mitglieder im Stich gelassen fühlten oder dass sie so emp-
fänglicher und anfälliger für antisemitische Einstellungen würden.50 Eine 
Begründung des CV, warum ein gewisses Maß an Antisemitismus ertragen 
werden müsse, war immer auch die Berücksichtigung der Einstellung und 
Wahrnehmung jener nichtjüdischen Deutschen, die (noch) nicht antisemi-
tisch eingestellt waren.
50 Der interne Austausch legt zumindest nahe, dass den CV vor allem die Sorge um 
die leichte Beeinflussung durch nationalsozialistisches Gedankengut umtrieb. 
Als repräsentativ für die gesellschaftliche Entwicklung beobachtete der CV auch 
„die Durchtränkung des gesamten öffentlichen Lebens mit judenfeindliche[r] 
Gesinnung“ in Vereinen, die sich als politisch neutral verstanden. Centralverein 
(Hrsg.), Zwei Jahre, S. 64; vgl. auch o. V., „Sondert euch nicht freiwillig ab!“, in: 
C.V.- Zeitung, Nr. 44 vom 31. 10. 1930, S. 570 f.
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Die Organisation von Veranstaltungen mit nichtjüdischer Beteiligung, 
die Einbeziehung von Frauen in die Aufklärungsarbeit und die Empfehlun-
gen bei Vereinsfragen sind nur drei Beispiele für das vielfältige Arbeitsspek-
trum, das der CV abdeckte oder zumindest sich abzudecken bemühte. Für 
die Frage nach der Wahrnehmung und Einschätzung der nichtjüdischen 
Bevölkerung lassen sie ähnliche Schlüsse zu. Zweifellos maß der CV dem 
Kontakt zur nichtjüdischen Bevölkerung eine hohe Bedeutung bei, unab-
hängig davon, ob sie durch CV-eigene Veranstaltungen oder die Mitarbeit 
in interkonfessionellen Vereinen zum Ausdruck kam. Gleichzeitig war er 
sich der begrenzten Wirkung bewusst, die diese Aktivitäten in Bezug auf 
ein Werben um Verständnis und Toleranz gegenüber der jüdischen Min-
derheit und der Warnung vor den Gefahren des Antisemitismus erzielen 
konnten.
Das Beispiel der Königsberger Frauengruppe hat gezeigt, dass allein die 
Mitgliedschaft in interkonfessionellen Vereinen nicht genügte, um festver-
wurzelte Vorurteile gegenüber der jüdischen Minderheit zu überwinden.51 
Auch die Rückmeldungen aus den Ortsgruppen machen deutlich, wie pro-
blematisch sich aus ihrer Sicht der Kontakt zur nichtjüdischen Bevölkerung 
darstellte. Die Gründe hierfür lagen aus Sicht der CV-Verantwortlichen 
weniger in antisemitischen Überzeugungen als vielmehr in der Indifferenz 
der Mehrheitsgesellschaft gegenüber jüdischen Belangen. Dass die Berichte 
in der C.V.-Zeitung über gemischte Veranstaltungen ebenso wie über die 
Mitarbeit in interkonfessionellen Vereinen zumeist in einer positiven Note 
endeten, lag nicht zuletzt an deren Appellfunktion mit Blick auf die übrigen 
Ortsgruppen und ihre Mitglieder. Eine Resignation vor den gesamtgesell-
schaftlichen Zuständen sollte ebenso vermieden werden wie eine überhöhte 
Erwartung an die Unterstützung von nichtjüdischer Seite bei der Ausein-
andersetzung mit antisemitischer Verleumdung und Gewalt. Dies führte 
beim CV zu einer insgesamt sinkenden Erwartungshaltung gegenüber 
der deutschen Mehrheitsgesellschaft. Diese Erfahrungen aus den Jahren 
der Weimarer Republik, so die im folgenden Teil zu überprüfende These, 
51 Vor diesem Hintergrund kann das Konzept der situativen Ethnizität erweitert wer-
den, indem das Nicht-Sagbare in diesen sozialen Konstellationen mit einbezogen 
wird. Vgl. Till van Rahden, Juden und andere Breslauer. Die Beziehungen zwischen 
Juden, Protestanten und Katholiken in einer deutschen Großstadt von 1860 bis 
1925, Göttingen 2000, S. 20. 
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v erloren auch nach dem 30. Januar 1933 nicht ihre Bedeutung für Entschei-
dungen und Handlungsempfehlungen des CV. Sie beeinflussten aber auch 
die Wahrnehmung der nichtjüdischen Mehrheitsgesellschaft in einem poli-
tischen System, das den Antisemitismus zur Staatsdoktrin erhob.
II. Das Ende der Begegnung? CV-Strategien nach 1933
II.1 Verhaltensempfehlungen auf dem Prüfstand
Zweifellos gehörte der CV zu jenen Organisationen, die von Hitlers Ernen-
nung zum Reichskanzler in besonderem Maße betroffen waren. Der CV 
widersprach in seiner gesamten inhaltlichen Ausrichtung der antisemiti-
schen Weltanschauung der NSDAP und hatte seit Gründung der Partei zu 
ihren aktivsten und prononciertesten Gegnern gehört. Dementsprechend 
früh setzten die Einschüchterungsversuche der neuen Machthaber ein. 
Bereits am 1. März 1933 durchsuchten Kriminalbeamte und eine SA-Abtei-
lung das Büro des CV und verhafteten einige der anwesenden Mitarbeiter 
für mehrere Stunden.52 Am Tag darauf bestellte Hermann Göring den Vor-
sitzenden Julius Brodnitz und seinen Stellvertreter Alfred Wiener ein und 
empfahl ihnen, sämtliche gegen die NSDAP gerichteten Unterlagen zu ver-
nichten.53 Wie sich herausstellte, bedurfte es dieser „Empfehlung“ Görings 
nicht  – schon Tage zuvor war das Material, das im Büro Wilhelmstraße 
für die Propagandaarbeit des CV zur Verfügung stand, vorsorglich aus den 
Räumlichkeiten entfernt worden.54
Das Wissen um die besondere Beobachtung, unter der der CV stand, 
führte zu weiteren Maßnahmen seitens des Vereins.. Bezeichnenderweise 
gehörte zu einem dieser ersten Schritte auch, die Versammlungen vor nicht-
jüdischem Publikum einzustellen. In der Ausgabe vom 2. Februar 1933 
52 Unter ihnen auch Alfred Hirschberg, Ludwig Tietz und Friedrich Brodnitz, vgl. 
Ernst Herzfeld, Meine letzten Jahre in Deutschland. 1933–1938, LBI ME 287b; o. V., 
„Die Durchsuchung des Centralverein“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 10 vom 9. 3. 1933, 
S. 78.
53 Tagebucheintrag Julius Brodnitz am 3. 3. 1933, USHMM Archive, Brodnitz Family 
Collection, 2008.189.1; Barkai, „Wehr Dich!“, S. 273 f.
54 Hirschberg, Hans Reichmann, S. 30; Paucker, Abwehrkampf, S. 126.
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hatte die C.V.-Zeitung zwar verkündet: „Wir setzen die Aufklärung fort.“55 
Eine Woche später verwies jedoch ein knapper Beitrag bereits darauf, dass 
der CV auf eigene Veranstaltungen verzichten und zukünftig ausschließ-
lich die Aufklärungsarbeit des Reichsbundes jüdischer Frontsoldaten (RJF) 
„finanziell und moralisch“ unterstützen werde.56 Bei dieser Entscheidung 
hatten zweifellos Sicherheitserwägungen eine Rolle gespielt. Schon während 
der Weimarer Republik hatten öffentliche Veranstaltungen des CV häufig, 
wie oben gezeigt, unter Polizeischutz stattfinden müssen. Mit der NSDAP in 
der Regierungsverantwortung mag das Risiko zu groß gewesen sein, solche 
Veranstaltungen überhaupt noch zu organisieren. Es liegt jedoch ebenfalls 
nahe, dass der CV nach den Erfahrungen, die er angesichts des Organisa-
tionsaufwands und der dennoch mageren Ergebnisse in den späten 1920er- 
und frühen 1930er-Jahren gesammelt hatte, sich von diesem Arbeitsfeld 
vergleichsweise leicht trennen konnte.57 
Anders gestaltet sich die während der Weimarer Republik nur vereinzelt 
akut gewordene Frage nach Austritt oder Verbleib in interkonfessionellen 
Vereinen. Mit dem Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
vom 7. April wurde der „Arierparagraph“ in eine juristische Form gebracht. 
Das Gesetz schuf nicht nur die Grundlage zur Entlassung Tausender jüdi-
scher Beamter, sondern bildete gleichsam den Auftakt zu einer Reihe von 
Gesetzen, Erlassen und Bestimmungen, die jüdischen Deutschen die Wei-
terbeschäftigung in zahlreichen anderen Berufen unmöglich machte und 
ihnen die Mitgliedschaft in den jeweiligen Berufsvereinigungen verbot.58 
Viele Freizeit- und Interessenvereinigungen übernahmen den „Arierpara-
graphen“ in ihre Vereinsstatuten und schlossen ihre jüdischen Mitglieder 
55 O. V., „Wir setzen die Aussprachen mit unseren christlichen Volksgenossen fort 
und stärken unsere innere Front“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 5 vom 2. 2. 1933, S. 35–6 f.
56 O. V., „Der Soldat zu Soldaten“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 4 vom 9. 2. 1933, S. 44.
57 Wenngleich zu dieser Frage bisher noch keine Akten (falls erhalten) gesichtet 
werden konnten, ist es wahrscheinlich, dass die Ortsgruppen mehrheitlich nichts 
gegen die Einstellung der Veranstaltungen mit nichtjüdischer Beteiligung einzu-
wenden hatten.
58 Peter Longerich, Politik der Vernichtung. Eine Gesamtdarstellung der nationalso-
zialistischen Judenverfolgung, München 1998, S. 42 f.; Michael Grüttner, Brand-
stifter und Biedermänner. Deutschland 1933–1939, Stuttgart 2015, S. 143–146.
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damit aus.59 Dieser Gleichschaltungsprozess, der sich zum Großteil noch 
während des Jahres 1933 vollzog, trug entscheidend zu der frühzeitigen 
Ausgrenzung jüdischer Deutscher aus dem öffentlichen Leben bei.60 
In dieser dramatisch verschlechterten Situation wandten sich zahl-
reiche Ratsuchende, egal ob Mitglieder im CV oder nicht, an den Verein, 
um sich nach Verhaltensmöglichkeiten zu erkundigen und Empfehlungen 
einzuholen. Besonders deutlich drängte der CV in seinen Antworten dar-
auf, nicht voreilig aus Berufsverbänden auszutreten.61 Mit Verweis auf die 
Einschätzung, dass sich sämtliche Entwicklungen bezüglich des Umbaus 
der Verbände noch in der Schwebe befänden, empfahl er im Sommer 1933 
den Mitgliedern der jeweiligen Berufsgruppen, an ihren „wohlerworbenen 
Rechten“ festzuhalten und in der jeweiligen Organisation zu verbleiben. 
Diese Stellungnahme ging auf Meldungen von CV-Mitgliedern zurück, 
denen ihr jeweiliger Berufsverband empfohlen hatte, vor der Neuregelung 
„freiwillig“ auszutreten. Die C.V.-Zeitung betonte dagegen, dass zu einem 
voreiligen Austritt „kein Anlaß“ bestehe. 
Anders lag der Fall, wenn es sich nicht um einen Berufsverband han-
delte. Im Verlauf des Jahres 1933 stellte sich mit Blick auf jene Vereine, die 
nach wie vor interkonfessionell organisiert waren, bald weniger die Frage, 
ob sie ihre jüdischen Mitglieder ausschließen würden, sondern wann. Der 
CV fungierte in diesem Zusammenhang bald kaum noch als eine Empfeh-
lungs-, sondern als reine Informationsinstanz. Die C.V.-Zeitung berichtete 
nun regelmäßig über die neusten Beschlüsse und Vereinsentwicklungen.62 
59 Vgl. z. B. Lorenz Peiffer, Die Exklusion jüdischer Mitglieder aus deutschen Turn- 
und Sportvereinen im nationalsozialistischen Deutschland, in: Detlef Schmiechen-
Ackermann (Hrsg.), „Volksgemeinschaft“: Mythos, wirkungsmächtige soziale Ver-
heißung oder soziale Realität im „Dritten Reich“?, Zwischenbilanz einer kontrover-
sen Debatte, Paderborn u. a. 2012, S. 199–210.
60 Michael Wildt, Volksgemeinschaft als Selbstermächtigung. Gewalt gegen Juden in 
der deutschen Provinz 1919–1939, Hamburg 2007, S. 361.
61 Auch im Folgenden: o. V., „Bleibt in den Berufsverbänden!“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 24 
vom 15. 6. 1933, S. 222. Zu dem vorübergehenden Erfolg des CV gegen den Aus-
schluss aus wirtschaftlichen Pflichtverbänden vgl. Benno Nietzel, Handeln und 
Überleben. Jüdische Unternehmer aus Frankfurt am Main 1924–1964, Göttingen 
2012, S. 102–104.
62 Vgl. o. V., „Auch der deutsche Buchhandel“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 19 vom 11. 5. 1933, 
S. 168; o. V., „Auch die Hausfrauenvereine“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 26 vom 29. 6. 1933, 
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Daneben verwies sie immer häufiger auf alternative, jüdische Vereinigun-
gen.63 Indem die Leser fortwährend über Berufs- und Freizeitorganisatio-
nen informierte wurden, die ihre jüdischen Mitglieder ausschlossen, bot 
sich den Betroffenen gleichsam die Möglichkeit, dem Ausschlussbescheid 
durch eine Austrittserklärung zuvorzukommen.64 Diese negative Hand-
lungsfreiheit, die der CV vor 1933 als letzten Schritt noch direkt empfohlen 
hatte, fand sich nun höchstens implizit in den langen Auflistungen nun-
mehr „arischer“ Vereine. 
Der vorzeitige Vereinsaustritt bot den jüdischen Mitgliedern oftmals 
eine letzte Möglichkeit für eine Stellungnahme gegenüber ihrem Verein. 
Julius Hirsch, ein ehemaliger Fußballnationalspieler, nahm die Gelegenheit 
wahr, um seinen „lieben KFV“, den Karlsruher Fußballverein, an seine drei-
ßigjährige Mitgliedschaft zu erinnern.65 Gleichzeitig wies er seine ehemali-
gen Vereinskollegen auf die Vielzahl anständiger und rechtschaffener Ver-
treter der „heute so gehaßten Prügelkinder der deutschen Nation“ hin. Aber 
auch der Verzicht auf einen vorzeitigen Austritt musste noch keine Resi-
gnation vor den Entwicklungen bedeuten, sondern konnte Ausdruck einer 
bewussten Verweigerungshaltung sein. Die Berliner Ärztin Hertha Nathorff 
war zusammen mit ihren übrigen „jüdischen und halbjüdischen“ Kollegin-
nen Mitte April von einer Besprechung des Bundes deutscher Ä rztinnen 
S. 246; o. V., „Das Schriftleitergesetz“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 39 vom 11. 10. 1933; 
o. V., „Keine Nichtarier als Jockeis oder Herrenreiter“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 39 vom 
11. 10. 1933; o. V., „Arierparagraph im VDJ und BDA“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 40 vom 
19. 10. 1933.
63 O. V., „Der Jüdische Turn- und Sportclub 1905“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 25, 22. 6. 1933, 
S. 240; o. V., „Turn- und Sportverein ‚Schild‘ Frankfurt am Main“, in: C.V.-Zeitung, 
Nr. 26 vom 29. 6. 1933, S. 251; o. V., „Zusammenschluß jüdischer Sportlehrerinnen“, 
in: C.V.-Zeitung, Nr. 30 vom 27. 7. 1933, S. 301.
64 Zwischen dem von den Organisationen verordneten Ausschluss jüdischer Mitglie-
der und der schriftlichen Aufkündigung ihrer Mitgliedschaft konnten mehrere 
Wochen vergehen. So hatte der Kyffhäuserverein die Einführung des „Arierpa-
ragraphen“ am 8. 10. 1933 beschlossen, Schild und CVZ hatten in ihren folgenden 
Ausgaben davon berichtet. Das Schreiben, das z. B. den ehemaligen Feldrabbiner 
Arnold Tänzer über seinen Ausschluss informierte, ging ihm erst am 30. 10. 1933 
zu. Vgl. Veteranen und Militär-Verein an Arnold Tänzer, 30. 10. 1933, Arnold Tän-
zer Collection, LBI Archive, Ar 485.
65 Auch im Folgenden zit. n. Swantje Schollmeyer, Julius „Juller“ Hirsch  – 1892 
Achern – 1943 Auschwitz. Deutscher Fußballnationalspieler, Berlin 2007, S. 23.
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ausgeschlossen worden. In der Beratung über die weiteren Schritte hatten 
einige der Ärztinnen für einen gemeinsamen Austritt votiert. Nathorff war 
dagegen: „Die Ehre, uns herauszuwerfen, will ich ihnen gerne gönnen, aber 
ich will wenigstens meinen Anspruch auf Mitgliedschaft nicht freiwillig 
aufgeben.“66
Die Frage bezüglich eines vorzeitigen Austritts oder des Verbleibs 
stellte sich nicht nur den einzelnen Mitgliedern. Bereits am 10. Mai 1933 
erklärte der Jüdische Frauenbund (JFB) seinen Austritt aus dem Bund 
Deutscher Frauenvereine (BDF).67 Dies bedeutete gleichzeitig das Ende jeg-
licher interkonfessionellen Arbeit des JFB. Gegenüber der Vorsitzenden des 
BDF, Agnes von Zahn-Harnack, begründete der Vorstand des JFB die Ent-
scheidung mit den letzten Rundschreiben des Dachverbands. Diese hätten 
den Vertreterinnen des jüdischen Frauenbundes gezeigt, dass eine weitere 
Zusammenarbeit „statt fördernd und ersprießlich, nur hemmend wirken 
könnte“.68 Pappenheim, die bei der Vorstandssitzung des JFB den Austritt 
aus dem BDF erklärt hatte, konstatierte jedoch zugleich, dass die „innere 
Bindung“ des JFB an die „allgemeine Frauenbewegung unlöslich“ sei, da 
jüdische Frauen sie maßgeblich „mit aufgebaut und sie schöpferisch beein-
flusst“ hätten.69 In ihrem Bericht über die Austrittserklärung betonte sie den 
„Ausdruck schmerzlichsten Bedauerns“, mit dem die Vorsitzende des BDF 
die Austrittserklärung zur Kenntnis genommen habe.
Die Stellungnahme bekräftigte den Bruch, der durch den Ausschluss 
entstanden war, indem sie die bisherige harmonische Zusammenarbeit 
herausstellte. Hierdurch wirkte die Auflösung des Bündnisses besonders 
drastisch und von beiden Seiten ungewollt. Dies erlaubte es , die negati-
ven Erfahrungen in der vergangenen gemeinsamen Arbeit zurücktreten zu 
lassen und stattdessen die Unauflöslichkeit des jüdischen Beitrags in der 
Vereinsarbeit zu betonen. Ebenso deutete die BDF-Vorsitzende an, dass 
der Ausschluss nicht notwendigerweise dem Willen der übrigen Mitglieder 
66 Hertha Nathorff, Das Tagebuch der Hertha Nathorff. Berlin – New York. Aufzeich-
nungen 1933 bis 1945, Frankfurt a. M. 2010, S. 40.
67 Vorstandssitzung des JFB, BJFB, Nr. 6, Juni 1933, S. 11 f.
68 Fünf Tage nach der Austrittserklärung des JFB löste sich der BDF mit Verweis auf 
die „organisatorischen Eingriffe der letzten Zeit“ auf. Vgl. Schreiben des Vorstands 
des BDF an Zahn-Harnack, 10. 5. 1933, abgedruckt in: ebenda, S. 12.
69 Im Folgenden: Vorstandssitzung des JFB, BJFB, Nr. 6, Juni 1933, S. 11 f.
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e ntsprach. Mit dieser Feststellung hatte sich auch in der Weimarer Republik 
keine konkrete Erwartungshaltung an einen solidarischen Akt der übri-
gen Mitglieder, etwa durch einen Mitaustritt, geknüpft. Eine ideelle Ver-
sicherung über die Ablehnung der Maßnahme hatte in den meisten Fällen 
genügt, um die Mehrzahl der Mitglieder vom Vorwurf des Antisemitismus 
freizusprechen. So konnte auch über einen Ausschluss hinaus die ideelle 
Zugehörigkeit zu den vormals interkonfessionellen Vereinen sowie zu ihren 
Mitgliedern bewahrt werden.
II.2 Der Blick auf die nichtjüdische Bevölkerung – 
 Wahrnehmung und Erklärungsversuche
Binnen weniger Monate waren die maßgeblichen, vom CV über Jahre hin-
weg geförderten offiziellen jüdisch-nichtjüdischen Begegnungen beinah 
vollends zum Erliegen gekommen. Auch die C.V.-Zeitung berichtete bald 
nur noch vereinzelt über den fortgesetzten Umgang zwischen jüdischen 
und nichtjüdischen Deutschen. Häufig wurden dabei Begebenheiten aufge-
griffen, die zuvor in der nationalsozialistischen Presse negativ kommentiert 
worden waren.70 
Nichtsdestotrotz beobachtete der CV die nichtjüdische Gesellschaft 
und ihr Verhalten unter der nationalsozialistischen Herrschaft aufmerk-
sam. Zumindest während der ersten Jahre des nationalsozialistischen Regi-
mes nahmen in den Berichten der Ortsgruppen Beschreibungen der Bezie-
hungen zur nichtjüdischen Bevölkerung ebenso wie Erklärungsversuche 
für deren Verhalten einen zentralen Stellenwert ein. Sie fungierten damit 
gleichsam als Kontrapunkt zu den Schilderungen des oftmals unerbitt-
lichen Aktionismus der örtlichen Parteiorganisationen.
So wandte sich der Kaufhausbesitzer Paul Slotowski aus Treuenbrietzen 
Ende November 1933 an den CV und erbat sich Hilfe bei der Abwehr eines 
Boykotts, zu dem die Leiterin der örtlichen NS-Frauenschaft ihre Mitglieder 
aufgerufen hatte. Doch einige der „zum Teil alte[n], gute[n] Kunden“ hat-
ten den Aufruf – zumindest im persönlichen Gespräch mit dem Geschäfts-
inhaber – nicht gebilligt. Sie waren es auch, die Slotowski e mpfahlen, sich 
70 Vgl. o. V.: „Eine Nummer des Stürmers“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 4 vom 24. 1. 1935, 
unpaginiert.
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mit einer Beschwerde an die Gauleitung zu wenden.71 Tatsächlich erfuh-
ren jüdische Geschäftsleute nicht selten durch ihre Kundschaft von bevor-
stehenden Boykotten oder der Verschärfung antisemitischer Aktionen. 
In Ulm übergab eine Kundin einem Geschäftsinhaber das Schreiben der 
NS-Frauenschaft, in dem ihr mit Ausschluss gedroht wurde, sollte sie ihre 
Einkäufe in seinem Geschäft fortsetzen.72 Auch die jüdische Gemeinde von 
Lauterbach war frühzeitig über die Vorbereitung eines „passiven Boykotts“ 
informiert worden. Hier hatte der Bürgermeister und Ortsgruppenführer 
am 1. Dezember 1936 an alle nichtjüdischen Firmeninhabende ein Schrei-
ben versandt, in dem er ihnen zehn Tage für die Entscheidung ließ, ihre 
Verkäufe und Dienstleistungen gegenüber deutschen Juden einzustellen 
und vor ihrem Geschäft das Schild „Juden unerwünscht“ anzubringen.73 
Nur vier Tage später befand sich eine Abschrift dieses Briefes im Besitz des 
CV-Landesverbands Hessen, versehen mit der dringenden Bitte, es unter 
keinen Umständen in die Hände der Behörden gelangen zu lassen, um „kei-
nerlei weitere Unannehmlichkeiten zu riskieren“.74
Die Berichte von CV-Mitgliedern, aber auch die Hinweise aus der 
Kundschaft, die über Ausschreitungen und Boykotte informierten, zeich-
nen ein beklemmendes Bild vom Umfang und der Intensität, welche die 
Ausgrenzung von Jüdinnen und Juden insbesondere in Kleinstädten und 
Ortschaften erreichte.75 In der Mehrzahl dieser Berichte finden sich immer 
wieder Anmerkungen darüber, dass die antijüdischen Maßnahmen nicht 
dem Interesse oder Wunsch der Bevölkerungsmehrheit entsprächen. Dass 
diese Einstellung jedoch nicht zu öffentlichem Protest oder anderen F ormen 
71 Schreiben Slotowski an CV-Zentrale, 28. 11. 1933, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2809, l. 261 
(= CAHJP–HM2/8784).
72 Schreiben Weil an CV-Zentrale, 24. 12. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2809, l. 24-28 
(= CAHJP–HM2/8784). Ein ähnliches, ebenfalls individualisierbares Schreiben 
der Deutschen Arbeitsfront (DAF) ermahnte Eltern, ihre Kinder vom Einkauf in 
jüdischen Geschäften abzuhalten, vgl. Schreiben der DAF des Kreises Schlüchtern, 
9. 9. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 224, l. 125 (= CAHJP–HM2/8699).
73 Rundschreiben Lauterbach, 1. 12. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2556, l. 369 
(= CAHJP–HM2/8772).
74 Schreiben Israelische Religionsgemeinde Lauterbach an CV-Landesverband Hes-
sen, 5. 12. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2556, l. 368 (= CAHJP–HM2/8772).
75 Vgl. exemplarisch den Bericht des Landesverbands Hessen-Nassau an CV-Zentrale, 
26. 9. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 224, l. 98-102 (= CAHJP–HM2/869 9).
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solidarischen Handelns von nichtjüdischer Seite führte, begründeten die 
Berichterstatter vor allem mit den Konsequenzen, die seitens der national-
sozialistischen Machthaber zu befürchten waren. Als Belege hierfür trugen 
sie von den Gemeinden gesammelte Aufrufe und Drohungen zusammen, 
die sich an jene „Volksgenossen“ richteten, „die noch mit Juden Verkehr 
pflegen“.76 Die möglichen Folgen eines Zuwiderhandelns für die nichtjüdi-
sche Bevölkerung wurden in den Berichten der CV-Mitarbeiter aus unter-
schiedlichen Regionen thematisiert. Sie umfassten öffentliches Anprangern, 
den Entzug von Gemeindearbeit, Gemeindeland und Wohlfahrtsunterstüt-
zung, Parteiausschluss, Geldstrafen oder die Androhung, in die nächsten 
Boykottmaßnahmen ebenfalls einbezogen zu werden.77
Die angekündigten Maßnahmen zeugten von der Willkür, mit der sich 
radikale Antisemiten über die Vorgaben des Reichswirtschaftsministeri-
ums hinwegsetzten. Aus der Sicht der ortsansässigen Mitglieder und  der 
CV-Zentrale waren sie der Grund, warum die Boykotte und damit die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Ausgrenzung der jüdischen Minderheit so 
umfassend erfolgte. Die Berichte ließen zumindest keinen Zweifel daran, 
dass es ohne diese drastischen Drohungen nicht zu einer derartigen Ero-
sion zumindest der wirtschaftlichen Beziehungen gekommen wäre.78 Dies 
spiegelte sich auch in den Schilderungen des Verhaltens der nichtjüdischen 
Bevölkerung wider. Immer wieder nannten die Mitglieder der Ortsgrup-
pen Furcht und Einschüchterung als wesentliche Gründe, die nicht nur zu 
einem dauerhaften Ausbleiben der Kundschaft, sondern auch zu der Weige-
rung führten, weiterhin an Juden zu verkaufen.79 
76 Schreiben Ortsgruppe Frankfurt am Main an CV-Zentrale, 16. 8. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 224, l. 158 (= CAHJP–HM2/8699).
77 Vgl. Schreiben Ortsgruppe Frankfurt am Main an CV-Zentrale, 16. 8. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 224, l. 158 (= CAHJP–HM2/8699); Landesverband Hessen-Nassau an 
CV-Zentrale, 26. 9. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 224, l. 101 (= CAHJP–HM2/8699); 
Landesverband Mitteldeutschland an CV-Zentrale, 2. 10. 1935, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 243, l. 56-8 (= CAHJP–HM2/8700); Ortsgruppe Stettin an CV-Zentrale, 
24. 8. 1933, RGWA, f. 721, op. 1, d. 243, l. 347-9 (= CAHJP–HM2/8700).
78 Schreiben Landesverband Hessen-Nassau an CV-Zentrale, 26. 9. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 224, l. 103 (= CAHJP–HM2/8699).
79 Vgl. Schreiben Landesverband Hessen-Nassau an CV-Zentrale, 26. 9. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 224, l. 103 (= CAHJP–HM2/8699); Lewin Soldin an CV-Zentrale, 
17. 6. 1935, RGWA, f. 721, d. 1, op. 243, l. 125 (= CAHJP–HM2/8701).
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In den Berichten nahm die Beschreibung der wirtschaftlichen Situation 
der jüdischen Bevölkerung eine zentrale Rolle ein. Sie gingen jedoch auch 
auf andere Formen der Ausgrenzung und Bedrohung ein, denen die Juden 
in ganz Deutschland ausgesetzt waren. Dabei immer auch die Reaktion der 
nichtjüdischen Bevölkerung thematisiert und interpretiert. In Holzheim 
bei Gießen zeigte sich laut Bericht die gesamte Bevölkerung im Sommer 
1934 „empört“ über nächtliche Ausschreitungen, bei denen mehrere Fens-
terscheiben jüdischer Geschäfts- und Privathäuser zerstört worden waren. 
Auch über den Haupttäter schien Einigkeit zu bestehen. Es handelte sich 
um den örtlichen SA-Führer, der die ihm anvertraute Jugend „verführt“ 
und zu diesen Verbrechen angestiftet habe.80 Den Berichterstattern des CV 
entging nicht, dass ihnen von den Ortsansässigen, Juden wie Nichtjuden, 
immer wieder „versichert“ wurde, dass sich derartige Ausschreitungen aus-
schließlich auf die Taten Jugendlicher zurückführen ließen.81
Da die Berichte potenziell immer auch als Grundlage für Interventio-
nen des CV bei staatlichen Stellen herangezogen werden konnten, liegt die 
Vermutung nahe, dass die häufigen Verweise auf die Einstellung der Bevöl-
kerung vor allem belegen sollten, dass ein strengeres Vorgehen gegen die 
örtlichen Boykottmaßnahmen und Ausschreitungen nicht allein im Inte-
resse der jüdischen Minderheit lagen. Allerdings hatten die Schilderun-
gen nach Ansicht der Berichterstatter aus den Landesverbänden auch den 
Zweck, „überhaupt ein Bild von der Situation in den betroffenen Gebieten 
zu geben, auch dort, wo die Verhältnisse nicht allzu sehr zugespitzt sind“.82 
Die Berichte dienten dementsprechend auch der vereinsinternen Evaluation. 
In Bezug auf Einstellung und Verhalten der nichtjüdischen Bevölkerung 
konnten aus den zahlreichen Schreiben an den CV vor allem zwei Schlüsse 
80 Schreiben Reis an Hessische Staatspolizei, 18. 7. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2556, 
l. 216 (= CAHJP–HM2/8772). Am 30. 9. 1934 erhielt Rechtsanwalt Reis die Mittei-
lung, dass sich die Täter „trotz eingehender und sorgfältiger polizeilicher Ermittlun-
gen“ nicht hatten feststellen lassen. Vgl. Schreiben Reis an Hessische Staats polizei, 
18. 7. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2556, l. 216 (= CAHJP–HM2/8772); Schreiben Reis 
an Hessische Staatspolizei, 18. 7. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2556, l. 212 (= CAHJP–
HM2/8772).
81 Schreiben Ortsgruppe Frankfurt am Main an CV-Zentrale, 30. 8. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 224, l. 148-50 (= CAHJP–HM2/8699).
82 Schreiben Ortsgruppe Frankfurt am Main an CV-Zentrale, 30. 8. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 224, l. 148-50 (= CAHJP–HM2/8699).
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gezogen werden. Erstens legten die Berichte nahe, dass zumindest ein Teil 
der Bevölkerung den antisemitischen Maßgaben nicht aus Überzeugung, 
sondern auf Druck der örtlichen Parteibasis nachgab. Ähnlich wie bei ande-
ren zeitgenössischen Berichten, die sich um ein Stimmungsbild der deut-
schen Bevölkerung bemühten, lässt sich in diesem Zusammenhang nicht 
eindeutig feststellen, wie sehr das Bild des furchtsamen, eingeschüchterten 
Deutschen, der sich nur widerwillig den nationalsozialistischen Vorgaben 
fügte, den Interpretationen der ortsansässigen jüdischen Bevölkerung ent-
sprach.83 In diesem Sinne konnte auch der Verweis auf die „verführten“ 
Jugendlichen als Argument gewertet werden, das antisemitische Gewalt-
potenzial in der Bevölkerung zu marginalisieren. Allerdings stimmen die 
Darstellungen im Tenor mit einer Reihe von nationalsozialistischen Stim-
mungs- und Lageberichten, insbesondere für das Jahr 1935, überein, in 
denen die Ablehnung der Bevölkerung gegenüber Boykottmaßnahmen und 
Ausschreitungen durchaus registriert wurde.84
Inwiefern die Kundinnen, die jüdischen Händlern von ihren Ermah-
nungen durch die NS-Frauenschaft berichteten, lediglich Ausnahmen bil-
deten oder die Berichterstatter des CV die Indifferenz der nichtjüdischen 
Bevölkerung mit „Furcht“ verwechselten, hat jedoch keinen Einfluss auf 
den zweiten Schluss, der sich aus den Beobachtungen vor Ort ziehen lässt. 
Aus sämtlichen Berichten ging nämlich auch klar hervor, dass letztlich jede 
Intervention gegen Boykottmaßnahmen und Ausschreitungen von jüdi-
scher Seite auszugehen hatte. Auch wenn Nichtjuden jüdische Händler oder 
Ortsansässige über Boykottaufforderungen informierten, Hinweise gaben, 
an welche Instanzen sie sich mit ihrem Protest wenden könnten, und ihr 
Bedauern über die Situation zum Ausdruck brachten,85 bestand doch nie ein 
83 Vgl. die quellenkritischen Anmerkungen bei Peter Longerich, „Davon haben wir 
nichts gewusst!“ Die Deutschen und die Judenverfolgung 1933–1945, München 
2006, S. 28–38.
84 Vgl. ebenda, S. 85–91; negativere Einschätzungen über die Motivationen der Bevöl-
kerung: David Bankier, Die öffentliche Meinung im Hitler-Staat. Die „Endlösung“ 
und die Deutschen. Eine Berichtigung, Berlin 1995, S. 102 f.; Ian Kershaw, The per-
secution of the Jews and German popular opinion in the Third Reich, in: Leo Baeck 
Institute Year Book 26 (1981), S. 261–289, hier S. 268.
85 Vgl. Schreiben Landesverband Ostpreußen an CV-Zentrale, 16. 2. 1934, RGWA, 
f. 721, d. 1, op. 224, l. 98-102 (= CAHJP–HM2/8699).
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Zweifel, dass es zu konkreten Hilfsangeboten, Unterstützungen oder einem 
selbstständigen Vorgehen gegen diese Entwicklungen auf nichtjüdischer 
Seite nicht kommen würde.
Die Berichte spiegeln damit nicht nur die Einschätzungen über die 
Einstellung und Handlungsmotivation der nichtjüdischen Bevölkerung 
während der ersten Jahre des Nationalsozialismus wider.86 Sie lesen sich 
auch symptomatisch für die Erwartungen, die im Idealfall an eine Unter-
stützung seitens der nichtjüdischen Deutschen geknüpft werden konnten. 
Während im Verlauf der Dreißigerjahre Gewalttaten, Ausschreitungen und 
der aktive wie passive Boykott bald zum Erfahrungsraum jüdischer Deut-
scher gehörten, konnten die positiven Begegnungen mit Nichtjuden sowie 
die Hinweise auf deren Einschüchterung und Furcht als Rückversicherung 
dienen, dass zumindest Teile der nichtjüdischen Bevölkerung den antisemi-
tischen Maßnahmen ablehnend gegenüberstanden. Auf diese, oftmals ver-
traulich geäußerten Zuwendungen folgten jedoch keine Handlungen. Auch 
wenn Kundinnen in Aussicht stellten, den geschäftlichen Kontakt am Ende 
des Boykotts wiederaufzunehmen, oder sich in der Bevölkerung Empö-
rung über tätliche Angriffe regte, waren diese Bekundungen nicht mit der 
Motivation verbunden, eigeninitiativ etwas dagegen zu unternehmen. Die 
Berichte machten somit vor allem frühzeitig deutlich, dass, abgesehen von 
vereinzelten Erfolgen auf dem Rechts- und Behördenweg, eine Intervention 
gegen die zahlreichen Formen antisemitisch motivierter Ausgrenzung und 
Gewalt seitens der deutschen Mehrheitsgesellschaft nicht erwartbar war.
Bezeichnenderweise erfüllten die in den Berichten geschilderten Ver-
haltensweisen der nichtjüdischen Bevölkerung in Grundzügen nach wie vor 
die argumentative Funktion, die der Verweis auf den „anständigen“ Deut-
schen bereits während der Weimarer Republik innegehabt hatte. Auch hier 
hatte der Rekurs auf die „gerecht fühlende“ nichtjüdische Mehrheit vor allem 
als Rückversicherung über deren Ablehnung von N ationalsozialismus und 
86 Frank Bajohr, German Responses to the Persecution of the Jews as Reflected in 
Three Collections of Secret Reports, in: Susanna Schrafstetter/Alan E. Steinweis 
(Hrsg.), The Germans and the Holocaust. Popular Responses to the Persecution and 
Murder of the Jews, New York/Oxford 2015, S. 41–58, hier S. 45–49; Wolf Gruner, 
Indifference? Participation and Protest as Individual Responses to the Persecu-
tion of the Jews as Revealed in Berlin Police Logs and Trial Records, 1933–45, in: 
ebenda, S. 59–84, hier S. 65–68.
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Antisemitismus gedient, aus denen sich jedoch keinerlei konkrete Erwar-
tungshaltung für ein Einstehen der Mehrheitsgesellschaft für die jüdische 
Minderheit in Deutschland ableiten ließ.
III. Zusammenfassung
In der aktuellen Forschung herrscht weitgehende Einigkeit darüber, dass der 
CV bis 1933 in Deutschland zu den bedeutendsten Organisationen in der 
Auseinandersetzung mit antisemitischem und völkischem Gedankengut 
gehörte. Dennoch klingt in der historischen Bewertung immer wieder auch 
ein kritischer Ton an, der gerade Vertretern des liberalen deutsch-jüdischen 
Bürgertums – die die Mehrheit der CV-Mitglieder stellten – zum Vorwurf 
macht, die judenfeindliche Haltung in Deutschland zu lang unterschätzt zu 
haben. Gerade die vereinsinterne Kommunikation des CV erlaubt es, hier 
den Blick zu weiten. Im Gegensatz zu den Veröffentlichungen des Vereins, 
die sich insbesondere bei Berichten über den Kontakt zwischen Juden und 
Nichtjuden um ein Hervorheben positiver Aspekte bemühten, bezeugen die 
vereinsinternen Schreiben die oftmals ernüchternden Einschätzungen über 
die Grenzen eines derartigen Austauschs. 
Dennoch wurde die Notwendigkeit, den Kontakt zur nichtjüdischen 
Bevölkerung – ob bei Aufklärungsveranstaltungen oder gemeinsamer Ver-
einsarbeit – zu pflegen, nie infrage gestellt. Solange das Beharren auf der 
unproblematischen Vereinbarkeit von „Judentum“ und „Deutschtum“ zen-
traler Bestandteil der CV-Anschauung blieb, konnte wenig Zweifel darüber 
bestehen, dass hierzu auch die Verbindung zu den nichtjüdischen Deutschen 
gehörte. Dennoch, das haben die Beispiele der umsichtigen Veranstaltungs-
organisation und die intensiven Vorbereitungen für die Aufklärungsarbeit 
gezeigt, gaben sich zahlreiche CV-Mitglieder wenig Illusionen darüber hin, 
dass die Verbindung von jüdischen und nichtjüdischen Deutschen äußerst 
fragil war.
Den eindringlichsten Beleg für diese Fragilität erbrachten freilich die 
ersten Monate des Jahres 1933, als in einer verstörenden Geschwindigkeit in 
Alltag und Beruf das jüdische vom nichtjüdischen Leben getrennt wurde. 
Zweifellos war dieser Prozess ausschließlich auf das rassistische Weltbild 
der neuen Machthaber zurückzuführen. Der CV griff jedoch in seiner 
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E valuierung der Situation auf Erfahrungen, Situationen und Fragekom-
plexe zurück, die den Verein auch vor 1933 umgetrieben hatten – wie etwa 
die adäquate Reaktion auf die Einführung des „Arierparagraphen“ im Ver-
einsleben. Ähnliches galt für die Interpretation des Verhaltens der Mehr-
heitsbevölkerung nach 1933. Welche Zuschreibungen die Verfasser der 
CV-Berichte auch wählten, um das Agieren ihrer nichtjüdischen Umwelt zu 
beschreiben und zu interpretieren – Opportunismus, Angst, Hilflosigkeit, 
Desinteresse –, sie führten zum selben Ergebnis: Auch von Deutschen, die 
weder glühende Antisemiten noch überzeugte Anhänger des Nationalsozi-
alismus waren, konnte im Zweifelsfall keine Unterstützung für die ausge-
grenzte und verfolgte jüdische Minderheit erwartet werden.
Thomas Reuß
Der „Abwehrkampf“ des Centralvereins 
im oberschlesischen Beuthen
Von der Weimarer Republik bis zu den ersten Jahren 
des „Dritten Reiches“
Die Abwehrarbeit gegen den Antisemitismus und der Einsatz für die voll-
ständige politische und rechtliche Gleichstellung der jüdischen Deutschen 
waren die Hauptaufgabengebiete des Centralvereins deutscher Staatsbür-
ger jüdischen Glaubens (CV) von seiner Gründung bis zu seinem Verbot 
1938. Die Geschichtsschreibung zu Oberschlesien in der Zwischenkriegs-
zeit weicht von diesem Standardnarrativ jedoch deutlich ab. Nach Ansicht 
der bisherigen Forschung war es nicht der CV, sondern vielmehr der durch 
zionistische Initiative im Juli 1933 beim Synagogengemeindeverband der 
Provinz Oberschlesien eingerichtete Aktionsausschuss, der, sich auf die 
Minderheitenschutzbestimmungen des Genfer Abkommens von 1922 
berufend, bis zu dessen Ablauf am 15. Juli 1937 mehr oder minder erfolg-
reich die Rechte jüdischer Deutscher gewahrt habe.1 Der CV, so er in die-
ser Erzählung überhaupt Erwähnung findet, gilt demnach höchstens als zu 
überwindendes innerjüdisches Hindernis, nicht jedoch als relevanter oder 
gar führender Akteur der Abwehrarbeit.2
1 Zur inoffiziellen Aufteilung der Arbeitsgebiete der jüdischen Organisationen im 
„Dritten Reich“ siehe Daniel Fraenkel, Jewish Self-Defense under the Constrains of 
National Socialism. The Final Years of the Centralverein, in: David Bankier (Hrsg.), 
Probing the Depths of German Antisemitism. German Society and the Persecution 
of the Jews, 1933–1941, New York 2000, S. 339–359, hier S. 346. Zur Forschung siehe 
u. a. Julia Cartarius, Juden in Oberschlesien, 1921–1945, in: Andreas Brämer/Arno 
Herzig/Krzysztof Ruchniewicz (Hrsg.), Jüdisches Leben zwischen Ost und West. 
Neue Beiträge zur jüdischen Geschichte in Schlesien, Göttingen 2014, S. 79–101; 
Brendan Karch, A Jewish „Nature Preserve“: League of Nations Minority Protections 
in Nazi Upper Silesia, 1933–1937, in: Central European History 46 (2013), S. 124–160.
2 So sieht etwa Adelheid Weiser das Bemühen des CV in Oberschlesien allein darauf 
gerichtet, „sich mit der Reichsregierung zu arrangieren“, während nur die Zionis-
ten versucht hätten, „die fortschreitende Entrechtung der Juden mit allen Mitteln 
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Diese Interpretation ist unter anderem dadurch zu erklären, dass die 
ältere Forschung sich maßgeblich auf eine im Jahr 1940 von Georg Weiss-
mann verfasste Denkschrift stützte, in deren zionistisch gefärbter Darstel-
lung vor allem die Bedeutung der „Bernheim-Petition“ und die Erfolge des 
Aktionsausschusses betont wurden.3 Die neuere Forschung hat zwar eine 
Diskrepanz zwischen dem theoretisch vom Genfer Abkommen gewährten 
Schutz und der gleichwohl auch in Oberschlesien bestehenden antisemiti-
schen Diskriminierung ausgemacht, blieb aber bei der Untersuchung von 
Abwehrmaßnamen der Perspektive auf den Aktionsausschuss verhaftet. 
Während die Rolle des CV somit außerhalb des Fokus regionalgeschichtli-
cher Untersuchungen zu Oberschlesien blieb, konzentrierten sich Untersu-
chungen zum CV auf die Berliner Führungsebene und den Gesamtverein.4 
zu bekämpfen“, siehe Adelheid Weiser, Juden in Oberschlesien. Ein historischer 
Überblick, in: Peter Maser/dies. (Hrsg.), Juden in Oberschlesien. Teil 1, Berlin 1992, 
S. 13–63, hier S. 50.
3 Georg Weissmann, Die Durchsetzung des jüdischen Minderheitsrechtes in Ober-
schlesien 1933–1937. Mit einer Einleitung von Dr. Franz Meyer, in: Bulletin des Leo 
Baeck Institutes 22 (1963), S. 148–198; Philipp Graf, Die Bernheim-Petition 1933. 
Jüdische Politik in der Zwischenkriegszeit, Göttingen 2008.
4 Barkai zeichnet in seiner grundlegenden, einem ideengeschichtlichen Ansatz ver-
pflichteten, Studie die ideologische Entwicklung und den sich daraus ergebenden 
Wandel der Vereinstätigkeit nach, Nicolai untersucht vor allem die Legitimations-
strategien, die die CV-Führung bezüglich Existenz und Tätigkeit des CV gegenüber 
den eigenen Mitgliedern im Nationalsozialismus verfolgte, und Steinitz befasst 
sich mit der strafrechtlichen Rechtsschutzarbeit des Gesamtvereins bis 1933, vgl. 
Avraham Barkai: „Wehr Dich!“ Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdi-
schen Glaubens (C.V.) 1893–1938, München 2002; Johann Nicolai, „Seid mutig und 
aufrecht!“ Das Ende des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glau-
bens 1933–1938, Berlin 2016; Inbal Steinitz, Der Kampf jüdischer Anwälte gegen 
den Antisemitismus. Die strafrechtliche Rechtsschutzarbeit des Centralvereins 
deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens (1893–1933), Berlin 2008. Aber auch 
in den bisher veröffentlichten Aufsätzen findet sich die Tendenz zur Betrachtung 
des Gesamtvereins, siehe etwa: Jacob Borut, From Optimistic Belligerency to Quiet 
Reserve. The Use of Legal Defense by the CV from the 1890s to the 1930s, in: Mores-
het: Journal for the Study of the Holocaust and Antisemitism 6 (2009), S. 137–160; 
Fraenkel, Jewish Self-Defense; gewinnbringend wurde das CV-Archiv auch für Stu-
dien zur allgemeinen Lage der Juden in Deutschland genutzt, vgl. die vorzüglichen 
Studien von Hannah Ahlheim, „Deutsche, kauft nicht bei Juden!“ Antisemitismus 
und politischer Boykott in Deutschland 1924–1935, Göttingen 2011, und Michael 
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Studien zur Tätigkeit einzelner Landesverbände und Ortsgruppen bilden 
generell ein Forschungsdesiderat.5 
Der Blick nach Oberschlesien lohnt aus mehreren Gründen. Neben 
dem dort geltenden Minderheitenschutz wies Oberschlesien als katho-
lische Provinz6 im protestantischen Preußen mit einer mehrsprachigen7 
Bevölkerung noch einige zusätzliche Besonderheiten auf, die sie eigentlich 
als für die nationalsozialistische Propaganda besonders unempfängliches 
Gebiet erscheinen ließ.8 Darüber hinaus war Oberschlesien als Heimat 
Wildt, Volksgemeinschaft als Selbstermächtigung. Gewalt gegen Juden in der deut-
schen Provinz 1919 bis 1939, Hamburg 2007.
5 Bisher findet sich lediglich eine organisationsgeschichtliche Studie zu dem Lan-
desverband Rheinland-Westfalen und Linksrhein, vgl. Christina Goldmann, Der 
Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens in Rheinland und West-
falen 1903–1938, Diss. phil., Düsseldorf 2006; daneben existiert eine Untersuchung 
mit biografischem Fokus und ohne Rückgriff auf das CV-Archiv zum Syndikus des 
Landesverband Ostpreußen während der Weimarer Republik, siehe Sabine Thiem, 
Kurt Sabatzky. The C.V. Syndikus of the Jewish Community in Königsberg during 
the Weimar Republic, in: Leo Baeck Institute Year Book XLIV (1999), S. 191–204.
6 1922 waren 88,5 % der rund 1 400 000 Einwohner Oberschlesiens Katholiken (im 
gesamten Deutschen Reich nur 31,2 %), 10,5 % Protestanten (im Reich 64,9 %), 
0,7 % Juden (im Reich 1 %) und 0,3 % hatten keines oder ein anderes religiöses 
Bekenntnis (im Reich 2,6 %). Zahlen nach Guido Hitze, Carl Ulitzka (1873–1953) 
oder Oberschlesien zwischen den Weltkriegen, Düsseldorf 2001, S. 560.
7 Während insbesondere die städtische Mittel- und Oberschicht deutschsprachig 
war, verwendeten Arbeiter und die ländliche Bevölkerung oft einen eigenen sla-
wischen Dialekt, der als slonsakisch bzw. „wasserpolnisch“ bezeichnet wird, siehe 
hierzu Manfred Alexander, Oberschlesien im 20. Jahrhundert – eine mißverstan-
dene Region, in: Geschichte und Gesellschaft 30 (2004) 3, S. 465–489, hier vor allem 
S. 467 f. und 472 ff.
8 Die Zentrums-Partei dominierte lange Zeit die politische Landschaft in der Region. 
Bei Reichstagswahlen fiel sie erstmals 1930 unter 40 %. Demgegenüber tat sich die 
NSDAP lange Zeit extrem schwer. Sie erreichte bei der Reichstagswahl vom 14. Sep-
tember 1930 in Oberschlesien gerade einmal 9,5 % der Stimmen, konnte dieses 
Ergebnis in der Wahl vom 31. Juli 1932 auf 29,2 % zwar verdreifachen, passte sich 
den Zahlen im Reich aber erst mit den in der Wahl vom 5. März 1933 erzielten 
43,2 % an. Zahlen nach Helmut Neubach, Aufstieg und Herrschaft der NSDAP in 
Schlesien, in: ders. (Hrsg.), Parteien und Politiker in Schlesien, Dortmund 1988, 
S. 210–216, hier S. 211 ff., und Joachim Bahlke, Die Geschichte der schlesischen Ter-
ritorien von den Anfängen bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, in: ders. 
(Hrsg.), Schlesien und die Schlesier, München 1996, S. 14–154, hier S. 136 f.
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zweier Führungspersönlichkeiten des CV auch in besonderer Weise mit 
dessen Geschichte verknüpft. So war Eva Reichmann, die „einflussreichste 
Publizistin und Rednerin des Centralvereins in den letzten 10 bis 15 Jahren 
seiner Existenz“, dort geboren worden.9 Ihr Ehemann Hans Reichmann, 
der ab September 1929 als Leiter des sogenannten Büro Wilhelmstraße 
die Abwehrarbeit des CV entscheidend prägte, verbrachte seine Jugend in 
Beuthen und wurde, während er später seinen juristischen Vorbereitungs-
dienst am dortigen Landgericht verbrachte, im Frühjahr 1922 als erster 
hauptamtlicher Geschäftsführer des oberschlesischen Landesverbands 
angestellt.10
Der folgende Beitrag analysiert erstmals wichtige Aspekte der 
Geschichte des oberschlesischen Landesverbands. Im ersten Teil wird 
das Verhältnis von CV und Aktionsausschuss näher bestimmt und damit 
zugleich die bisherige Forschung entscheidend modifiziert. Es lässt sich 
zeigen, dass der oberschlesische CV, allen ideologischen Bedenken zum 
Trotz, bereits ab Ende 1933 mit dem Aktionsausschuss zusammenzu-
arbeiten begann und es im Laufe der folgenden Jahre nicht nur zu einer 
Koordination, sondern sogar zu einer teilweisen Kooperation im Bereich 
der Abwehrarbeit gekommen ist. Da Beuthen über die mit Abstand größte 
jüdische Gemeinde Oberschlesiens verfügte und hier sowohl der Geschäfts-
führer des Aktionsausschusses als auch der Landesverband ansässig waren, 
wird diese Stadt dabei im Mittelpunkt der Untersuchung stehen.11 Im 
9 Siehe Barkai, „Wehr Dich!“, S. 165.
10 Hierzu LBINY/ME 1230, MM II 42, Hans Reichmann, Mein Leben in Deutschland 
vor und nach dem 30. Januar 1933, S. 39; vgl. Alfred Hirschberg, Die CV-Jahre von 
Hans Reichmann, in: Zum Gedenken an Hans Reichmann, herausgegeben vom 
Council of Jews from Germany, London, Düsseldorf 1965, S. 27–34, hier S. 27; zu 
Reichmann siehe auch: Barkai, „Wehr Dich!“, S. 166. Zum 1929 gegründeten „Büro 
Wilhelmstraße“ siehe Arnold Paucker, Der jüdische Abwehrkampf gegen Anti-
semitismus und Nationalsozialismus in den letzten Jahren der Weimarer Republik, 
2. verb. Aufl., Hamburg 1969, S. 114 f.
11 Ende der 1920er-Jahre existierten in Oberschlesien 23 Synagogengemeinden mit 
9557 Mitgliedern. Dies entsprach weniger als einem Prozent der Gesamtbevölke-
rung. Stärker noch als im Reichsdurchschnitt war der Trend zur Verstädterung 
ausgeprägt. Fast 8000 der insgesamt 9557 Mitglieder konzentrierten sich auf die 
fünf Städte Beuthen (3574), Gleiwitz (2021), Hindenburg (1140), Ratibor (706) 
und Oppeln (536). Zahlenangaben nach Peter Maser, Jüdische Gemeinden in 
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z weiten Teil wird die Abwehrarbeit des CV anhand konkreter Beispiele 
näher untersucht. Vor dem Hintergrund des für Oberschlesien bestehenden 
Verbots der Ungleichbehandlung von „Ariern“ und „Nicht-Ariern“ wird 
anhand von Boykottaktionen gegenüber als jüdisch markierten Kaufleuten 
einerseits nach der Reichweite des faktisch bestehenden Schutzes und ande-
rerseits nach konkreten Abwehrstrategien des CV gefragt. Die exemplari-
sche Untersuchung von Boykotten bietet sich deswegen an, weil diese auf 
den ersten Blick rein ökonomischen Maßnahmen in ihren Folgen weit über 
den wirtschaftlichen Bereich hinausgingen und für das Selbstverständnis 
jüdischer Deutscher als Deutsche und für ihr Verhältnis zur Mehrheitsge-
sellschaft eine hohe Relevanz besaßen. Michael Wildt hat darauf verwie-
sen, dass lokale NS-Aktivisten Boykottaktionen insbesondere in kleineren 
Städten und Dörfern dazu nutzten, Juden sozial zu isolieren und über diese 
Praxis der Exklusion die Ordnung einer „Volksgemeinschaft“ zeitlich und 
räumlich begrenzt real erfahrbar zu machen.12 Auch Hannah Ahlheim hat 
betont, dass Boykotte neben den nur schwer quantifizierbaren ökonomi-
schen Auswirkungen vor allem mentale Folgen nach sich zogen. Durch das 
Hervorheben der Differenz „jüdisch“ und „christlich-deutsch“ etablierten 
Boykottaufrufe und -aktionen eine spezifische Topografie, entwarfen eine 
neue „mental map“ der deutschen Nachbarschaft und errichteten somit 
zwischen jüdischen und nichtjüdischen Deutschen eine unsichtbare Mauer 
im Alltag.13 
Da ein Archiv des oberschlesischen Landesverbandes oder seiner 
Ortsgruppen nicht überliefert ist,14 stützt sich diese Untersuchung im 
 O berschlesien (I.), in: ders./Weiser, Juden in Oberschlesien, S. 65–147, hier S. 69 ff.; 
1933 besaß Beuthen etwa 100 000 Einwohner, davon 3,2 % Juden. Zahlen nach 
Lothar Bauer, Schicksal in Zahlen. Die Juden in der Volkszählung 1933, in: Der 
Morgen. Monatsschrift der deutschen Juden 10 (1934) 9, S. 403–409, hier S. 407, und 
Statistisches Jahrbuch deutscher Städte 30 (1935), S. 4.
12 Vgl. Wildt, Volksgemeinschaft, insbesondere S. 14, 144, 172, 374.
13 Vgl. Ahlheim, Antisemitismus und politischer Boykott, insbes. S. 15, 289, 314 ff., 
342, 405 ff.; dies., Establishing Antisemitic Stereotypes. Social and Economic 
Segregation of Jews by means of Political Boycott in Germany, in: Leo Baeck Insti-
tute Year Book 55 (2010) 1, S. 149–173, insbes. S. 150, 172 f.
14 Janusz Oszytko hat darauf verwiesen, dass sich im Oppelner Archiv noch Mate-
rial über die jüdische Bevölkerung des Regierungsbezirks Oppeln in den Jahren 
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W esentlichen auf die Quellen des zentralen CV-Archivs. Methodisch ergibt 
sich hierbei das Problem, dass wir über lokale und interne oberschlesische 
Angelegenheiten nur insoweit informiert werden, als diese von Akteuren 
vor Ort bewusst mit der Berliner Zentrale erörtert wurden. Dieser Filter 
kann nur gelegentlich durch die Außenperspektive des benachbarten nie-
derschlesischen Landesverbandes oder durch Reiseberichte und Akten-
notizen der Berliner Führung überwunden werden. Zusätzlich besteht hier 
das Problem, dass, wie bereits Hans Reichmann anmerkte, „ein Terror-
regime, ja selbst nur die Gefahr seines Ausbruchs, nicht gerade zur Schaf-
fung dokumentarischer Quellen anreizt“.15 In der Tradition einer Forschung 
stehend, die mit der Zuschreibung einer passiven Opferrolle der Verfolgten 
gebrochen hat, sollen hierbei soweit möglich die Stimmen der Männer und 
Frauen des CV selbst zu Wort kommen.16
I. Das Genfer Abkommen und der Minderheitenschutz 
 in Oberschlesien
Dass man sich in Oberschlesien überhaupt auf Minderheitenrechte 
berufen konnte, ging auf die Neuordnung Osteuropas nach dem Ersten 
Weltkrieg zurück.17 Nachdem Oberschlesien zunächst fast vollständig 
dem wiedergegründeten polnischen Staat zugeschlagen worden war, 
korrigierte der Völkerbund diese Entscheidung aufgrund der massiven 
1930–1939 befindet, darunter auch Material zum CV, vgl. Janusz Oszytko, Jewish 
Matters in the 1930s in the Archives of the Opole Gestapo, in: Marcin Wodzinski/
Janusz Spyra (Hrsg.), Jews in Silesia, Cracow 2001, S. 385–397, hier S. 385.
15 Hans Reichmann, Der drohende Sturm. Episoden aus dem Kampf der deutschen 
Juden gegen die nationalsozialistische Gefahr 1929 bis 1933, in: Hans Tramer 
(Hrsg.), In zwei Welten. Siegfried Moses zum fünfundsiebzigsten Geburtstag, Tel 
Aviv 1962, S. 556–577, hier S. 557.
16 Zum Durchbruch verhalf dieser Perspektive Saul Friedländer mit seinem Stan-
dardwerk Nazi Germany and the Jews, New York 1997.
17 Zum Folgenden siehe die gelungene, kurze und präzise Darstellung bei: Karch, 
A Jewish „Nature Preserve“, S. 129 ff.; einen Überblick über die bisher erschienene 
Literatur bietet Rüdiger Ritter, Die Geschichtsschreibung über Abstimmungs-
kämpfe und Volksabstimmung in Oberschlesien (1918–1921). Eine Auswahlbiblio-
graphie, Frankfurt a. M. 2009.
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d eutschen P roteste und ließ die Bewohner des betroffenen Gebietes über 
dessen künftige nationale Zugehörigkeit entscheiden.18 Auf Grundlage 
dieser am 20. März 1921 durchgeführten Abstimmung, die von teilweise 
bürgerkriegsähnlichen Zuständen begleitet war,19 nahm eine Kommission 
des Völkerbundes die Teilung Oberschlesiens in einen polnischen und 
einen deutschen Teil vor. Um die Folgen der Teilung für das zuvor kul-
turell und wirtschaftlich eng verflochtene Gebiet zu erleichtern und die 
durch nationale Ressentiments aufgeheizte Lage zu befrieden, regte der 
Völkerbund einen unter seiner Garantie stehenden bilateralen deutsch-
polnischen Vertrag an. Dieses 1922 unterzeichnete Genfer Abkommen 
regelte zwar vor allem die sich aus der Zerschlagung des Wirtschaftsrau-
mes ergebenden ökonomischen und rechtlichen Probleme, stellte aber 
auch nationale und religiöse Minderheiten für eine Übergangszeit von 
15 Jahren unter besonderen Schutz. In der Praxis wurde das Diskrimi-
nierungsverbot durch eine paritätisch von Deutschen und Polen besetzte 
Gemischte Kommission unter dem Vorsitz des vom Völkerbund einge-
setzten Präsidenten Felix Calonder überwacht.20
18 Seit etwa der Jahrtausendwende hat sich eine Forschung entwickelt, die diesen 
europäischen Grenzraum nicht mehr aus der Perspektive der jeweiligen nationalen 
Zentren in Berlin, Warschau und Wien als zu nationalisierende Peripherie betrach-
tet, sondern die dort lebenden Menschen in ihrer oft primär lokal und regional 
determinierten Identität ins Zentrum rückt. Siehe hierzu etwa Tomasz Kamusella, 
Upper Silesia 1918–45, in: Karl Cordell (Hrsg.), The Politics of Ethnicity in Cen-
tral Europe, London 2000, S. 92–112; Julian Bartosz/Hannes Hofbauer, Schlesien. 
Europäisches Kernland im Schatten von Wien, Berlin und Warschau, Wien 2000; 
Alexander, Oberschlesien im 20. Jahrhundert, S. 465–489; Brendan Karch, Nation-
alism on the Margins. Silesians between Germany and Poland, 1848–1945, in: Bul-
letin of the German Historical Institute 50 (2012), S. 39–55.
19 Vgl. Bernhard Sauer, „Auf nach Oberschlesien.“ Die Kämpfe der deutschen Frei-
korps in Oberschlesien und den anderen ehemaligen deutschen Ostprovinzen, in: 
Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 58 (2010) 4, S. 297–320, insbes. S 300–303 
und S. 309 ff.
20 Während der gesamten Geltungszeit der Konvention erhielt die Gemischte Kom-
mission 13 000 Eingaben, davon 150 von oberschlesischen Juden, vgl. Schmidt-Rös-
ler, Judentum in Deutsch-Oberschlesien, S. 70; Einzelheiten zum Verfahren ebenda, 
S. 70, und bei Willy Weichselbaum, Der Rechtsschutz der Juden in Deutsch-Ober-
schlesien nach dem Genfer Abkommen von 1922, Leipzig 1935, S. 50 f.
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Zielte der Schutz ursprünglich auf die polnische Minderheit in Deutsch-
land und die deutsche Minderheit in Polen, so bot das Genfer Abkommen 
seinem Wortlaut nach gleichwohl eine rechtliche Angriffsfläche, die das 
Comité des Délégations Juives im Mai 1933 nutzte, um das Deutsche Reich 
durch den wegen seines jüdischen Glaubens entlassenen Franz Bernheim als 
Stellvertreter der oberschlesischen Juden vor den Augen der Welt beim Völ-
kerbund anzuklagen.21 Bemüht, den außenpolitischen Schaden zu begren-
zen, ließ das Deutsche Reich durch seinen Gesandten erklären, dass inter-
nationale Verträge selbstverständlich nicht durch innerdeutsche Gesetzte 
berührt würden und dass eventuelle Zuwiderhandlungen gegen das Gen-
fer-Abkommen in Deutsch-Oberschlesien auf irrtümliche Maßnahmen 
nachgeordneter Organe zurückzuführen seien. In der Abschlusssitzung am 
6. Juni wurde Deutschland zur Wiederherstellung des Rechtszustandes von 
vor dem 30. Januar 1933 sowie zur Wiedergutmachung aufgefordert, die 
Kontrolle sollte durch die Gemischte Kommission erfolgen.22
II. Israel Jakobowitz und der Aktionsausschuss
Ermutigt durch diese Anerkennung des Genfer Vertrages, konstituierte 
sich nach heftigen innerjüdischen Debatten am 11. Juni 1933 in Beuthen ein 
beim oberschlesischen Synagogengemeinde-Verband angesiedelter Akti-
onsausschuss.23 Dieses überparteilich mit sieben Personen besetzte Gre-
mium sollte die Einhaltung des Genfer Abkommens überwachen und im 
Falle von Verstößen die nötigen Maßnahmen einleiten. Mitglieder waren, 
neben dem bereits erwähnten Beuthener Rechtsanwalt Georg Weiss mann, 
die ebenfalls aus Beuthen stammenden Kaufleute David Behrendt und 
21 Ausführlich hierzu Graf, Die Bernheim-Petition; zu den fünf weiteren beim Völ-
kerbund in der Frage des Minderheitenschutzes für oberschlesische Juden ein-
gegangenen Petitionen siehe Caroline Fink, Defending the Rights of Others. The 
Great Powers, the Jews, and International Minority Protection, 1878–1938, Cam-
bridge 2004, S. 331.
22 Vgl. Schmidt-Rösler, Judentum in Deutsch-Oberschlesien, S. 73 f.
23 Vgl. hierzu ebenda, S. 75. Über die Hintergründe dieses Ereignisses liegen nur 
Informationen von Weissmann vor, der retrospektiv von mehrwöchigen Verhand-
lungen berichtet, siehe Weissmann, Oberschlesien, S. 160.
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S alomon Guttmann, der Beuthener Apotheker Hugo Kunz24, der Rabbi-
ner der liberalen Beuthener Gemeinde Ludwig Golinski sowie die beiden 
Gleiwitzer Juristen Wilhelm Lustig25 und Arthur Kochmann26. Neben 
den Zionisten Weissmann und Guttmann gehörten gleich fünf der sie-
ben Mitglieder des Aktionsausschusses dem CV an. Während Kochmann 
als überparteiliche Integrationsfigur den Vorsitz des Aktionsausschusses 
übernahm, wurde die alltägliche Arbeit durch dessen Geschäftsführer 
Weissmann in Beuthen geleistet.27 Dass mit Israel Jakobowitz und Justiz-
rat Skaller28 der Syndikus und der langjährige Vorsitzende von Ortsgruppe 
und Landesverband ebenfalls in Beuthen tätig waren, bildete die räum-
liche Grundlage für die spätere Kooperation zwischen CV und Aktions-
ausschuss. Skaller war von Januar 1926 bis Februar 1929 Vorsitzender der 
24 Geb. 1857 in Posen und seit 1927 Vorsitzender der Beuthener Synagogengemeinde, 
er kam wahrscheinlich 1942 nach seiner Deportation ums Leben, vgl. Joseph Walk, 
Kurzbiographien zur Geschichte der Juden 1918–1945, München 1988, S. 209. 
Zudem war Kunz langjähriges Vorstandsmitglied der Beuthener Ortsgruppe des 
CV und 1925, 1931 und 1933 interimsweise deren Vorsitzender, siehe Schreiben 
Ortsgruppe Beuthen an CV-Zentrale vom 1. 1. 1926, RGWA, f. 721, op. 1, d. 327, 
l. 259 (= CAHJP–HM2/8703), Schreiben Ortsgruppe Beuthen an CV-Zentrale vom 
13. 4. 1933, RGWA, f. 721, op. 1, d. 328, l. 74 (= CAHJP–HM2/8703).
25 Lustig war stellvertretender Vorsitzender des oberschlesischen Landesverbands 
und langjähriger Vorsitzender der Gleiwitzer Ortsgruppe, siehe Bericht über die 
jüdische Notabelnversammlung in Beuthen am Sonntag, den 11. 12. 1927, RGWA, 
f. 721, op. 327, d. 1, l. 151–155, hier 151 (= CAHJP–HM2/8703) und Einladung zur 
vertraulichen Aussprache und Vortrag Bruno Weil, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, 
l. 184 (= CAHJP–HM2/8703). Er wanderte im Sommer 1938 nach Argentinien aus, 
siehe „CV.-Arbeit in Oberschlesien“, in: Jüdisches Gemeindeblatt für Oberschlesien 
3, Nr. 14 (21. 7. 1938), S. 4.
26 Kochmann besaß als Vorsitzender des oberschlesischen Synagogengemeindever-
bandes, langjähriger Vorsitzender der jüdischen Gemeinde Gleiwitz und als Glei-
witzer Ehrenbürger und ehemaliger Abgeordneter des Preußischen Landtages über 
die Kreise des CV hinaus hohes Ansehen in Oberschlesien; vgl. Cartarius, Juden in 
Oberschlesien, S. 89; Weissmann, Oberschlesien, S. 160 f.
27 Weissmann räumte ein, „dass es ohne Kochmanns positive Stellungnahme gar nicht 
oder nur schwer möglich gewesen wäre, die Aktion auf einheitlicher Plattform und 
damit überhaupt durchzuführen“. Siehe Weissmann, Oberschlesien, S. 160.
28 Skaller wurde 1870 in Posen geboren, war in Beuthen als Rechtsanwalt tätig und 
seit 1928 Hauptvorstandsmitglied des CV, er wanderte 1939 nach England aus und 
verstarb 1950 in London. Angaben nach: Walk, Kurzbiographien, S. 346.
90 Thomas Reuß
B euthener Ortsgruppe und übernahm danach die Nachfolge des im Mai 
1928 verstorbenen David Braunschweiger als Vorsitzender des oberschlesi-
schen Landesverbands.29 Jakobowitz verfügte 1933 nicht nur über fast zehn 
Jahre Erfahrung als Syndikus des oberschlesischen Landesverbands, er war 
als dessen einziger hauptamtlicher Mitarbeiter auch die zentrale Figur der 
täglichen Vereinsarbeit.30 Nach dem Verbot des CV und einer kurzen Inter-
nierung im KZ emigrierte Jakobowitz mit seiner Familie Ende 1939 nach 
Peru und baute sich dort eine bescheidene Existenz als Kaufmann auf.31
III.  Rückblick: Die Beziehung von CVern und Zionisten 
 in Oberschlesien während der Weimarer Republik
Wie bemerkenswert der Umstand der Kooperation von CV und Aktions-
ausschuss ist, wird erst im Lichte der im Folgenden zu skizzierenden Vorge-
schichte deutlich. Hier sei zunächst betont, dass das im CV vorherrschende 
Selbstbild des deutschen Staatsbürgers jüdischen Glaubens einen Rück-
griff auf nationale Minderheitsrechte eigentlich ebenso ausschloss wie eine 
Anrufung internationaler Instanzen gegen das eigene Vaterland. In diesem 
Sinne positionierte sich nicht nur die C.V.-Zeitung eindeutig.32 Wie sehr 
auch örtliche CVer mit diesem Widerspruch zu kämpfen hatten, zeigt sich 
dadurch, dass Kunz bereits im September 1933 aus dem Aktionsausschuss 
29 Siehe hierzu: Schreiben Ortsgruppe Beuthen an CV-Zentrale vom 26. 1. 1926, 
RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 255 (= CAHJP–HM2/8703).
30 Der 1893 im benachbarten Ober-Heiduk geborene Jurist bekleidete von 1924 an 
den Posten des Syndikus des oberschlesischen Landesverbands. Geburtsdatum 
und -ort nach: Michael Hepp (Hrsg.), Die Ausbürgerung deutscher Staatsbürger 
1933–45 nach den im Reichsanzeiger veröffentlichten Listen, Bd. 1, München/New 
York u. a. 1985, Liste 224, S. 478.
31 Die Ankunft in Peru erfolgt am 22. Februar 1940, Israel und Margot gaben bei 
der Einwanderung als Beruf „Comerciante“ an, siehe die Einwanderungsliste in: 
Leon Trahtemberg Siederer, La inmigración judía al Perú 1848–1948, Lima 1987, 
Anexo 7; vgl. auch Ladis Soto, In Memóriam Dra. Eva Jacobowitz Fuchs de Baer, in: 
Revista de la Sociedad Peruana de Medicina Interna 20 (2007) 4, S. 166–168.
32 Vgl. o. V., „Genf“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 21 vom 26. 5. 1933, S. 187, und o. V., „Bern 
und Genf. Internationale Debatten zur deutschen Judenfrage“, in: C.V.-Zeitung, 
Nr. 38 vom 4. 10. 1933, unpaginiert.
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austrat, weil er ein an den Völkerbund gerichtetes Beschwerdeschreiben 
wegen des anhaltenden antijüdischen Boykotts in Oberschlesien letztlich 
nicht mitzutragen bereit war.33
Die Gründung des Aktionsausschusses 1933 stellte aber nicht den ers-
ten Versuch der Bildung einer gemeinsamen Abwehrfront von CVern und 
Zionisten in Beuthen dar. Bereits 1923 und 1932 waren, jeweils als Reaktion 
auf antisemitische Ausschreitungen, Bemühungen in diese Richtung unter-
nommen worden.
Verstärkt durch die Nachwehen von Abstimmungskampf und Teilung 
gehörte Oberschlesien zu den durch die allgemeinen Krisenerscheinun-
gen der Weimarer Republik besonders beeinträchtigten Regionen.34 Vor 
dem Hintergrund von Ruhrbesetzung und Hyperinflation hatte sich die 
Situation Anfang Oktober 1923 zugespitzt, und es war auf den Tag genau 
einen Monat vor den bekannten Exzessen im Berliner Scheunenviertel zu 
„pogromartigen Ausschreitungen“ in Beuthen gekommen.35 Das daraufhin 
vom Vorstand der Synagogengemeinde für den 14. November einberufene 
Treffen zur Erörterung der Möglichkeiten der Bildung einer gemeinsamen 
Plattform für die Verteidigung gegen antisemitische Vorurteile und Über-
griffe, zu dem die Ortsgruppen des CV, des Frontbundes und der Zionis-
tischen Vereinigung für Deutschland (ZVfD) eingeladen waren, scheiterte 
33 Vgl. hierzu Graf, Bernheim-Petition, S. 244–251 und S. 270 f.; Weissmann, Ober-
schlesien, S. 161. Kunz kehrte erst nach dem Tod von Behrendt Ende 1936 wieder in 
den Aktionsausschuss zurück.
34 Eine ausführliche Darstellung bei Cornelia Hecht, Deutsche Juden und Antisemi-
tismus in der Weimarer Republik, Bonn 2003, S. 163–173; siehe aber auch Enno 
Eimers, Oberschlesien während der Unruhen in den ersten Jahren der Weimarer 
Republik, in: Patrick Merziger/Rudolf Stöber/Esther-Beate Körber/Jürgen Michael 
Schulz (Hrsg.), Geschichte, Öffentlichkeit, Kommunikation. Festschrift für Bernd 
Sösemann zum 65. Geburtstag, Stuttgart 2010, S. 383–404.
35 Bericht über die Versammlung des CV in Beuthen vom 11. 10. 1923, RGWA, f. 721, 
op. 327, d. 1, l. 328 (= CAHJP–HM2/8703); vgl. auch Hecht, Deutsche Juden, S. 163, 
168 ff. Ein kurzer maschinenschriftlicher Bericht des CV mit Anmerkungen zu den 
Ereignissen in Beuthen zwischen Juli und Oktober 1923 listet als Ereignisse unter 
anderem Überfälle auf den Straßen, Angriffe auf den jüdischen Selbstschutz und 
einen Angriff auf einen jüdischen Stadtverordneten, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, 
l. 323 (= CAHJP–HM2/8703).
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aber an den bestehenden innerjüdischen Differenzen.36 Während der CV 
erklärte, dass man nicht gewillt sei, „die Leitung des Abwehrkampfes aus 
der Hand zu geben“, sprach die zionistische Seite ihm genau diese Füh-
rungsfähigkeit ab. Der damalige Vorsitzende der CV-Ortsgruppe Beuthen, 
Oberrabbiner Max Kopfstein, stellte explizit klar, „dass der körperliche 
Abwehrkampf im Frontbund auf neutralem Boden geführt werde, dass aber 
der C.V. den geistigen Abwehrkampf von einer bestimmten Tendenz aus, 
nämlich vom Standpunkt des deutschen Juden führe und wegen des Unter-
schiedes hierin zu den Zionisten mit diesen in dieser Frage nicht paktieren 
könne“. In einem kurz darauf verfassten Schreiben an die Zentrale bekräf-
tigte Reichmann die Position des CV mit den Worten: „Wir werden uns 
an diesem Abwehrbrei nicht beteiligen.“37 Einen Monat später bekam die 
Beuthener Ortsgruppe bestätigt, dass sie mit dieser Haltung ganz auf der 
Linie der Berliner Zentrale lag: „In der geistigen Abwehr des Antisemitis-
mus kann [Unterstreichung im Original] es keine Gemeinschaft zwischen 
uns und den Zionisten geben.“38
Ähnlich präsentierte sich die Situation im Jahr 1932. Reichsweites Auf-
sehen erregten zwar erst der Mord von Potempa am 10. August und das 
anschließende Verfahren vor dem Beuthener Sondergericht, aber die SA 
überzog insbesondere den deutschen Osten bereits seit dem Sommer 1932 
mit einer Welle der Gewalt.39 Die Attentate der SA richteten sich nicht nur 
gegen exponierte Vertreter der polnischen Bevölkerung, sondern auch gegen 
36 Dies und das Folgende nach dem Protokoll der gemeinsamen Sitzung des Vor-
standes der Synagogengemeinde, der zionistischen Ortsgruppe und der CV-Orts-
gruppe Beuthen vom 14. 11. 1923, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 320 und Rückseite 
(= CAHJP–HM2/8703).
37 Schreiben Reichmann an CV-Zentrale [wahrscheinlich vom 21. 11. 1923], RGWA, 
f. 721, op. 327, d. 1, l. 310 (= CAHJP–HM2/8703).
38 Schreiben CV-Zentrale an die Ortsgruppe-Beuthen vom 11. 12. 1923, RGWA, f. 721, 
op. 327, d. 1, l. 315 und Rückseite (= CAHJP–HM2/8703).
39 Zur reichsweiten Zunahme der SA-Gewalt mit den Eskalationsstufen 1930 und 
1932 vgl. Wildt, Volksgemeinschaft, S. 90 ff.; Sven Reichardt, Faschistische Kampf-
bünde. Gewalt und Gemeinschaft im italienischen Squadrismus und in der deut-
schen SA, Köln 2002, insbes. S. 63 f. Zum Mord von Potempa und dem Prozess vor 
dem Beuthener Sondergericht vgl. Daniel Siemens, Stormtroopers. A New History 
of Hitler’s Brownshirts, New Haven/London 2017, S. XIV–XXII; Richard Bessel, 
The Potempa Murder, in: Central European History 10 (1977), S. 241–254.
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den politischen Gegner und gegen jüdische Wohnungen und Geschäfte.40 
Fand der Potempa-Prozess in Beuthen schon in einer extrem aufgeheizten 
Atmosphäre statt, so führte die Verurteilung der Angeklagten zu weiteren 
Ausschreitungen. Die Wut des Nazi-Mobs richtete sich neben dem Büro 
des sozialdemokratischen Volksblatts und einem Aushängekasten der Zen-
trumszeitung vor allem gegen jüdische Geschäfte und Passanten.41 Weiss-
mann erinnerte sich knapp dreißig Jahre später daran, die Situation als so 
bedrohlich wahrgenommen zu haben, dass er in einer Sondersitzung des 
Vorstands der Jüdischen Gemeinde Beuthen den Antrag eingebracht habe, 
gemeinsam „beim Oberpräsidenten zu Oppeln unter Hinweis auf das Gen-
fer Abkommen vorstellig zu werden“.42 Der Antrag und damit der Versuch 
der Abstimmung eines koordinierten Vorgehens gegen die antisemitischen 
Übergriffe seien jedoch an der dem CV angehörenden Mehrheit gescheitert, 
da diese aus ihrem Selbstverständnis als Angehörige des deutschen Volkes 
heraus eine Berufung auf Minderheitsrechte abgelehnt habe.
Waren damit die ersten beiden Versuche der Kooperation an den ideo-
logischen Differenzen der beteiligten Organisationen gescheitert, so ver-
deutlicht ein Blick auf die Ereignisse um den Beuthener Gemeindewahl-
kampf 1930, dass die Gegensätze mitunter auch zu persönlichen Angriffen 
führten.
Innerjüdische Differenzen hatten bereits während der gesamten 
1920er-Jahre auch in Oberschlesien immer wieder eine Rolle gespielt. 
Neben religiösen Fragen und dem Verhältnis zu den „Ostjuden“ ging es 
vor allem um die Bestimmung des eigenen Selbstverständnisses zwischen 
40 Siehe hierzu auch die Berichterstattung der C.V.-Zeitung: o. V., „Nach der Wahl: 
Statt Burgfrieden – Gewalttaten und Blutvergießen“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 32 vom 
5. 8. 1932, S. 333; o. V., „Nach Kiel – Köln! – Die Feuerwelle in Oberschlesien und 
Ostpreußen geht weiter“, C.V.-Zeitung, Nr. 33 vom 12. 8. 1932, S. 341 f.; o. V., „Trotz 
Notverordnungen weitere Terrorakte“, C.V.-Zeitung, Nr. 34 vom 19. 8. 1932, S. 351.
41 Siehe hierzu o. V., „Die Beuthener Ausschreitungen“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 35 vom 
26. 8. 1932, S. 357; die oberschlesische SA erinnerte sich in ihrem Ehrenbuch an die 
„Ungeheure Erregung in Beuthen über das Schandurteil“ und versah zwei Fotos 
von Geschäften mit zerstörten Schaufenstern stolz mit dem Untertitel „Eingeschla-
gene Fensterscheiben jüdischer Geschäfte“, siehe Vom Kampf und Sieg der schle-
sischen SA. Ein Ehrenbuch herausgegeben von der SA-Gruppe Schlesien, Breslau 
1933, S. 158.
42 Weissmann, Oberschlesien, S. 195.
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den Polen, einer Identität als deutsche Staatsbürger jüdischen Glaubens 
und eines zionistischen Entwurfes einer jüdischen Nation. Die Offenheit 
einiger CV-Mitglieder für zionistische Positionen bewirkte dabei eine 
besonders starke Abgrenzungsreaktion auf Führungsebene.43 In diesem 
Klima standen in Beuthen am 4. Mai 1930 die ersten Gemeindewahlen 
nach dem System der Verhältniswahl an. Nachdem die Versuche der Bil-
dung einer Einheitsliste gescheitert waren, entspann sich ein erbitterter 
Wahlkampf. Bereits die aktive Wahlteilnahme des CV im eigenen Namen 
und mit einer eigenen Liste stellte eine Besonderheit dar.44 Der CV eröff-
nete den Beuthener Wahlkampf mit einem eigenen Flugblatt, in dem er 
die Wahlen zum Kampf zweier Weltanschauungen, der des CV und der 
des Zionismus, erklärte.45 Die eigene Position erläuternd, betonte der CV: 
„Wir sind gute Juden, aber wir sind auch gute Deutsche und wollen es 
bleiben.“ Man trete „für die Synthese von Deutschtum und Judentum“ ein. 
Auf einem weiteren Flugblatt stellte der CV klar, dass er lediglich versuche, 
die Beuthener „Religionsgemeinde“ vor einer von den Zionisten beabsich-
tigten Umgestaltung zur „Volksgemeinde“ zu bewahren.46 Der CV lehne 
„alle Bestrebungen ab, die durch einseitige Betonung des jüdisch-natio-
nalistischen Standpunktes“ die Juden „letzten Endes ins Ghetto zurück-
führen können“.
43 Vgl. Schreiben des Landesverbands Oberschlesiens (Jakobowitz) an CV-Zent-
rale vom 10. 1. 1925, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 284 und Rückseite (= CAHJP–
HM2/8703); Bericht über die jüdische Notabelnversammlung in Beuthen am Sonn-
tag, den 11. 12. 1927, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 151–155 (= CAHJP–HM2/8703).
44 Üblicherweise verzichteten CV und ZVfD auf direkte Eingriffe in Gemeindewahl-
kämpfe und beschränkten sich darauf, die Kandidaten der ihnen ideologisch nahe-
stehenden Partei, der Liberalen Partei im Falle des CV und der Jüdischen Volks-
partei bei der ZVfD, zu unterstützen. Siehe hierzu Avraham Barkai, Die Organi-
sation der jüdischen Gemeinschaft, in: ders./Paul Mendes-Flohr (Hrsg.), Deutsch-
Jüdische Geschichte in der Neuzeit. Bd. IV: Aufbruch und Zerstörung 1918–1945, 
München 1997, S. 74–101, hier S. 86 f.
45 Flugblatt der Ortsgruppe Beuthen des CV für die Wahlen zum Repräsentantenkol-
legium der Synagogengemeinde am 27. April [sic!] vom 21. 3. 1930, RGWA, f. 721, 
op. 327, d. 1, l. 101 (= CAHJP–HM2/8703), das Flugblatt erschien somit bereits vor 
Festsetzung des endgültigen Wahltermins auf den 4. Mai.
46 Flugblatt „An die Wähler unserer Gemeinde!“ der Ortsgruppe Beuthen des CV, 
RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 59 und Rückseite (= CAHJP–HM2/8703).
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Der zionistische Gegner, der wie gewohnt von der Jüdischen Volkspar-
tei vertreten wurde, konterte mit einem eigenen Flugblatt, in dem er dem 
CV einen „Angriff auf die Einheit des Judentums“ vorwarf. Der CV kämpfe 
nicht gegen den Antisemitismus, sondern sei in Wirklichkeit ein „Verein 
zur Abwehr des Zionismus“.47
Der mündliche Schlagabtausch gestaltete sich nicht weniger heftig als 
der schriftliche. Auf einer Wahlversammlung der Zionisten wurde dem 
Beuthener CV Machtmissbrauch unterstellt, da er „die Minderheiten nicht 
anerkenne und sie vergewaltige“.48 Darüber hinaus wurde angesichts des 
Fehlens machtvoller Demonstrationen gegen Friedhofsschändungen die 
grundsätzliche Befähigung des Gesamt-CV zum „Abwehrkampf“ infrage 
gestellt, der vom Zionismus getragene Palästinaaufbau sowie die Ertüchti-
gung der Jugend wurden als die erfolgreichere Strategie zur Abwehr anti-
semitisch motivierter Anfeindungen präsentiert.49 Die Wahlveranstaltung 
des CV brachte Skaller den Vorwurf ein, sich zum wiederholten Male nicht 
gescheut zu haben, „die religiösen Anschauungen und Formen des Juden-
tums herabzusetzen“.50 
Wie gereizt die innerjüdische Stimmung in Beuthen angesichts des von 
beiden Seiten heftig geführten Wahlkampfes war, zeigt sich auch daran, 
dass es am Wahltag selbst auf der Straße „zu sehr scharfen Auseinander-
setzungen“ zwischen den rivalisierenden Parteien kam.51 Zwar konnten 
47 Einladung zu einer Wahlversammlung der Jüdischen Volkspartei am 16. 4. vom 
7. 4. 1930, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 78 (= CAHJP–HM2/8703).
48 Jakobowitz wurde über die Versammlung von einem anwesenden Vertrauensmann 
ausführlich unterrichtet. Siehe den Bericht über die Versammlung der Jüdischen 
Volkspartei am 16. 4. 1930 in Beuthen, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 73 und Rück-
seite (= CAHJP–HM2/8703). Das Zitat findet sich auf Blatt 73.
49 Bericht über die Versammlung der Jüdischen Volkspartei am 16. 4. 1930 in Beu-
then, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 73 und Rückseite (= CAHJP–HM2/8703). Wie 
dem abschließenden Bericht zu den Wahlvorgängen zu entnehmen ist, zog sich der 
Vorwurf, der CV sei unfähig, wirksame Abwehrarbeit zu leisten, kontinuierlich 
durch den Wahlkampf, vgl. das Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 
14. 5. 1930, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 46 und Rückseite (= CAHJP–HM2/8703).
50 Einladung der Jüdischen Volkspartei für den Vortrag von Kareski mit anschließen-
der Diskussion am 3. 5. 1930, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 57 (= CAHJP–HM2/8703).
51 Schreiben Jakobowitz an die CV-Zentrale vom 5. 5. 1930, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, 
l. 54 (= CAHJP–HM2/8703).
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T ätlichkeiten vermieden werden, aber in einigen Fällen sollen Zionisten 
Wählern der CV-Liste die Stimmzettel entrissen haben. Auch nach den 
Wahlen betonte Jakobowitz, dass die Bekämpfung eines „solchen, die CV-
Arbeit von innen her aushöhlenden Zionismus“ notwendig gewesen sei und 
auch weiterhin notwendig sein werde.52 Anders als die Berliner Zentrale, 
die im Wahlkampf eine Verzettelung der Kräfte sah, betrachteten zentrale 
Akteure des Beuthener CV das Vorgehen gegen den Zionismus 1930 als 
e lementaren Teil der Abwehrarbeit. 
IV.  Zusammenarbeit im frühen „Dritten Reich“
Als der Aktionsausschuss im Juni 1933 seine Arbeit aufnahm, blickten die 
lokalen Akteure des CV und der ZVfD also auf seit Jahren von Gegnerschaft 
geprägte persönliche Beziehungen zurück. Angesichts dieser Vorgeschichte 
ist bereits die Bildung des Aktionsausschusses eine bemerkenswerte Leis-
tung. Zwar arbeiteten CVer und Zionisten in Fragen der wirtschaftlichen 
und rechtlichen Beratung sowie der Abwehr zunächst weiterhin getrennt 
voneinander, aber zumindest war nun mit dem Aktionsausschuss eine erste 
Plattform geschaffen worden, über die beide Gruppierungen Informationen 
austauschen konnten.53 Darüber hinaus bestand auch die Bereitschaft, sich im 
Bedarfsfalle weitergehende Hilfe zu leisten. Dies zeigt der Fall zweier Markt-
händlerinnen. In Hindenburg war es am 13. März 1933 unter Beteiligung der 
SA zu Ausschreitungen gegen jüdische Geschäfte und Markthändler gekom-
men, in deren Verlauf die Stände und die Waren der beiden Frauen zerstört 
52 Jakobowitz bezog sich hierbei auf die in Beuthen vorgetragenen Angriffe der Zio-
nisten auf die Abwehrarbeit des gesamten CV, die unwidersprochen dazu beitragen 
würden, dass der CV das Vertrauen der Mehrheit der deutschen Juden und damit 
die Basis für seine Abwehrarbeit verlieren würde, vgl. Schreiben von Jakobowitz 
an CV-Zentrale vom 14. 5. 1930, RGWA, f. 721, op. 327, d. 1, l. 46 und Rückseite 
(= CAHJP–HM2/8703).
53 So finden sich z. B. als Anlagen zum Schreiben von Jakobowitz an die Berliner Zen-
trale vom 24. 1. 1934 zahlreiche an den Aktionsausschuss gerichtete Bittschreiben 
Hilfesuchender und Eingaben des Aktionsausschusses bei den Behörden, RGWA, 
f. 721, op. 2604, d. 1, l. 203–213 (= CAHJP–HM2/8774).
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worden waren.54 Da die Täter nicht ermittelt werden konnten, versuchten 
die Geschädigten über das Tumultschadengesetz Ausgleichszahlungen zu 
erwirken. Weissmann, an den sich die Betroffenen hilfesuchend gewandt 
hatten, bat angesichts des zeitnah vor dem Berliner Reichswirtschaftsge-
richt angesetzten Verhandlungstermins den CV in Berlin im Januar 1934 
im Namen des Aktionsausschusses erfolgreich um anwaltliche Vertretung.55 
Auch wenn die Beschwerden scheiterten, zeigt sich hier, wie eng und schnell 
Aktionsausschuss und CV im Bedarfsfall zusammenwirken konnten. 
Für die Anfänge der Zusammenarbeit ist die Quellenlage dünn. Greifbar 
wird in den Quellen eine gemeinsame Abwehrarbeit aus Anlass der Anfang 
Juni 1934 einsetzenden Serie von Übergriffen auf jüdische Passanten.56 Diese 
Angriffe wurden zumeist von als jung beschriebenen Angreifern verübt und 
fanden im öffentlichen Raum, meist im Schutz der Dunkelheit, statt.57 Als 
Reaktion auf die Übergriffe beschränkten sich Aktionsausschuss und CV 
nicht auf den Austausch von Informationen, Jakobowitz und Weissmann 
arbeiteten nun Hand in Hand. Zusammen führten sie mehrmals Verhand-
lungen im Polizeipräsidium mit dem dortigen Amtsleiter, den Vertretern 
der Oppelner Regierung und Vertretern von Schutz- und Staatspolizei.58 
Gemeinsam erreichten sie nicht nur eine scharfe Verurteilung der Vorgänge 
durch den Oberpräsidenten, sondern vor allem das Ende der Übergriffe 
54 Vgl. das Urteil des 1. Senats des Reichswirtschaftsgerichts vom 29. 1. 1934, RGWA, 
f. 721, op. 2501, d. 1, l. 67 ff. (= CAHJP–HM2/8766); zu den Ereignissen siehe auch 
die Korrespondenz zwischen Skaller, der Berliner Zentrale und dem vom CV für 
die Markthändlerinnen engagierten Berliner Rechtsanwalt Dr. Kurt Levy. RGWA, 
f. 721, op. 2501, d. 1, l. 63 bis 96 Rückseite (= CAHJP–HM2/8766).
55 Auf Bitte von Weissmann warb Skaller in einem Eilbrief persönlich für die Über-
nahme des Mandats, Skaller an CV-Zentrale vom 26. 1. 1934, RGWA, f. 721, 
op. 2501, d. 1, l. 94 (= CAHJP–HM2/8766).
56 In den Akten des CV finden sich zahlreiche Anzeigen mit detaillierten Angaben zu 
den Überfällen, siehe RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 13–34 (= CAHJP–HM2/8774).
57 Einige der Angreifer wurden als Angehörige der HJ identifiziert, daneben dürfte 
auch die SA aktiv beteiligt gewesen sein. Der namentlich des Öfteren erwähnte 
Josef Littinski war jedenfalls SA-Mitglied. 
58 Siehe nur die Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 6. 7. 1934, RGWA, 
f. 721, op. 2604, d. 1, l. 20 (= CAHJP–HM2/8774) und vom 15. 7. 1934, RGWA, f. 721, 
op. 2604, d. 1, l. 13 (= CAHJP–HM2/8774).
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Mitte Juli.59 Dass ihnen dabei die Tatsache entgegengekommen sein dürfte, 
dass sich die Behörden in Oberschlesien in diesem Fall deutlich kooperativer 
verhielten als bei wirtschaftsrechtlichen Beschwerden, sollte nicht verdecken, 
dass Jakobowitz und Weissmann ihr Vorgehen abstimmten, gemeinsam bei 
den Behörden vorsprachen und somit gemeinsam einen Abwehrerfolg gegen 
antisemitische Gewalt erzielten. Allerdings beschränkte sich das Eingreifen 
der Behörden auf das Wiederherstellen der öffentlichen Ruhe. Zwar infor-
mierte die Polizei Jakobowitz telefonisch darüber, dass sie einen der nament-
lich bekannten Haupttäter persönlich vorgeladen und verwarnt habe, eine 
weitergehende Bestrafung scheint aber nicht erfolgt zu sein.60 Zudem zeigte 
eine „Prangeraktion“ im Jahr darauf, wie wenig nachdrücklich diese Ver-
warnung war. Am 23. Juli 1935 führte der damals Beschuldigte erneut einen 
Mob an, der einer christlichen Friseurin wegen deren Verlobung mit einem 
Juden den Kopf schor, sie mit Farbe besudelte und dann mit einem Schild 
versehen durch die Straßen Beuthens Spießruten laufen ließ.61
Im Laufe der Zeit scheint durch den persönlichen Kontakt zwischen 
Jakobowitz und Weissmann ein Vertrauensverhältnis entstanden zu sein, 
das auch beim Vorgehen gegen die wirtschaftliche Ausgrenzung jüdischer 
Unternehmer zu einer engen Abstimmung und letztlich zu einer Speziali-
sierung der jeweiligen Abwehrarbeit von CV und Aktionsausschuss führte. 
Einblicke hierein bietet ein Artikel aus dem Jüdischen Gemeindeblatt von 
Juli 1936, in dem Jakobowitz seinen Verein einer breiteren jüdischen Öffent-
lichkeit vorstellte.62 Nach allgemeinen Ausführungen kam Jakobwitz dort 
auch auf „die besonderen Verhältnisse in Oberschlesien“ zu sprechen. Diese 
hätten es „mit sich gebracht, dass die Arbeit des C.V. sich hier in mancher 
Beziehung von der im übrigen Reich wesentlich unterscheidet. Da eine 
59 Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 24. 8. 1934 mit dem Wortlaut des 
Bescheids des Oberpräsidenten vom 1. 8. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 11 
(= CAHJP–HM2/8774).
60 Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 17. 7. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, 
d. 1, l. 12 (= CAHJP–HM2/8774).
61 Vgl. das Schreiben des deutschen Stellvertreters bei der Gemischten Kommission 
vom 26. Juli 1935 an das Reichsministerium des Innern, abgedruckt als Dokument 
9 in: Bahlke, Geschichte der schlesischen Territorien, S. 141 f.
62 Israel Jakobowitz, „Helfen ist die Aufgabe des C.V.“, in: Jüdisches Gemeindeblatt 
für Beuthen Gleiwitz Hindenburg, Nr. 8 (27. 7. 1936), S. 3 f.
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unterschiedliche Behandlung im ehemaligen oberschles. Abstimmungsge-
biet nicht stattfinden soll […] entfallen hier eine Reihe von Aufgaben, oder 
werden vom Synagogengemeindeverband bearbeitet. Dagegen hat etwa wie-
der die im übrigen Reich kaum eine Rolle spielende Frage der Zulassung 
jüdischer Kaufleute zur Entgegennahme der verschiedenartigen Bedarf-
deckungs- und sonstigen Gutscheine in der 2. Hälfte des vergangenen Jah-
res den stärksten Arbeitseinsatz erfordert.“63 
Anscheinend hatte sich also spätestens 1935 ein Modus Vivendi etab-
liert, nach dem Angelegenheiten, in denen eine Berufung auf das Genfer 
Abkommen Aussicht auf Erfolg versprach, über den Aktionsausschuss erle-
digt wurden. Gestützt wird diese Interpretation auch durch die im letzten 
Satz erwähnte starke Tätigkeit des CV in Sachen Gutscheine in der zwei-
ten Hälfte des Jahres 1935. Da die Behörden jüdischen Firmen hier stets 
die Zulassung mit dem Argument verweigern konnten, dass innerhalb 
der jeweiligen Branche schon genug Firmen zugelassen seien, waren diese 
Fälle nicht unmittelbar im Anwendungsbereich des Minderheitenschutzes 
angesiedelt. Für eine Zusammenarbeit spricht zudem, dass Jakobowitz im 
August 1935 ausgewählte Mitglieder des CV zu einer Aussprache einlud, 
auf der auch Weissmann Bericht erstatten sollte.64
An der von Beuthener CVern und Zionisten gemeinsam eingerichte-
ten Wirtschaftsbetreuungsstelle im Mai 1936, einem reichsweit einmaligen 
Vorgang, zeigt sich am deutlichsten, dass beide Seiten bei allen nach wie 
vor bestehenden ideologischen Differenzen den Wert der Zusammenarbeit 
erkannten.65 Im Vorfeld war deren organisatorische Zuordnung umstrit-
ten. Der CV plädierte dafür, die Beratungsstelle als Wirtschaftsstelle des 
CV mit separater Kassenführung einzurichten, während die Zionisten 
eine Angliederung an dem oberschlesischen Synagogengemeindeverband 
oder an die Berliner Handwerker- und Mittelstandsvereinigung bevorzug-
ten. In gemeinsamen Verhandlungen konnte man sich schließlich darauf 
63 Ebenda, S. 4, Hervorhebungen durch den Verfasser.
64 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale am 25. 8. 1935, RGWA, f. 721, op. 328, d. 1, 
l. 52 (= CAHJP–HM2/8703).
65 Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 2. 6. 1936 mit der Anlage: Aufruf 
der Wirtschaftsbetreuungsstelle der Synagogengemeinde Beuthen vom 29. 5. 1936 
an die jüdischen Kaufleute und Handwerker zu Beuthen, RGWA, f. 721, op. 328, 
d. 1, l. 31 ff. (= CAHJP–HM2/8703).
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einigen, die neue Wirtschaftsbetreuungsstelle bei der Beuthener Synago-
gengemeinde einzurichten.66 Ein Blick auf die beteiligten Personen zeigt, 
dass hinter der neuen Wirtschaftsbetreuungsstelle de facto die Mitglieder 
des Aktionsausschusses standen, erweitert um den Syndikus und Vorsit-
zenden des oberschlesischen Landesverbands des CV. Damit hatten CV 
und Aktionsausschuss für die Verteidigung jüdischer Rechtspositionen im 
ökonomischen Bereich de facto eine gemeinsame institutionelle Grundlage 
geschaffen. Die Aufgaben der Wirtschaftsbetreuungsstelle umfassten die 
„Sammlung und Sichtung“ des gesamten wirtschaftsrechtlich relevanten 
Materials, die Information der Kaufleute und Handwerker durch Rund-
schreiben, die Durchführung „periodischer Besprechungen“, die juristische 
Beratung und „Führung von Verhandlungen mit Behörden“ in allen „das 
Gemeinschaftsinteresse berührenden Fragen“.67
Wie eng und selbstverständlich die Zusammenarbeit im Laufe der Zeit 
geworden war, wird an den Schwierigkeiten ersichtlich, die entstanden, als 
vor dem Hintergrund des im Juli 1937 bevorstehenden Ablaufs der Min-
derheitenschutzbestimmungen die zukünftige Abwehrarbeit neu zu koor-
dinieren war. In einer internen Aussprache des CV im Februar 1937 äußerte 
das Aktionsausschuss-Mitglied Kunz seine Bedenken, „dass der C.V. für die 
Zukunft die rechtliche und wirtschaftliche Betreuung der Juden in Ober-
schlesien als seine alleinige Domäne ansehen wolle. Damit würden sich die 
Zionisten wohl kaum einverstanden erklären; man müsste im Synagogen-
verband zu irgendeiner Kompromisslösung kommen.“68 Hiergegen erhob 
sich zwar sofort heftiger Widerspruch, und der Vorstand der Beuthener 
Ortsgruppe fasste auf einer Sitzung am 14. Februar den Beschluss, „dass die 
rechtliche und wirtschaftliche Betreuung wie im übrigen Reich durch den 
CV erfolgen sollte“,69 gleichwohl zeigt sich hier, dass von den aktiv an der 
66 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale am 23. 5. 1936, RGWA, f. 721, op. 328, d. 1, 
l. 34 (= CAHJP–HM2/8703).
67 Aufruf der Wirtschaftsbetreuungsstelle der Synagogengemeinde Beuthen vom 
29. 5. 1936 an die jüdischen Kaufleute und Handwerker zu Beuthen, RGWA, f. 721, 
op. 328, d. 1, l. 32 f. (= CAHJP–HM2/8703).
68 Bericht von Dr. Goldschmidt über die Tagung des Landesverbandes Oberschlesien 
in Gleiwitz am 7. 2. 1937, RGWA, f. 721, op. 100, d. 1, l. 3 (= CAHJP–HM2/8695).
69 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 17. 2. 1937, RGWA, f. 721, op. 328, d. 1, 
l. 11 (= CAHJP–HM2/8703).
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Abwehrarbeit gegen wirtschaftliche Ausgrenzung Beteiligten anerkannt 
wurde, dass es sich zumindest bis zum 15. Juli 1937 um ein gemeinsames 
Projekt handelte. Auch nach Ablauf des Minderheitenschutzes ließ es der 
oberschlesische CV im Außenverhältnis zunächst an der nötigen Klar-
heit vermissen, dass er diese Form der Abwehrarbeit in Zukunft als eigene 
Angelegenheit betrachtete. So vermerkte der Syndikus des niederschlesi-
schen Landesverbandes nach einem Oberschlesienbesuch im August 1937 
in einem Schreiben an die Zentrale und den Landesverband Oberschlesien, 
dass es wichtig sei zu klären und auch in der Außendarstellung gegen-
über den Behörden zu kommunizieren, dass jetzt in Oberschlesien wie im 
ü brigen Reich die Abwehrarbeit Sache des CV sei.70 
Dies stieß auf den Widerstand der Zionisten, die es nach jahrelanger 
Kooperation nicht einsahen, jetzt kampflos das Feld zu räumen. Daher 
bedurfte es des mehrfachen Einwirkens der Berliner Zentrale auf führende 
Zionisten, um die im Reich geltende Abgrenzung der Tätigkeitsgebiete von 
CV und ZVfD auch in Oberschlesien zu etablieren. So informierte die Zen-
trale Oberschlesien am 19. August 1937 über Gespräche mit der ZVfD in 
diesem Sinne und erkundigte sich, „ob nunmehr auch in Oberschlesien – 
ebenso wir im übrigen Reich  – die Auffassung durchgedrungen ist, daß 
der Central-Verein auf Grund der in der Reichsvertretung beschlossenen 
Arbeitsverteilung der jüdischen Organisationen die zuständige Stelle für 
alle Rechts- und Wirtschaftsfragen ist, die durch die Arier- und Juden-
gesetzgebung aufgeworfen werden“.71
Dass Abwehr- und Beratungstätigkeit in Oberschlesien vom Aktions-
ausschuss und vom CV getragen wurde, entsprach auch über den Kreis 
der beteiligten Akteure hinaus der zeitgenössischen Wahrnehmung. Als 
es nach Ablauf des Genfer Abkommens für die oberschlesischen Juden 
darauf ankam, sich an die im übrigen Reich geltende Rechtslage anzupas-
sen, riet das Jüdische Gemeindeblatt: „Es empfiehlt sich daher, in Zweifels-
fällen einen Rechtsanwalt oder diejenigen Stellen aufzusuchen, die sich zur 
Orientierung der Gemeindemitglieder zur Verfügung gestellt haben: Die 
70 Schreiben des Landesverbands Niederschlesien (Dr. Breitbarth) an den Landesver-
band Oberschlesien und CV-Zentrale vom 17. 8. 1937, RGWA, f. 721, op. 212, d. 1, 
l. 171 ff. (= CAHJP–HM2/8699).
71 Schreiben CV-Zentrale an Skaller vom 19. 8. 1937, RGWA, f. 721, op. 212, d. 1, l. 168 
(= CAHJP–HM2/8699).
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M itglieder des Aktionsausschusses oder die Beratungsstunden des Jüdi-
schen Centralvereins.“72
Die enge Kooperation zwischen führenden Akteuren von CV und 
ZVfD verdient umso mehr Beachtung, als sich diese pragmatische Arbeit 
vor dem Hintergrund nicht nachlassender ideologischer Differenzen voll-
zog. Angesichts eines deutschen Staates, der seinen jüdischen Bürgern das 
Deutschsein absprach, gewann die Zugehörigkeit zu einem Verein, der die-
ses Deutschsein stolz im Namen führte, nicht gerade an Attraktivität. Zwar 
fehlen genauere Zahlen, aber insbesondere in den kleineren und mittleren 
Ortsgruppen gingen die Mitgliederzahlen des oberschlesischen CV ab 1933 
zurück.73 Soweit seine sonstigen Tätigkeiten ihm Raum ließen, nutze Jako-
bowitz seine Zeit in Beuthen für die Werbung neuer Mitglieder.74 In den, 
in der Regel in kleineren Runden in Privatwohnungen stattfindenden, Ver-
anstaltungen musste Jakobowitz nicht nur „zu den aktuellen Fragen und 
insbesondere der Arbeitsmöglichkeit des Centralvereins“, sondern auch zu 
„seiner Berechtigung“ Stellung nehmen.75
Als der Ortsgruppenvorstand bei den im Januar 1936 anstehenden 
Repräsentantenwahlen der Beuthener Synagogengemeinde eine erneute 
Kampfabstimmung vermeiden wollte und sich nach dem Scheitern von 
Verhandlungen daher bereitwillig dem Schiedsspruch des Generalsekretärs 
der Reichsvertretung unterwarf, stieß dies bei den Mitgliedern auf Unver-
ständnis.76 Das Ergebnis, die Teilung der Sitze und der Gemeindevorsitz für 
einen CVer, bewirkte eine „große Verstimmung in den Kreisen der treuesten 
72 Jüdisches Gemeindeblatt für Oberschlesien 2, Nr. 14 (22. Juli 1937), S. 2.
73 Siehe beispielsweise zu Rosenberg das Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale 
vom 11. 12. 1933, RGWA, f. 721, op. 1179, d. 1, l. 14 (= CAHJP–HM2/8719) und zu 
Ratibor das handschriftliche Schreiben von Fritz Bartenstein an die CV-Zentrale 
vom 5. 12. 1933, RGWA, f. 721, op. 1153, d. 1, l. 35 (= CAHJP–HM2/8719). 
74 So explizit im Frühling 1934 und im Winter 1935. Siehe die Schreiben von Jakobo-
witz an CV-Zentrale vom 12. 4. 1934, RGWA, f. 721, op. 328, d. 1, l. 58 (= CAHJP–
HM2/8703) und vom 28. 11. 1935, RGWA, f. 721, op. 328, d. 1, l. 48 (= CAHJP–
HM2/8703).
75 Schreiben Jakobowitz an die CV-Zentrale am 4. 12. 1935, RGWA, f. 721, op. 328, 
d. 1, l. 47 (= CAHJP–HM2/8703).
76 Siehe die Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 4. 12. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 328, d. 1, l. 46 (= CAHJP–HM2/8703) und vom 30. 1. 1936, RGWA, f. 721, 
op. 328, d. 1, l. 44 (= CAHJP–HM2/8703).
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Beuthener Mitglieder […]. Eine Anzahl sehr alter und bewusster C.V.er sind 
ausgetreten.“77 Wie Reichmann über Kontakte erfahren hatte, war die Basis 
v. a. darüber verärgert, „dass man ohne Not den Machtansprüchen zionisti-
scher ‚Schreier‘ entgegengekommen ist, weil das jetzt in Berlin so üblich sei“.
V.  Die Arbeit des CV gegen antisemitische Boykottaktionen 
 in den ersten Jahren des „Dritten Reiches“
Nach der Untersuchung der zwischen Aktionsausschuss und oberschlesi-
schem CV bestehenden Beziehungen wird im Folgenden das Vorgehen des 
CV gegen antisemitische Boykottaktionen genauer analysiert. Wegen der 
Quellenlage liegt der Schwerpunkt auf Beispielen antisemitischer Boykotte 
in den Jahren 1933 bis 1934. Während die bisherige Forschung überwiegend 
davon ausging, dass antisemitische Boykotte in reichsweiten „Wellen“ mit 
Höhepunkten im April 1933 und im Sommer 1935 zentral organisiert oder 
angestoßen wurden, hat die neuere Forschung die eigenmächtigen Aktivi-
täten lokaler Akteure betont.78 Neben der zentral gesteuerten Verfolgung, 
die auf ökonomischem Gebiet ab 1938 besonders anzog, war die wirtschaft-
liche Ausgrenzung demnach entscheidend vom Engagement der Aktivis-
ten vor Ort abhängig. In Oberschlesien im Allgemeinen und Beuthen im 
Besonderen taten sich hierbei neben der lokalen Verwaltung und der SA 
insbesondere der Kampfbund für den gewerblichen Mittelstand und dessen 
Nachfolgeorganisation, die Nationalsozialistische Handwerks-, Handels- 
und Gewerbeorganisation (NS-Hago), hervor.79
77 Schreiben von Reichmann an Brodnitz und Hirschberg vom 5. 2. 1936, RGWA, 
f. 721, op. 329, d. 1, l. 1 (= CAHJP–HM2/8703).
78 Vgl. Benno Nietzel, Die Vernichtung der wirtschaftlichen Existenz der deutschen 
Juden 1933–1945. Ein Literatur- und Forschungsbericht, in: Archiv für Sozialge-
schichte 49 (2009), S. 561–613, hier S. 577 f.; zur höchst aktiven Rolle städtischer 
Verwaltungen bei der Verfolgung jüdischer Unternehmer grundlegend Wolf Gru-
ner, Die NS-Judenverfolgung und die Kommunen. Zur wechselseitigen Dynami-
sierung von zentraler und lokaler Politik 1933–1941, in: Vierteljahrshefte für Zeit-
geschichte 48 (2000), S. 75–126.
79 Der im Dezember 1932 gegründete Kampfbund wurde im August 1933 zur NS-
Hago umdeklariert und ging im Juli 1935 an die Deutsche Arbeitsfront (DAF) über. 
Vgl. Ahlheim, Antisemitismus und politischer Boykott in Deutschland, S. 283.
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Der reichsweit inszenierte Boykott am 1. April 1933 verlief in Ober-
schlesien nach dem üblichen Muster. Vor als jüdisch identifizierten 
Geschäften, Kanzleien und Arztpraxen zogen Posten der SA auf, um 
Kunden, Mandanten und Patienten auf die jüdische Identität der Inhaber 
hinzuweisen und von weiteren geschäftlichen Kontakten abzuhalten.80 
Die offizielle Einstellung des April-Boykotts und die im Laufe des Jahres 
ergehenden Anweisungen der nationalsozialistischen Regierung, dass eine 
Ausdehnung des „Arierparagraphen“ auf die Wirtschaft unerwünscht und 
eine Ungleichbehandlung von jüdischen Betrieben reichsweit unzulässig 
sei, bedeutete aber keineswegs die Einstellung der Boykottaktivitäten vor 
Ort.81 Am 13. April informierte Jakobowitz die CV-Zentrale in Berlin über 
die Lage des jüdischen Kaufmannstandes in Oberschlesien.82 Demnach war 
es zwar als Reaktion auf den Boykott vereinzelt durchaus zu einer Solida-
risierung von Teilen der nichtjüdischen Bevölkerung mit jüdischen Händ-
lern gekommen, die meisten Kaufleute klagten aber über einen starken und 
anhaltenden Geschäftsrückgang. Das Beuthener Stadtblatt, der wöchent-
lich kostenlos an alle Haushalte verteilte amtliche Anzeiger der Stadtver-
waltung, lehnte es ab, weiterhin Annoncen jüdischer Geschäfte aufzuneh-
men, und setzte den eigentlich ausgesetzten Boykott somit auf anderer 
Ebene fort. Hier zeigt sich bereits die Handschrift von Walter Schmieding, 
dem Kreisleiter der NSDAP, der seit dem 3. April das Amt des Beuthener 
Oberbürgermeisters bekleidete.83 Bereits zwei Tage zuvor hatte er auf der 
ersten Sitzung des neuen Stadtparlaments keinen Zweifel daran gelassen, 
„daß die NSDAP ihr volles Programm rücksichtslos auch in Beuthen in 
die Praxis umsetzen wolle“.84 Das in seinen Amtsbereich fallende Beuthe-
ner Stadtblatt titelte bald darauf: „Deutscher Volksgenosse! Meide jüdische 
80 Vgl. „Ungestörter Verlauf der Boykottaktionen in Oberschlesien“, in: Der ober-
schlesische Wanderer 106, Nr. 79 (3. 4. 1933).
81 Siehe Ahlheim, Antisemitismus und politischer Boykott, S. 268 f.; Barkai, Vom 
Boykott zur „Entjudung“, S. 44.
82 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 13. 4. 1933, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, 
l. 277 (= CAHJP–HM2/8774).
83 „Schmieding kommissarischer Bürgermeister von Beuthen“, in: Der oberschlesi-
sche Wanderer 106, Nr. 80 (4. 4. 1933).
84 „Aus der ersten Sitzung des Beuthener Stadtparlaments“, in: Der oberschlesische 
Wanderer 106, Nr. 79 (3. 4. 1933).
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Geschäfte!“85 Welche Schritte der oberschlesische CV in dieser Angelegen-
heit genau unternahm, ist nicht überliefert. Allerdings trägt eine in diese 
Richtung zielende Anfrage der Zentrale von Ende September Reichmanns 
handschriftlichen Vermerk, dass die Angelegenheit erledigt sei.86 Dieser 
Erfolg stellte sich aber als ein lediglich vorübergehender heraus. Anfang 
Dezember erging im Beuthener Stadtblatt die Aufforderung: „Kauft für 
das Christfest nur in christlichen Geschäften!“87 Bereits in der Weimarer 
Republik hatten antijüdische Kampagnen zur Umgehung des dort beste-
henden Verbots des rein politischen Boykotts die Begriffe „christlich“ und 
„deutsch“ als Gegenentwurf zu „jüdisch“ etabliert.88
Da Boykottaufrufe im offiziellen Anzeiger der Stadt besonders ver-
heerend waren, bemühte sich Jakobowitz darum, den Wiederabdruck zu 
verhindern. Es gelang ihm, zur Klärung eine Unterredung mit dem Ober-
bürgermeister herbeizuführen, nach der er davon ausging, dass derartige 
Veröffentlichungen nicht mehr erfolgen würden.89 Allerdings musste er 
kurz darauf zur Kenntnis nehmen, dass das Stadtblatt in seiner Ausgabe 
vom 15. Dezember 1933 die prinzipiell gleiche Aufforderung wiederholte. 
Lediglich das Wörtchen „nur“ war diesmal weggelassen worden. Da for-
mal weder „jüdische“ Geschäfte erwähnt wurden, noch exklusiv zum Kauf 
in „christlichen“ Geschäften aufgerufen wurde, war jedes weitere Vorge-
hen gegen diese Art des Boykottaufrufs aussichtslos. Die verbleibende 
85 Beuthener Stadtblatt, Nr. 37 (15. 9. 1933); der ausgeschnittene Artikel ist auch 
überliefert im CV-Archiv unter RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 273 (= CAHJP–
HM2/8774).
86 Schreiben von Reichmann an den Landesverband Oberschlesien vom 28. 9. 1933, 
RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 271 (= CAHJP–HM2/8774).
87 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale am 15. 12. 1933, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, 
l. 262 (= CAHJP–HM2/8774).
88 Vgl. Hannah Ahlheim, Establishing Antisemitic Stereotypes. Social and Economic 
Segregation of Jews by means of Political Boycott in Germany, in: Leo Baeck Insti-
tute Year Book 55 (2010) 1, S. 149–173, hier S. 153 f.
89 Der über dieses Gespräch am 14. Dezember an die Zentrale verschickte Bericht 
liegt nicht mehr vor, sodass wir leider nicht über die Argumentationsstrategie 
unterrichtet sind. Die als Anlage 1 zum Schreiben von 13. Januar 1934 verfasste 
kleine Skizzierung des Gesprächs vom 14. Dezember 1933 befasst sich thematisch 
nur mit der Frage der Nichtberücksichtigung jüdischer Firmen bei städtischen Auf-
trägen, hierzu später mehr.
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Aussage „Kauft für das Christfest in christlichen Geschäften“ war dabei 
für die Zeitgenossen immer noch klar als „Kauft nicht beim Juden“ ver-
ständlich.
Während die öffentliche Verwaltung ihren Boykott hauptsächlich im 
Stillen fortsetzte, trat der Kampfbund offen auf.90 Um sein Ziel, den Aus-
schluss der Juden aus dem Wirtschaftsleben, zu erreichen, sah er sich 
zunächst vor das Problem gestellt, den Gegner zu identifizieren und sichtbar 
zu machen. Geschah dieses Sichtbarmachen während des April- Boykotts 
durch Kennzeichnung der als „jüdisch“ wahrgenommenen Firmen, so 
setzte der Kampfbund in der Folgezeit auf eine stärker indirekte Strategie, 
nämlich die als „christlich-deutsch“ eingestuften Firmen als solche her-
vorzuheben. Vor dem Hintergrund der bereits erwähnten Dichotomie von 
„jüdisch“ und „christlich-deutsch“ wurde die nicht „christlich-deutsche“ 
Firma eben automatisch als „jüdisch“ verstanden.
Neben der physischen Markierung innerhalb der städtischen Topogra-
fie durch entsprechende Beschriftung der „deutschen“ Geschäfte91 setzte der 
Kampfbund dabei vor allem auf die Erstellung einer „mental map“ durch 
die Herstellung und Verteilung sogenannter Branchenverzeichnisse. Zwi-
schen Mai und August brachte der je örtliche Kampfbund in Beuthen,92 
90 Zwischen Verwaltung und Kampfbund war wegen personeller Überschneidungen 
nicht immer scharf zu trennen. So bekleidete etwa der oberschlesische Gaufüh-
rer der NS-Hago, Max Fillusch, zugleich den Posten des Oberbürgermeisters von 
Hindenburg, vgl. „Die Braune Messe in Hindenburg vor der Eröffnung“, in: Der 
oberschlesische Wanderer 106, Nr. 241 (13. 10. 1933), unpaginiert.
91 So veröffentliche am 13. April 1933 die Ostdeutsche Morgenpost einen Beschluss der 
Kampfbundabteilung für den gewerblichen Mittelstand, demzufolge die deutschen 
Geschäfte durch ein „weißes Plakat mit der Aufschrift ‚Rein deutsches Geschäft‘ zu 
kennzeichnen“ seien. Siehe „Kennzeichnung der deutschen Geschäfte“, in: Ostdeut-
sche Morgenpost, Nr. 103 (13. 4. 1933); der ausgeschnittene Artikel ist auch überlie-
fert im CV-Archiv unter RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 278 (= CAHJP–HM2/8774). 
Auf Nachfrage der Berliner Zentrale teilte Jakobowitz im Dezember mit, dass in 
Beuthen und Gleiwitz noch immer Schilder des Kampfbundes ausgestellt seien. 
Siehe Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 10. 12. 1933, RGWA, f. 721, 
op. 2880, d. 1, l. 50 (= CAHJP–HM2/8787).
92 Der Wegweiser durch Beuthens christlich-deutsche Betriebe wurde im Mai 1933 in 
einer Auflage von 25 000 Exemplaren herausgegeben. Überliefert in: RGWA, f. 721, 
op. 2604, d. 1, l. 54 bis 178 Rückseite (= CAHJP–HM2/8774).
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Kreuzburg,93 Gleiwitz94 und Neustadt95 lokale Branchenführer heraus, 
in denen die als „christlich-deutsch“ verstandene örtliche Geschäftswelt 
verzeichnet war. Von Ärzten, Bäckern und Banken über Feinkostläden, 
Klempnereien und Möbelgeschäften bis hin zu Rechtsanwälten, Restau-
rants, Versicherungen und Zigarrengeschäften fand sich dort das gesamte 
„nicht-jüdische“ Wirtschaftsleben. Zudem waren in den Anzeigen regel-
mäßig wiederkehrende und durch Fettdruck besonders hervorgehobene 
Sprüche abgedruckt, von denen viele eine klar antisemitische Stoßrichtung 
besaßen.96 Die als „deutsch“ anerkannten Gewerbetreibenden hatten neben 
der reinen Listung darüber hinaus die Option, Anzeigen im Stile eines Wer-
beprospekts zu schalten. Es wurde explizit klargestellt, dass der Verzicht auf 
die kostenpflichtige Aufnahme in die Boykottführer einem Selbstausschluss 
aus dem Kreis der „christlich-deutschen“ Betriebe gleichkam. Neben den 
bereits erwähnten antisemitischen Sprüchen betonte ein weiterer: „Immer 
daran denken: Wer in diesem Buch nicht verzeichnet ist, legt keinen Wert 
auf Deine Kundschaft!“
93 Unter dem Titel: „Deutsche kauft nur beim Deutschen. Unterstützt die einheimi-
schen Kaufleute und Handwerker!“ Das Heft wurde im Juli 1933 in einer Auflage 
von 10 000 Exemplaren herausgegeben. Überliefert in: RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, 
l. 449 bis 472 Rückseite (= CAHJP–HM2/8787).
94 Der Wegweiser durch Gleiwitz’s christlich-deutsche Geschäfte, Werkstätten u. 
Betriebe wurde im August 1933 in einer Auflage von 30 000 Exemplaren heraus-
gegeben. Überliefert in: RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, l. 389 bis 438 Rückseite 
(= CAHJP–HM2/8787).
95 Der Führer durch Neustadts christlich-deutsche Betriebe wurde im August 1933 
herausgegeben. Überliefert in: RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, l. 186 bis 229 Rück-
seite (= CAHJP–HM2/8787). Nach Angaben der CV Ortsgruppe Neustadt soll der 
Führer in einer Auflage von ca. 7000 Exemplaren erschienen sein, vgl. Schreiben 
von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 28. 9. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, l. 441 
(= CAHJP–HM2/8787).
96 Als Beispiele seien genannt: „Ein Lump ist der beim Juden kauft!“, „Seid einig, 
seid deutsch!“, „Deutsche! Kauft nur bei Deutschen!“, „Ramschware findest Du 
immer beim Juden!“, „Nur Deutsche sollen in Deutschland richten!“ „Das christli-
che Geschäft bürgt für reelle Bedienung!“, „Bei jedem Einkauf auf den Wegweiser 
berufen, es ist Dein Vorteil!“, „Deutscher Beamter, bedenke immer, daß Du vom 
deutschen Volke bezahlt wirst!“, „Du mußt wissen, daß ein altes deutsches Sprich-
wort sagt: Wer vom Juden ißt, stirbt daran.“
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Wie reagierte nun der oberschlesische CV auf diese Angriffe? Ange-
sichts der bevorstehenden Veröffentlichung des Neustädter Boykottführers 
beantwortete Jakobowitz Ende September die Anfrage der dortigen Orts-
gruppe, ob das Erscheinen zu verhindern sei oder sonstige Möglichkeiten 
bestünden, gegen die Veröffentlichung des Boykottführers vorzugehen, 
eher resignierend. Seines Wissens nach sei „weder das eine noch das andere 
möglich“.97 Zugleich gab er die Frage an die Berliner Zentrale weiter, indem 
er sich erkundigte, „ob irgendwelche rechtlichen Möglichkeiten gegeben“ 
seien.98 Den als Antwort folgenden Rat, die Angelegenheit zunächst durch 
einen angesehenen jüdischen Kaufmann beim zuständigen Treuhänder der 
Arbeit in Breslau vortragen zu lassen, wollte Jakobowitz anlässlich seines 
Besuches in Neustadt umsetzen.99 Argumentativ beabsichtigte Jakobowitz, 
die Beschwerde auf den Runderlass des Reichswirtschaftsministers vom 
1. September 1933 zum Gesetz zum Schutz des Einzelhandels zu stützen, 
da in diesem unter expliziter Nennung von Bezugsquellenregistern alle 
Eingriffe in die Wirtschaft verboten wurden.100 Der Umstand, dass der CV 
sich argumentativ ausschließlich auf Anordnungen übergeordneter deut-
scher Instanzen bezog und sich niemals auf den Minderheitenschutz des 
Genfer Abkommens berief, sei hier besonders betont.101 Erst kurz zuvor, am 
28. September, hatte der Regierungspräsident in Oppeln in einer Verfügung 
97 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 28. 9. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, 
l. 441 (= CAHJP–HM2/8787).
98 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 28. 9. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, 
l. 441 (= CAHJP–HM2/8787).
99 Schreiben CV-Zentrale an den Landesverband Oberschlesien vom 4. 10. 1933, 
RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, l. 440 (= CAHJP–HM2/8787) und Antwort von 
Jakobowitz vom 8. 10. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, l. 439 (= CAHJP–HM2/ 
8787).
100 Der Erlass ist abgedruckt im Ministerialblatt für die preußische innere Verwaltung 
Teil 1, 94. Jahrgang (1933), S. 1115–1118. Ausführliche Auszüge des Erlasses finden 
sich auch in der 2. Beilage zur C.V.-Zeitung vom 11. 10. 1933, siehe o. V., „Der Wille 
der Reichsregierung einzige Quelle des Wirtschaftsrechts“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 39 
vom 11. 10. 1933, unpaginiert.
101 Auch wenn dies in dem speziellen Fall des nicht zum ehemaligen Abstimmungs-
gebiet zählenden Neustadt ohnehin nicht möglich gewesen wäre, zieht sich die-
ses Argumentationsmuster auch im Weiteren konsequent durch alle Eingaben, 
Beschwerden und Verhandlungen.
109Der „Abwehrkampf“ des Centralvereins im oberschlesischen Beuthen
die Einhaltung des Genfer Abkommens angemahnt.102 Gleichwohl machte 
der Landesverband hiervon bewusst keinen Gebrauch.
In Neustadt wurde beschlossen, dass ein lokaler jüdischer Fabrikant, 
der ohnehin in eigener Sache beim Treuhänder der Arbeit vorsprechen 
wollte, bei dieser Gelegenheit das gesamte vom CV in Oberschlesien gesam-
melte Material vorlegen sollte.103 Da die Gleiwitzer Kaufleute wegen des dor-
tigen Boykottführers über Weissmann eine Beschwerde an den Regierungs-
präsidenten in Oppeln richteten,104 waren somit Anfang Oktober in Sachen 
Boykottführer Beschwerden bei zahlreichen Instanzen anhängig. Der CV 
befand sich hierbei zunächst in einer abwartenden Position und konzen-
trierte sich auf das Zusammentragen von Informationen. 
Ende Oktober nahm dann die Zentrale in der Angelegenheit Boy-
kottführer zusammenfassend Stellung und bat den oberschlesischen Lan-
desverband, sich „in einer ausführlichen schriftlichen Darstellung“ an 
den Treuhänder der Arbeit zu wenden und diesen zu einem Einschreiten 
zu bewegen.105 Jakobowitz sollte sich dabei vor allem auf die bekannten 
Anordnungen der Zentralstellen stützen.106 Als er durch den Tipp eines 
Coseler Kaufmanns davon Kenntnis erlangte, dass auch in dessen Stadt das 
102 Die C.V.-Zeitung veröffentliche diese Anfang Oktober, siehe W. R., „Bern und Genf. 
Internationale Debatten zur deutschen Judenfrage“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 38 vom 
4. 10. 1933, S. 2.
103 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 11. 10. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, 
d. 1, l. 338 (= CAHJP–HM2/8787); offenbar verlief dieses Vorhaben im Sande. 
Jedenfalls meldete Jakobowitz mit Schreiben vom 25. 1. 1934 nach Berlin, dass er 
von dem Fabrikanten in der Angelegenheit der Boykottführer nichts mehr gehört 
habe, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, l. 24 (= CAHJP–HM2/8787).
104 Hierüber informierte Jakobowitz die CV-Zentrale in seinem Schreiben vom 
11. 10. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, l. 338 (= CAHJP–HM2/8787).
105 Schreiben CV-Zentrale (Reichmann) an den Landesverband Oberschlesien vom 
25. 10. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, l. 293 f. (= CAHJP–HM2/8787).
106 Reichmann verwies explizit auf den teilweisen Abdruck des bereits erwähnten 
Erlasses des Reichswirtschaftsministers in der C.V.-Zeitung und eine dort ebenfalls 
abgedruckte Verfügung des Reichswirtschaftsministers an die westfälischen Treu-
händer der Arbeit. O. V., „Der Wille der Reichsregierung einzige Quelle des Wirt-
schaftsrechts“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 39 vom 11. 10. 1933, unpaginiert; o. V., „Gegen 
unbefugte Eingriffe in die Wirtschaft“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 40 vom 19. 10. 1933, 
unpaginiert.
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E rscheinen eines Boykottführers unmittelbar bevorstehe, versuchte Jakobo-
witz, dessen Erscheinen zu verhindern.107 
Weil Eile geboten war, schickte Jakobowitz ein Telegramm an den 
Treuhänder der Arbeit in Breslau, in dem er auf die bevorstehende Ver-
teilung hinwies und „umgehende Nachprüfung und weitere Veranlassung“ 
erbat, „da ähnliche Wegweiser in Gleiwitz, Beuthen und Kreuzburg schwer 
beschimpfende Aeußerungen gegen jüdische Gewerbetreibende enthalten 
und den Richtlinien des Herrn Reichswirtschaftsministers widersprechen“. 
Am nächsten Tag wurde Jakobowitz persönlich vorstellig, überreichte 
Ausgaben der bereits erschienenen Boykottführer und erhielt, nachdem er 
erneut auf die Richtlinien des Reichswirtschaftsministers verwiesen hatte, 
die Zusage des sofortigen Eingreifens. Aber auch dieses Versprechen sollte 
sich als leere Zusage herausstellen. Einen Monat später musste Jakobowitz 
erfahren, dass der Boykottführer für Cosel doch erschienen war.108 Immer-
hin scheint zeitgleich der von der NS-Hago im oberschlesischen Rosenberg 
geplante Druck eines örtlichen Boykottführers durch die Intervention des 
CV verhindert worden zu sein.109 Unklar bleibt, ob dieser Erfolg aufgrund 
externer Intervention oder durch lokale Verhandlungen erzielt werden 
konnte. Den einzigen weiteren Sieg, den Jakobowitz nach Berlin melden 
konnte, den Verzicht des Kampfbundes Neustadt auf eine Neuauflage ihres 
Boykottführers, war jedenfalls durch Verhandlungen der Neustädter Orts-
gruppe mit dem dortigen Kampfbundführer zustande gekommen.110 Da 
etwa zeitgleich mit dem Coseler Boykottführer und damit rechtzeitig zum 
Weihnachtsgeschäft auch in Hindenburg und Groß Strehlitz Boykottführer 
107 Dies und das Folgende nach dem Schreiben des Landesverbands Oberschlesien an 
den Coseler Kaufmann Paul Heymann vom 7. 11. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, 
l. 180 (= CAHJP–HM2/8787).
108 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 15. 12. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, 
d. 1, l. 43 (= CAHJP–HM2/8787).
109 So jedenfalls Ahlheim unter Berufung auf ein Dankschreiben der Ortsgruppe an 
den Landesverband Oberschlesien vom 7. Dezember 1933. Ahlheim sieht dies als 
Beleg dafür, dass jüdische Organisationen auf Grundlage des Gesetzes zum Schutz 
des Einzelhandels auch noch 1933 mithilfe des Reichswirtschaftsministeriums und 
der Treuhänder der Arbeit gegen die Veröffentlichung von Boykottführern vorge-
hen konnten. Vgl. Ahlheim, Antisemitismus und politischer Boykott, S. 287 f.
110 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 7. 11. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, 
l. 179 (= CAHJP–HM2/8787).
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erschienen, spricht in den Fällen Rosenberg und Neustadt vieles für einen 
allein durch lokale Verhandlungen erzielten Erfolg.111 
Als Jakobowitz wegen der neuen Boykottführer wiederholt Kontakt 
zum oberschlesischen Bevollmächtigten aufzunehmen versuchte, wurde 
er von diesem schlicht an den Regierungspräsidenten verwiesen.112 Dar-
aufhin schrieb Jakobowitz erneut an den Treuhänder und fuhr zudem zu 
einem Gespräch ins Oberpräsidium nach Oppeln.113 Dort versicherte ihm 
der zuständige politische Dezernent, dass Bergwerksdirektor Radtmann 
in seiner doppelten Funktion als Gauwirtschaftsberater und Präsident 
der Handelskammer die einzelnen Gruppen der NS-Hago persönlich auf-
suchen und das Erscheinen weiterer „Adreßbücher“ verhindern werde. 
Als drei Tage später im Oberschlesischen Wanderer das Erscheinen eines 
Nachtrags zum Gleiwitzer Boykottführer angekündigt wurde und der CV 
Kenntnis von der erneuten Verteilung der alten Version erhielt, nahm der 
Vorsitzende der Gleiwitzer Ortsgruppe, Wilhelm Lustig, am 23. Dezem-
ber im Auftrag des Landesverbands Kontakt zum für das Industrierevier 
zuständigen Gleiwitzer Polizeipräsidenten auf.114 Von diesem erhielt er 
„die Zusage, daß die weitere Verteilung unterbunden werde und daß der 
Nachtrag nicht erscheinen würde“.115 Nach dem bisher unbefriedigenden 
Ausgang der Verhandlungen mit Amtsträgern aus Partei und Verwaltung, 
die zwar Zusagen einbrachten, aber Taten vermissen ließen, versuchte der 
111 Der Führer Branchenverzeichnis Christlich Deutscher Betriebe durch Groß-Hin-
denburg und der Wegweiser durch die christlich-deutschen Handwerksbetriebe u. 
Geschäfte in Stadt u. Kreis Groß Strehlitz liegen leider nicht vor.
112 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 12. 12. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, 
d. 1, l. 47 (= CAHJP–HM2/8787).
113 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 17. 12. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, 
d. 1, l. 41 (= CAHJP–HM2/8787).
114 „Branchenverzeichnis der NS-Hago“, in: Oberschlesischer Wanderer, Nr. 299 
(29. 12. 1933); der ausgeschnittene Artikel ist auch überliefert in RGWA, f. 721, 
op. 2880, d. 1, l. 34 (= CAHJP–HM2/8787). Den Posten des Gleiwitzer Polizeiprä-
sidenten bekleidete ab März 1933 der Führer der oberschlesischen SA, Hans Rams-
horn, siehe Daniel Schmidt, Der SA-Führer Hans Ramshorn. Ein Leben zwischen 
Gewalt und Gemeinschaft (1892–1934), in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 60 
(2012) 2, S. 201–235, hier S. 227 und S. 231.
115 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 5. 1. 1934, RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, 
l. 33 und 33 Rückseite (= CAHJP–HM2/8787). 
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L andesverband sein Glück nun bei den Sicherheitsbehörden. Gleichwohl 
informierte Jakobowitz auch den Oberpräsidenten über die Vorfälle in 
Gleiwitz sowie über das zugesicherte Eingreifen des Polizeipräsidenten und 
bat auch diesen „um entsprechende Maßnahmen gegen weiteres Erscheinen 
von derartigen Branchenverzeichnissen“.116 Zudem war der CV parallel um 
Rücksprache beim Gauwirtschaftsberater bemüht. In Ermangelung eines 
klar zuständigen und verlässlichen Ansprechpartners wurden nun mög-
lichst viele O ptionen genutzt. 
Allen Bemühungen zum Trotz musste Jakobowitz gleichwohl Anfang 
Februar 1934 nach Berlin melden, dass der Wegweiser durch Beuthens christ-
lich-deutsche Betriebe erneut verteilt worden war.117 Im Februar wurde auch 
die Berliner Zentrale in dieser Angelegenheit aktiv und legte das gesamte in 
Sachen Boykottführer zusammengestellte Material im Reichswirtschafts-
ministerium vor.118 Tatsächlich wurden ab 1934 in Oberschlesien keine 
neuen Boykottführer gedruckt, und auch die anvisierten Neuauflagen der 
bereits veröffentlichten Boykottführer unterblieben. Wie auch immer dieser 
Teilerfolg letztlich zustande gekommen sein mag, eine rege Abwehrtätigkeit 
in Form zahlreicher Interventionsversuche bei den verschiedensten Stellen 
lässt sich dem CV dabei nicht absprechen. Durch die Veröffentlichung und 
andauernde Zirkulation der Boykottführer war aber auch in Oberschle-
sien ein weiterer Schritt zur Trennung der „jüdischen“ von der „christlich-
deutschen“ Geschäftswelt getan. Jakobowitz selbst konstatierte bereits im 
Dezember 1933 in einem Bericht an Berlin: „Nachträglich läßt sich ja nicht 
mehr viel erreichen.“119
Um die jüdische Präsenz im Stadtbild zu visualisieren, beschränkte sich 
der Kampfbund nicht auf die Hervorhebung der „christlichen“ Geschäfte, 
sondern war darüber hinaus bemüht, die Betriebe jüdischer Inhaber kennt-
lich zu machen. So stellten die Beuthener am Morgen des 22. Oktober 
116 Ebenda.
117 Siehe die beiden Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 4. 2. 1934, RGWA, 
f. 721, op. 2604, d. 1, l. 45 f. (= CAHJP–HM2/8774) und RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, 
l. 18 (= CAHJP–HM2/8787).
118 Schreiben CV-Zentrale an den Landesverband Oberschlesien vom 15. 2. 1934, 
RGWA, f. 721, op. 2880, d. 1, l. 9 (= CAHJP–HM2/8787).
119 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 12. 12. 1933, RGWA, f. 721, op. 2880, 
d. 1, l. 47 (= CAHJP–HM2/8787).
113Der „Abwehrkampf“ des Centralvereins im oberschlesischen Beuthen
1933 fest, dass sämtliche Schaufenster und Firmenschilder von jüdischen 
Kaufleuten, Anwälten und Ärzten im Schutze der Dunkelheit mit braunen 
Klebezetteln mit antisemitischer Aufschrift versehen worden waren.120 Im 
Oktober kursierten in Beuthen auch offizielle Flugblätter des Kampfbundes 
mit Boykottaufrufen, welche „die deutsche Frau“ ermahnten, dass sie es sei, 
die „den Kampf gegen das Judentum“ führe und deshalb „nur in christli-
chen Geschäften“ zu kaufen habe.121 Zur Verankerung der Grenze zwischen 
„Juden“ und „Deutschen“ setzte der Kampfbund und später die NS-Hago 
neben der Sichtbarmachung „des Juden“ auch auf die Bedrohung von unein-
sichtigen „Deutschen“. Den Aufruf zur Denunziation von Abweichlern 
ergänzten Kampfbund und NS-Hago dadurch, Handwerker und Gewerbe-
treibende vorzuladen und nachdrücklich zu ermahnen, alle geschäftlichen 
Kontakte mit Juden zu unterlassen.122 Wie die Firma R. Schwarz gegenüber 
dem Reichswirtschaftsministerium beklagte, wurde die NS-Hago dabei im 
Laufe der Zeit mutiger und verschärfte die Maßnahmen, „indem sie eine 
eidesstattliche Versicherung von Kunden von uns dahin verlangt hat, dass 
diese nicht mehr von uns kaufen“.123 Abweichlern wurde aber nicht nur mit 
120 Die Aufschrift im Wortlaut: „Das schreibt Juda: Juden sind allein Menschen. 
Nichtjuden dagegen sind Tiere in Menschengestalt. Sie haben dem Juden zu die-
nen. Midrasch Telpiot S. 255 Warschau. Ein Schuft, wer beim Juden kauft.“ Die 
Abschrift findet sich als Anlage 8 zum Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale 
vom 13. 1. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 256 und 256 Rückseite (= CAHJP–
HM2/8774).
121 Ein solcher Boykottzettel findet sich unter RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 265 
(= CAHJP–HM2/8774); ein weiterer, inhaltlich identischer Zettel mit teilweise 
abweichendem Schriftbild auch unter RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 255 (= CAHJP–
HM2/8774).
122 Siehe hierzu das Einschreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 13. 1. 1934, 
RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 234 f. (= CAHJP–HM2/8774) und das diesem als 
Anlage beigefügte Schreiben der Firma R. Schwarz G.m.b.H. an das Reichswirt-
schaftsministerium vom 22. 12. 1933, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 249 und 249 
Rückseite (= CAHJP–HM2/8774) sowie das ebenfalls als Anlage beigefügte Tatsa-
chenmaterial von Beuthener Lieferfirmen, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 242 und 
242 Rückseite (= CAHJP–HM2/8774).
123 Schreiben der Firma R. Schwarz an das Reichswirtschaftsministerium vom 
6. 1. 1934 als Anlage zum Schreiben der Firma R. Schwarz an Jakobowitz vom 
9. 1. 1934 (zugleich Anlage 5 des Einschreibens von Jakobowitz an CV-Zentrale 
vom 13. 1. 1934), RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 248 (= CAHJP–HM2/8774).
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Angriffen auf ihre wirtschaftliche Existenz, sondern sogar mit KZ-Haft 
gedroht.124
Die Aktionen von Kampfbund und NS-Hago trugen dazu bei, ein Klima 
zu erzeugen, in dem die jüdischen Kaufleute auch in Oberschlesien nicht nur 
als „anders“ gebrandmarkt wurden, sondern darüber hinaus auch selbst das 
Gefühl entwickelten, „anders“ zu sein und dementsprechend zu handeln. So 
diskutierten die Beuthener Kaufleute auf einer vom CV einberufenen Ver-
sammlung am 29. April 1935 die Frage der anstehenden Dekoration zum 
1. Mai. Das Geheime Staatspolizeiamt Berlin (Gestapa) hatte im Februar als 
Reaktion auf das auch von jüdischen Deutschen durch Beflaggung gefeierte 
Ergebnis der Saarabstimmung ein Flaggenverbot für die in ihren Augen 
nicht zur „Volksgemeinschaft“ Zugehörigen erlassen.125 De jure besaß die-
ses Verbot in Oberschlesien keine Gültigkeit. Gleichwohl einigten sich die 
Beuthener Kaufleute darauf, von sich aus auf das Flaggen zu verzichten und 
ihre Geschäfte lediglich mit Maiengrün zu schmücken.126 Dieser Akt der 
freiwilligen Selbstmarkierung zeigt das Ausmaß des auch in Oberschlesien 
erzeugten Drucks. Den Beteiligten war nur zu bewusst, dass mit Ablauf des 
Genfer Abkommens 1937 eine Anpassung an die V erhältnisse im restlichen 
Reich erfolgen würde.127
124 Schreiben von Moritz Leschziner (Inhaber einer Großschlachterei) an den Syna-
gogen-Provinzialverband Oberschlesien vom 12. 10. 1933 (zugleich Anlage zum 
Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 24. 1. 1934), RGWA, f. 721, op. 2604, 
d. 1, l. 205 (= CAHJP–HM2/8774).
125 Dieses Verbot wurde im April vom Reichsinnenministerium bestätigt und im Rah-
men der „Nürnberger Gesetze“ im September im Reichsflaggengesetz kodifiziert. 
Hierzu mit weiteren Nachweisen Wildt, Volksgemeinschaft, S. 178.
126 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 9. 5. 1935, RGWA, f. 721, op. 2887, d. 1, 
l. 21 (= CAHJP–HM2/8787).
127 So teilte etwa im März 1934 der Schuldner eines jüdischen Kaufmanns aus Cosel 
seinem Gläubiger wenig verklausuliert mit, dass er nicht zu zahlen gedenke und 
sich die Forderung 1937 ohnehin von allein erledigen würde. Jakobowitz zitiert 
diese Erwiderung in seinem Schreiben an die CV-Zentrale vom 25. 3. 1934 mit den 
Worten: „Falls Sie aber aus Cosel-Deutschland wegziehen wollen, würde ich mir 
die größte Mühe geben, das fragliche Geld zu besorgen und Ihnen zu geben. Erhalte 
ich das Geld nicht, bin ich bereit bei evtl. Wegzug oder sonstwie dies abarbeiten zu 
wollen. Falls dies nicht der Fall ist, werde ich bestimmt bemüht sein bis 1937 die 
Schuld zu bezahlen.“ RGWA, f.721, op. 2604, d. 1, l. 41 (= CAHJP–HM2/8774).
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Bei allen Erfolgen stießen die Bemühungen der NS-Hago, ihre jüdischen 
Mitbürger auszuschließen, aber auch an Grenzen. Die Visualisierung „des 
Juden“ funktionierte nicht immer und führte nicht zwingend zur eigentlich 
intendierten Ausgrenzung. So berichtete der Oppelner Regierungspräsident 
im November 1935, dass innerhalb der Beamtenschaft stellenweise darüber 
Klage geführt werde, dass Frauen von Beamten noch in jüdischen Geschäf-
ten kaufen würden.128 Und auch der Bericht des Gleiwitzer Polizeipräsiden-
ten über den Zeitraum 15. November 1935 bis 14. Januar 1936 monierte den 
regen Andrang in jüdischen Geschäften während des Weihnachtsgeschäfts 
und das Beharren von Geschäftsleuten und industriellen Unternehmungen, 
weiterhin mit Juden Geschäfte zu machen.129 
Auch diese Erfolge des Beharrens sind letztlich auf die Abwehrarbeit 
des CV gegen die Errichtung einer „arischen mental map“ zurückzufüh-
ren. Unmittelbar sichtbare Erfolge erzielte der CV in diesem Bereich aber 
nur bei der Abwehr physisch greifbarer Angriffe. Als im Januar 1934 ein 
Geschäft in der zentralen Beuthener Bahnhofstraße in seinem Schaufenster 
einen Aushang mit dem antisemitischen Spruch „Ein Schuft wer beim Juden 
kauft!“ anbrachte, wurde Jakobowitz beim Leiter des Beuthener Polizeiprä-
sidiums vorstellig und forderte mündlich wie schriftlich unter Berufung auf 
die Verfügungen des Reichswirtschaftsministers die Entfernung des zum 
Boykott aufrufenden Aushangs.130 Die Polizei leistete dieser Aufforderung 
nicht nur am selben Tage Folge, sondern informierte den CV darüber hin-
aus auch telefonisch über die erfolgreiche Umsetzung.131 Im Falle tatsächlich 
im öffentlichen Raum sichtbarer Boykotthandlungen, denen klar Akteure 
zugeordnet werden konnten, lag die Eingreifschwelle der Behörden deutlich 
128 Lagebericht des Regierungspräsidenten Oppeln vom 22. November 1935 für die 
Monate Oktober und November, Otto Dov Kulka/Eberhard Jäckel (Hrsg.), Die 
Juden in den geheimen NS-Stimmungsberichten 1933–1945, https://www.bundes 
archiv.de/DE/Content/Publikationen/Editionen/kulka-jaeckel_ns-stimmungs 
berichte-auswahl.pdf?__blob=publicationFile.
129 Bericht des Polizeipräsidenten Gleiwitz für die Zeit von 15. 11. 1935–14. 1. 1936, 
Kulka/Jäckel, Die Juden in den geheimen NS-Stimmungsberichten 1933–1945.
130 Schreiben Jakobowitz an das Polizeiamt Beuthen vom 2. 1. 1934, RGWA, f. 721, 
op. 2604, d. 1, l. 259 (= CAHJP–HM2/8774).
131 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 5. 1. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, 
l. 258 (= CAHJP–HM2/8774).
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niedriger als bei weniger sichtbaren, aber nicht minder verheerenden Druck-
erzeugnissen und Drohungen.
VI. Die Nichtberücksichtigung jüdischer Betriebe 
 bei öffentlichen Aufträgen
Neben dem Kampfbund tat sich in Beuthen auch die Stadt beim systema-
tischen Ausschluss jüdischer Gewerbetreibender hervor. Während der 
Kampfbund seine Aktionen im Lichte der Öffentlichkeit führte, ging die 
Stadt oft subtiler vor. Über diesen stillen Boykott der Stadt Beuthen geben 
zahlreiche Dokumente Auskunft, weil der oberschlesische Landesverband 
Anfang 1934 für einen geplanten Gang der Berliner Zentrale ins Reichs-
wirtschaftsministerium gezielt Material über die Beuthener Verhältnisse 
sammelte und nach Berlin weiterleitete.132 Dass dem Landesverband hierfür 
auch Material vom Aktionsausschuss des Synagogengemeindenverbandes 
zur Verfügung gestellt wurde, deutet bereits darauf hin, dass beide in Fra-
gen der Abwehrarbeit eine gewisse Form der Zusammenarbeit pflegten und 
um die Jahreswende 1933/34 zumindest ihr Material untereinander aus-
tauschten.133 
Bevor den weiteren Aktivitäten des CV nachgegangen werden soll, sei 
kurz die Entwicklung der Ereignisse aus Sicht der betroffenen jüdischen 
Firmen skizziert. Seit April 1933 erhielten diese seitens der Stadt Beuthen 
keine Aufträge mehr. Ersten Nachfragen bei städtischen Stellen ist teil-
weise eine Unsicherheit bezüglich der tatsächlichen Ursachen zu entneh-
men. So bot etwa die über fünf Festangestellte verfügende mittelständische 
132 Neben einigen kleineren Sendungen sind drei umfangreiche Materialsammlun-
gen vorhanden. Das Einschreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 13. 1. 1934 
mit Anhängen, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 234–257 (= CAHJP–HM2/8774); das 
Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 24. 1. 1934 mit Anhängen, RGWA, 
f. 721, op. 2604, d. 1, l. 203 bis 231 Rückseite (= CAHJP–HM2/8774) und das Schrei-
ben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 4. 2. 1934 mit Anhängen, RGWA, f. 721, 
op. 2604, d. 1, l. 45–179 (= CAHJP–HM2/8774).
133 Als Anlagen zum Schreiben von Jakobowitz an die CV-Zentrale vom 24. Januar 
1934 finden sich zahlreiche an den Aktionsausschuss gerichtete Schreiben und Ein-
gaben des Aktionsausschusses bei den Behörden.
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H olzhandlung Joseph Freund, nach Betonung der „bisherigen pünktlichen 
und zuverlässigen Lieferung“, den Fehler bei sich suchend an: „Sollte jedoch 
irgend etwas gegen mich vorliegen, so bin ich bereit, mich nach jeder Rich-
tung hin zu rechtfertigen.“134 Bitten um erneute Berücksichtigung bei der 
Stadt blieben ebenso erfolglos wie Eingaben und Beschwerden bei der IHK, 
beim Regierungspräsidenten oder beim Wirtschaftsministerium. Auch 
Buch- und Schreibwarenhändler klagten über das Ausbleiben der bisher 
erfolgten Bestellungen der Stadtbücherei, des Schul- und des städtischen 
Beschaffungsamts.
Einige Firmen erfuhren auf Nachfrage hinter vorgehaltener Hand, dass 
diesem Vorgehen eine interne Verordnung der Stadtverwaltung zugrunde 
lag.135 Der dabei auch auf nicht-jüdische Geschäftsinhaber und Handwerker 
erzeugte Druck hatte zur Folge, dass diese, wie Jakobowitz zusammenfas-
send zur Situation in Beuthen Anfang 1934 nach Berlin berichtete, „viel-
fach, auch wenn es sich nicht um städtische Aufträge handelt, nicht bei 
Juden kaufen“.136 Die offizielle Position der Stadt bestand allerdings darin, 
dass eine Ungleichbehandlung jüdischer Firmen in Übereinstimmung mit 
den Anordnungen des Reichswirtschaftsministeriums und den Verpflich-
tungen des Genfer Abkommens natürlich nicht erfolge und dass es jedem 
freistünde, sich um städtische Aufträge zu bemühen.137
Wie dieses Bemühen in der Praxis aussah, soll am Beispiel der Einrich-
tungsarbeiten zum Stadtbad gezeigt werden. Die Versuche der Firma Bind-
seil, für Innenarbeiten ein Angebot abzugeben, wurden von der Bauleitung 
134 Schreiben der Holzhandlung Joseph Freund vom 26. 7. 1933 an den Magistrat Bau-
amt Beuthen (zugleich Anlage zum Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale 
vom 24. 1. 1934), RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 231 und Rückseite (= CAHJP–
HM2/8774).
135 Schreiben der Elektrische Industrie (Spezialgeschäft für elektronische Bedarfs-
artikel  – Gruben- und Hütten-Lieferungsgeschäft) unter dem 23. 1. 1934 an den 
CV Beuthen (zugleich Anlage zum Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale 
vom 24. 1. 1934), RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 219 und Rückseite (= CAHJP–
HM2/8774).
136 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 13. 1. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, 
l. 234 f. (= CAHJP–HM2/8774). 
137 Hier nur: Schreiben des Bauamts Beuthen an die Holzhandlung Joseph Freund vom 
3. 8. 1933 (zugleich Anlage zum Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 
24. 1. 1934), RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 230 (= CAHJP–HM2/8774).
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konsequent abgeblockt.138 Über die Ausschreibung der Linoleumlieferung 
wurde Bindseil zwar telefonisch informiert, allerdings erst einen Tag vor 
Fristende nachmittags um 17 Uhr. Das unter extremem Zeitdruck erstellte 
und dennoch fristgemäß eingereichte Angebot blieb unbeantwortet.
Während die Stadt jüdische Firmen dadurch auflaufen ließ, dass sie die 
eigene Praxis der Ungleichbehandlung offiziell negierte, wiesen übergeord-
nete Stellen die an sie herangetragenen Beschwerden unter Hinweis darauf 
zurück, dass der Stadt die geltende Rechtslage bekannt sei und diese schon 
danach handeln werde.139
Auch das Oberpräsidium in Oppeln bediente sich dieser Strategie. Die 
Vorwürfe, dass die von der Stadt mit dem Bau von 350 Wohnungen beauf-
trage Oberschlesische Heimstätte es bei der Vergabe von Aufträgen zur ver-
traglichen Bedingung machte, nur „arische“ Firmen zu beschäftigen und 
nur „deutsches“ Baumaterial zu verwenden, nahm das Oberpräsidium zwar 
ohne Widerspruch zur Kenntnis.140 Allerdings betrachtete es im Weiteren 
die deswegen vom Aktionsausschuss im November eingelegte Beschwerde 
am 10. Januar 1934 unter Hinweis darauf, dass es sich bei der Heimstätte um 
eine private Firma handele und diese vom Magistrat Beuthen nun auf die 
Unzulässigkeit dieser Bedingungen hingewiesen worden sei, als erledigt.141
Die vom städtischen Boykott betroffenen Firmen versuchten zunächst, 
sich alleine zur Wehr zu setzen, und traten spät und teilweise erst auf 
138 Dies und das Folgende nach dem Schreiben von Emil Bindseil (Tapeziermeister, 
Dekorateur und Linoleumlager der deutschen Linoleumwerke) vom 19. 1. 1934 an 
den Oberbürgermeister Beuthen (zugleich Anlage zum Schreiben von Jakobowitz 
an CV-Zentrale vom 24. 1. 1934), RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 217 ff. (= CAHJP–
HM2/8774).
139 Siehe hierzu etwa den Schriftverkehr zwischen der Firma Viebig & Grünfeld und 
der IHK Oberschlesien vom 2. und 5. 8. 1933 (zugleich Teil der Anlage 2 des Ein-
schreibens von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 13. 1. 1934), RGWA, f. 721, op. 2604, 
d. 1, l. 239 f. (= CAHJP–HM2/8774).
140 Zu den Vorwürfen siehe das Tatsachenmaterial als Anlage 5 des Schreibens Beu-
thener Lieferfirmen an den CV Beuthen vom 13. 12. 1933 (zugleich Anlage 2 des 
Einschreibens von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 13. 1. 1934), RGWA, f. 721, 
op. 2604, d. 1, l. 242 und 242 Rückseite (= CAHJP–HM2/8774).
141 Der gesamte Vorgang findet sich unter den Anlagen des Schreibens von Jakobo-
witz an CV-Zentrale vom 24. 1. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 203 (= CAHJP–
HM2/8774).
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N achfrage mit dem CV in Kontakt. Während sich dem vorliegenden Mate-
rial zufolge die ersten Firmen bereits im Oktober an den Synagogengemein-
deverband wandten, gingen beim CV die ersten Hilfegesuche ab Anfang 
Dezember ein. Die meisten Zuschriften erhielt der CV aber erst, als er sich 
Anfang 1934 angesichts des von der Berliner Zentrale vorbereiteten Besuchs 
im Reichswirtschaftsministerium aktiv um Material zur aktuellen wirt-
schaftlichen Lage in Beuthen bemühte. 
Unter den Kaufleuten herrschte zu dieser Zeit Uneinigkeit über das 
bestmögliche weitere Vorgehen. Einige Firmen betonten explizit, dass sie 
dem CV das Material nur zu Informationszwecken bereitstellten und dieser 
„vorläufig nicht“ tätig werden solle, andere sahen ein Vorgehen im Reichs-
wirtschaftsministerium als einzig erfolgversprechende Option.142
Kurz nachdem der CV vom Schlossermeister Paul Eisner am 5. Dezem-
ber gebeten worden war, in Sachen städtischer Boykott „die Interessen der 
jüdischen Bauhandwerker Beuthens wahrzunehmen“, hatte Jakobowitz die 
Gelegenheit, im Rahmen eines wahrscheinlich wegen des Boykottaufrufs 
im Beuthener Stadtblatt bereits mit dem Oberbürgermeister vereinbarten 
Gesprächs diesen auch auf den stillen Boykott anzusprechen.143 Der Bür-
germeister räumte nun die in schriftlichen Einlassungen stets bestrittene 
Ungleichbehandlung offen ein und begründete sie damit, „daß früher nur 
jüdische und Zentrums-Firmen Aufträge bekommen hätten, und daß zum 
Ausgleich dafür jetzt die kleinen Firmen berücksichtigt werden müßten, die 
früher keinen Auftrag bekommen hätten“. Hier zeigt sich die an der Realität 
völlig vorbeigehende antisemitische Gleichsetzung von Juden und Groß-
kapital. Der Städtische Boykott traf vor allem kleine und m ittelständische 
142 Ablehnend etwa die Firma R. Schwarz in ihrem Schreiben an Jakobowitz vom 
9. 1. 1934 (zugleich Anlage 5 des Einschreibens von Jakobowitz an CV-Zentrale 
vom 13. 1. 1934), RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 247 (= CAHJP–HM2/8774); für eine 
Anrufung des Wirtschaftsministeriums siehe z. B. das Schreiben mehrerer Beuthe-
ner Lieferfirmen vom 13. 12. 1933 an den CV Beuthen, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, 
l. 237 Rückseite (= CAHJP–HM2/8774).
143 Das Schreiben von Eisner findet sich unter RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 246 
(= CAHJP–HM2/8774). Zu dem Gespräch mit dem Bürgermeister existiert eine 
kurze Zusammenfassung als Anlage 1 zum Einschreiben von Jakobowitz an CV-
Zentrale vom 13. 1. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 236 (= CAHJP–HM2/8774). 
Dieser Zusammenfassung, die sehr wahrscheinlich von Jakobowitz verfasst wurde, 
sind die folgenden Zitate entnommen.
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Unternehmen. Als klar wurde, dass eine über das Recht kommende Argu-
mentation nicht erfolgversprechend war, versuchte es Jakobowitz mit wirt-
schaftlicher Logik und wies darauf hin, dass der Boykott nicht nur die 
jüdischen Firmen träfe, sondern auch die Arbeitsplätze von christlichen 
Angestellten gefährde. Auch dieses Argument lief ins Leere. Der Bürger-
meister konterte, dass er „in einer Zeit, in der 47 000 Volksgenossen in Beu-
then unterstützungsbedürftig wären […,] kein Mitleid haben [könne], wenn 
eine Firma statt 1000 nur 500 oder 100 im Monat verdiene“.144
Nach diesem Gespräch hatte Jakobowitz zumindest Klarheit darüber, 
„daß die jüdischen Firmen weiterhin zu den Kommunallieferungen nicht 
herangezogen werden“ würden.145 Wie zuvor einige der Kaufleute, so ver-
suchte es jetzt auch der CV im Oppelner Oberpräsidium. Am 17. Dezem-
ber wurde dort mit dem politischen Dezernenten verhandelt und eine bal-
dige erneute Aussprache zwischen Vertretern des CV und dem Beuthener 
Oberbürgermeister, diesmal jedoch in Anwesenheit eines Vertreters der 
Oppelner Regierung vereinbart.146 Da diesen Worten keine Taten folgten, 
versuchte es der CV beim Treuhänder der Arbeit in Breslau, wurde dort 
aber, vorgeblich aus Zuständigkeitsgründen, an den Gauwirtschaftsberater 
verwiesen. Weil dieser vorläufig leider über keine freien Termine verfügte, 
beabsichtigte Jakobowitz, weitere Versuche im Oppelner Oberpräsidium 
und beim Treuhänder der Arbeit zu unternehmen, und bat die Berliner 
Zentrale hierfür „um Stellungnahme und Beratung“. Man einigte sich 
schließlich Anfang Februar 1934 darauf, dass die Berliner Zentrale mit dem 
gesammelten Beuthener Material im Reichswirtschaftsministerium vor-
stellig werden sollte.147
144 Die Zahl der laufend in offener Fürsorge unterstützten Parteien betrug nach dem 
Statistischen Jahrbuch deutscher Städte in Beuthen 8189 für 1932 und 7829 für 1934, 
siehe Statistisches Jahrbuch deutscher Städte 28 (1933), S. 545 und Statistisches 
Jahrbuch deutscher Städte 29 (1934), S. 417.
145 So das der Zentrale im Begleitschreiben mitgeteilte Fazit von Jakobowitz zur Unter-
redung, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 234 (= CAHJP–HM2/8774).
146 Dies und das Folgende nach dem Einschreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale 
vom 13. 1. 1934 zur Situation in Beuthen, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l.  234 f. 
(= CAHJP–HM2/8774).
147 Siehe hierzu das Schreiben der Ortsgruppe Beuthen (Pinczower) an CV-Zentrale 
vom 22. 1. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 232 (= CAHJP–HM2/8774) und die 
Schreiben von Jakobowitz an CV-Zentrale vom 24. 1. und 4. 2. 1934, RGWA, f. 721, 
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Hierzu scheint es jedoch nicht gekommen zu sein. Jakobowitz hakte in 
Berlin am 23. Juli zum letzten Mal mit dem kurzen Schreiben nach: „Wir 
übergaben Ihnen im 1. Quartal ds. Js. umfangreiches Material aus Beuthen. 
Wir bitten um Mitteilung, ob Sie noch beabsichtigen, es dem Reichswirt-
schaftsministerium zu unterbreiten. Andernfalls müßten wir einige Fälle 
den hiesigen Behörden zur Erledigung vorlegen.“148 Der Landesverband 
war in der Zwischenzeit nämlich nicht untätig gewesen und hatte bei einer 
erneuten Rücksprache beim politischen Dezernenten im Oberpräsidium 
den Rat erhalten, das gesammelte Beuthener Material der Oppelner Regie-
rung einzureichen.149 Reichmann antwortete zwei Tage später, dass die 
Zentrale zwar eine Vorlage des Materials beim neuen Chef des Störungs-
dezernats beabsichtige, der Landesverband aber gleichwohl Einzelfälle 
den zuständigen preußischen Behörden vorlegen könne.150 Sein abschlie-
ßender Hinweis, „dass in letzter Zeit die Erledigung schwebender Fragen 
sehr lange zu dauern pflegt“, deutet bereits die sich abzeichnende Resigna-
tion der Berliner Zentrale in Bezug auf die faktischen Auswirkungen der 
Richtlinien des Reichswirtschaftsministeriums an.151 Auch bei den loka-
len Behörden scheint der Landesverband nicht weitergekommen zu sein. 
Anfang August regte die Zentrale in Anbetracht des erneuten Hinweises 
des oberschlesischen Oberpräsidenten auf die Unzulässigkeit der Sonder-
behandlung von Juden in Oberschlesien ein erneutes Angehen des Ober-
präsidiums an.152 Hier zeigt sich, dass, wenn der CV auch nicht bereit war, 
sich selbst explizit auf das Genfer Abkommen zu berufen, er doch sensibel 
op. 2604, d. 1, l. 203 (= CAHJP–HM2/8774) und RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l. 45 f. 
(= CAHJP–HM2/8774).
148 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 23. 7. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, 
l. 37 (= CAHJP–HM2/8774).
149 Schreiben Jakobowitz an CV-Zentrale vom 3. 4. 1934, RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, 
l. 39 (= CAHJP–HM2/8774).
150 Schreiben Reichmann an den Landesverband Oberschlesien vom 25. 7. 1934, 
RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l.  36 (= CAHJP–HM2/8774).
151 Ahlheim geht davon aus, dass dem CV im Laufe des Jahres 1934 klar geworden 
sei, dass es für den Schutz von Gewerbetreibenden nicht auf die Richtlinien des 
Reichswirtschaftsministers, sondern auf die konkreten Machtkonstellationen vor 
Ort ankam, vgl. Ahlheim, Boykott, S. 296.
152 Schreiben Reichmann an den Landesverbands Oberschlesien vom 10. 8. 1934, 
RGWA, f. 721, op. 2604, d. 1, l.  35 (= CAHJP–HM2/8774).
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für M öglichkeitsräume blieb, die sich durch die die Einhaltung des Abkom-
mens anmahnende Anordnungen ergaben. 
Wegen des Fehlens entsprechender Quellen im CV-Archiv lässt sich 
nur indirekt rekonstruieren, dass sich die Situation vor Ort allen Bemühun-
gen zum Trotz letztlich nicht verbesserte. Zunächst ist festzuhalten, dass 
es unzutreffend wäre, aus dem Fehlen weiterer diesbezüglicher Akten auf 
eine Erledigung des Problems zu schließen. Dem CV wurde im Juli 1934 
vom Gestapa in Berlin das eigenständige Durchführen von Umfragen zu 
antisemitischen Vorfällen und Aktionen grundsätzlich untersagt.153 Even-
tuell von den ökonomischen Zentralinstanzen benötigtes Material zur 
wirtschaftlichen Lage der Juden sei zukünftig nur mit Genehmigung des 
Gestapa zu erheben. Die einzelnen Stellen des CV sollten Berichte, die sie 
über Juden oder deren Eigentum gerichtete Vorfälle erhielten, zukünftig vor 
allem den lokalen Behörden vorlegen.154
Darüber hinaus zeigt eine exemplarische Betrachtung des weiteren 
Verlaufs des Falles der Buch- und Papierhandlung Herrmann Freund, dass 
selbst ein Rückgriff auf die Minderheitenschutzbestimmungen des Genfer 
Abkommens keine Vergabe von städtischen Aufträgen an jüdische Unter-
nehmen bewirken konnte.
Ludwig Freund, der Inhaber der Buch- und Papierhandlung Herrmann 
Freund, der sich wegen Nichtberücksichtigung bei Behördenlieferungen 
bereits am 12. Dezember 1933 hilfesuchend an den oberschlesischen CV 
gewandt hatte, schlug im Oktober 1934 und ohne Unterstützung des CV 
den Weg der Beschwerde beim Minderheitsamt ein.155 Das Minderheits-
amt reagierte zwar zunächst einlenkend und teilte dem Präsidenten der 
Gemischten Kommission durch Schreiben vom 29. November 1934 mit, 
153 Fraenkel, Jewish Self-Defense, S. 352.
154 Vgl. Circular letter no. 8 by CV regional office Brandenburg with a directive by CV 
head office (Brodnitz, Hirschberg) to its branches, August 8, 1934, abgedruckt in: 
Jürgen Matthäus/Mark Roseman (Hrsg.), Jewish Responses to Persecution. Volume 
I 1933–1938, Lanham, Maryland 2010, S. 109 f., Document 4/7.
155 Dies und die weitere Entwicklung im Fall Freund nach: Robert Parzer, Oberschle-
sische jüdische Unternehmer zwischen Schutzbestrebungen des Völkerbundes und 
nationalsozialistischem Vernichtungswillen, unveröffentlichte Magister-Arbeit am 
Fachbereich Geschichts- und Kulturwissenschaften der Freien Universität Berlin 
2011, S. 75 f.; Parzer stützt seine Argumentation auf Quellen aus dem Staatsarchiv 
Oppeln (Archiwum Państwowe w Opolu).
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dass Freund im kommenden Etatjahr ebenso wie andere Buchhändler 
berücksichtigt werden würde. Allerdings blieben die Aufträge auch weiter-
hin aus, und Freund kämpfte im Fall seiner offiziell nie für erledigt er klärten 
Beschwerde bis Januar 1937 erfolglos weiter.
VII. Schlussüberlegungen
Die vorangegangenen Ausführungen haben deutlich gezeigt, dass der CV, 
im Gegensatz zum bisher von der Forschung gezeichneten Bild, auch in 
Oberschlesien in erster Reihe gegen die wirtschaftliche Ausgrenzung der 
jüdischen Bevölkerung und gegen gewalttätige antisemitische Übergriffe 
kämpfte. Dem eigenen Selbstverständnis treu bleibend, verzichtete der 
CV dabei auf eine mögliche Inanspruchnahme des vom Genfer Abkom-
men gewährten Minderheitenschutzes. In den zahlreichen Eingaben an 
Vertreter von Behörden und Regierungsstellen sowie Funktionären der 
nationalsozialistischen Partei berief sich der CV, soweit ersichtlich, einzig 
auf die Anweisungen übergeordneter deutscher Stellen, die eigenmächtige 
Eingriffe in die Wirtschaft untersagten. Eine Geltendmachung des Genfer 
Abkommens findet sich in keinem einzigen CV-Dokument.156 
Dass sich die Erfolge auf wirtschaftlichem Gebiet in engen Grenzen 
hielten, das Vorgehen gegen offene Boykottaufrufe und -maßnahmen nur 
bedingt und das gegen stille Boykottmaßnahmen, wie die Nichtberücksich-
tigung jüdischer Betriebe bei öffentlichen Aufträgen, gar nicht erfolgreich 
war, ist nicht auf den mangelnden Einsatz des CV zurückzuführen. Die 
156 Zu beachten ist hier natürlich, dass zumindest aus Sicht der Adressaten der Einga-
ben und Beschwerden das Argument des Minderheitenschutzes oft implizit mit-
lief, ein aktives Berufen also ohnehin entbehrlich war. Als z. B. Jakobowitz eine 
Beschwerde an die Reichswehr schickte, weil eine Abteilung in Cosel antisemiti-
sche Lieder gesungen hatte, versprach der zuständige Kommandeur Abhilfe und 
sicherte, ohne dass Jakobowitz den Minderheitenschutz von sich aus thematisiert 
hatte, zu: „Sie können versichert sein, daß die Ueberwachung der von mir bereits 
im Herbst 1935 gegebenen strengen Weisungen hinsichtlich der Innehaltung der 
Bestimmungen des Genfer Abkommens auch für die Folge durchgeführt wird.“ 
Schreiben des Bataillonskommandeurs des II. Bataillon Inf.-Regt. Nr. 84 vom 
24. 1. 1936 an den Landesverband Oberschlesien, RGWA, f. 721, op. 2499, d. 1, l. 2 
(= CAHJP–HM2/8766).
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Ursache ist vielmehr darin zu sehen, dass selbst im ehemaligen oberschle-
sischen Abstimmungsgebiet der auch im übrigen Reich feststellbare Spiel-
raum lokaler Behörden de facto groß genug war, um, mit einer Taktik des 
Negierens und Verzögerns, jüdische Beschwerdeführer einfach auflaufen zu 
lassen. Es ließe sich sogar argumentieren, dass die dieser lokalen Praxis ent-
gegenstehenden zentralen Anweisungen die Probleme für die Betroffenen 
eher verstärkten. Sie waren es, die die Hoffnung auf Rechtsschutz aufrecht-
erhielten und auch den CV zu immer weiteren Eingaben und Gesprächen 
veranlassten. Dabei waren weder lokale Instanzen gewillt, zentrale Anwei-
sungen umzusetzen, noch sahen sich zentrale Instanzen bemüßigt, ihren 
Forderungen wirklich Nachdruck zu verleihen. Scheint dieses Ergebnis vor 
dem Hintergrund der von der jüngeren Forschung betonten hohen Eigen-
initiative lokaler Akteure bei der Entwicklung antisemitischer Verfolgungs-
maßnamen zunächst nicht überraschend, so ist hier gleichwohl festzuhal-
ten, dass diese Eigeninitiative auch im eigentlich geschützten Oberschlesien 
nahezu ungehindert zur Entfaltung gelangen konnte. Um es in Anlehnung 
an Ernst Fraenkel zu formulieren: Selbst in Oberschlesien, wo der Normen-
staat unter besonderer Beobachtung des Völkerbundes stand und jede 
staatliche Ungleichbehandlung jüdischer Deutscher bis 1937 de jure explizit 
unzulässig war, erwiesen sich die Spielräume des Maßnahmenstaates als 
weit genug, um bereits ab 1933 einen kontinuierlichen Verfolgungsdruck 
aufzubauen.157
Beachtlich ist, dass den Verfolgten früh die Überwindung interner 
Differenzen und die Bildung einer gemeinsamen Abwehrfront gelang. War 
eine solche Kooperation selbst angesichts der antisemitischen Ausschrei-
tungen nach dem Potempa-Prozess 1932 in Beuthen noch unvorstellbar, 
so fanden CV und Aktionsausschuss, nach gewissen Startschwierigkeiten 
um die Wende des Jahres 1933/34 herum, zu einer Ebene der Zusammenar-
beit. Beginnend mit dem Austausch von Informationen, verfestigte sich das 
vor allem von Jakobowitz und Weissmann getragene Zweckbündnis durch 
eine besonders enge Kooperation beim Vorgehen gegen die Überfälle im 
Sommer 1934. Im Folgenden wurde dann auch auf wirtschaftlichem Gebiet 
eine zunehmende Koordination und in Teilbereichen gar eine Kooperation 
im Abwehrkampf möglich. Deren Höhepunkt bildet wohl die reichsweit 
157 Vgl. Ernst Fraenkel, Der Doppelstaat, Frankfurt a. M./Köln 1974.
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e inmalige Gründung einer gemeinsamen Wirtschaftsberatungsstelle von 
CV und ZVfD in Beuthen im Mai 1936. 
Auch wenn der oberschlesische Abwehrkampf letzten Endes eine Epi-
sode blieb, 1937 die Angleichung an die Rechtslage im Reich erfolgte und die 
einst so große und traditionsreiche jüdische Gemeinschaft in Oberschlesien 
durch die Nationalsozialisten schließlich vollständig vernichtet wurde,158 so 
gilt es, die abschließende Bewertung nicht nur vom Ende her vorzunehmen, 
sondern auch die zeitgenössische Perspektive zu berücksichtigen. Führten 
die oberschlesischen Juden, an ihrer Spitze Aktionsausschuss und CV, auch 
einen aussichtslosen Kampf, so waren es doch all die Eingaben, Beschwer-
den und Gespräche, die den Verfolgten ein Gefühl von Handlungsmäch-
tigkeit und damit ein Stück Würde erhielten. So vermerkte der im nieder-
schlesischen Breslau wohnenden Willy Cohn bereits am 4. Februar 1934 
anlässlich eines Besuches in Beuthen in seinem Tagebuch: „Man trägt den 
Kopf hier viel freier!“159 Kurz nach Ablauf des Genfer Abkommens meldete 
der Syndikus des niederschlesischen Landesverbands nach einem Aufent-
halt in Beuthen an die Berliner Zentrale, „dass die Auffassung unserer jüdi-
schen Freunde noch sehr erheblich von der Auffassung im übrigen Reich 
abweicht“.160 Leicht irritiert ergänzte er: „Man steht dort auf dem Stand-
punkt, dass man sich nichts ,gefallen‘ lassen will.“
158 Hierzu Cartarius, Juden in Oberschlesien, insbes. S. 101.
159 Willy Cohn, Kein Recht, nirgends. Tagebuch vom Untergang des Breslauer Juden-
tums 1933–1941. Band 1, hrsg. von Norbert Conrads, Köln 2006, S. 129.
160 Vertrauliches Schreiben des Landesverbands Niederschlesien (Dr. Breitbarth) an 
die CV-Zentrale vom 17. 8. 1937, RGWA, f. 721, op. 212, d. 1, l. 170 und 170 Rückseite 
(= CAHJP–HM2/8699).

Regina Grundmann
„Um nicht schweigen zu müssen“ 
 Strategien des Centralvereins zur Abwehr 
der NS-Propaganda gegen den Talmud
Die Abwehr antisemitischer Angriffe auf die jüdische Traditionsliteratur, 
insbesondere auf den Talmud und den Schulchan Arukh, und die in die-
sen Schriften angeblich enthaltene „jüdische Geheimlehre“ stand von der 
Gründung des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens 
(CV) 1893 bis zu seiner erzwungenen Auflösung 1938 im Zentrum seiner 
Abwehr- und Rechtsschutzarbeit. Bereits ein Jahr nach der Gründung des 
Vereins appellierte Eugen Fuchs, der damalige stellvertretende Vorsitzende 
des CV, an alle Mitglieder, sich an dieser Abwehrarbeit zu beteiligen, unab-
hängig von ihrer persönlichen Haltung zur jüdischen Traditionsliteratur 
und zur jüdischen Religion. Als Begründung wies Fuchs darauf hin, dass 
die Angriffe der Antisemiten auf den „Talmud als Teufelswerk, Quelle aller 
Uebel und Verbrechen und als Statut einer Räubergesellschaft“1 von der 
Grundannahme ausgingen, dass die im Talmud enthaltene Lehre Teil des 
„jüdischen Wesens“ sei, und mit dem Ziel erfolgten, der gesamten jüdischen 
Bevölkerung ihre staatsbürgerlichen Rechte abzusprechen und den Eman-
zipationsprozess rückgängig zu machen: „Ob der einzelne Jude orthodox 
oder freireligiös, ob er Kaftan- oder Reformjude ist, eine gleiche Gefahr 
bedroht Alle. Glaube man ja nicht, dass, wenn die Juden um des Talmuds 
wegen in ihrer staatsbürgerlichen Stellung bedroht werden, nur diejenigen 
zur Vertheidigung berufen sind, die an den Talmud glauben, und dass man 
nur den Talmud preiszugeben braucht, um als gleichberechtigtes Mitglied 
der bürgerlichen Gesellschaft anerkannt zu werden und der Abwehrpflicht 
überhoben zu sein. Ist ja doch nach antisemitischer Auffassung der Talmud 
1 Central-Verein deutscher Staatsbürger, Bericht der Rechtsschutz-Commission über 
ihre bisherige Thätigkeit erstattet in der ordentlichen Versammlung vom 16. April 
1894 durch Dr. Eugen Fuchs, Berlin 1894, S. 40. 
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‚auch ohne unser Zuthun uns Allen, mögen wir an ihn glauben oder nicht, 
bereits in Fleisch und Blut übergegangen‘. […]. Möge daher weder das Eifern 
orthodoxer Fanatiker, noch der Indifferentismus freireligiöser oder reli-
gionsloser Juden unserer Sache einen Mitkämpfer entziehen.“2 
Die stereotypen Vorwürfe gegen die jüdische Traditionsliteratur, die 
in den antisemitischen Diskursen des 19. und 20. Jahrhunderts zu Allge-
meinplätzen wurden, haben ihre Wurzeln im christlichen Antijudaismus. 
Zu diesen Stereotypen gehören insbesondere die erstmals im 12. Jahrhun-
dert erhobene Ritualmordbeschuldigung sowie der auf das 13. Jahrhundert 
zurückgehende Vorwurf, dass der Talmud eine christenfeindliche Lehre 
enthalte, nach der es u. a. erlaubt sei, Nichtjuden zu belügen, zu betrügen 
und zu ermorden. In den antisemitischen Diskursen des 19. und 20. Jahr-
hunderts wurde die vor allem über Johann Andreas Eisenmengers Ent-
decktes Juden thum von 1711 und August Rohlings Talmudjude von 1871 
rezipierte christliche Polemik gegen den Talmud mit zeitgenössischen anti-
semitischen Stereo typen, Topoi und Mythen verknüpft und mit biologis-
tisch-rassistischen Argumentationsmustern in einen Agitationszusammen-
hang gestellt.3 Dabei wurde gerade das von dem katholischen Theologen 
August Rohling etablierte Stereotyp des „Talmudjuden“, in dem Ideolo-
geme des christlichen Antijudaismus und des modernen Antisemitismus 
zusammengeführt werden, breit rezipiert. Die NS-Propaganda bediente 
sich in besonderem Maße antitalmudischer Stereotype, etwa mit der Hetz-
parole des Stürmers „Der Jude ist der verkörperte Talmud“.4 Der CV, der 
das Erstarken der NSDAP ab 1928 intensiv verfolgte,5 beobachtete die 
massenwirksame Verbreitung dieser Stereotype über den Völkischen Beob-
achter und den Stürmer mit großer Besorgnis. So hob Alfred Hirschberg 
als stellvertretender Syndikus des CV 1929 hervor, dass „Angriffe auf den 
2 Ebenda, S. 45; vgl. auch ebenda, S. 21. 
3 Vgl. hierzu Regina Grundmann, „Christlicher Antisemitismus“. August Rohlings 
Hetzschrift Der Talmudjude, in: Jahrbuch für Antisemitismusforschung 24 (2015), 
S. 33–60.
4 Der Stürmer, Sondernr. 7. September 1937, S. 3. Vgl. Grundmann, „Christlicher 
Antisemitismus“, S. 59 f. 
5 Vgl. Arnold Paucker, Die Abwehr des Antisemitismus in den Jahren 1893–1933, in: 
Herbert A. Strauss/Norbert Kampe (Hrsg.), Antisemitismus. Von der Judenfeind-
schaft zum Holocaust, Bonn 1985, S. 143–163, hier S. 153. 
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Talmud […] in jeder e inzelnen A usgabe der nationalsozialistischen Presse“6 
zu finden seien. Zudem wurden von nationalsozialistischer Seite zahlrei-
che antitalmudische Pamphlete veröffentlicht, die mit Parolen wie „Jeder 
National sozialist muß den Talmud kennen!“7 beworben wurden, denn, 
wie unter dem Stichwort „Talmud“ in dem 1935 im Frankfurter Volksblatt, 
einem Organ der NSDAP, erschienenen Artikelserie „Aus dem Wörterbuch 
des Nationalsozialisten“ propagiert wurde: „Deutscher Volksgenosse, lies 
[im Talmud] und prüfe, und dir wird noch klarer zum Bewußtsein werden, 
warum unser Kampfruf lautet: ‚Deutschland erwache!‘“8 
Die Berliner Zentrale des CV sah angesichts der nationalsozialistischen 
Propaganda gegen den Talmud dringenden Handlungsbedarf. Allerdings 
bestand innerhalb des CV keineswegs Einigkeit über die konkrete Gestal-
tung und Umsetzung der Abwehrarbeit in Bezug auf die antitalmudische 
Propaganda der Nationalsozialisten. In einem offiziellen Dokument von 
1922 hatte der Vorstand des CV, dessen Mitglieder sich mehrheitlich als 
bürgerlich und akkulturiert sowie in religiöser Hinsicht als liberal oder 
indifferent charakterisieren lassen, hervorgehoben: „Unter tausend Juden 
kennt heutzutage knapp einer den Talmud, und diese wenigen Kenner 
sind zum größten Teil Rabbiner.“9 Auch wenn seitens des Vorstandes die 
Abwehrarbeit als eine rein politische Tätigkeit dargestellt wurde, an der sich 
alle Mitglieder des Vereins, der für sich Neutralität in politischer und reli-
giöser Hinsicht beanspruchte, zu beteiligen hätten, spielte in CV-internen 
Debatten die Frage, ob die Abwehrarbeit gegen die antitalmudische Pro-
paganda von dem eigenen religiösen Selbstverständnis zu trennen sei und 
ob der CV überhaupt „talmudische Apologetik“10 leisten solle, eine zentrale 
Rolle. Insbesondere treten in diesen Debatten prägnant die gegensätzlichen 
6 Internes Schreiben vom 3. 10. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 123 (= CAHJP–
HM2/8735).
7 Zeitungsausschnitt mit der Werbeanzeige für Alfons Luzsenky „Der Talmud in 
nichtjüdischer Betrachtung“ vom 22. 9. 1934, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 108 
(= CAHJP–HM2/8789). 
8 Zeitungsausschnitt mit dem Artikel „Aus dem Wörterbuch der Nationalsozialis-
ten“ vom 29. 1. 1935, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 90 (= CAHJP–HM2/8789).
9 Vgl. o. V., „Abschaffung des Talmuds“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 2 vom 11. 5. 1922, S. 28.
10 Aktennotiz vom 27.09.1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1740, l. 310 (= CAHJP–
HM2/8735).
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A uffassungen von Kennern und Laien in Bezug auf den Talmud hervor, 
wobei die Kenner, hauptsächlich Rabbiner, nur eine sehr kleine Minder-
heit unter den Mitgliedern ausmachten. Nicht weniger deutlich zeigen sich 
die verschiedenen religiösen und nicht religiösen Selbstverständnisse und 
Identitäten der an den Kontroversen beteiligten Akteure.
Am Beispiel der 1930 von Alexander Guttmann veröffentlichten Schrift 
Enthüllte Talmudzitate sowie am Beispiel der 1932 erschienen Schrift Nicht-
juden im jüdischen Religionsrecht von Eli Munk, die beide von der Zen-
trale in Auftrag gegeben worden waren, soll im Folgenden gezeigt werden, 
wie der CV die zunehmende nationalsozialistische Propaganda gegen den 
Talmud abzuwehren versuchte und wie, insbesondere im Falle der Schrift 
Eli Munks, eine scharfe Kontroverse über die Abwehrarbeit des CV ent-
brannte. Beide Schriften stehen im Zusammenhang mit dem Nürnberger 
„Talmud-Prozess“ oder auch „Stürmer-Prozess“ von 1929, zu dem der CV 
Alfred Hirschberg als Sonderberichterstatter entsandt hatte.11 In dem Pro-
zess waren Julius Streicher, der Herausgeber des Stürmers, und Karl Holz, 
dessen verantwortlicher Redakteur, vor dem Nürnberger Schwurgericht 
angeklagt worden, vor allem aufgrund der in sechs, zwischen Septem-
ber 1928 und Mai 1929 im Stürmer erschienenen Artikeln verbreiteten 
Behauptung, dass Talmud und Schulchan Arukh zu Ritualmord, Meineid, 
Wucher und Betrug an Nichtjuden verpflichteten. Zu der Anklage hatten 
Anzeigen der Ortsgruppe Nürnberg des CV sowie des Landesverbandes 
Bayern des CV geführt.12 Als Sachverständige waren u. a. der evangelische 
Theologe Walter Windfuhr, Hamburg, sowie der Rabbiner Michael Gutt-
mann, Breslau, geladen, die jedoch auf Antrag der Angeklagten als befan-
gen abgelehnt wurden.13 Wegen „Vergehen gegen die Religion“ (§ 166 STGB) 
11 Vgl. die Berichterstattung in der C.V.-Zeitung: Alfred Hirschberg, „Der Nürnberger 
Talmudprozess. Der erste Tag einer Schwurgerichtsverhandlung gegen den ‚Stür-
mer‘“ in: C.V.-Zeitung, Nr. 44 vom 1. 11. 1929, S. 587, und Alfred Hirschberg, „Das 
Urteil von Nürnberg. Holz zu 3 ½ Monaten, Streicher zu 2 Monaten Gefängnis ver-
urteilt“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 45 vom 8. 11. 1929, S. 600 f. 
12 Hirschberg, „Der Nürnberger Talmudprozess“, S. 587.
13 Die Angeklagten beriefen sich darauf, dass Windfuhr vom CV für Artikel, die er 
für die C.V.-Zeitung verfasst habe, sowie für Vorträge über den Talmud Honorare 
erhalten habe; Guttmann sei als Rabbiner qua Amt dazu verpflichtet, für die Inte-
ressen des Judentums einzutreten. Zudem sei er Mitglied des CV. 
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wurde S treicher zu zwei Monaten Haft verurteilt, Holz zu drei Monaten und 
15 Tagen, womit das Gericht deutlich unter dem von der Staatsanwaltschaft 
geforderten Strafmaß von acht Monaten Haft für Streicher und zehn Mona-
ten Haft für Holz blieb. Nach der Urteilsverkündung wurden Streicher und 
Holz von rund 400 Anhängern als Helden gefeiert.14 Zeitnah brachte der 
Stürmer zwei Sondernummern zu dem Prozess heraus.15 Die Angeklagten 
gingen in Revision, das Reichsgericht bestätigte allerdings im Februar 1930 
das Urteil des Nürnberger Schwurgerichts.16 
Aufgrund der Erfahrungen mit dem Prozess hielt die Hauptgeschäfts-
stelle vor dem Hintergrund, dass einige Ortsgruppen und einzelne CV-
Mitglieder 1930 mehrfach Strafanzeigen gegen Organe der völkischen 
Presse erstattet hatten, in einem Rundschreiben an die Landesverbände, 
Ortsgruppen und Beamten Ende 1930 nachdrücklich dazu an, dass künf-
tig Ortsgruppen oder einzelne CV-Mitglieder ohne Rücksprache mit dem 
zuständigen Landesverband oder der Zentrale keine Strafanzeige gegen die 
völkische Presse, namentlich gegen den Stürmer, einreichen sollten, da diese 
der Arbeit des CV „unter Umständen den größten Schaden“ zufügen könn-
ten: „In sehr vielen Fällen wächst sich ein derartiges Verfahren zu einem 
Talmudprozeß aus, über dessen Zweckmäßigkeit und Erfolgsaussichten die 
einzelne Ortsgruppe sich ein zutreffendes Bild nicht machen kann.“17
14 Vgl. Arnold Paucker, Der jüdische Abwehrkampf gegen Antisemitismus und 
Natio nalsozialismus in den letzten Jahren der Weimarer Republik, Hamburg 1968, 
S. 82 f.; Dennis E. Showalter, Little Man, what now? Der Stürmer in the Weimar 
Republic, Hamden 1982, S. 217 f.; Dirk Walter, Antisemitische Kriminalität und 
Gewalt. Judenfeindschaft in der Weimarer Republik, Bonn 1999, S. 189. Vgl. auch 
Hirschbergs Kommentar in der C.V.-Zeitung vom 8. 11. 1929: „Nichts ist für die 
Wirkung der Verhandlung wie des Urteils kennzeichnender als diese Huldigung 
der Anhänger. Sie beweist, daß keine der Folgen, die von einem Gerichtsurteil nicht 
nur auf die Angeklagten, sondern auch auf die Umwelt ausgehen sollen, erreicht, 
daß der Zweck der Strafe verfehlt wurde.“ Hirschberg, „Das Urteil von Nürnberg“, 
S. 600.
15 Vgl. Michael Guttmann, „Die Legende von der Menschenschächtung“, in: C.V.-
Zeitung, Nr. 51 vom 20. 12. 1929, S. 681 f. 
16 Auszug aus dem Reichsgerichtsurteil vom 27. 3. 1930, RGWA, f. 721, op. 1, d. 3383, 
l. 77–81 (= CAHJP–HM2/8825); Hirschberg, „Der Nürnberger Talmudprozess“, 
S. 587; ders., „Das Urteil von Nürnberg“, S. 600 f.
17 Schreiben der CV-Zentrale an die Landesverbände vom 22. 12. 1930; zit. n. Paucker, 
Der jüdische Abwehrkampf gegen Antisemitismus und Nationalsozialismus, S. 198. 
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An der Notwendigkeit der Aufklärung von Richtern und Staatsanwälten 
hielt die Zentrale jedoch uneingeschränkt fest, wovon die Veranlassung der 
Schriften Guttmanns und Munks zeugt. Der Entstehungsprozess der Schrif-
ten und ihre CV-interne Rezeption beleuchten nicht nur wesent liche Aspekte 
der Strategien der Abwehr- und Aufklärungsarbeit des CV in den Jahren 
1929 bis 1932, sondern geben darüber hinaus auch Einblick in die organisa-
torischen und kommunikativen Strukturen zum einen innerhalb der Ber-
liner Zentrale, zum anderen zwischen der Berliner Zentrale, den Landes-
verbänden und den Ortsgruppen. Anhand von an die Zentrale gerichteten 
Anfragen von CV-Mitgliedern aus den Anfangsjahren der nationalsozialis-
tischen Diktatur, die die zunehmende Konfrontation mit anti talmudischer 
Propaganda im Alltag belegen, wird aufgezeigt, wie die Zentrale versuchte, 
den CV-Mitgliedern umfassende und konkrete Hilfestellungen für den All-
tag unter dem nationalsozialistischen Regime zu geben. 
I. „Apologetisches Material“ für die Abwehrarbeit: 
 Alexander Guttmanns Enthüllte Talmudzitate (1930)
Nach der Urteilsverkündung des Schwurgerichts im Rahmen des Nürnber-
ger „Talmud-Prozesses“ wandte sich die Hauptgeschäftsstelle des CV Ende 
1929 an den Rabbiner Alexander Guttmann (1904–1994), Berlin, mit der 
Bitte um die Erstellung eines Gutachtens. Dessen Notwendigkeit begrün-
dete die Hauptgeschäftsstelle gegenüber dem Verwaltungsausschuss des 
CV damit, dass es sich bei den nationalsozialistischen Angriffen auf den 
Talmud in erster Linie um die „entstellte oder verfälschte Wiedergabe von 
rund 100 Zitaten“18 handle, zu denen Guttmann jeweils „apologetisches 
Material“19 zusammenstellen solle. Dieses auf wissenschaftlicher Grund-
lage geordnete Material solle dem CV die für die „journalistische, rheto-
rische und prozessuale Abwehrarbeit notwendigen Fingerzeige“20 geben 
und insbesondere den Beamten und den im Rechtsschutz tätigen Anwälten 
18 Internes Schreiben, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 123 (= CAHJP–HM2/8735). 
19 Schreiben Reichmanns an Goldmann vom 26. 7. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, 
l. 141 (= CAHJP–HM2/8735). 
20 Ebenda. 
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des CV zur Information dienen.21 Damit wurde ein Vorschlag der Haupt-
vorstandssitzung umgesetzt, in der im Dezember 1929 besprochen worden 
war, welche Lehren der CV aus dem Prozess in Nürnberg für seine Arbeit 
ziehen solle.22 Guttmann erklärte sich zu der Erstellung der Schrift bereit, 
für die er auch das Gutachten nutzte, das sein Vater, der Rabbiner Michael 
Guttmann, für den Nürnberger Prozess angefertigt hatte.23 Guttmanns 
zeitnah verfasstes Gutachten wurde innerhalb der Geschäftsstelle als für 
die Abwehrarbeit des CV „ausserordentlich wertvoll“ erachtet, vor allem 
aufgrund der zahlreichen, in der praktischen Rechtsschutzarbeit des CV 
verwendbaren Beispiele.24 
Da eine Drucklegung des Manuskripts erwogen wurde, bat die 
Geschäftsstelle den liberalen Rabbiner Felix Goldmann, Leipzig, der zu 
der Führungsriege des CV gehörte und u. a. Mitglied des Hauptvorstan-
des war, um eine Beurteilung des Gutachtens, insbesondere im Hinblick 
auf dessen Eignung für die Abwehrarbeit. Goldmann, der das Manuskript 
für „ganz ausgezeichnet“ hielt, hob vor allem positiv die von Guttmann 
vorgenommene historische und religionsgeschichtliche Kontextualisierung 
der durch ihn geprüften Stellen hervor.25 Im Hinblick auf die Adressaten 
der Schrift, die Goldmann in Laien, nicht in Gelehrten sah, empfahl er 
einige Überarbeitungen.26 Zwischen Guttmann und dem CV wurde für die 
Überarbeitung des Manuskripts für die Drucklegung ein Pauschalhonorar 
21 Schreiben Reichmanns an Guttmann vom 25. 7. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, 
l. 142 (= CAHJP–HM2/8735). 
22 Auszug aus dem Protokoll der Hauptvorstandssitzung vom 15. 12. 1929, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 3383, l. 9–11 (= CAHJP–HM2/8825).
23 Schreiben Guttmanns an den CV Berlin vom 31. 5. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1747, l. 147 (= CAHJP–HM2/8735) und Schreiben Guttmanns an den CV Berlin 
vom 28. 7. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 140 (= CAHJP–HM2/8735). Vgl. die 
Einleitung des vorliegenden Beitrags. 
24 Schreiben Reichmanns an Guttmann vom 10. 6. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, 
l. 145 (= CAHJP–HM2/8735); Schreiben Reichmanns an Guttmann vom 25. 7. 1929, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 142 (= CAHJP–HM2/8735). 
25 Schreiben Goldmanns an den CV Berlin vom 3. 9. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, 
l. 132–133 (= CAHJP–HM2/8735). 
26 Schreiben Goldmanns an den CV Berlin vom 3. 9. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, 
l. 133–134 (= CAHJP–HM2/8735). 
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vereinbart, wobei Guttmann dem CV alle verlegerischen Rechte überließ.27 
Honorar und Druckkosten finanzierte der CV über seinen Sonderfonds zur 
Abwehr von Angriffen gegen die Lehren des Judentums.28 
Die Landesverbände des CV wurden über das Ende 1930 unter dem 
Titel Enthüllte Talmudzitate im Philo-Verlag erschienene Buch informiert. 
Der Landesverband Württemberg beispielsweise ermöglichte seinen Mit-
gliedern einen um zwei Reichsmark ermäßigten Kaufpreis, da er die Schrift 
als probates Mittel seiner Abwehrarbeit ansah: „[J]edes unserer erwachse-
nen Vereinsmitglieder sollte es besitzen, um nicht schweigen zu müssen, 
wenn man ihm sagt, den Juden seien von Religionswegen unmoralische 
Dinge erlaubt.“29 Der Landesverband Bayern übersandte die Schrift an 
verschiedene christliche Theologen und Geistliche.30 Im Hinblick auf eine 
möglichst große Verbreitung des Buches regte ein CV-Mitglied aus Dresden 
die Anfertigung eines billigen Auszugs an, was dem Philo-Verlag aufgrund 
der Wirtschaftslage jedoch nicht möglich war.31 
Die Veröffentlichung des Buches sowie dessen Besprechung durch Gold-
mann in der C.V.-Zeitung 1931 stießen CV-intern nicht nur auf Zustimmung. 
So führte das Mitglied des Hauptvorstandes des CV, Heinemann Stern, Ber-
lin, im Februar 1931 in einem Schreiben an Wiener sowie wenige Tage spä-
ter in einem direkten Schreiben an Goldmann aus, warum er Guttmanns 
Buch für die Abwehrarbeit des CV nicht für brauchbar halte: Stern, der 
selbst Erfahrung mit dem Verfassen von Abwehrliteratur hatte,32 nahm ins-
besondere Anstoß an Guttmanns historischer und religions geschichtlicher 
27 Aktennotiz vom 19. 9. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 126 (= CAHJP–
HM2/8735); Schreiben Hirschbergs an Guttmann vom 9. 10. 1929, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 1747, l. 119 (= CAHJP–HM2/8735).
28 Aktennotiz vom 30. 4. 1930, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 107 (= CAHJP–
HM2/8735). 
29 Anzeige für „Enthüllte Talmudzitate“, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 5 (= CAHJP–
HM2/8735). 
30 Schreiben des Landesverbands Bayern an den CV Berlin vom 20. 4. 1931, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 1747, l. 19 (= CAHJP–HM2/8735). 
31 Abschrift aus einem Brief Rudolf Apts vom 21. 8. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, 
l. 11 (= CAHJP–HM2/8735); Schreiben an Apt vom 3. 9. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1747, l. 10 (= CAHJP–HM2/8735). 
32 Vgl. Heinemann Stern, Angriff und Abwehr. Ein Handbuch der Judenfrage, Berlin 
1924. 
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Kontextualisierung talmudischer Gesetze und Lehren und an dessen Aus-
führungen zu ihrer Zeitbedingtheit, durch die seiner Auffassung nach die 
religions- und kulturgeschichtliche Relevanz des Talmuds bagatellisiert 
und seine nach wie vor bestehende religiös-normative Bedeutung für einen 
Teil des Judentums verkannt werde. Goldmanns Vergleich des Talmuds mit 
einem „Protokollbuch“, dessen Inhalte „nicht immer ernst zu nehmen“33 
seien, hielt er die Bedeutung des Talmuds für gläubige Juden entgegen: „Für 
dieses angebliche ‚Protokollbuch‘ haben sich aber die Juden schlachten und 
verbrennen lassen! Wir betrachten den Talmud als die höchste Emanation 
jüdischen Geistes.“34 Zudem verwies er auf die – im CV nicht vertretenen – 
„Talmudjuden des Ostens“, für die der Talmud als mündliche Lehre nach 
wie vor Verbindlichkeit besitze.35 Guttmanns Buch habe ihn „den Irrweg“ 
sehen lassen, „auf den wir durch eine ganz falsche Methode der Abwehr 
und Apologetik geraten sind“.36 Wie seiner Meinung nach die Abwehrarbeit 
des CV auszusehen habe, ließ er allerdings offen. Goldmann hielt Stern ent-
gegen, dass Guttmanns Buch genau das leiste, was Stern eigentlich fordere: 
Guttmann betreibe keine „apologetischen Mätzchen“, sondern „er sagt, 
was ist“.37 Dieses Arguments bediente sich Goldmann auch in der Kontro-
verse, die nach der Veröffentlichung von Eli Munks Schrift Nichtjuden im 
j üdischen Religionsrecht CV-intern geführt wurde. 
33 Schreiben Sterns an Goldmann vom 15. 2. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 31 
(= CAHJP–HM2/8735). Goldmann hatte den Talmud in seiner Besprechung von 
Guttmanns Schrift in der C.V.-Zeitung charakterisiert als eine „Zusammenstellung 
von Diskussionen über das Gesetz, die – unseren Reichstagsverhandlungsprotokol-
len gleich – Hohes und Edles neben Trivialem und Alltäglichem enthalten“. Felix 
Goldmann, „Die Moral des Talmuds. Neue Wege der Apologetik“, in: C.V.-Zeitung, 
Nr. 5 vom 30. 1. 1931, S. 51 f., hier S. 51. 
34 Schreiben Sterns an Goldmann vom 15. 2. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 32 
(= CAHJP–HM2/8735). 
35 Ebenda.
36 Schreiben Sterns an Wiener vom 11. 2. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1747, l. 38 
(= CAHJP–HM2/8735).
37 Abschrift des Schreibens Goldmanns an Stern vom 10. 3. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1747, l. 22 (= CAHJP–HM2/8735). In seiner Besprechung von Guttmanns Schrift 
in der C.V.-Zeitung hatte Goldmann in diesem Sinne ausgeführt: „Es [das Buch] 
zeigt den großen Massen, wie man historisch und kritisch wahrhaftige Apologetik 
treibt. Es entschuldigt nicht, es vertuscht nicht, es schildert schlicht und erklärt!“ 
Goldmann, „Die Moral des Talmuds“, S. 52. 
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II. Der „Anti-Bischoff“: 
 Eli Munks Nichtjuden im jüdischen Religionsrecht (1932) 
Die zweite, vom CV zur Abwehr der nationalsozialistischen Propaganda 
gegen den Talmud und Schulchan Arukh herausgegebene Publikation stellt 
Eli Munks Schrift Nichtjuden im jüdischen Religionsrecht dar, die 1932 im 
Philo-Verlag erschien. Auslöser dieser Veröffentlichung war das Pamph-
let Das Buch vom Schulchan aruch des Philologen und Orientalisten Erich 
Bischoff (1865–1936), das 1929 im Hammer-Verlag veröffentlicht worden 
war. Bischoff war ein offener Gegner des CV. In dem Buch vom Schulchan 
aruch warf er dem CV insbesondere vor, die Staatsanwälte und Gerichte 
durch die Zusendung von Flugblättern mit „unwahrem Inhalte“38 zu beein-
flussen. Bischoffs ideologische Nähe zum Stürmer ist unverkennbar: In dem 
Nürnberger „Talmudprozess“ von 1929 trat er zunächst als Sachverständi-
ger auf, der schon im Vorfeld des Prozesses Partei für Streicher und Holz 
ergriffen hatte.39 Das Pamphlet Das Buch vom Schulchan aruch wurde im 
Nationalsozialistischen Jahrbuch von 1931 unter dem „hauptsächlichste[n] 
antisemitische[n] Schrifttum“40 angeführt. Bis 1942 erschien das Pamphlet 
in drei weiteren Auflagen. 
Nach einer Durchsicht des Pamphlets durch die Hauptgeschäftsstelle 
des CV bat Wiener den Rabbiner Eli Munk (1900–1978), Berlin/London,41 
im April 1929 um die Erstellung eines Gutachtens.42 Im Mai reichte Munk 
38 Erich Bischoff, Das Buch vom Schulchan aruch, Leipzig 1929, S. 157. 
39 Als Reaktion auf Windfuhrs und Guttmanns Ausschluss als Sachverständige bei 
dem Prozess in Nürnberg 1929 (vgl. Fn. 12) hatte der Staatsanwalt einen Befangen-
heitsantrag gegen Bischoff gestellt, der jedoch abgelehnt wurde. Am zweiten Pro-
zesstag wurde der Antrag seitens der Staatsanwaltschaft mit dem Argument, dass 
Bischoff bereits vor Verhandlungsbeginn einseitig Stellung zugunsten der Ange-
klagten bezogen habe, erneuert. Dieses Mal wurde dem Antrag stattgegeben. Vgl. 
Hirschberg, „Das Urteil von Nürnberg“, S. 600 f. 
40 Brief des Landesverbands Bayern an den CV Berlin vom 9. 12. 1930, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 1746, l. 116 (= CAHJP–HM2/8735).
41 Vgl. Michael Brocke/Julius Carlebach (Hrsg.), Biographisches Handbuch der Rab-
biner, Teil 2: Die Rabbiner im Deutschen Reich 1871–1945, Bd. 2, München 2009, 
S. 437 f. 
42 Aktennotiz vom 24. 4. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 358 (= CAHJP–
HM2/8735).
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zunächst ein Vorgutachten zu Bischoffs Pamphlet ein, in dem er resümierte, 
dass Bischoff jüdische und nichtjüdische Verteidiger des Talmuds und vor 
allem auch den CV aufs Schärfste angreife, allerdings in einer Form, die eine 
juristische Belangung Bischoffs unmöglich mache.43 Im Juli 1929 wurde in 
der Hauptgeschäftsstelle mit Munk vereinbart, dass dieser zunächst eine 
Kartothek anfertigen solle, die sich mit allen Stellen, die Bischoff in seinem 
Pamphlet anführe, befasse. Auf dieser Grundlage sei ggf. zu einem späteren 
Zeitpunkt ein „Anti-Bischoff“ zu verfassen.44 
Nachdem Bischoff im Sommer 1929 ein weiteres Pamphlet mit dem 
Titel Das Blut im jüdischen Schrifttum und Brauch veröffentlicht hatte, bat 
der damalige Direktor des CV, Ludwig Holländer, Rabbiner Felix Gold-
mann um eine Einschätzung des Pamphlets, gerade auch im Hinblick auf 
den anstehenden Prozess in Nürnberg.45 In seinem Gutachten bezeichnete 
Goldmann das Pamphlet als den „schlimmste[n] antisemitische[n] Angriff“, 
den er jemals gelesen habe.46 Die Perfidität des Pamphlets bestehe vor allen 
Dingen in den zahlreichen Andeutungen Bischoffs, aus denen jeder her-
auslesen könne, was er für richtig halte.47 Ausgehend von Goldmanns Gut-
achten verabredete Hirschberg mit Munk, dass dieser eine Schrift zu den 
beiden Pamphleten Bischoffs verfassen solle.48 Das Manuskript mit dem 
Arbeitstitel „Verkanntes Judentum“ reichte Munk im Juli 1930 ein, wobei 
er hervorhob, dass seine Schrift keine „apologetische“, sondern eine „streng 
wissenschaftliche“ sei.49 Hirschberg wandte sich daraufhin an zwei mit der 
juristischen Abwehrarbeit des CV vertraute Theologen, einen jüdischen und 
43 Schreiben Munks an den CV Berlin vom 31. 5. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, 
l. 350 (= CAHJP–HM2/8735). 
44 Notiz an Brodnitz vom 29. 7. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 332 (= CAHJP–
HM2/8735).
45 Schreiben an Goldmann vom 26. 8. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 328 
(= CAHJP–HM2/8735).
46 Gutachten zu Bischoff, „Das Blut im jüdischen Schrifttum und Brauch“ vom 
5. 9. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 321 (= CAHJP–HM2/8735). 
47 Gutachten zu Bischoff, „Das Blut im jüdischen Schrifttum und Brauch“ vom 
5. 9. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 322 (= CAHJP–HM2/8735).
48 Aktennotiz vom 27. 9. 1929, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 310 (= CAHJP–
HM2/8735). 
49 Schreiben Munks an den CV Berlin vom 28. 7. 1930, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, 
l. 166 (= CAHJP–HM2/8735). 
138 Regina Grundmann
einen nichtjüdischen, mit der Bitte um Begutachtung der Schrift: zum einen 
an Rabbiner Goldmann, zum anderen an den bereits erwähnten evangeli-
schen Theologen Walter Windfuhr, der mit dem CV zusammenarbeitete 
und von diesem sehr geschätzt wurde. Windfuhr hob in seinem Gutachten 
hervor, dass Munk Bischoffs Widerlegung gut gelungen sei und die Schrift 
daher von großem Nutzen sein könne, allerdings nur für Kenner. Für eine 
über diesen Kreis hinausgehende Verwendung müsse die Schrift zunächst 
überarbeitet werden.50 Für Goldmann bestand der Wert der Schrift Munks 
vor allem darin, dass der Verfasser keine „unnütze oder überflüssige Apo-
logetik“, sondern eine „wirkliche wissenschaftliche Auseinandersetzung“ 
vorgelegt habe.51 Wie Windfuhr verwies Goldmann darauf, dass die Schrift 
ausschließlich für wissenschaftliche Kreise und nicht für Laien geeignet 
sei.52 Die Schrift müsse daher nach ihrem Erscheinen „vom journalistischen 
Standpunkt aus gehörig ausgeschlachtet werden“.53 
Nach weiterer Korrespondenz zwischen der Zentrale und Munk sowie 
zwischen Goldmann und Munk im Hinblick auf die Überarbeitung ein-
zelner Punkte des Manuskripts musste CV-intern die Frage der Finanzie-
rung der Honorarzahlung an Munk und der Drucklegung des Manuskripts 
geklärt werden. Hirschberg führte dazu gegenüber der CV-Zentrale im 
August 1931 aus, dass es sich bei Bischoffs Buch vom Schulchan aruch um 
„die, einschließlich Eisenmenger, bedenklichste Arbeit gegen das jüdische 
Schrifttum“54 handle. Es sei daher im dringenden Interesse des CV, eine 
„wissenschaftlich einwandfreie und zugleich polemisch wirkende Gegen-
schrift herauszubringen“.55 Munks Schrift würde die Autorität Bischoffs, 
des „gefährlichste[n] Sachverständige[n] der judenfeindlichen Parteien in 
Strafprozessen“,56 erstmals grundlegend erschüttern. Die Schrift sei jedoch 
50 Schreiben Windfuhrs an den CV Berlin vom 1. 9. 1930, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, 
l. 155 (= CAHJP–HM2/8735). 
51 Gutachten Goldmanns zu Munk, „Verkanntes Judentum“ vom 13. 11. 1930, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 1.746, l. 166 (= CAHJP–HM2/8735). 
52 Ebenda. 
53 Schreiben Goldmanns an den CV Berlin vom 25. 11. 1930, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1746, l. 121 (= CAHJP–HM2/8735). 
54 Internes Schreiben Hirschbergs vom 26. 8. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 82 
(= CAHJP–HM2/8735). 
55 Ebenda.
56 Ebenda. 
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nicht für den „Massenbetrieb“57 verwendbar, sodass ihre Drucklegung auf-
grund der beschränkten buchhändlerischen Verwendungsmöglichkeit für 
den CV nicht rentabel sein werde. Hirschberg plädierte daher dafür, Munks 
Honorar und die Drucklegung aus einem Sonderfonds zu bezahlen.58 Wie-
ner sah dafür zwar grundsätzlich die Möglichkeit, sprach sich aber ange-
sichts der zu erwartenden geringen Rentabilität dafür aus, zunächst noch 
abzuwarten.59 Im September 1931 wandte sich Wiener an den Hamburger 
Bankier Max Warburg mit der Bitte um Übernahme des Honorars für 
Munk und der Druckkosten seiner Schrift in Höhe von ca. 2000 Mark, da 
die Drucklegung der Schrift trotz der angespannten wirtschaftlichen Lage 
notwendig und eilig sei.60 Ein Antwortschreiben Warburgs ist nicht überlie-
fert, allerdings wurde die Drucklegung im November eingeleitet. 
Noch während der Drucklegung kamen Wiener grundlegende Zwei-
fel an der Verwendbarkeit der Schrift für die Abwehr- und Aufklärungs-
arbeit des CV: Nach der Lektüre des Umbruchexemplars war Wiener, wie 
er Ende Januar 1932 gegenüber Goldmann ausführte, zu dem Schluss 
gelangt, dass wesentliche Änderungen notwendig seien, da die Schrift in 
der vorliegenden Form nicht die erhoffte Wirkung auf nichtjüdische Leser 
haben werde: „Hätte ich die Zeit, und vor allem den Auftrag, als Lektor des 
Philo-Verlags dieses Buch durchzusehen, so wäre ich zu wesentlich ande-
ren Entschliessungen und Vorschlägen betr. die Grundhaltung des Buches 
gekommen.“61 Goldmann wandte ein, dass Wiener bei seiner Lektüre die 
Perspektive eines „‚poschete[n] Christ[en]‘“62 eingenommen habe, jedoch 
richte sich die Schrift ausschließlich an gebildete Leser und sei nicht für 
57 Ebenda. 
58 Internes Schreiben Hirschbergs vom 26. 8. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 83 
(= CAHJP–HM2/8735).
59 Schreiben Wieners an Brodnitz vom 1. 9. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 81 
(= CAHJP–HM2/8735). 
60 Schreiben Wieners an Warburg vom 23. 9. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, 
l. 78–80 (= CAHJP–HM2/8735). 
61 Schreiben Wieners an Goldmann vom 25. 1. 1932, RGWA f. 721, op. 1, d. 1746, 
l. 33–34 (= CAHJP–HM2/8735). 
62 Schreiben Goldmanns an Wiener vom 31. 1. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 32 
(= CAHJP–HM2/8735). „Poschet“: Jiddisch für „gewöhnlich“, „einfach“. In Anleh-
nung an den jiddischen Ausdruck „a poscheter jid“ gebildete Bezeichnung für 
einen Durchschnittschristen. 
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breite V olkskreise bestimmt: „Aufklärung über den Talmud für das Volk 
ist ganz etwas Anderes.“63 Damit definierte Goldmann den Adressatenkreis 
der Schrift Munks grundsätzlich anders als den der Schrift Guttmanns, 
die sich aus seiner Sicht an Laien und die „großen Massen“ richtete.64 An 
der Nützlichkeit der Schrift Munks im Hinblick auf Gerichtsprozesse hielt 
Goldmann uneingeschränkt fest. Im Februar 1932 wurden Munk einige 
Überarbeitungsvorschläge Wieners und Hirschbergs unterbreitet, die sich 
insbesondere auf einzelne Stellen und den Titel bezogen.65
Nachdem die Schrift unter dem Titel Nichtjuden im jüdischen Reli-
gionsrecht. Theorie und ausgewählte Vorschriften nach Talmud, Schulchan 
aruch u. Maimonides in einer Auflagenhöhe von 1000 Exemplaren im April 
1932 erschienen war, setzte die Berliner Geschäftsstelle die Landesverbände 
und Beamten des CV von der Schrift in Kenntnis. Es handle sich „um eine 
der wichtigsten Erscheinungen dieser Zeit. Von besonderer Bedeutung 
sind die klaren sachlichen Widerlegungen für Gerichtsbüchereien, Richter 
und Staatsanwälte.“66 Holländer hielt die Landesverbände dazu an, Munks 
Schrift an Gerichte zu versenden, wofür ihnen einige Gratisexemplare zur 
Verfügung gestellt wurden. Weitere Exemplare konnten sie zu einem ermä-
ßigten Preis erwerben.67 
III. Die CV-interne Kontroverse um Munks Schrift 
 und die Abwehrarbeit des CV 1932 
Die CV-interne Kontroverse um Munks Schrift, die den Kurs der Zentrale 
im Hinblick auf die Abwehrtätigkeit grundlegend hinterfragte, begann 
im Juni 1932 mit der Mitteilung Gustav Feldmanns, des Vorsitzenden des 
Württembergischen Landesausschusses des CV, an Holländer, dass er die 
63 Schreiben Goldmanns an Wiener vom 31. 1. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 32 
(= CAHJP–HM2/8735).
64 Vgl. Abschnitt I. des vorliegenden Beitrags. 
65 Schreiben an Munk vom 5. 2. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 27 (= CAHJP–
HM2/8735). 
66 Schreiben Leibholz’ an den linksrheinischen Landesverband vom 26. 11. 1930, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 1743, l. 62 (= CAHJP–HM2/8735).
67 Ebenda. 
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empfohlene Verbreitung der Schrift Munks in seinem Landesverband habe 
stoppen lassen, denn mit dieser Schrift würde der CV „allen den Richtern, 
welche die völkischen Verleumdungen angeekelt aus der Hand legen, nun-
mehr [seiner]seits eine Blütenlese talmudischer Zitate“ ohne durchgehend 
überzeugende Erklärungen bringen, die „sicher aber, um mit dem Kandi-
daten Jobs zu reden, ein bedenkliches Schütteln des Kopfes hervorrufen 
muss“.68 Innerhalb des CV könnten Talmudkenner wie Rabbiner Gold-
mann die Wirkung derartiger Schriften auf christliche Leser viel weniger 
einschätzen als Laien; die Wirkung auf Richter könne nur von Juristen, die 
in der Praxis tätig seien, adäquat beurteilt werden.69 Er werde daher vor der 
weiteren Versendung der Schrift zunächst die Meinung zweier Juristen ein-
holen. Zudem sollten Munks Schrift und sein Schreiben dem Rechtsanwalt 
Erich Eyck, einem Vorstandsmitglied des CV, mit der Bitte um Stellung-
nahme vorgelegt werden, was Wiener, der Holländer zu diesem Zeitpunkt 
vertrat, nach Erhalt des Briefes tat. 
In seinem Antwortanschreiben an Feldmann hob Wiener hervor, 
dass er dessen grundsätzliche Bedenken an einer Verwendung von Munks 
Schrift in der Abwehrtätigkeit teile: Bei seiner Lektüre des Umbruchexemp-
lars sei er zu der Einschätzung gelangt, dass die „Tatsache der Häufung von 
Stellen aus dem Talmud, die für unser normales moralisches Empfinden, 
selbst wenn sie richtig auszulegen sind, unverständlich erscheinen, […] auf 
jemand, der nicht berufsmässig sich mit der jüdischen Wissenschaft befasst, 
keinen günstigen Eindruck hervorrufen [wird]“.70 Rabbiner Goldmann 
habe seine Bedenken allerdings nicht anerkennen können. Beurteile man 
die Schrift jedoch nicht aus der Perspektive eines Rabbiners und Gelehrten, 
sondern „psychologisch“, könne man sich Feldmanns und seinen eigenen 
Bedenken nicht verschließen.71 Feldmann führte in seiner Antwort aus, 
dass er Munks Schrift ausschließlich im Hinblick auf die Wirkung beur-
teile, die sie auf nichtjüdische Leser haben könne, denn für die „Apologetik“ 
68 Schreiben Feldmanns an Holländer vom 16. 6. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, 
l. 71 (= CAHJP–HM2/8738). 
69 Ebenda.
70 Schreiben Wieners an Feldmann vom 18. 6. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, l. 67 
(= CAHJP–HM2/8738).
71 Ebenda.
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sei es maßgeblich, „in dem Hirn des Anderen“ zu denken.72 Anstatt Publi-
kationen wie Munks Schrift zu finanzieren, müsse sich der CV endlich dazu 
entschließen zu erklären, dass die CV-Mitglieder von den „veralteten juris-
tischen Bestimmungen im Talmud nichts mehr wissen wollen“ und dass 
sie eine „Verteidigung solcher Bestimmungen für […] überflüssig halten“.73 
Damit fordert Feldmann, dass der CV in seiner Abwehrarbeit zukünftig 
keine „talmudische Apologetik“ mehr betreiben solle.
Ähnlich argumentierte Eyck in seiner Stellungnahme zu Munks 
Schrift. Der Rechtsanwalt betonte, dass er zwar ein „vollkommener Laie“74 
hinsichtlich des Talmuds sei, aber vielleicht gerade deshalb die Wirkung 
von Munks Schrift auf nichtjüdische Leser, insbesondere auf nichtjüdi-
sche Richter, besonders gut beurteilen könne. Feldmanns Bedenken teile 
er uneingeschränkt: Die in der Schrift angeführten Zitate stünden zu einer 
„modernen Auffassung“ in einem „schroffen Widerspruch“.75 Eyck bezwei-
felte, dass Munks Kommentare zu diesen Zitaten Laien überzeugen könn-
ten. Zu den zitierten talmudischen Stellen könne man vom „gegenwärtigen 
Standpunkt“ aus nur sagen, dass sie „schwer verständliche Überbleibsel 
einer ein für allemal erledigten Vergangenheit“76 seien. Gerade dieses Argu-
ment werde jedoch von Munk nicht angeführt. Die Tatsache, dass der CV 
diese Schrift an Richter versende, werde bei diesen den falschen Eindruck 
erwecken, dass die angeführten talmudischen Lehren noch heute von nor-
mativer Geltung seien. Eyck empfahl daher „dringlich“, die Schrift nicht 
weiter zu versenden.77
Angesichts der Kontroverse über die Verwendung von Munks Schrift 
in der Abwehrarbeit hatte die Zentrale zwischenzeitlich die Stellungnahme 
eines weiteren Rabbiners eingeholt. Rabbiner Hugo Hahn, Essen, zu dem 
72 Schreiben Feldmanns an Wiener vom 20. 6. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, l. 64 
(= CAHJP–HM2/8738).
73 Ebenda.
74 Schreiben Eycks an den CV Berlin vom 20. 6. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, l. 66 
(= CAHJP–HM2/8738). 
75 Ebenda.
76 Schreiben Eycks an den CV Berlin vom 20. 6. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, 
l. 65–66 (= CAHJP–HM2/8738).
77 Schreiben Eycks an den CV Berlin vom 20. 6. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, l. 66 
(= CAHJP–HM2/8738).
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Zeitpunkt Mitglied Hauptvorstandes des CV, schloss sich zwar nicht der 
negativen Beurteilung Feldmanns und Eycks an, bewertete die Schrift aber 
auch nicht so uneingeschränkt positiv wie Goldmann. Hahns Meinung 
nach sei die Schrift aufgrund ihres zu abstrakten Stils zur freiwilligen Lek-
türe nicht zu empfehlen, jedoch könne sie den Gerichtsbehörden in Fällen 
von Ritualmordbeschuldigungen hilfreich sein. Er sprach sich dafür aus, 
die Schrift den Gerichtsbehörden „nur in Notfällen“78 zuzuschicken. Zwi-
schenzeitlich war Goldmanns Besprechung in der C.V.-Zeitung erschienen, 
in der er zunächst erläuterte, dass eine wissenschaftliche Auseinanderset-
zung mit Bischoffs Pamphlet Das Buch vom Schulchan aruch, wie sie Munks 
Schrift leiste, von existenzieller Notwendigkeit sei. Munks Schrift sei im 
„wissenschaftlichen Abwehrkampf […] eine vortreffliche Waffe“ und werde 
„ewigen Wert“ behalten.79 Besonders wichtig war es Goldmann hervorzu-
heben, dass es sich bei der von Munk behandelten talmudischen „Fremden-
gesetzgebung“ um eine nicht mehr normative Gesetzgebung handle, sodass 
er im Sperrdruck ausführte: „Daß alle ihre Forderungen heute auch vom 
religiösen Standpunkte aus bedeutungslos sind und nicht mehr gelten, kann 
als allgemein bekannt vorausgesetzt werden.“80
Im Juli 1932 sandte Feldmann der Zentrale die von ihm eingeholten 
Gutachten zweier dem CV nahestehender, namentlich nicht bekannter 
Juristen, eines Richters und eines Rechtsanwalts, zu. Das durch den Rich-
ter erstellte Gutachten sprach sich nachdrücklich gegen eine Verbreitung 
der Schrift in nicht-theologischen Kreisen aus. Der Gutachter kritisierte 
insbesondere, dass das talmudische Recht von Munk als nach wie vor gül-
tiges und verbindliches Recht dargestellt werde und dass Munks Überzeu-
gung, dass es sich bei dem jüdischen Recht um geoffenbartes Recht han-
dele, unverkennbar sei.81 Für den Juristen seien Munks Auslegungen der 
talmudischen Lehren nicht nachvollziehbar und würden zahlreiche Fragen 
78 Schreiben des Landesverbandes Rheinland Westfalen und der Ortsgruppe Essen 
an den CV Berlin vom 23. 6. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, l. 58 (= CAHJP–
HM2/8738). 
79 Felix Goldmann, „Besprechung von Eli Munk, Nichtjuden im jüdischen Religions-
recht“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 28 vom 8. 7. 1932, S. 290. 
80 Ebenda. 
81 Schreiben Feldmanns an den CV Berlin vom 20. 7. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1804, l. 42–43 (= CAHJP–HM2/8738). 
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aufwerfen.82 Auch der zweite Gutachter sprach sich entschieden gegen die 
weitere Verbreitung der Schrift aus. Zwar zeichne sich die Schrift durch 
wissenschaftliche Gründlichkeit und „sittlichen Ernst“ aus, sei aber für 
den „Abwehrkampf“ ungeeignet.83 Der unvoreingenommene nichtjüdische 
Leser werde, insbesondere wenn er Jurist sei, zu der Auffassung gelangen, 
dass sich Talmud und Schulchan Arukh mit modernen Rechts- und Moral-
begriffen nicht vereinbaren ließen.84 In seiner Besprechung in der C.V.- 
Zeitung habe Goldmann zwar unterstrichen, dass die von Munk angeführ-
ten talmudischen Vorschriften keinerlei Geltung mehr hätten, Munk selbst 
vertrete aber eine gegenteilige Auffassung.85 
Hirschberg teilte Feldmann im Juli 1932 mit, dass auf Feldmanns 
S chreiben hin und aufgrund der eingeholten Gutachten die Verbreitung 
von Munks Schrift über die Landesverbände gestoppt worden sei. Auch sei 
Goldmanns Besprechung der Schrift in der C.V.-Zeitung stark gekürzt wor-
den.86 Im August 1932 übersandte Hirschberg Goldmann, der die Veröffent-
lichung der Schrift dem CV empfohlen hatte, die eingegangene Korrespon-
denz zu Munks Schrift mit der Bitte um Stellungnahme zu. Goldmann hielt 
der Kritik an der Verwendung von Munks Schrift in der Abwehrarbeit des 
CV entgegen, dass nach der Veröffentlichung von Bischoffs Pamphlet eine 
fundierte Gegenschrift notwendig gewesen sei. Sicherlich hätte das Buch 
„noch besser“ werden können, aber sein Wert bestehe in seinem Vorhan-
densein. Er habe von Anfang an darauf hingewiesen, dass die Schrift aus-
schließlich für Gelehrte geeignet sei. Zwar sei er davon ausgegangen, dass 
die Schrift gerade an Richter zu verteilen sei, aber da die Juristen, die die 
Schrift begutachtet hätten, anderer Meinung seien, müsse man davon abse-
hen. Zumindest sollte die Schrift jedoch seiner Meinung nach in jeder größe-
ren Bibliothek in Deutschland vorhanden und insbesondere Staats anwälten 
82 Schreiben Feldmanns an den CV Berlin vom 20. 7. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1804, l. 44 (= CAHJP–HM2/8738). 
83 Schreiben an Feldmann vom 19. 7. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, l. 46 
(= CAHJP–HM2/8738). 
84 Ebenda. 
85 Schreiben an Feldmann vom 19. 7. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, l. 45–47 
(= CAHJP–HM2/8738). 
86 Schreiben Hirschbergs an Feldmann vom 24. 7. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, 
l. 40 (= CAHJP–HM2/8738). 
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zugänglich sein.87 Neben dem Württembergischen Landesausschuss des CV 
teilte im Oktober 1932 auch die Geschäftsstelle der Ortsgruppe Nürnberg der 
Zentrale in Berlin mit, dass sie Munks Schrift juristisch habe eingehend prü-
fen lassen, durch Justizrat Joseph Gallinger der sich um die Vorbereitung des 
Prozesses in Nürnberg 1929 große Verdienste erworben hatte, sowie durch 
Rechtsanwalt Walter Berlin, der als Vorsitzender der Ortsgruppe Nürnberg 
als einziger Zeuge bei dem Prozess aufgetreten war.88 Beide seien zu dem 
Schluss gekommen, dass die Schrift für die Abwehrarbeit des CV „vollkom-
men ungeeignet“ sei.89 Die Korrespondenz zu Munks Schrift endet in den 
überlieferten Aktenbestände damit, dass die Hauptgeschäftsstelle Munk im 
Februar 1933 mitteilte, dass die Schrift nicht „besonders gut“ verkauft wor-
den sei. Eine Reihe von Exemplaren sei im Buchhandel abgesetzt worden; 
zudem habe der CV Exemplare für Aufklärungszwecke verteilt.90
Die massive Kritik an der Verwendung von Munks Schrift in der Abwehr-
arbeit durch mehrere CV-Mitglieder, die als Juristen tätig waren und damit 
eine innerhalb des CV überdurchschnittlich stark repräsentierte Berufs-
gruppe vertraten91 und deren Selbstverständnis als liberal bzw. nicht reli-
giös einzustufen ist, zeigte Wirkung. Die CV-Zentrale ließ die Verbreitung 
der Publikation stoppen, die nach dem Anspruch des Verfassers eine „rein 
wissenschaftliche“ und damit nicht an Laien gerichtete Schrift sein sollte, 
von der CV-Zentrale im „Abwehrkampf“ aber vor allem an Laien versen-
det worden war. Die bevorstehenden Reichstagswahlen und die „Ueberfülle 
drängender anderer Fragen, die die Gegenwart mit sich bringt“,92 n ahmen 
87 Schreiben Goldmanns an den CV Berlin vom 16. 8. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1804, l. 35–36 (= CAHJP–HM2/8738). 
88 Aus dem Protokoll der Hauptvorstandssitzung vom 15. 12. 1929, RGWA, f. 721, 
op. 2, d. 3383, l. 9–11 (= CAHJP–HM2/8825); Hirschberg, „Das Urteil von Nürn-
berg“, S. 600 f.
89 Schreiben der Ortsgruppe Nürnberg an den CV Berlin vom 11. 10. 1932, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 1804, l. 14 (= CAHJP–HM2/8738). 
90 Schreiben an Munk vom 15. 2. 1933, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, l. 3 (= CAHJP–
HM2/8738). 
91 Vgl. Arnold Paucker, Zur Problematik einer jüdischen Abwehrstrategie in der deut-
schen Gesellschaft, in: Werner E. Mosse/Arnold Paucker (Hrsg.), Juden im Wilhel-
minischen Deutschland 1890–1914, Tübingen 1976, S. 491 f., Fn. 40 und 41. 
92 Schreiben Hirschbergs an Feldmann vom 24. 7. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, 
l. 40 (= CAHJP–HM2/8738). 
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die Zentrale in der zweiten Hälfte des „Jahr[es] der Entscheidungen“93 1932 
so sehr in Anspruch, dass eine grundlegende Auseinandersetzung mit der 
Kritik an Munks Schrift und damit an der Abwehrtätigkeit des CV hinsicht-
lich der antitalmudischen Propaganda ausblieb.94 
1894 hatte Eugen Fuchs die CV-Mitglieder davon zu überzeugen ver-
sucht, dass die Abwehrtätigkeit des CV in Bezug auf die antisemitische Agi-
tation gegen den Talmud eine rein politische, keine religiöse sei. Die Kon-
troverse um Munks Schrift zeigt jedoch, dass ein Teil der CV-Mitglieder 
genau dies anders beurteilte. In der Kontroverse tritt deutlich die Auffas-
sung hervor, dass der Talmud, dem keine normative Geltung mehr zuer-
kannt wurde, mit einem modernen Selbstverständnis nicht vereinbar sei 
und daher gegenüber der nichtjüdischen Umwelt auch nicht zu verteidigen 
sei. Die eigentliche Zielsetzung der Schrift – eine Widerlegung Bischoffs – 
rückte in der Debatte über den Kurs der Abwehrtätigkeit des CV in Bezug 
auf die antitalmudische Propaganda in den Hintergrund. An der grund-
sätzlichen Notwendigkeit der Widerlegung der antitalmudischen Propa-
ganda hielt die Hauptgeschäftsstelle jedoch fest. Davon zeugt nicht zuletzt 
Felix Goldmanns zwölfseitiger Beitrag Werden, Wesen, Wert des Talmud, 
der als Sondernummer der Monatsausgabe der C.V.-Zeitung für August und 
September 1932 erschien. Begründet wurde der Beitrag damit, dass über das 
„Talmudproblem […] so viel und vielerlei geschrieben, geredet, behauptet, 
von dem aber so wenig gewusst wird“.95 Sein Ziel sei daher Wissensvermitt-
lung in Bezug auf den Talmud. Es ist bezeichnend, dass die Zentrale diesen 
Beitrag für die Monatsausgabe der C.V.-Zeitung,96 die sich an ein christliches 
93 O. V., „1932 – das Jahr der Entscheidungen. Die drei Berliner Kundgebungen des 
Centralvereins“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 4 vom 22. 1. 1932, S. 30. 
94 Schreiben Hirschbergs an Feldmann vom 24. 7. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, 
l. 40 (= CAHJP–HM2/8738). 
95 Felix Goldmann, „Werden, Wesen, Wert des Talmuds“, in: C.V.-Zeitung (Monats-
ausgabe) August/September 1932, S. 45. Das Bemühen des CV, konkrete Hilfe-
stellungen bei der Beschäftigung mit der jüdischen Traditionsliteratur zu geben, 
verdeutlicht in diesem Kontext nicht zuletzt auch der auf der letzten Seite der Son-
dernummer abgedruckte Hinweis, dass der CV mit Auskünften über weiterfüh-
rende Literatur zu der Thematik jederzeit zur Verfügung stehe. Vgl. C.V.-Zeitung 
(Monatsausgabe) August/September 1932, S. 56. 
96 In dem Bericht über die Hauptversammlung des CV im Februar 1928 wurde die 
Monatsausgabe der C.V.-Zeitung als „wichtigstes Instrumentarium der gedruckten 
147„Um nicht schweigen zu müssen“
Publikum richtete, gerade nicht durch Guttmann oder Munk verfassen ließ, 
sondern durch Goldmann, der zum einen durch seine langjährige Tätigkeit 
in verschiedenen Gremien mit der Abwehr- und Aufklärungsarbeit des CV 
sehr vertraut und zum anderen von seinem religiösen Selbstverständnis her 
als liberal einzustufen war. 
Goldmanns Beitrag zum Talmud wurde gerade von CV-Mitgliedern, 
die die Verwendung von Munks Schrift im „Abwehrkampf“ scharf kritisiert 
hatten, positiv rezipiert: Feldmann schlug im Auftrag des Württembergi-
schen Arbeitsausschusses der Hauptgeschäftsstelle vor, Goldmanns Beitrag 
in Form einer Broschüre herauszugeben, da der Beitrag so „auf ein wesent-
lich größeres Interesse bei christlichen Empfängern rechnen dürfe“.97 Bei 
dem in der Monatsausgabe der C.V.-Zeitung erschienenen Beitrag handelte 
es sich um einen Auszug aus der von Goldmann verfassten Broschüre 
Der Talmud, sein Werden, sein Wesen, sein Wert, die Mitte September 1932 
bei einem Leipziger Verlag erschienen war und von der nach ihrer Veröf-
fentlichung den Landesverbänden jeweils ein Exemplar zugeschickt wurde, 
mit dem Hinweis, dass sich die Broschüre besonders zur Verbreitung in 
nichtjüdischen Kreisen eigne.98
IV. Antitalmudische Propaganda im Alltag von CV-Mitgliedern 
 1933–1935 
Im Februar 1933 hatte der CV in der C.V.-Zeitung unter der Überschrift 
„Unsere Aufgabe wächst“ einen eindringlichen Spendenaufruf für den 
Aufklärungsfonds des CV veröffentlicht.99 Wie sehr die Aufgaben des CV 
nach der „Machtergreifung“ der Nationalsozialisten wuchsen, belegen auch 
die zahlreichen Anfragen, die die Zentrale in den Jahren 1933 bis 1935 von 
Aufklärung unter den Nichtjuden“ bezeichnet. Vgl. o. V., „Unsere Hauptversamm-
lung 1928. Erster Rückblick – Die Kundgebung – Die Tagung“, in: C.V.-Zeitung, 
Nr. 7 vom 17. 2. 1928, S. 96. 
97 Schreiben Feldmanns an den CV Berlin vom 14. 9. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1804, l. 46 (= CAHJP–HM2/8738). CVZ vom 23. 2. 1933. 
98 Schreiben Löwenthals an Feldmann vom 16. 9. 1932 RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, 
l. 45 (= CAHJP–HM2/8738). 
99 Anzeige „Unsere Aufgabe wächst“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 6 vom 9. 2. 1933, S. 45.
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CV-Mitgliedern erhielt, die in ihrem Alltag verstärkt mit antitalmudischer 
Propaganda konfrontiert wurden. Die CV-Mitglieder, die die Anfragen an 
die Zentrale richteten, besaßen in der Regel, wie sie selbst zum Teil beton-
ten, nur ein geringes oder gar kein Wissen über den Talmud. So führte z. B. 
Jacob Haas, Kandel, im Februar 1933 in einem Schreiben an die Zentrale 
aus: „Wie überall, so haben auch wir unter der neuen Bewegung viel zu lei-
den. So wurde jetzt auch die Behauptung aufgestellt, der Talmud würde von 
den Juden verlangen, aus den Christen Alles herauszuholen, was in ihnen 
steckt & sie ganz auszubeuten. Es würde mich sehr interessieren, das Wich-
tigste vom Talmud kennen zu lernen, insbesondere bitte ich Sie, mich über 
obigen Punkt aufzuklären.“100 
Die im Kontext der nationalsozialistischen Agitation gegen den Talmud 
an die Geschäftsstelle gerichteten Anfragen von CV-Mitgliedern hatten 
unterschiedliche Zielsetzungen. Zu einem großen Teil baten die Anfragen-
den um die Zusendung von Informationsmaterial, um der antitalmudi-
schen Propaganda nationalsozialistisch gesinnter Nachbarn und Bekannten 
entgegentreten zu können. Im Juni 1934 wandte sich etwa Ljubow Schnitt-
kind, Berlin, an den CV, da ein Nationalsozialist bei einer gesellschaft lichen 
Zusammenkunft insbesondere mit dem Stereotyp der talmudischen Dop-
pelmoral agitiert hatte und von der Anfragenden und einem weiteren anwe-
senden jüdischen Herrn „nicht wirksam widerlegt“ werden konnte. Sie bat 
daher um Zusendung entsprechender Materialien, die sie ggf. auch an den 
Betreffenden weiterleiten könne.101 Die Geschäftsstelle empfahl ihr die bei-
den Schriften von Guttmann und Munk.102 In anderen Antwortschreiben 
verwies die Zentrale zum Teil auch auf Goldmanns 1932 in der Monatsaus-
gabe der C.V.-Zeitung veröffentlichten Beitrag zum Talmud.103 Neben der 
Bitte um Zusendung allgemeiner Informationsmaterialien über den Talmud 
100 Schreiben Haas’ an den CV Berlin vom 9. 2. 1933, RGWA, f. 721, op. 2, d. 159, l. 27 
(= CAHJP–HM2/8789). 
101 Schreiben Schnittkinds an C.V.-Zeitung vom 8. 6. 1934, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, 
l. 145–146 (= CAHJP–HM2/8789).
102 Schreiben an Schnittkind vom 23. 6. 1934, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 142 
(= CAHJP–HM2/8789).
103 Vgl. z. B. das Schreiben Hirschbergs an Haas vom 16. 2. 1933, RGWA, f. 721, op. 2, 
d. 169, l. 24 (= CAHJP–HM2/8789) und das Schreiben Rosenstocks an Seckbach 
vom 21. 10. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1804, l. 54 (= CAHJP–HM2/8789). 
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wandten sich CV-Mitglieder auch an die Zentrale im Hinblick auf konkrete, 
angeblich aus dem Talmud stammende Stellen, mit denen sie von natio-
nalsozialistisch gesinnten Bekannten konfrontiert wurden. Gerda Asch, 
Berlin, beispielsweise bat die Zentrale Anfang 1935 um eine Stellungnahme 
zu der häufig im Stürmer als Talmudstelle angeführten Aussage „Der Jude 
muss oder darf den Nichtjuden betrügen“.104 In einem ausführlichen Ant-
wortschreiben führte Werner Rosenstock aus, dass es sich bei dieser Aus-
sage nicht um ein Zitat aus dem Talmud handle, sondern aus Eisenmengers 
Pamphlet Entdecktes Judenthum. Darüber hinaus teilte er der Anfragenden 
Stellen aus der jüdischen Traditionsliteratur mit, die die „freundschaftliche 
Einstellung des Judentums“ gegenüber Nichtjuden zeigten, und verwies zur 
Vertiefung der Materie auf Guttmanns Schrift.105 
Zugleich beschäftigte die CV-Mitglieder die Frage nach dem Umgang 
mit dem Aufklärungsmaterial des CV angesichts der durch die Nationalso-
zialisten bereits ausgehöhlten Rechtsstaatlichkeit. So fragte Sigmund Lewy, 
Berlin, 1935 bei der Geschäftsstelle an, ob er das Aufklärungsmaterial über 
den Talmud auch an „Arier“ weitergeben dürfe.106 Die Zentrale empfahl 
ihm, diese Entscheidung in Abhängigkeit von der Art des Bekanntschafts-
verhältnisses selbst zu treffen.107 Ebenfalls 1935 erkundigte sich der Landes-
verband Pommern beim CV, ob es eine Verordnung oder ein Gerichts urteil, 
„darüber, daß man Arier über Talmudfälschungen nicht aufklären“108 
dürfe, gebe. Die Zentrale teilte dem Landesverband mit, dass ihr eine der-
artige Verordnung oder ein solches Gerichtsurteil nicht bekannt seien.109 
Zudem erhielt der CV nach 1933 auch Anfragen von Juristen, die sich als 
Rechtsanwälte im Rahmen von Zivilprozessen mit antitalmudischer, insbe-
104 Schreiben Aschs an den CV Berlin vom 23. 1. 1935, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 93 
(= CAHJP–HM2/8789). 
105 Schreiben Rosenstocks an Asch vom 29. 1. 1935, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 91–92 
(= CAHJP–HM2/8789). 
106 Schreiben Lewys an den CV Berlin vom 3. 12. 1935, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 46 
(= CAHJP–HM2/8789). 
107 Schreiben Rosenstocks an Lewy vom 6. 12. 1935, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 45 
(= CAHJP–HM2/8789). 
108 Schreiben des Landesverbandes Pommern an den CV Berlin vom 2. 10. 1935, 
RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 62 (= CAHJP–HM2/8789). 
109 Schreiben Rosenstocks an den Landesverband Pommern vom 11. 10. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 2, d. 169, l. 61 (= CAHJP–HM2/8789).
150 Regina Grundmann
sondere auf die Diskreditierung jüdischer Kläger und Zeugen abzielender 
Propaganda auseinandersetzen mussten.110 Die Zentrale sandte ihnen ent-
sprechendes Material zu, vor allem allgemeine Erläuterungen zum Talmud 
sowie zu Eid und Gelübden und zur Stellung von Nichtjuden im jüdischen 
Recht.111 
Die zunehmende Konfrontation mit antitalmudischer Propaganda im 
Alltag verdeutlicht auch ein Beispiel aus Görlitz. Die Ortsgruppe Görlitz 
teilte der Zentrale im Oktober 1933 mit, dass der dortige Rabbiner Hugo 
Krakauer von der „politischen Polizei“ im Hinblick auf Herkunft und Bedeu-
tung des Talmuds vernommen worden sei. Anlass für diese Vernehmung 
war eine der Görlitzer Staatsanwaltschaft vorliegende „Strafanzeige gegen 
den T almud“, die auf der Behauptung basierte, dass Talmud und Schulchan 
Arukh Gesetze enthielten, die „zum Hochverrat und zur Treuelosigkeit 
gegen die Regierung“ aufforderten.112 Die Zentrale ließ dem Rabbiner dar-
aufhin über die CV-Geschäftsstelle in Breslau verschiedene Broschüren, u. a. 
die Schriften von Guttmann und Munk, zuschicken, begleitet von der Bitte, 
über den weiteren Verlauf des Verfahrens informiert zu werden.113 
Insgesamt versuchten die Mitarbeiter der Berliner Zentrale, alle Anfra-
gen möglichst ausführlich und adressatengerecht zu beantworten, wobei 
sie darauf hinwiesen, dass es ihnen nicht möglich sei, wörtliche Überset-
zungen aus dem Talmud zu liefern.114 Die Beantwortung erfolgte auf der 
110 Schreiben Schleisners an den CV Berlin vom 21. 10. 1935, RGWA, f. 721, op. 2, 
d. 169, l. 59–60 (= CAHJP–HM2/8789); Schreiben Weitzenkorns an den CV Berlin 
vom 6. 10. 1936, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 23 (= CAHJP–HM2/8789).
111 Schreiben Rosenstocks an Schleisner vom 24. 10. 1935, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, 
l. 47a–51 (= CAHJP–HM2/8789); Schreiben Rosenstocks an Weitzenkorn vom 
12. 10. 1936, RGWA, f. 721, op. 2, d. 169, l. 23–26 (= CAHJP–HM2/8789). 
112 Schreiben des Landesverbandes Niederschlesien an den CV Berlin vom 30.10.1933, 
RGWA, f. 721, op. 2, d. 159, l. 10 (= CAHJP–HM2/8789). 
113 Schreiben Hirschbergs an Krakauer vom 2. 11. 1933, RGWA, f. 721, op. 2, d. 159, l. 8 
(= CAHJP–HM2/8789). Mitte Dezember 1933 erhielt die Zentrale von der Orts-
gruppe Görlitz die Nachricht, dass sich in dem Verfahren bislang nichts Neues 
ergeben habe. Vgl. das Schreiben der Ortsgruppe Görlitz an den CV Berlin vom 
12. 12. 1933, RGWA, f. 721, op. 2, d. 159, l. 4 (= CAHJP–HM2/8789). Eine weitere 
Korrespondenz in dieser Angelegenheit ist in den CV-Akten nicht überliefert. 
114 Schreiben Hirschbergs an den Landesverband Norddeutschland vom 27. 2. 1933, 
RGWA, f. 721, op. 2, d. 159, l. 22 (= CAHJP–HM2/8789). 
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Grundlage der Abwehr- und Aufklärungsliteratur des CV, insbesondere 
auf der Basis des Beitrags von Goldmann zum Talmud und weiterer Artikel 
aus der C.V.-Zeitung sowie der Schriften Guttmanns und Munks, die damit 
auch außerhalb eines juristischen Kontextes im „Tageskampf“115 Anwen-
dung fanden. 
V. Fazit 
In der Endphase der Weimarer Republik wurde die Aufklärungsarbeit des 
CV, die seit seiner Gründung im Zentrum seiner Abwehrtätigkeit stand, 
ergänzt durch eine breit angelegte Kampagne gegen den Nationalsozia-
lismus. Zu diesem Zweck wurde 1929 eigens das Büro Wilhelmstraße 
eingerichtet,116 das ein umfangreiches Archiv mit Dokumenten über die 
NSDAP anlegte und auf dieser Grundlage, in Zusammenarbeit mit ande-
ren Organisationen,117 Propagandamaterial gegen den Nationalsozialismus 
herausgab. Dazu gehörten Flugblätter, Plakate, Klebezettel, Handzettel und 
Broschüren sowie der Anti-Nazi, der 1930 erstmals unter der Deckadresse 
„Deutscher Volksgemeinschaftsdienst Berlin-Wilmersdorf“ als Handbuch 
im Kampf gegen die NSDAP publiziert wurde. Aufgrund der umfassenden 
Propaganda-Offensive gegen den Nationalsozialismus, bei der dem CV 
115 Schreiben Wieners an Warburg vom 23. 9. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1746, l. 80 
(= CAHJP–HM2/8735). Auch den einschlägigen Artikeln der seit 1929 vom CV 
herausgegebenen Abwehrsammlung Anti-Anti. Tatsachen zur Judenfrage von 1932 
(7. Aufl.) liegen Goldmanns Broschüre ebenso wie die Schriften Guttmanns und 
Munks zugrunde.  
116 Zu den Hintergründen der Gründung des Sonderbüros und seiner Arbeit vgl. Pau-
cker, Der jüdische Abwehrkampf gegen Antisemitismus und Nationalsozialismus, 
S. 110–128. Vgl. auch Walter Gyßling, Mein Leben in Deutschland vor und nach 
1933 und Der Anti-Nazi: Handbuch im Kampf gegen die NSDAP, hrsg. u. eingel. 
v. Leonidas E. Hill, Bremen 2003, S. 103–156; Hans Reichmann, Der drohende 
Sturm – Episoden aus dem Kampf der deutschen Juden gegen die nationalsozia-
listische Gefahr 1929–1933, in: Hans Tramer (Hrsg.), Zwei Welten. Siegfried Moses 
zum 75. Geburtstag, Tel Aviv 1962, S. 556–577. 
117 Vgl. Wolfgang Benz, Zur Geschichte der organisierten Abwehr des Antisemitis-
mus, in: Jahrbuch für Antisemitismusforschung 20 (2011), S. 15–35, hier S. 30 f. 
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eine Pionierrolle zukommt,118 sah die NSDAP im CV ihren größten jüdi-
schen Gegner.119 Goebbels etwa bezeichnete den CV 1930 im Angriff als den 
„Begriff alles dessen, was gegen den Nationalsozialismus gerichtet ist“.120
Mit dem Erstarken der NSDAP ab 1928 musste der CV sich auch mit 
der zunehmenden massenwirksamen Verbreitung der antitalmudischen, 
biologistisch-rassistischen Propaganda der Nationalsozialisten auseinan-
dersetzen, die auf Stereotype und Topoi des christlichen Antijudaismus und 
des Antisemitismus des 19. und frühen 20. Jahrhunderts zurückgriff und 
der nationalsozialistischen Ideologie anpasste. Die Strategien seiner bishe-
rigen Abwehrarbeit fortsetzend, versuchte der CV zunächst weiterhin, die 
breite nichtjüdische Öffentlichkeit über das Judentum aufzuklären in der 
Hoffnung, sie damit gegen die antisemitische Propaganda immunisieren zu 
können – durch die Monatsausgabe der C.V.-Zeitung, Vorträge, sog. Auf-
klärungsversammlungen, Gesprächsrunden, Broschüren, Flugblätter und 
Synagogenführungen. Zudem gab die CV-Zentrale die Erstellung informa-
tiver Literatur für Richter und Staatsanwälte in Auftrag, die in Gerichtsver-
fahren verstärkt mit nationalsozialistischer Propaganda gegen den Talmud 
konfrontiert waren und deren Aufklärung daher eine besondere Relevanz 
zugesprochen wurde.121 
Entsprechend der Maxime, dass Abwehr Wissen über das Judentum 
voraussetze, richtete sich die Aufklärungsarbeit des CV auch in diesen 
Jahren an die eigenen Reihen, da aufseiten der CV-Mitglieder erhebliche 
Wissensdefizite hinsichtlich der jüdischen Traditionsliteratur festgestellt 
wurden. Insbesondere im Kontext des ideologischen Wandels des CV vom 
118 Vgl. ebenda; vgl. auch Jürgen Matthäus, Abwehr, Ausharren, Flucht. Der Cen-
tralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens und die Emigration bis zur 
„Reichskristallnacht“, in: Exilforschung. Ein internationales Jahrbuch 19 (2001): 
Jüdische Emigration zwischen Assimilation und Verfolgung, Akkulturation und 
jüdischer Identität, S. 18–40, hier S. 25. 
119 Vgl. Paucker, Der jüdische Abwehrkampf gegen Antisemitismus und Nationalsozia-
lismus, S. 32. 
120 Zit. n. ebenda, S. 33. 
121 Vgl. hierzu exemplarisch die Feststellung Walter Berlins von 1932: „Je größer die 
Dynamik der nationalsozialistischen Bewegung ist, desto größere Anforderungen 
werden an die aufrechte Haltung und den Charakter der Richter und Staatsanwälte 
gestellt.“ Schreiben der Ortsgruppe Nürnberg an den CV Berlin vom 25. 4. 1932, 
RGWA f. 721, op. 1, d. 2463, l. 90 (= CAHJP–HM2/8766). 
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(reinen) Abwehrverein zum Abwehr- und Gesinnungsverein in den 1920er-
Jahren, der im Kontext der „Jüdischen Renaissance“ innerhalb des deut-
schen Judentums zu verorten ist,122 hatte die Betonung der Notwendigkeit 
von Wissen über das Judentum sowie eine positive jüdische Identität und 
die Stärkung jüdischen Selbstbewusstseins als Teil der „inneren Mission“ 
des CV immer mehr an Bedeutung gewonnen. Programmatisch formu-
lierte Alfred Wiener 1928: „Wie können wir die Angriffe gegen das jüdi-
sche Schrifttum, gegen die Bibel, gegen den Talmud, gegen den Schulchan 
Aruch, gegen das Schächten und andere Dinge parieren, wenn wir selbst 
nicht gründlich wissen, was wir verteidigen? Es ist nicht ohne Sinn, daß zum 
Begriff jüdischer Gottesfurcht und jüdischer Gotteserkenntnis das ‚Lernen‘ 
gehört. Das ‚Lernen‘ im engen und im weiteren Ausmaß müssen auch wir 
als unsere Aufgabe, unser Judentum zu verteidigen, ansehen und in jeder 
Richtung unterstützen.“123 Diese Programmatik schlug sich insbesondere in 
der C.V.-Zeitung nieder, in der ab 1928 wiederholt Artikel erschienen, die 
Wissen über die jüdische Traditionsliteratur vermittelten und den kultu-
rellen Reichtum der rabbinischen Tradition sowie ihre geistesgeschichtli-
che Bedeutung hervorhoben und insbesondere die Vermittlung jüdischen 
W issens in der Erziehung der Jugend forderten.124 
122 Zu der Verwendung des Begriffes „Renaissance des Judentums“ innerhalb des CV 
vgl. exemplarisch Eugen Fuchs, „Vortrag des Herrn Geh. Justizrat Dr. Eugen Fuchs, 
Berlin“, in: Im deutschen Reich. Zeitschrift des Centralvereins Deutscher Staats-
bürger Jüdischen Glaubens Nr. 5–6 vom Mai 1913, S. 214–224, hier S. 218 f. Zu der 
„Jüdischen Renaissance“ allgemein vgl. Michael Brenner, Jüdische Kultur in der 
Weimarer Republik, 2. Aufl., München 2016.
123 O. V., „Der Verlauf der Tagung“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 7 vom 17. 2. 1928; S. 95–98, hier 
S. 96. Vgl. auch die Berichte über die von Ludwig Tietz und Ludwig Holländer gehal-
tenen Reden anlässlich der Hauptversammlung des CV im Februar 1928: Ludwig 
Tietz, „Vertiefung der innerjüdischen Arbeit“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 7 vom 17. 2. 1928, 
S. 69–72; Ludwig Holländer, „Abwehrverein oder Gesinnungsverein“, in: C.V.-Zei-
tung, Nr. 7 vom 17. 2. 1928, S. 99 f. Für die frühen 1920er-Jahre vgl. Eugen Fuchs, 
„Aus der Jugend des Centralvereins“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 1 vom 4. 5. 1922, S. 2.
124 Vgl. u. a. Paul Hildebrandt und Hilde Ephraim, „Lehrer und Schüler“, in: C.V.-Zei-
tung, Nr. 4 vom 27. 1. 1928, S. 37–39; Ludwig Tietz, „Schule der Jugend“, in: C.V.-
Zeitung, Nr. 9 vom 14. 9. 1928, S. 25; Ernst Heinrich Seligsohn, „Bildungsarbeit 
im C.V.“, in: Von deutsch jüdischer Jugend. Beilage der C.V.-Zeitung, Nr. 12 vom 
21. 12. 1928, S. 37 f. Zur Jugendpolitik des CV vgl. den Beitrag Martin Herholz in 
diesem Band. 
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In den ersten beiden Jahren der nationalsozialistischen Diktatur ver-
suchte der CV, seinen Mitgliedern, die im Alltag zunehmend mit der natio-
nalsozialistischen Propaganda gegen den Talmud konfrontiert waren, auf 
der Grundlage der von ihm in Auftrag gegebenen oder in der C.V.-Zeitung 
erschienenen Aufklärungsliteratur der letzten Jahre umfassende und kon-
krete Hilfestellungen zu bieten. Der Umstand, dass nach Anfang 1935 
Anfragen von CV-Mitgliedern in Bezug auf den Umgang mit der national-
sozialistischen Agitation gegen den Talmud nicht mehr überliefert sind, 
spiegelt die zunehmende existenzielle Not der jüdischen Bevölkerung unter 
der NS-Diktatur wider, die angesichts der Tatsache, dass Antisemitismus 
zur Staatsdoktrin geworden und von einer wachsenden Zahl nichtjüdischer 
Deutscher verinnerlicht worden war, die Auseinandersetzung mit Teilas-
pekten der nationalsozialistischen Hetze in den Hintergrund rücken ließ. 
Der Fokus der Arbeit des CV lag nun bis zu seiner erzwungenen Auflösung 
auf allgemeinen Hilfestellungen angesichts zunehmender Entrechtung und 
Enteignung sowie auf Rechts- und Auswanderungsberatung.125 Die Hoff-
nung, der nationalsozialistischen Propaganda mit rational-argumentativer 
Abwehr und Aufklärung begegnen zu können, bestand nicht mehr. 
125 Vgl. Matthäus, Abwehr, Ausharren, Flucht, und den Beitrag von Frank Wolff in 
diesem Band. 
Martin Herholz
„Wer die Jugend hat, hat die Zukunft“
Die Jugendpolitik des Centralvereins 
in den Jahren 1933 bis 1936
„Als wir den Bund gründeten, waren wir alle gute Deutsche und zum gröss-
ten Teil schlechte Juden; aber wir, die wir in der Führung sassen, wussten 
eines, nämlich, dass wir die Pflicht hatten, das Versäumnis der Generation 
vor uns in jüdischen Dingen wieder gut zu machen, und wir wussten ein 
zweites, dass unsere volle Zugehörigkeit zum Deutschtum nie wieder um 
den Preis des Judentums erkauft werden dürfe.“1 
Dieses Resümee der einjährigen Tätigkeit des Bundes deutsch-jüdischer 
Jugend (BdjJ) formuliert im Juli 1935 der amtierende Führer des Bundes, 
Heinz Kellermann, in einem Rundschreiben an die Mitglieder.2 Er blickt 
dabei einerseits zurück auf die bewegte Gründungsgeschichte des Bundes, 
der als Zusammenschluss verschiedener deutsch-jüdischer Jugendorgani-
sationen entstand und an dessen Gründung führende Mitglieder des Cen-
tralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens (CV) maßgeblich 
beteiligt waren.3 Kellermann musste 1935 andererseits aber auch bereits die 
einschneidenden Gesetzesmaßnahmen des NS-Staates miterleben. Die erste 
Facette ist der Vorwurf an die vorherige Generation assimilierter deutscher 
Juden, die aus Sicht der selbstbewussten Jugend viel zu leichtfertig ihr reli-
giöses und kulturelles Erbe vernachlässigt und damit unbedacht dem Ver-
fall preisgegeben hätten.
1 Wochenbrief der Bundesleitung 19/35, RGWA, f. 721, op. 2, d. 40, l. 31 (= CAHJP–
HM2/8769).
2 Ab Februar 1936 musste der Bund das Beiwort „deutsch“ aus seinem Namen entfer-
nen und nannte sich fortan Der Ring. Bund Jüdischer Jugend (BjJ).
3 Dem Bund schlossen sich 1934 die C.V.-Jugend, die Jüdischen Jugend- und Kinder-
scharen, die Jüdisch-Liberalen Jugendbünde, die Deutsch-jüdische-Jugendgemein-
schaft und später Teile des Schwarzen Fähnleins an; vgl. Otto Dov Kulka (Hrsg.), 
Deutsches Judentum unter dem Nationalsozialismus, Tübingen 1997, S. 466.
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Damit wird der erste Schwerpunkt des vorliegenden Beitrags formu-
liert  – das teils komplizierte Verhältnis des CV zur Jugendarbeit sowie 
die dementsprechend oft kritische Haltung der Jugendlichen zum CV. Im 
Verlauf der Aushandlungsprozesse auf diesem Feld kommen dabei immer 
wieder auch Problemstellungen zum Ausdruck, die ganz allgemein auf die 
Schwierigkeiten der generationenübergreifenden Zusammenarbeit von 
Jüngeren und Erwachsenen im Kontext der deutschen Jugendbewegung 
verweisen. Während die Jugendlichen auf Autonomie und selbstbestimmte 
Lebensformen pochten , war die ältere Generation darum bemüht, den 
Jugendlichen das Ideal einer Symbiose von „Deutschtum“ und „Juden-
tum“ zu vermitteln und ein aus ihrer Sicht allzu ungestümes Verhalten der 
Jugendlichen zu unterbinden. Zudem erhoffte sich die Führung des CV 
durch die Jugendarbeit einen Zustrom neuer Mitglieder, die sich ganz den 
Idealen von Deutschtum und Judentum verpflichtet sahen.
Die zweite Facette, die in der formulierten Zielsetzung Kellermanns 
deutlich wird, ist die Resignation angesichts des massiv vorangetriebenen 
Ausschlusses der jüdischen Jugend bzw. jüdischer Jugendvereine aus der sich 
1935 offen antisemitisch gebenden und immer weiter zentralisierten Jugend-
landschaft Deutschlands. Der systematisch vorangetriebene Ausschluss und 
die zunehmende Zahl von Verboten und Reglementierungen in nahezu allen 
Betätigungsfeldern bündischen Lebens hätten ohne die Unterstützung einer 
der größten deutsch-jüdischen Vereine wohl zu einer völlig anderen Historie 
des Bundes geführt. In dieser Situation, in der sich die dem CV nahestehende 
deutsch-jüdische Jugend konstruktiv mit dem Angriff auf ihr Ideal einer 
Symbiose von Deutschtum und Judentum auseinanderzusetzen versuchte, 
war der CV bemüht, den Jugendlichen durch finanzielle, soziale und morali-
sche Unterstützung Freiräume für das Erleben von (jüdischer) Gemeinschaft 
im Kreise Gleichgesinnter zu verschaffen. Die exemplarische Darstellung 
dieser Unterstützung bildet den zweiten Schwerpunkt des Beitrags (Kapitel 
II.). Dabei soll anhand der im Vereinsarchiv des CV überlieferten Akten die 
Entwicklung der Jugendpolitik des CV nachgezeichnet werden – von dem 
zunächst allgemeinen Engagement des CV in der Jugendarbeit (Kapitel II.1–
II.4) über die aktive Werbung unter seinen Mitgliedern für verschiedene 
deutsch-jüdische Jugendorganisationen bis zu der öffentlichen Proklama-
tion des BdjJ als eigene Nachwuchsorganisation ab 1935 (Kapitel III.1–III.3). 
Um diese Entwicklungen im weiteren Kontext der Geschichte der deutschen 
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Jugendbewegung einordnen zu können, wird zunächst kurz auf die Situation 
der Jugend in der Weimarer Republik eingegangen.
I. Der Begriff der Jugend in der Weimarer Zeit
Die Weimarer Republik kann in Fortführung der deutschen Kaiserzeit 
als „Phase der breiten Entfaltung modernen Jugendlebens und moder-
ner Jugendkultur“4 verstanden werden. Durch den gesellschaftlichen und 
soziostrukturellen Wandel der deutschen Bevölkerung nach dem Ersten 
Weltkrieg wuchs eine Jugend heran, die sich vermehrt autonom und betont 
selbstbestimmt ihre eigenen Bezugsgrößen schuf und damit eigenständige 
Formen moderner Jugendkultur kreierte und prägte.5 
Trotz der vielfältig möglichen Einteilungen und Einstufungen der 
Lebensalter in der Jugendforschung soll hier der Terminus Jugend in erster 
Linie als ein spezifisch von der Moderne geprägter Begriff verstanden wer-
den, dessen Implikationen und Deutungsmuster innerhalb der deutschen 
Gesellschaft massive Prägekraft besaßen, unabhängig von der Erkundung 
der jeweiligen Generationsgrenzen.6 Gegen die Verwendung trennscharfer 
Generationsgrenzen im Kontext der CV-Jugendarbeit spricht zudem, dass die 
Verantwortlichen selbst einen eher weiten Jugendbegriff verwendet haben.7
Daraus folgt, dass die Auseinandersetzung des CV mit der Jugend im 
historischen Feld der deutschen Jugendbewegung und der deutschen Kultur 
verstanden werden soll, aus deren „Kultur- und Bewußtseinsinventaren“8 
4 Winfried Speitkamp, Jugend in der Neuzeit. Deutschland vom 16. bis zum 20. Jahr-
hundert, Göttingen 1998, S. 162.
5 Vgl. ebenda.
6 Hotam spricht dabei von Jugend als „Denkmodell“ bzw. „Strategie“ als einer 
Begrifflichkeit, in der sich die Spannungen der modernen Gesellschaft ausdrü-
cken konnten, Yotam Hotam, Einleitung – Jugend und Moderne, in: ders. (Hrsg.), 
Deutsch-Jüdische Jugendliche im „Zeitalter der Jugend“, Göttingen 2009, S. 14. 
7 So erfasste der CV beispielsweise auch die Einrichtung und Unterhaltung seines 
Angestelltenheims in Berlin unter dem Jugenddezernat. Interessante Überlegungen 
zur sprachlichen Verwendung des Jugendbegriffs im Kontext der Jugendbewegung 
in der Bündischen Zeit finden sich in: Hiltraud Casper-Hehne, Zur Sprache der bün-
dischen Jugend. Am Beispiel der Deutschen Freischar, Berlin/Boston 1989, S. 55. 
8 Hotam, Einleitung – Jugend und Moderne, S. 16.
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sie sich speiste und zu deren Entwicklung sie in Form der deutsch-jüdischen 
Jugendbewegungen aktiv beitrug.9 Zudem ist die Jugendbewegung beson-
ders in ihrem Entstehungsprozess als ein Projekt des deutschen Bürger-
tums zu begreifen. Damit vollzog sich die „Identitätssuche der jüdischen 
Jugendlichen in Deutschland […] innerhalb des Spektrums der deutschen 
Gesellschaft zwischen Akzeptanz und Antisemitismus und zugleich im 
Spannungsfeld der Auseinandersetzung mit einer jüdisch bürgerlich- 
assimilierten Elterngeneration“.10 Ganz ähnlich formuliert es Werner Rosen-
stock, der die Jugendarbeit des CV maßgeblich mitprägte, in seinem 1936 
im Morgen11 veröffentlichten Artikel zur Geschichte der jüdischen Jugend-
bewegung: „Man empfand sich nicht als Träger einer bestimmten jüdischen 
Weltanschauung, sondern als Jugendbewegung jüdischen Milieus.“12
9 So auch Rinott: „This very rootedness in German culture provided Jewish youth 
with a decisive experience: They did not gain the ‚entree-billet‘ to the society of 
German youth.“ Chanoch Rinott, Major Trends in the Jewish Youth Movements in 
Germany, in: Leo Baeck Institute Year Book 19 (1974), S. 81.
10 Daniela Neuser, Identitätssuche und Erinnerungsikonographie. Deutsch-jüdische 
Jugendbewegung 1912–1933, in: Hotam (Hrsg.), Deutsch-Jüdische Jugendliche im 
„Zeitalter der Jugend“, S. 117; Rinott, Major Trends in the Jewish Youth Movements 
in Germany, S. 80. 
11 Die Kulturzeitschrift Der Morgen wurde 1925 von Julius Goldstein begründet, 
erschien bis 1938 im CV-eigenen Philo-Verlag und war als Organ des christlich-
jüdischen Dialogs, aber auch als Medium des innerjüdischen Austausches konzi-
piert; vgl. Thomas Dietzel/Hans-Otto Hügel/Regina Heppeler, Deutsche literari-
sche Zeitschriften 1880–1945. Ein Repertorium, München 1988, S. 827 f.; Gert Mat-
tenklott, Juden in NS-Deutschland. „Der Morgen“ 1933–1938, in: Kerstin Schoor 
(Hrsg.), Zwischen Rassenhass und Identitätssuche. Deutsch-jüdische literarische 
Kultur im nationalsozialistischen Deutschland, Göttingen 2010, S. 77–88.
12 Werner Rosenstock, „Vom Werden einer Generation. Aus der Entwicklung der jüdi-
schen Jugendbewegung“, in: Der Morgen, Nr. 12 vom November 1936, S. 352. Ernst 
Holzer formuliert bereits 1928 in seinem Rückblick auf die bisherige Geschichte 
der jüdischen Jugendbewegung: „Es ist ein grober Irrtum, wenn man glaubt, oder 
aus weltanschaulichen Gründen gerne glauben möchte, es habe sich der Weg, das 
Wesen und das Ziel der jüdischen Jugendbewegung von denen der allgemein-deut-
schen, sei es im Grundsätzlichen, sei es in der Praxis, unterschieden. Aus seiner 
historischen Situation, die für das jüdische und das christliche deutsche Bürger-
tum in soziologischer und in wirtschaftlicher, in politischer und in geistiger Bezie-
hung dieselbe war, entstand die Jugendbewegung als ein Protest der Jugend.“ Ernst 
Holzer, „Jüdische Jugendbewegungen. Ein Rückblick“, in: Der Morgen, Nr. 3 vom 
August 1928, S. 279–288, hier S. 279.
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Im allgemeinen Kontext der Geschichte der Jugendbewegung nach 
1933 sind einerseits Kontinuitäten in den ideologischen Grundsätzen der 
bündischen Zeit festzustellen, andererseits kommt mit der Einsetzung Bal-
dur von Schirachs als Reichsjugendführer die Ideologie des Staates auch in 
der Jugendpolitik zum Ausdruck. Mit dem rapiden infrastrukturellen Aus-
bau der Hitlerjugend hin zur „Einheitsjugendorganisation“13 und der damit 
verbundenen Zwangseingliederung weiter Teile der deutschen Jugend 
begannen auch massive Ausgrenzungsmaßnahmen gegenüber der nicht 
regimetreuen Jugend. So litt die deutsch-jüdische Jugend in zweierlei Pers-
pektive unter den Maßnahmen des NS-Regimes: Zum einen war sie von den 
Verordnungen betroffen, die sich dezidiert gegen die jüdische Bevölkerung 
richteten, zum anderen wurde sie Opfer neuer gesetzlicher Bestimmun-
gen, die sich gegen all jene richteten, die nicht Teil der Hitlerjugend werden 
konnten oder wollten.14 
13 Kathrin Kollmeier, Ordnung und Ausgrenzung. Die Disziplinarpolitik der Hitler-
Jugend, Göttingen 2007, S. 46. 
14 Der „Arierparagraph“, der im Gesetz über die Wiederherstellung des Berufsbeam-
tentums im April 1933 verabschiedet wurde, hatte die Entlassung von jüdischen 
Beamten zur Folge und damit die Zerstörung bürgerlicher Existenzen. Das Weg-
brechen der wirtschaftlichen Grundlage der Eltern wirkte sich auch auf die Kinder 
aus, die Ausgrenzung und Perspektivlosigkeit als zentrale Momente in ihrer Kind-
heit und Jugend erlebten. Vgl. Ulrike Pilarczyk/Ulrike Mietzner, Gemeinschaft in 
Bildern. Jüdische Jugendbewegung und zionistische Erziehungspraxis in Deutsch-
land und Palästina/Israel, Göttingen 2009, S. 100. Die Lebenswelt der Kinder und 
Jugendlichen war im Besonderen durch die Einschränkung der Bildungs- und Aus-
bildungsmöglichkeiten betroffen. Mit dem Gesetz über die Überfüllung deutscher 
Schulen und Hochschulen vom 25. 4. 1933 wurde die Zahl der jüdischen Schüler auf 
1,5 Prozent bei Neuaufnahme reglementiert und bei Überfüllung auf fünf Prozent 
festgesetzt. Viele Schülerinnen und Schüler sowie Studierende mussten daraufhin 
Schule und Studium abbrechen. Nicht nur die Gesetzgebung wirkte sich auf den 
Alltag der Kinder und Jugendlichen aus, sondern ebenso der schulische Unterricht, 
v. a. die antisemitischen Lehrinhalte, das neu eingeführte Unterrichtsfach Rassen-
kunde, die Absonderung auf sogenannte Judenbänke sowie alltägliche Anfeindun-
gen; vgl. Pilarczyk/Mietzner, Gemeinschaft in Bildern, S. 102. Durch die staatliche 
Ausgrenzung von jüdischen Schülern an öffentlichen Schulen erfuhr das jüdische 
Schulsystem seinen Aufschwung. Bis 1936 wechselte über die Hälfte der schul-
pflichtigen 6- bis 14-Jährigen auf jüdische Schulen; vgl. Monika Richarz (Hrsg.), 
Jüdisches Leben in Deutschland. Selbstzeugnisse zur Sozialgeschichte, Stuttgart 
1982, S. 50.
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I.1 Jugendbewegung vs. Jugendpflege
Die historische Entwicklung der deutschen Jugendbewegung bis 1933 wird 
klassischerweise in zwei bzw. drei Phasen eingeteilt. Von der Entstehung bis 
1913 spricht man von der „Wandervogelzeit“,15 darauf folgt die Epoche der 
Freideutschen Jugend, deren Ende entweder mit der Jenaer Führertagung 
1919 oder mit dem Meißner-Jubiläumsfest 1923 angesetzt wird.16 Als letzte 
Phase schließt sich die sogenannte Bündische Zeit an, die bis zur Gleich-
schaltung der Jugendorganisationen 1933 andauerte. Walter Laqueur hält 
als strukturelle Merkmale der deutschen Jugendbewegung während der 
Bündischen Zeit die zentrale Führung durch eine Bundesleitung (I) sowie 
die Organisation in Ortsgruppen, Riegen und vergleichbaren Einheiten 
fest (II); außerdem fanden Veranstaltungen wie Bundestage, Sommer- und 
Winterlager, große und kleine Fahrten sowie Heimabende (III) statt.17 Alle 
diese drei strukturellen Elemente sind auch im Kontext des Bundes deutsch-
jüdischer Jugend nachweisbar. 
Trotz gewisser Tendenzen zur organisatorischen Zentralisierung in 
der Bündischen Zeit zeichnet sich die Jugendbewegung in der eigenen 
Wahrnehmung weiterhin durch das Ethos der Selbstbestimmung und 
Autonomie aus. Die Mitglieder des Bundes selbst wollten den bündischen 
Jugendlichen dabei verstanden wissen als „Mensch[en], der sich bei allem 
Persönlichkeits- und Freiheitsbewusstsein doch in seiner tiefsten Lebens-
grundlage abhängig und unlösbar verbunden fühlt mit dem Kollektiv, das 
15 Diese endet mit Fest auf dem Hohen Meißner und der dort entstandenen Meißner-
formel: „Die Freideutsche Jugend will aus eigener Bestimmung, vor eigener Verant-
wortung, mit innerer Wahrhaftigkeit ihr Leben gestalten, Für diese innere Wahr-
haftigkeit tritt sie unter allen Umständen ein.“ Zit. n. Barbara Stambolis/Jürgen 
Reulecke (Hrsg.), 100 Jahre Hoher Meißner (1913–2013). Quellen zur Geschichte 
der Jugendbewegung, Göttingen 2015, S. 12.
16 Vgl. u. a. Wolfgang R. Krabbe, Die gescheiterte Zukunft der Ersten Republik. 
Jugendorganisationen bürgerlicher Parteien im Weimarer Staat (1918–1933), Wies-
baden 1995, S. 41.
17 Vgl. Walter Laqueur, Jugendbewegung – historische Betrachtungen in einem wei-
ten Bogen, in: Barbara Stambolis (Hrsg.), Jugendbewegt geprägt. Essays zu auto-
biographischen Texten von Werner Heisenberg, Robert Jungk und vielen anderen, 
Göttingen 2013, S. 38. 
161„Wer die Jugend hat, hat die Zukunft“
wir kurz den ‚Bund‘ nennen“.18 So geht die Gründung der Jugendgruppen 
in dieser Zeit in der Mehrzahl der Fälle auf die Initiative der Jugendlichen 
selbst zurück. Im Gegensatz dazu entstand in der Weimarer Republik ein 
Netz von staatlichen und privaten Organisationen, die sich der Jugendpflege 
verpflichtet sahen. In diesem Spannungsfeld von Autonomieanspruch der 
Jugend und jugendpflegerischen Ansätzen ist auch das Engagement des CV 
für die Jugend zu begreifen.19
I.2 Jüdische Jugendbewegungen
Die jüdischen Jugendbewegungen waren in der Weimarer Republik ver-
gleichbaren Entwicklungen unterworfen wie die nicht-jüdischen Jugend-
verbände. Organisatorisch treten auch sie in den frühen 1920er-Jahren in 
die bündische Zeit ein, die sich durch neue Strukturen und eine Abkehr 
vom freien und betont unpolitischen Charakter der vorherigen Epoche 
auszeichnet. Selbst wenn, wie in der gesamten deutschen Jugendbewegung, 
in gleicher Weise in der jüdischen Jugendbewegung von steigenden Mit-
gliederzahlen in dieser Phase auszugehen ist, bleibt die Jugendbewegung 
auch in der bündischen Zeit zahlenmäßig ein Projekt der Eliten und des 
Bürgertums.20 Ob diese Verortung ab 1933 auch für den BdjJ aufrechterhal-
ten werden kann, ist aufgrund fehlender Statistiken schwer nachzuvollzie-
hen. Einen Anhaltspunkt dafür, dass der Bund trotz des ihm nahestehen-
den bürgerlichen CV zunehmend auch Sammelbecken für verschiedene 
nicht-zionistische Jugendliche wurde, bietet die biografische Rückschau 
Kellermanns, nach der sich die Mitgliederstruktur deutlich d ifferenzierter 
18 Stellung des Bundes zu Einzelfragen, Anlage zum Schreiben an alle Lan-
desverbands- und Ortsgruppenleiter, 29. 6. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 44, 
l. 407(= CAHJP–HM2/8693).
19 Schatzker versteht den Bund daher auch nicht als Jugendorganisation im eigent-
lichen Sinne. „These groups were not youth movements but rather clubs that pro-
vided a young guard that fitted in with the outlook of the C.V.“ Chaim Schatzker, 
The Jewish Youth Movement in Germany in the Holocaust Period (I). Youth in 
Confrontation with a New Reality, in: Leo Baeck Institute Year Book 32 (1987), 
S. 158.
20 Rinott spricht in diesem Kontext von „bourgeois-academic circles“; Rinott, Major 
Trends in the Jewish Youth Movements in Germany, S. 80.
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d arstellt.21 Mit Chanoch Rinott lassen sich in dieser Phase drei bestim-
mende Strömungen innerhalb des Feldes der jüdischen Jugendbewe-
gung bestimmen: zunächst diejenigen Gruppen, die sich ausdrücklich als 
deutsch-jüdisch definierten, wie beispielsweise die Kameraden22 und spä-
ter der BdjJ; solche, die eine Synthese von national und religiös definiertem 
Judentum mit einer positiven Haltung gegenüber der eigenen Diaspora-
existenz zu verbinden versuchten, und zuletzt zionistische G ruppen, die 
21 „It was a rather mixed bag of youngsters that constituted the bulk of the Bund. The 
core of ‚veterans‘ coming from the youth movement had been expanded by a fringe 
of thousands of ‚exiles‘ from all walks of life: students, apprentices, employees, 
unemployed, scions of the upper- and lower-middle class, and a few from blue-
collar backgrounds. They ranged in age from cub-scouts to young men and women 
in their twenties, but most of them were in their teens. Some came from religious 
homes; others, raised in a wholly indifferent environment and frequently not even 
aware of their Jewish descent, now found themselves the victims of a change which 
they did not understand and were unprepared to accept. Many of them had little 
in common except their sudden ejection from a world which until then had been 
their undisputed home.“ H. J. Kellermann, From Imperial to National-Socialist 
Germany. Recollections of a German-Jewish Youth Leader, in: The Leo Baeck 
Institute Year Book 39 (1994) 1, S. 322.
22 Die Gruppe der Kameraden, Deutsch-jüdischer Wanderbund wurde 1916 in Bres-
lau als dezidiert nicht-zionistische, jüdische Alternative zur Gruppe des Wander-
vogels gegründet und agierte ab 1919 deutschlandweit. 1932 spaltete sich die 
Gruppe in einen linken zionistisch ausgerichteten Flügel unter der Führung Her-
mann Gersons und dem Einfluss Martin Bubers (Werkleute) und einen deutsch-
nationalen Flügel (Schwarzes Fähnlein) sowie in die Freie deutsch-jüdische Jugend 
auf. Die Nähe zur Ideologie des CV führte auch zu dem Vorwurf, dass es sich um 
eine vom CV initiierte Gegengründung zum Blau-Weiss handele; vgl. Schatzker, 
The Jewish Youth Movement, S. 173. Anders als oft behauptet, waren die Kamera-
den nicht die CV-eigene Jugendgruppe; vgl. Avraham Barkai, „Wehr Dich!“ Der 
Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens (C.V.) 1893–1938, Mün-
chen 2002, S. 144. Näher zur Gruppe der Kameraden: Bernhard Trefz, Jugendbe-
wegung und Juden in Deutschland. Eine historische Untersuchung mit besonderer 
Berücksichtigung des Deutsch-Jüdischen Wanderbundes „Kameraden“, Frankfurt 
a. M./New York 1999; Hermann Meier-Cronemeyer, Jüdische Jugendbewegung, 
in: Germanica Judaica 13 (1969) 3/4, S. 78 ff.; Jutta Hetkamp, Die jüdische Jugend-
bewegung in Deutschland von 1913–1933, Münster 1994, S. 46 ff.; Carl J. Rheins, 
The Schwarzes Fähnlein, Jungenschaft 1932–1934, in: The Leo Baeck Institute Year 
Book 23 (1978) , S. 173–197.
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sich ausdrücklich zur Aliyah bekannten.23 Ein wichtiges Element, welches 
das Feld aller jüdischen Jugendgruppen in dieser Zeit vereint, ist die Zuwen-
dung zum Judentum als bestimmendes Moment der eigenen Identitätsbil-
dung.24 Im Fall des BdjJ setzte man bereits auf der Gründungstagung des 
Bundes einen Spartenführer für „religiöse und Bildungsarbeit“ ein und 
beschloss, dass sich etwa die Hälfte der geleisteten Bildungsarbeit mit jüdi-
schen Themen beschäftigen solle. Daher veröffentlichte der Bund regelmäßig 
Rundschreiben an die Mitglieder, in denen Anregungen für die gemeinsame 
Gestaltung religiöser Feste gegeben wurden; diese reichten von einer zur 
Vorbereitung zu lesenden Textauswahl über teils selbst gedichtete Lieder bis 
hin zu Ratschlägen zur Ausgestaltung des Festraumes. Oftmals finden sich 
auch Berichte der Mitglieder in den Rundschreiben, die besonders eindring-
lich die bei den Festen erfahrene Gemeinschaft schildern. 
II. Der CV und die Jugend
Bereits auf der CV-Hauptversammlung des Jahres 1917 setzt sich der zu 
dieser Zeit in Oppeln tätige Rabbiner Felix Goldmann25 dafür ein, dass der 
CV die Jugend als Aufgabe der Zukunft stärker in den Fokus seiner Arbeit 
rücken müsse. Unter Tagesordnungspunkt 2. „Aufgaben des C entralvereins 
23 Rinott, Major Trends in the Jewish Youth Movements in Germany, S. 77. Kritik 
an dieser Einteilung äußert Werner Rosenstock: „As there is hardly any histori-
cal phenomenon which eludes abstract definition to such an extent as the youth 
movement.“ Werner Rosenstock, The Jewish Youth Movement, in: The Leo Baeck 
Institute Year Book 19 (1974) 1, S. 97.
24 Vgl. Suska Döpp, Jüdische Jugendbewegung in Köln 1906–1938, Münster 1997, 
S. 106.
25 Felix Goldmann (1882–1934) war von 1917–1934 als Rabbiner in Leipzig tätig. 
Zuvor war er ab 1907 als Rabbiner in Oppeln (Oberschlesien) beschäftigt, im Ersten 
Weltkrieg war er als Feldrabbiner tätig. In seiner Position als Mitglied des Haupt-
vorstands des CV für den Freistaat Sachsen, Vorsitzender des Landesverbandes 
Mitteldeutschlands und Vorstandsmitglied der Leipziger Ortsgruppe war er einer 
der einflussreichsten Ideologen des CV; vgl. Goldmann, Felix Dr., in: Julius Carle-
bach u. a. (Hrsg.), Biographisches Handbuch der Rabbiner, München 2009; Barkai, 
„Wehr Dich!“, S. 66; Dominic Blitzer, Im deutschen Reich. Das publizistische Organ 
des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens, Diss. 2013, S. 38.
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in und nach dem Krieg“ plädiert er dafür, dass sich der CV nach dem Krieg 
aktiv daran beteiligen sollte, die deutsch-jüdische Jugend organisatorisch 
zu einen und zu Patriotismus und Liebe zum Judentum zu erziehen. Präg-
nant schließt er: „Wer die Jugend hat, hat die Zukunft.“26 Trotz dieser frü-
hen Analyse Goldmanns dauerte es noch bis in die 1930er-Jahre, bis der 
CV sich allmählich auf einen einheitlichen Kurs in der Jugendpolitik eini-
gen konnte. Dabei spielte ohne Zweifel der Anspruch des Vereins, die für 
das gesamte deutsche Judentum maßgebliche Organisation zu sein, eine 
wichtige Rolle, denn eine entsprechende Jugendorganisation sollte eine 
vergleichbare Haltung vertreten und sich zudem dem Ideal einer Sym-
biose von Deutschtum und Judentum verpflichtet sehen. Zwar war man 
sich früh darüber einig, dass eine Unterstützung zionistischer oder sozia-
listischer Jugendorganisationen für den CV nicht zur Diskussion stehen 
könne, dennoch bedurfte es langwieriger Aushandlungsprozesse, um diese 
Leitideen positiv umsetzen zu können.27
In den 1920er-Jahren stritten führende Vorstandsmitglieder des CV 
selbst aktiv gegen die von ihnen postulierte Akkulturierung der Gründerge-
neration des CV und versuchten, diesen Prozessen mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln aktiv entgegenzuwirken.28 Nichtsdestotrotz war gerade 
der postulierte Verlust der jüdischen Identität ein häufig vorgetragenes 
Argument gegen die Berliner Führungsriege des CV der 1920er- und auch 
1930er-Jahre. Avraham Barkai interpretiert die Vielzahl der führenden 
Vorstandsmitglieder, die in den Reihen jüdischer Jugendbewegungen sozia-
lisiert wurden und dort meist führende Positionen innehatten, als einen 
Grund dafür, dass die Diskussionen um die Jugendarbeit in den 1920er- 
26 J. L., „Hauptversammlung des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens“, in: Im deutschen Reich, Nr. 2 vom Februar 1917, S. 56. 
27 Im Protokoll der Lehnitzer Tagung 1931 wird klar ersichtlich, dass zu diesem Zeit-
punkt primär die Arbeit und Ideologie der kommunistischen Jugendgruppen unter 
dem Schlagwort „rote Assimilation“ als Gefahr für die deutsch-jüdische Jugend 
wahrgenommen wurden. Die zionistische Ideologie der Jugendbewegung wird als 
eher nebensächlich behandelt. Vgl. Protokoll Reichsjugendausschuss Lehnitz 1931, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 103, l. 31–34 (= CAHJP–HM2/8695).
28 Als beliebte Propagandamittel der Zeit gelten die C.V-Zeitung als Vereinsorgan, 
die günstig zugänglichen Broschüren des CV-eigenen Philo-Verlags und die ausge-
dehnte Vortragstätigkeit der Mitglieder des CV-Hauptvorstands in den CV-Orts-
gruppen. 
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und 1930er-Jahren fortwährend geführt wurden.29 Auffällig ist zudem, dass 
die Jugendgruppen, aus denen die CV-Funktionäre stammten, zugleich 
auch diejenigen waren, die der CV als besonders wertvoll anerkannte.
Die CV-Führung war bemüht, in Form des Vereinsmediums, der C.V.-
Zeitung bzw. Im deutschen Reich, eine nach außen sichtbare Plattform für 
die Mitglieder zu schaffen, auf der interessierte Jugendliche oder deren 
Eltern die Möglichkeit hatten, sich über die Haltung und Aktivitäten ein-
zelner deutsch-jüdischer Jugendgruppen zu informieren. In diesem Sinn 
sind auch die Veröffentlichungen zu verstehen, in denen sich der CV in 
den 1920er-Jahren für die Gruppe der Kameraden, die „fest auf dem Boden 
des Centralvereins“30 stünden, oder die DJJG31 ausspricht.32 Neben diesen 
öffentlich sichtbaren Aktionen des CV gab es auf der anderen Seite zudem 
das Mittel der finanziellen Bezuschussung für Jugendgruppen, die der CV-
Ideologie nahestanden.33 In einer Rückschau auf die einjährige Tätigkeit des 
Bundes wird dieses Vorgehen als „Dualismus von eigenen J ugendgruppen 
29 Barkai, „Wehr Dich!“, S. 146.
30 Weiter heißt es in dem Artikel, dass der Bund „seine Mitglieder zu selbstbewuß-
ten Juden heranziehen“ wolle und das Nationaljudentum entschieden ablehne; vgl. 
o. V., „Die Kameraden“, in: Im deutschen Reich, Nr. 4 vom 4. 4. 1919, S. 185.
31 Die Deutsch-jüdische Jugendgemeinschaft wurde 1922 als anti-zionistische Jugend-
organisation gegründet und sah sich der Symbiose von Deutschtum und Judentum 
verpflichtet. In einer Selbstdarstellung aus dem Gründungsjahr charakterisiert 
sie sich selbst als „Centralverein der deutschen Jugend“ (o. V., „Deutsch-jüdische 
Jugend!“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 24 vom 19. 10. 1922, S. 294–295, hier S. 294). Die 
Gründung des Bundes ging so wohl auch auf die Initiative jüngerer C.V.-Mitglieder 
zurück und sollte ein Gegengewicht schaffen zum immer einflussreicheren Bund 
der Kameraden. Große Bedeutung im CV errang der Verein zudem über seinen 
Führer Ludwig Tietz; vgl. Trefz, Jugendbewegung, S. 88; Barkai, „Wehr Dich!“, 
S. 144 f.
32 Innerhalb der C.V.-Zeitung sind jeweils nur die Leitartikel als Ausdruck der offi-
ziellen Vereinsmeinung zu werten. Die weiteren Teile der Zeitung verstanden sich 
als Plattform für einzelne Mitglieder bzw. wichtige Vereinsnachrichten, Berichte 
über Tagungen und Ähnliches oder z. B. Literaturbesprechungen.
33 Schon in den 1920er-Jahren gab es beispielsweise in Breslau Versuche, mit einer 
verstärkten Initiative in der Jugendarbeit dem Erfolg zionistischer Jugendgruppen 
entgegenzuwirken und Jugendliche gezielt für den CV zu gewinnen. Davon berich-
tet Max Fürst in seinen Memoiren; vgl. Max Fürst, Gefilte Fisch. Eine Jugend in 
Königsberg, München 1979.
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und Förderung befreundeter Jugendbünde“34 zusammengefasst. In den 
1930er-Jahren sind dann auf der einen Seite die auf Aktion pochenden 
Jugendverbände auszumachen, die sich ganz im Geist deutsch-jüdischer 
Gesinnung verstanden, aber zunehmend von den restriktiven Maßnahmen 
des NS-Regimes ihrer Freiheiten beraubt wurden. Dem gegenüber stand eine 
CV-Führung, die darauf bedacht war, keine unvorsichtigen oder unüberleg-
ten Schritte zu unternehmen, und die Jugend damit in ihren Bemühungen 
unweigerlich bremste. Dies geschah mitunter auch aufgrund der erwähnten 
Biografien der Vereinsfunktionäre, die sich der vielfältigen Problemstellun-
gen der Jugendarbeit wohl durchaus bewusst waren. Vielleicht bietet gerade 
diese Einsicht ein Verständnis für die Zurückhaltung der CV-Führung bei 
dem offiziellen Engagement für eine ausgewählte Jugendgruppe.
II.1 Die Gründung des Reichsjugendausschusses 
 und die Reichsjugendkonferenz 
Bereits im April 1919 erscheint in Im deutschen Reich ein Bericht über die 
Teilnahme zweier Vertreter des CV an der Gründung einer „Arbeitsge-
meinschaft jüdischer Jugendorganisationen von Großberlin auf national-
deutscher Grundlage“,35 die das Ziel habe, alle Jugendorganisation zu ver-
einigen, „deren Mitglieder sich als unlösbarer Bestandteil des deutschen 
Volkes fühlen und auf dem Boden deutscher Kultur die Treue zur jüdischen 
Religionsgemeinschaft pflegen“.36
Neun Jahre später, 1928, wurde auf der Hauptversammlung des CV 
eine Verfügung zur Einsetzung eines Jugendausschusses formuliert. Bereits 
vor der Versammlung begann man im Januar des Jahres mit den Vorbe-
reitungen zu dessen Gründung. Als erster Schritt wurden ausgewählte 
Jugendliche auf Kosten des CV nach Berlin eingeladen, „um einmal alle, die 
34 Martin Sobotker, „Meinungen und Gegenmeinungen. Der Standort des ‚Bundes‘ 
im deutschen Judentum, an Zitaten über den Bund und aus dem Bund dargestellt“, 
in: C.V.-Zeitung vom 17. 1. 1935, S. 49.
35 O. V., „Eine Arbeitsgemeinschaft jüdischer Jugendorganisationen“, in: Im deut-
schen Reich vom 4. 4. 1919, S. 186.
36 Martin Sobotker, „Meinungen und Gegenmeinungen. Der Standort des ‚Bundes‘ 
im deutschen Judentum, an Zitaten über den Bund und aus dem Bund dargestellt“, 
in: C.V.-Zeitung vom 17. 1. 1935, S. 49.
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für die Jugendarbeit in Betracht kommen, für zwei Stunden bei einander 
zu haben“.37 Bei der Auswahl der potenziellen Mitglieder war man darauf 
bedacht, die Jugendkommission mit Vertretern verschiedener Jugendor-
ganisation (DJJG, Kameraden und Neutralem Verband) zu besetzen.38 Zu 
Beginn dieser anvisierten praktischen Jugendarbeit erscheint das Pro-
gramm des CV noch vergleichsweise unausgereift, doch mit Nachdruck 
wurde den Landesverbänden und Ortsgruppen empfohlen, sich „für die 
tätige Mitarbeit der uns nahestehenden Jugend in den deutschjüdischen 
Jugendorganisationen“39 zu engagieren. Verpflichtend wurde es zur Auf-
gabe gemacht, Arbeitsgemeinschaften zu gründen, die „einen kleinen Kreis 
besonders jüngerer Mitglieder“40 in die Vereinsarbeit einbinden sollten. In 
diesen Arbeitsgemeinschaften sollten die „Probleme von Deutschtum und 
Judentum theoretisch und in praktischer Auswirkung erörtert“41 und die 
Jugendlichen in „Rede und Gegenrede geschult werden“.42 Weitere drei 
Jahre darauf ist dem allgemeinen Bericht der Berliner CV-Zentrale über 
die Jugendarbeit des Jahres 1931 zu entnehmen, dass die Jugendarbeit 
von der Hauptgeschäftsstelle unterstützt und primär von den CV-Jugend-
gruppen und den Jugend-, Landes- und Ortsausschüssen geleistet wer-
de.43 Dabei seien Politik und Abwehrarbeit als Schwerpunkte der T ätigkeit 
37 Dem Herrn Vorsitzenden, Schreiben vom 30. 1. 1928, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1492, 
l. 130 (= CAHJP–HM2/8727).
38 Als Anwärter sind auf einer Aktennotiz vermerkt: Ludwig Tietz, Friedrich Brod-
nitz, Hana Lachmann, Martin Sobotker, Arthur Thilo, Werner Sauer, Jakob Ettlin-
ger, Helmuth Nathan, Friedrich Borchardt, Amandus Abraham, Erich Hirschberg, 
Ernst Heinrich Seligsohn, Heinz Graupe, RA Löwenstein und RA Herzfeld (vgl. 
Jugendkommission, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1492, l. 134 (= CAHJP–HM2/8727).
39 Antrag, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1492, l. 135 (= CAHJP–HM2/8727).
40 Ebenda.
41 Ebenda.
42 Ebenda. Der Anordnung zur Gründung von Arbeitsgemeinschaften, die sich dezi-
diert mit der Jugend auseinandersetzen sollten, waren Richtlinien vorausgegangen, 
die bereits 1926 auf einer Tagung des Sachverständigen-Ausschusses des CV für 
Jugendfragen in Essen formuliert worden waren. Dort wurden für die anvisierte 
„lebendige Verbindung zwischen C.V. und Jugend“ das „Zusammenwirken der 
geeigneten älteren Führer mit der Jugend in Arbeitsgemeinschaften“ sowie die „ver-
mehrte Heranziehung der Jugend zur Mitarbeit in den Vorständen der Ortsgrup-
pen, der Landesverbände und des Gesamtvereins“ als Bedingungen ausgemacht. 
43 Jugendarbeit 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1532, l. 4 (= CAHJP–HM2/8729).
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a uszumachen, wozu in neuerer Zeit ein Interesse an „soziologische[n] 
F ragen des Judentums“44 trete.45 
Durch Entscheid der Hauptversammlung des CV fand am 15. Oktober 
1928 die konstituierende Sitzung des Jugendausschusses in Berlin statt. Zum 
ersten Vorsitzenden wurde Ernst Heinrich Seligsohn46 aus Berlin gewählt, 
stellvertretende Vorsitzende wurden Friedrich Brodnitz und Helmuth 
Nathan. Zielsetzung des Ausschusses war es, die entstandene „gegenseitige 
Entfremdung“47 zwischen deutsch-jüdischer Jugend und dem CV aufzuhe-
ben und insbesondere darauf hinzuarbeiten, die Jugend dem CV zuzufüh-
ren. Als mögliche Tätigkeitsfelder für die Jugendlichen wurden „die Mit-
arbeit in Ortsgruppenvorständen, Beratung des Büros bei Angelegenheiten, 
die in das Berufsfeld des Einzelnen fällt (z. B. Mitarbeit von Junglehrern bei 
der Bekämpfung des Antisemitismus an den Schulen), ferner Mitarbeit an 
der Zeitung usw. usw. [!]“48 formuliert. 
Spätestens ab 1931 agierte der Jugendausschuss, nun als Reichsjugend-
ausschuss, als der „satzungsmäßige Vertreter der Jugendarbeit des C.V.“49 
44 Ebenda.
45 Der Bericht bietet auch einen Überblick über die personelle Stärke der Jugendor-
ganisationen 1931. So ist der Landesverband Berlin mit vier Jugendgruppen und 
150 Mitgliedern angegeben, und die Deutschjüdische Jugend Hamburgs eben-
falls mit 150 Mitgliedern; vgl. Jugendarbeit 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1532, l. 4 
(= CAHJP–HM2/8729).
46 Ernst Heinrich Seligsohn entstammte wahrscheinlich dem Umfeld des Jüdisch-
Liberalen Jugendvereins und der Kameraden und setzte sich u. a. für jugendge-
rechte Formen des Gottesdienstes ein; vgl. Ernst Heinrich Seligsohn, „Gottes-
dienste der Jugend“, in: Jüdisch-liberale Zeitung vom 25. 11. 1927, S. 1; Michael 
A. Meyer, Gemeinschaft within Gemeinde. Religious Ferment in Weimar Liberal 
Judaism, in: Michael Brenner/Derek Jonathan Penslar (Hrsg.), In search of Jewish 
community. Jewish identities in Germany and Austria, 1918–1933, Bloomington 
1998, S. 34.
47 Sitzung des Jugendausschusses, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1495, l. 229 (= CAHJP–
HM2/8727); Protokoll der konstituierenden Sitzung des Jugendausschusses des CV 
am 15. 10. 1928, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1496, l. 152–153 (= CAHJP–HM2/8727).
48 Sitzung des Jugendausschusses, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1495, l. 229 (= CAHJP–
HM2/8727).
49 Schreiben Reichsjugendausschuss des CV an die Mitglieder des Reichsjugendaus-
schusses sowie an die Jugendgruppen innerhalb des CV vom 10. 1. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 1565, l. 55 (= CAHJP–HM2/8729).
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und war mit teilweise führenden Repräsentanten der CV-Führung und der 
Jugendarbeit bzw. Jugendorganisationen besetzt.50 Dabei ist mit  Ludwig 
Tietz51 auch ein ehemals führendes Mitglied der DJJG vertreten. Im Folgen-
den wird anhand der überlieferten Sitzungsprotokolle eine kurze chronolo-
gische Darstellung des Reichsjugendausschusses gegeben. Dabei soll auf der 
Grundlage der in den Protokollen festgehaltenen Diskussionen der Wandel 
in der Jugendarbeit des CV nachvollziehbar werden.
II.2 Die Jugendkonferenz 1932
Am 31. Januar 1932 findet in Berlin eine vom CV organisierte Jugendkonfe-
renz statt, auf der die Diskussion der Frage, wie sich der CV in der Jugend-
arbeit verhalten solle, maßgebend ist. Gestritten wird darüber, ob der Verein 
eine eigenständige Jugendarbeit in Form eigener CV-Jugendgruppen begrün-
den oder ob man sich in erster Linie darauf beschränken solle, bereits beste-
hende Gruppen zu unterstützen, die der deutsch-jüdischen Ideologie des CV 
nahestehen. Auszumachen ist in der Debatte eine Trennung zwischen Ver-
tretern der Jugendorganisationen selbst, die in der Mehrzahl dafür plädieren, 
eine eigenständige Arbeit zu begründen, und Vertretern des Vorstands, die 
sich in dieser Frage deutlich zurückhaltender positionieren. Auch Ludwig 
Tietz äußert sich dazu und verweist auf den Beschluss des Hauptvorstandes, 
demzufolge keine eigenen CV-Jugendgruppen, zumindest nicht „von oben“,52 
gegründet werden sollen. Die bereits bestehenden und „organisch“ entstan-
denen Gruppierungen seien aber weiterhin nach Kräften durch den CV zu 
unterstützen. Bezeichnenderweise führt Tietz auch aus, dass man die Reich-
weite und den Einfluss des Jugendausschusses nicht überschätzen dürfe.53 
50 Seitens der Jugendvertreter waren besonders Günther Friedländer und Werner 
Rosenstock aktiv.
51 Ludwig Tietz (1897–1933) war ein Vertreter der Jugend- und Studentenbewegung 
und ab 1921 im CV aktiv. Er war Mitbegründer der Deutsch-jüdischen Jugend-
gemeinschaft (DJJG) und ab 1928 Teil der Gruppe, die aktiv am Konzept des „Cen-
tralvereins der Zukunft“ mitwirkte und sich u. a. für die Vertiefung der jüdischen 
Arbeit einsetzte; vgl. Trefz, Jugendbewegung S. 88.
52 Protokoll der Reichsjugendkonferenz am 31. 1. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 104, 
l. 68 (= CAHJP–HM2/8695).
53 Ebenda. 
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Auf der Reichsjugendkonferenz referiert auch Alfred Hirschberg54 
über die Jugendarbeit des CV und hält  fest, dass es gelungen sei, „den jun-
gen Menschen innerhalb des CV eine große Bewegungsfreiheit zu schaf-
fen und ihren Standpunkt innerhalb der Organisation mit Nachdruck zu 
vertreten“.55 Unter dem Stichwort „Außenarbeit“ führt Hirschberg aus, 
dass es für die Jugendarbeit des CV notwendig sei, „Querverbindungen 
zu einzelnen Gruppen innerhalb des Verbands und der Bünde zu schaffen 
und [diese] weiter auszubauen“.56 Zur Gründung einer eigenen C.V.-Jugend 
äußert er sich dabei allerdings nur schemenhaft und erläutert, dass ein 
„Netz gesponnen werden [müsse,] dessen Maschen sich immer mehr ver-
engen, und dessen Gewebe last not least [!] durch seine Verschiedenartig-
keit zusammengehalten wird“.57 Bei aller Undeutlichkeit der Aussage wird 
erkennbar, dass der CV zu dieser Zeit von einem formulierten Aktionsplan 
und einer klaren Stellungnahme noch weit entfernt war. Vielmehr versuchte 
man durch die finanzielle Unterstützung ausgewählter Gruppen, wie der 
Kameraden, Einfluss auf die Jugendorganisationen zu gewinnen. 
Vermutlich aus einem ähnlichen Zeitraum stammt ein nicht datier-
tes Dokument, das diese Haltung des CV eingehender umschreibt.58 Dort 
ist zu lesen, dass die „Vereinbarung zwischen Central-Verein […] und 
[…] Reichsverband der deutschjüdischen Jugend genehmigt“59 werde. 
54 Alfred Hirschberg (1901–1971) war ein führender Vereinsfunktionär des CV. Er 
wuchs innerhalb jüdischer Jugendbewegungen auf und war ab 1920 im Berliner 
Hauptbüro tätig sowie ab 1921 im „Jugend- und Studentendezernat“. Ab 1929 war 
er stellvertretender Syndikus und Redakteur der Jugendbeilage der C.V.-Zeitung 
und ab 1933 geschäftsführender Syndikus und Chefredakteur der C.V.-Zeitung. Vgl. 
Barkai, „Wehr Dich!“, S. 146 ff., 163 f.
55 Protokoll der Reichsjugendkonferenz am 31. 1. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 104, 
l. 56 (= CAHJP–HM2/8695).
56 Ebenda.
57 Ebenda.
58 Einer Aktennotiz ist zu entnehmen, dass es sich um eine Sitzung zwischen dem 
Reichsverband der deutschjüdischen Jugend und dem CV am 14. 12. 1933 gehan-
delt hat; vgl. Aktennotiz Hirschberg, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1572, l. 56 (= CAHJP–
HM2/8729).
59 Antrag btr. Jugendpolitik, RGWA, f. 721, op. 1, d. 104, l. 33 (= CAHJP–HM2/8695). 
Der beigefügten Liste sind die Adressaten des Dokumentes zu entnehmen, dort 
finden sich neben Vertretern des RjF auch die in der Jugendarbeit führenden Per-
sönlichkeiten aus dem Umkreis des CV wie Kellermann, Wollheim, Friedländer, 
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D ementsprechend werde der CV den Reichsverband „materiell, ideell 
und personell“60 fördern, da er in ihm den „Träger der deutschjüdischen 
Jugendarbeit“61 erblicke. Praktisch schlägt sich diese Maßnahme darin nie-
der, dass dem Reichsverband wöchentlich eine Seite der C.V.-Zeitung für 
Mitteilungen des Verbandes zur Verfügung gestellt wird und in den „mass-
gebenden Syndikaten des C.V.“62 Beauftragte für Jugendfragen eingesetzt 
werden sollen. Im Gegenzug verspricht der Reichsverband, dass er in den 
„Ortsgruppen und Landesverbänden seine älteren qualifizierten Mitglieder 
für den Eintritt in den C.V., insbesondere für die Mitarbeit in den Vorstän-
den vorzubereiten“63 sucht. Mit dieser Vereinbarung trat der CV, zumindest 
für den Moment, von dem Anspruch zurück, eine Jugendarbeit zu begrün-
den, die einen vergleichbar umfassenden Anspruch vertrat wie die allge-
meine Politik des Vereins.
II.3 Die Neuausrichtung der Jugendarbeit
Nach einem Rücktritt aller bisherigen Mitglieder von ihren Ämtern kommt 
es zwei Monate später zu einer umfassenden Neubildung des Jugendaus-
schusses. Als neuer Vorsitzender des Reichsjugendausschusses wird Wer-
ner Rosenstock ernannt,64 der in seiner neuen Position die Grundlinien der 
Calvary, Brodnitz und Sobotker; vgl. Adressliste, RGWA, f. 721, op. 1, d. 104, l. 35 
(= CAHJP–HM2/8695). Der Reichsverband deutsch-jüdischer Jugend wurde nach 
der Anordnung des Reichsjugendführers als „allein verantwortliche zentrale Orga-
nisation der jüdischen Jugend eingesetzt und anerkannt“ (vgl. Schreiben Reichsver-
band deutsch-jüdischer Jugend an die Reichsvertretung der Deutschen Juden vom 
18. 11. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1572, l. 40 (= CAHJP–HM2/8729). In der anlie-
genden Aufstellung der vertretenen Jugendorganisationen werden unter Punkt 1. 
„Reichsverband deutsch-jüdischer Jugend“ 44 Ortsgruppen und etwa 5000 Mit-
glieder geführt, darunter die Mitglieder der Gruppen der DJJG, JLJ, und Ring; vgl. 
Übersicht über die deutsch-jüdische Jugendbewegung, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1572, 
l. 43 (= CAHJP–HM2/8729).
60 Antrag btr. Jugendpolitik, RGWA, f. 721, op. 1, d. 104, l. 33 (= CAHJP–HM2/8695).
61 Ebenda.
62 Ebenda
63 Ebenda.
64 Vgl. Sitzung am 3. 3. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 104, l. 8 (= CAHJP–HM2/8695). 
Eine Begründung für die Neubildung findet sich in den Akten nicht.
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angestrebten Arbeit skizziert und sich für eine Trennung zwischen CV und 
den Bünden einsetzt, da ausschließlich in Letzteren „die eigentliche jüdi-
sche Erziehungsarbeit“ geleistet werden könne. Die Tätigkeit des CV solle 
sich vielmehr auf politische Arbeit und die „Zusammenfassung der Mas-
sen“ konzentrieren, um dem CV auf diese Weise den Nachwuchs sicher-
zustellen.65 Auf dem nächsten Treffen des Jugendausschusses wird zwar 
wenig Wert auf die Gestaltung der praktischen Arbeit gelegt, dafür bie-
tet das Protokoll eine Quelle für die unter den Mitgliedern des Gremiums 
geführten ideologischen Auseinandersetzungen. In erster Linie wird über 
die innere Uneinheitlichkeit des CV und die mangelnde Attraktivität der 
Arbeit für die Jüngeren diskutiert. Dabei kreist die Debatte immer wieder 
auch um die Frage nach der Bedeutung der religiösen-jüdischen Identität 
des CV. Kurt Löwenstein66 stellt resigniert fest: „Die wirklich jüdisch inte-
ressierten Menschen kommen nicht zum C.V.“67 Das Dokument schließt 
mit dem Resümee Löwensteins und Heinz Cohns, dass die Arbeit des 
Jugendausschusses nicht mit der Minimalforderung des „alten C.V.“68 zu 
bestreiten sei. 
Hier werden abermals die Probleme ersichtlich, die der CV damit hatte, 
die angestrebte Arbeit für die Jugendlichen ansprechend zu gestalten. Zwar 
wussten die Mitglieder des Ausschusses um diese fehlende Attraktivität der 
Organisation unter den Jugendlichen, und man war offensichtlich darum 
bemüht, den Stellenwert religiöser Themen auf diesem Gebiet zu stärken. 
Wie dies konkret geschehen könne, bleibt zu diesem Zeitpunkt aber noch 
65 Sitzung am 3. 3. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 104, l. 8 (= CAHJP–HM2/8695). Dieser 
Meinung stimmt auch der im Jugendausschuss tätige Werner Graff zu, der in einem 
Schreiben an den CV in Berlin zu den Ausführungen Rosenstocks anmerkt, dass es 
Aufgabe des CV sei, „seine Mitglieder von ‚Staatsbürgern jüdischen Glaubens‘ zu 
‚Volksbürgern jüdischen Glaubens‘ zu machen. Der in unserem deutschen Volke 
seit Jahren im Gange befindliche Umbildungsprozess von einer Staatsnation zur 
Volksnation ist am C.V. und seiner Einstellung scheinbar unbeeinflusst vorüber-
gegangen.“ Schreiben Graff an CV-Zentrale vom 10. 3. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 104, l. 1 (= CAHJP–HM2/8695).
66 Löwenstein war innerhalb des CV wohl als Referent im Angestelltendezernat tätig; 
vgl. Barkai, „Wehr Dich!“, S. 267.
67 Jugendausschuss-Sitzung am 21. 3. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, d. 104, l. 4 (= CAHJP–
HM2/8695). 
68 Ebenda.
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fraglich. Ähnliche Problemfelder scheinen auch die Diskussionen in der 
folgenden Sitzung bestimmt zu haben, auf der beschlossen wird, mit Ver-
tretern der JLJ (Jüdisch-Liberale Jugendvereine),69 der Werkleute und der 
Reformjugend zwecks Austauschs Kontakt aufzunehmen. In diesem Kon-
text wird die Vermutung geäußert, dass sich religiös interessierte Jugend-
liche in erster Linie den Jüdisch-Liberalen Jugendvereinen anschließen, die 
bestehenden CV-Jugendgruppen hingegen meist die politisch Interessierten 
ansprechen würden.70 So kann die Entscheidung, gezielt mit diesen Ver-
einen in Kontakt zu treten, als erster Schritt zur Ausbildung einer stärke-
ren religiösen Identität des CV im Bereich der Jugendarbeit interpretiert 
w erden. 
Eine weitere wichtige Problemstellung der Jugendarbeit des CV wird in 
der Diskussion um ein gemeinsames Abzeichen für die bestehenden CV-
Jugendgruppen erkennbar. Im Zusammenhang mit dieser Frage äußern die 
Repräsentanten der vertretenen Jugendorganisationen die Sorge, dass der 
Reichsjugendausschuss bzw. der CV die Bildung einer „eigene[n] Reichs-
organisation“ anstreben könne. Es spricht zu dieser Zeit also noch einiges 
dafür, dass die jüdischen Jugendbewegungen (hier primär diejenigen, die 
sich als deutsch-jüdisch begriffen) einem tiefergehenden Engagement des 
CV eher kritisch gegenüberstanden.71 Dennoch blieb die Gründung einer 
solchen Organisation das bestimmende Thema auch der nächsten Sitzung 
des Ausschusses, auf der vor allem diskutiert wurde, inwiefern der CV selbst 
bei der Gründung einer solchen Dachorganisation für deutsch- jüdische 
69 Der Jüdisch-liberale Jugendverein Berlin wurde 1911 in Berlin gegründet und 
gehörte korporativ dem CV an. Der Verein verfolgte den Zweck, „die jüdische 
Jugend zum Bewusstsein einer jüdisch-liberalen Weltanschauung zu führen und 
zu deren Betätigung zusammenzuschliessen, und zwar unter Ablehnung eines 
Nationaljudentums“. Irene A. Diekmann (Hrsg.), Juden in Berlin. Bilder, Doku-
mente, Selbstzeugnisse, Leipzig 2009, S. 137 f. Nach Barkai war Heinz Kellermann 
ein ehemals führendes Mitglied; vgl. Barkai, „Wehr Dich!“, S. 319. Im Handbuch der 
Jugendverbände wird die Jüdisch-Liberale Jugend als von Ellen Littmann gegründet 
geführt und mit über 180 Mitgliedern im Jahr 1928 verzeichnet; vgl. Rudolf Kneip, 
Jugend der Weimarer Zeit. Handbuch der Jugendverbände 1919–1938, Frankfurt 
a. M. 1974, S. 140.
70 Vgl. Protokoll der Sitzung des Reichsjugendausschusses am 3. 22. 1932, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 1560, l. 76 (= CAHJP–HM2/8729). 
71 Vgl. ebenda.
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Jugendgruppen als Namensgeber in Erscheinung treten dürfe. Denn auch 
wenn, wie Rubinstein formuliert, es „dem Wunsch vieler deutschjüdischer 
Gruppen [entspreche,] sich zu einem ‚Ring‘ zusammenzuschließen“,72 
äußert Ludwig Tietz dagegen Bedenken, voreilig aktiv zu werden. Zunächst 
müsse klar werden, was mit dieser potenziellen Zusammenfassung ange-
strebt werde; solange dies aber unklar sei, dürfe nichts „unter dem Namen 
CV geschehen“.73 Heinz Cohn argumentiert dabei vehement gegen die 
Gründung einer solchen Organisation, da ein solcher Ring „ein Fortschritt 
der Assimilation und Entjudung“74 sei, was mit dem Anspruch des CV, „För-
derer des jüdischen Lebens in Deutschland“75 zu sein, nicht vereinbar sei. 
Ungeachtet dieser Kontroverse wird in der folgenden Sitzung des Aus-
schusses im Januar 1933 eine Resolution verabschiedet, die den Charakter 
des Reichsjugendausschusses als zentral organisierte Dachorganisation der 
CV-nahen Jugendarbeit festigt und die Gründung eines „Rings“ in Aussicht 
stellt.76 Vorangegangen war die eigenmächtige Gründung der Hambur-
ger CV-Jugend, mit der sich der Reichsjugendausschuss konfrontiert sah 
und die seine Mitglieder zu einer schnellen Stellungnahme zwang.77 Auch 
72 Protokoll der Reichsjugendausschuss-Sitzung vom 5. 12. 1932, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1565, l. 66 (= CAHJP–HM2/8729).
73 Ebenda.
74 Ebenda.
75 Ebenda.
76 „Der Reichsjugendausschuß stellt fest, daß alle nach außen gerichteten Schritte 
von Jugendgruppen, die den Namen des C.V. tragen oder dem C.V. organisatorisch 
angehören, der Zustimmung der Vereinsleitung unterliegen. Der Reichsjugendaus-
schuß als der satzungsmäßige Vertreter der Jugendarbeit des C.V. erklärt, zur Frage 
des Beitritts von C.V.-Jugendgruppen oder dem C.V. organisatorisch verbundene 
Gruppen zum Ring und zum Verhältnis des Reichsjugendausschusses zum Ring 
mangels ausreichender Grundlagen noch nicht Stellung nehmen zu können. Er 
beauftragt eine dreiköpfige Kommission, bis zur nächsten Sitzung das erforderli-
che Material zu beschaffen.“ Reichsjugendausschuss des C.V. an die Mitglieder und 
Jugendgruppen innerhalb des C.V. am 10. 1 1933, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1565, l. 55 
(= CAHJP–HM2/8729).
77 Die Geschichte der Gründungen eigener CV-Jugendgruppen ist nur schwer nach-
zuvollziehen, da nicht klar festzustellen ist, ob diese primär aus Eigeninitiative 
gegründet wurden oder ob sie vom CV ab einem bestimmten Zeitpunkt gezielt 
anvisiert wurden. So heißt es in einem Schreiben der Berliner Zentrale noch 1927, 
„dass der Central-Verein bis auf weiteres eigene Jugendgruppen nicht gründen 
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wenn man sich nicht eindeutig zu dieser Neugründung bekannte, sondern 
zunächst eine dreiköpfige Kommission einsetzte, um eine Diskussions-
grundlage zu schaffen,78 entstand, neben der erwähnten Resolution, auch 
eine Stellungnahme seitens des Reichsjugendausschusses zur beabsichtigten 
oder de facto bereits vollzogenen Gründung. Darin heißt es, dass „der Ring 
[…] alle, im Laufe der letzten Jahre in mehr oder minder starker Anleh-
nung an den CV entstandenen Gruppen umfassen [soll], die bisher nicht in 
einem Bund (Werkleute, JLJ etc.) zusammengefasst sind, und es der inne-
ren Entwicklung dieses ‚Bundes‘ überlassen werden [soll], welche ideologi-
schen Grundlage er sich schaffen wird“.79 Trotzdem solle der Ring, nach der 
Vorstellung des Reichsjugendausschusses idealerweise „eine Zusammen-
fassung aller auf dem deutsch-jüdischen Boden stehenden Gruppen und 
Bünde werden“80 und dabei, wenn möglich, auch die religiös interessierten 
Mitglieder der Jüdisch-Liberalen Jugendvereine mit umfassen.81 
In der Stellungnahme zur Gründung des Rings 1933 heißt es vonseiten 
der Deutsch-jüdischen Jugend zum Verhältnis zu Reichsjugendausschuss 
und CV, dass der Reichsjugendausschuss „größtes Interesse daran haben 
 soll“. Schreiben CV-Zentrale an Landesverband Bayern vom 19. 12. 1927, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 1478, l. 325 (= CAHJP–HM2/8727). Als Vertreter der Jugendarbeit 
des CV werden im Weiteren die „wahrhaft“ neutralen Jugendverbände ausgemacht. 
Spätestens 1932 hatte sich diese Doktrin des CV gewandelt, wohl auch da die zio-
nistischen Jugendverbände in den Augen der CV-Führung zu großen Einfluss im 
Neutralen Verband gewinnen konnten. In einem Schreiben von Kurt Löwenstein 
und••• Julius Brodnitz aus dem Jahr 1932••• heißt es etwa, dass von Brodnitz zur 
„Gründung von C.V.-Jugendgruppen aufgefordert“ wurde (Schreiben Löwenstein 
an••• Brodnitz vom 7. 12. 1931•••, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1490, l. 87 [= CAHJP–
HM2/ 8727]). Löwenstein als Vertreter des Neutralen Verbandes kritisiert dar-
aufhin besonders, dass man dem CV mit dieser Politik potenziell zugleich die 
„Förderung eines Jugendbundes“ sowie eine „Bekämpfung durch Gründung von 
deutsch-jüdischen Gruppen“ vorwerfen könne; Schreiben Löwenstein an Brodnitz 
vom 7. 12. 1931, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1490, l. 86 (= CAHJP–HM2/ 8727).
78 Protokoll der Reichsjugendausschusssitzung vom 9. 1. 1933, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1565, l. 59 (= CAHJP–HM2/8729).
79 Stellungnahme zu der beabsichtigten Gründung eines Rings der deutsch-jüdischen 
Jugend, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1565, l. 62 (= CAHJP–HM2/8729).
80 Ebenda.
81 Ebenda.
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müsse, daß der C.V. nicht als Repräsentant einer einseitig assimilatorisch 
orientierten Gruppe des deutschen Judentums auftrete“.82
II.4 Die Lehnitzer Tagung 
Im Dezember 1933 treffen sich in Lehnitz, nördlich von Berlin, rund 
100 Führer der Jugendbewegung, um über die Gründung des Bundes zu 
diskutieren und um „durch einen festen Zusammenschluss aller Grup-
pen in Berlin und im Reich auch eine gemeinsame organisatorische Basis 
für die deutsch-jüdische Jugendarbeit zu finden“.83 Auch das anvisierte 
ideologische Fundament wird auf der Tagung formuliert: „Im Bewusst-
sein des Lebens im deutschen Kulturkreis und der damit verknüpften 
Verpflichtung und mit dem Bekenntnis zu einem starken und positiven 
Judentum, dessen religiöse Wurzeln unantastbar sind für die politischen 
Entscheidungen der nichtjüdischen Welt, schufen die anwesenden Füh-
rer durch Zusammenfassung aller deutsch-jüdischen Jugendkräfte den 
einheitlichen ‚Bund deutsch-jüdischer Jugend‘.“84 Unmittelbar nach der 
Tagung wird die Fusion in der ersten Ausgabe der C.V.-Zeitung 1934 als 
potenzieller „Wendepunkt der Geschichte deutsch-jüdischer Jugend“85 
bekannt gegeben. In einem an die Landesverbände und Vorstände der 
Ortsgruppen gerichteten Schreiben vom 25. Juni 1934 wird entsprechend 
der Verzicht auf die Gründung eigener Jugendgruppen und die Anerken-
nung des BdjJ als „natürliche Nachwuchsorganisation“86 des CV erklärt.87 
82 Ebenda.
83 Zusammenschluss der deutsch-jüdischen Jugend, 1. 1. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 1582, l. 280 (= CAHJP–HM2/8730).
84 Ebenda.
85 Martin Sobotker, „Der Bund deutsch-jüdischer Jugend“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 1 vom 
4. 1. 1934, S. 11.
86 Schreiben CV-Zentrale an die Landesverbände und Beamten sowie an die Vor-
stände der Ortsgruppen des CV, an deren Sitz sich Ortsgruppen des Bundes 
deutschjüdischer Jugend befinden, vom 25. 6. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1489, 
l. 34 (= CAHJP–HM2/8727).
87 Interessanterweise findet sich in einem Abkommen zwischen RjF und BdjJ vom 
29. Juni des Jahres noch die Formulierung: „Der Bund ist autonom, d. h. er erkennt 
keine andere Idee und Organisation als die von ihm selbst gewählte als bindend für 
seine Menschen an. Dabei befleißigt er sich einer freundschaftlichen Zusammen-
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Diese geschehe, um die „notwendige Einheit der deutschjüdischen Jugend 
zu wahren“.88
Neben dieser internen Verlautbarung wird die Union mit dem BdjJ auch, 
prominent platziert, auf der Titelseite der C.V.-Zeitung verkündet.89 Heinz 
Cohn schildert den Werdegang des Bundes, den rasanten Anstieg von Mit-
gliederzahlen und Ortsgruppen seit der Gründungstagung in Lehnitz und 
die aufopferungsvolle Arbeit der Mitglieder an diesem Zusammenschluss. 
Erkennbar vom Duktus der Jugendbewegung geprägt, formuliert er: „Zu 
tief ist in den Menschen die Pflicht verankert, dem deutschen Judentum eine 
wahrhafte, aus dem Geiste der jungen Generation heraus geborene Erneue-
rung zu bringen.“90 Abschließend resümiert er, dass der Bund entschlossen 
sei, „durch vorbildliche Arbeit und Erziehung seiner Menschen dem deut-
schen Judentum auf seinem schweren Wege voranzugehen“.91 Wie groß der 
Enthusiasmus der Gründungszeit in den Reihen der Führer des BdjJ war, 
wird auch in einem überlieferten Bericht einer Ansprache Norbert Woll-
heims92 vor der Hamburger Deutsch- jüdischen Jugend deutlich spürbar, in 
arbeit mit den deutsch-jüdischen Organisationen, besonders dem CV und dem RjF. 
Er lehnt jedoch alle Bestrebungen, den Bund in die jüdisch-politische Arbeit ande-
rer Organisationen einzubeziehen, ausdrücklich ab, ebenso alle Tendenzen anderer 
Organisationen, die darauf hinauslaufen, den Neubau des deutschen Judentums im 
Sinne überholter Ideologien der älteren Generation zu gestalten.“ Stellung des Bun-
des zu Einzelfragen, Anlage zum Schreiben an alle Landesverbands- und Ortsgrup-
penleiter, 29. 6. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 44, l. 407 (= CAHJP–HM2/8693).
88 Schreiben CV-Zentrale an die Landesverbände und Beamten sowie an die Vor-
stände der Ortsgruppen des CV, an deren Sitz sich Ortsgruppen des „Bundes 
deutschjüdischer Jugend“ befinden, vom 25. 6. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1489, 
l. 34 (= CAHJP–HM2/8727).
89 Vgl. Heico [Heinz Cohn], „Bund Deutsch-Jüdischer Jugend“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 26 
vom 28. 6. 1934, S. 353–354.
90 Ebenda.
91 Ebenda.
92 Norbert Wollheim (1913–1998) wird von Sharfman als eine der vier Gründungs-
figuren des BdjJ und C.V.-Mitglied bezeichnet (neben Sobotker, Kellermann und 
Friedländer). Die vorliegenden Akten belegen ihn allerdings ausdrücklich nicht 
als CV-Mitglied. Er trat erst im Juni 1936 nach mehrmaligen Rückfragen dem CV 
bei. Vgl. Interne Notiz vom 13. 7. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1547, l. 37 (= CAHJP–
HM2/8729). Vor seinem Engagement im BdjJ war Wollheim als Geschäftsführer der 
DJJG tätig und erfreute sich in dieser Position anscheinend keiner großen B eliebtheit 
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der er zu einer „neuen Emanzipation“93 aufruft, in der Gemeinschaft der 
Jugend und in „enger Verbindung“ mit dem Judentum. Die Rolle der Jugend 
sei es, „einem Zurückfinden zu den wahren, inneren Werken eines bewuß-
ten Judentums den Weg“94 zu eröffnen. In dieser Rede kommen die Charak-
teristika der deutsch-jüdischen Jugendbewegung deutlich zum Ausdruck. 
Dem allgemeinen Feld der Jugendbewegung ist der Wunsch nach Erneu-
erung der menschlichen Existenz in Gemeinschaft zuzuordnen; spezifisch 
für die deutsch-jüdische Jugendbewegung ist der Wunsch, das Judentum 
zum Fundament dieser Erneuerung zu machen. Damit ist erneut ein Beleg 
dafür gegeben, welch wichtigen Stellenwert das Betonen der eigenen jüdi-
schen Identität für die Vertreter der deutsch-jüdischen Jugendbewegung 
hatte. Mit der Kooperation der beiden Organisationen veränderte sich auch 
die Arbeit des Reichsjugendausschusses drastisch. Statt wie bisher von einer 
Gruppe von Vorstandsmitgliedern und Jugendvertretern wurde der Aus-
schuss fortan von einem „autoritäre[n] dreiköpfige[n] Gremium“95 geführt. 
in den Reihen der CV-Führung. Aus einem Schreiben, dass sich mit der Umbenen-
nung der C.V.-Jugend in DJJG befasst, geht hervor, dass Hirschberg vorschlägt, für 
die Organisation die finanziellen Zuschüsse zu streichen, aufgrund von falschen 
Unterstellungen, die Wollheim in einem Rundschreiben verbreitet habe. Vgl. Sch-
reiben Hirschberg an Reichmann vom 26. 8. 1933, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1546, 
l. 298 (= CAHJP–HM2/8729); Glenn R. Sharfman, The Dilemma of German-Jewish 
Youths in the Third Reich: The Case of the Bund deutsch-jüdische Jugend 1933–
1935, in: Shofar: An Interdisciplinary Journal of Jewish Studies 16 (1998) 3, S. 28–41, 
hier S. 31.
93 E. B., „‚Schicksalsgestaltung junger Generation‘. Norbert Wollheim-Berlin in der 
Deutsch-jüdischen Jugend“, in: Hamburger Familienblatt, Nr. 18 vom 3. 5. 1934; zit. 
n. CV-Archiv, RGWA, f. 721, d. 1, op. 1489, l. 39 (= CAHJP–HM2/8727). Der Begriff 
geht vermutlich auf das Werk des Rabbiners Ignaz Maybaum (1897–1976) „Partei-
befreites Judentum“ zurück, in dem er von „Leitgedanken einer zweiten Emanzi-
pation als einer religiösen Emanzipationsbewegung“ spricht; vgl. Eduard Strauss, 
„Parteibefreites Judentum (Rezension)“, in: Der Morgen, Nr. 9 vom Dezember 1935; 
Ignaz Maybaum, „Raum und Grenze der Diaspora“, in: Der Morgen, Nr. 3 vom 
Juni 1934, S. 102 Auch von Kellermann ist der Gebrauch des Begriffes bekannt, er 
interpretiert die Zweite Emanzipation als „innere Emanzipation“; vgl. Heinz Keller-
mann, „Ende der Emanzipation?“, in: Der Morgen, Nr. 9 vom März 1933, S. 3. 
94 E. B., „‚Schicksalsgestaltung junger Generation‘. Norbert Wollheim-Berlin in der 
Deutsch-jüdischen Jugend“.
95 Vorschläge für die Vereinigung des Rings Bund Jüdischer Jugend und der Deutsch-
jüdischen Jugendgemeinschaft, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1572, l. 27 (= CAHJP–
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Das bisherige Ziel der Jugendarbeit des CV – „das natürliche Hineinwach-
sen der Jugend in die C.V.-Arbeit und Organisation zu gewährleisten“96 – 
blieb aber weitestgehend aufrechterhalten. 
Am Beispiel des BdjJ ist nachzuvollziehen, wie sich das Verhältnis des 
CV zur Jugendarbeit ab 1932 bzw. 1933 änderte. Während man sich zuvor 
nahezu in der gesamten Vereinsgeschichte zwar ideologisch darin einig 
war, dass die Jugend ein eminent wichtiges Betätigungsfeld des Vereins sein 
müsse, hielt man sich mit öffentlichen Maßnahmen überwiegend zurück. 
Trotzdem gab es intern eine Reihe von Maßnahmen, die dem Bemühen 
Ausdruck verliehen, den CV-Gedanken und die Symbiose von Deutschtum 
und Judentum zu verbreiten. Dazu zählen die Einrichtung des Reichsju-
gendausschusses sowie, nach eingehenden Diskussionen innerhalb dieses 
Gremiums, die offene Unterstützung und damit auch die Eingliederung in 
die vereinseigene Organisation des BdjJ als offizielle Nachwuchsorganisa-
tion des Vereins. Damit sah sich der CV an dieser Stelle auch mit der spe-
zifischen Problemstellung des Verhältnisses von Jugend und Erwachsenen 
und dem Spannungsfeld von jugendlicher Selbstbestimmung und den eher 
jugendpflegerischen Ansätzen des CV konfrontiert. 
Dass sich die Führung des CV dieses Spannungsfeldes durchaus 
bewusst war, wird schon früh deutlich. Beispielsweise ist in der Ausgabe 
der C.V.-Zeitung nach der Hauptversammlung 1924 in dem Abdruck 
eines Referates von Ludwig Tietz zu lesen, dass „die Jugend […] mit 
Unterstützung der alten Generation arbeiten [wolle], aber ohne deren 
Bevormundung“.97 So kann es hier als selbstgesteckte Zielsetzung der 
Jugendarbeit des CV verstanden werden, diesen vermeintlichen Gegen-
satz zwischen Jung und Alt aufzuheben bzw. Wege dafür zu schaffen, wie 
der Bund als Nachwuchsorganisation für den CV funktionieren könnte. 
HM2/8729); Rundschreiben der Bundesleitung an alle Landesverbandsleiter und 
Ortsgruppenleiter 4/34, RGWA, f. 721, op. 2, d. 38b, l. 1 (= CAHJP–HM2/8769).
96 Schreiben CV-Zentrale an die Landesverbände und Beamten des CV vom 
30. 1. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1572, l. 1 (= CAHJP–HM2/8729).
97 Ludwig Holländer, „Nach der Hauptversammlung. Betrachtungen von Ludwig 
Holländer“, in: C.V.-Zeitung, Nr.17 vom 24. 4. 1924, S. 225. Auf derselben Hauptver-
sammlung referierte auch Dr. Charig über die „stärkere Heranziehung der Jugend 
für den Central-Verein im politischen Kampfe“. Dem CV selbst komme dabei die 
Aufgabe zu, der Jugend „geistige Waffenhilfe zu leisten“, ebenda.
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Damit, so scheint es, hat der CV sich einem in der Jugendarbeit weitver-
breiteten Ideal verpflichtet. Auch Ernst Holzer machte 1928 in einem Auf-
satz im Morgen darauf aufmerksam, dass die Probleme der Jugendarbeit 
nur dort gelöst werden könnten, „wo ein reibungsloses Hinüberwechseln 
in größere Aufgaben, […], wo die enge Verbundenheit mit der Elterngene-
ration selbstverständlich“98 sei, um dort durch Erziehung den „deutschen 
Juden, den wir ersehnen“,99 hervorzubringen. Allgemeiner könnte man an 
dieser Stelle formulieren, dass der CV vor der Aufgabe stand, die Jugend 
davon zu überzeugen, dass die eigene Organisation ihnen eine Chance für 
ihre Zukunft bieten könne.
In der chronologischen Darstellung der Jugendpolitik des CV der Jahre 
1932 bis 1934 werden die bedeutenden Landmarken auf dem Weg zu der 
Position, die der CV Mitte der 1930er-Jahre einnahm, erkennbar. Hierbei 
sind die Gründung eines eigenen Reichsjugendausschusses, die Jugendkon-
ferenz 1932, die Neubildung des Reichsjugendausschusses und die Bildung 
der Dachorganisation deutsch-jüdischer Jugendorganisationen, des BdjJ 
auszumachen.100
III. Der Bund als „natürliche Nachwuchsorganisation“ des CV
Ab Juni 1934 begann der CV, den Bund systematisch in die eigene Jugend-
arbeit zu integrieren und zu deren Mittelpunkt zu machen. Dabei blieb 
es den Mitgliedern des Bundes wichtig zu betonen, dass der CV lediglich 
eine befreundete Organisation sei und man es mit Nachdruck ablehne, „als 
Gefolgschaft irgendeiner jüdischen Organisation angesehen zu werden“.101 
Um die Arbeit des Bundes zu verbreiten, wurde die Herausgabe eines intern 
98 Holzer, Jüdische Jugendbewegungen, S. 288. 
99 Ebenda.
100 Dabei können die schon angesprochenen Maßnahmen des NS-Regimes gewisser-
maßen als einer mehrerer Katalysatoren dieser Entwicklung interpretiert werden. 
Auch das eigenmächtige Handeln der Hamburger C.V.-Jugend bei der Bildung 
eines Jugendringes kann als ein solcher Katalysator verstanden werden.
101 Martin Sobotker u. a., „Meinungen und Gegenmeinungen. Der Standort des ‚Bun-
des‘ im deutschen Judentum, an Zitaten über den Bund und aus dem Bund dar-
gestellt“, in: C.V.-Zeitung, Nr. 3 vom 17. 1. 1935, unpaginiert. 
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kursierenden regelmäßigen Rundbriefes, auch Himbeerpost102 genannt, 
beschlossen. Als „Mittel der Verbindung und der Verständigung“103 zwi-
schen der Leitung des Bundes und dem Reich informierten diese Rund-
briefe in regelmäßigen Abständen über die Arbeit des Bundes, literarische 
Neuerscheinungen, Gruppenabende und Lager sowie über neue, den Bund 
betreffende Gesetzgebungen. Zudem wurde ein Führerrundbrief initi-
iert, um mit einer „systematischen Führerschulung“104 zu beginnen und 
die landesweite Arbeit zu vereinheitlichen. Um für den Bund zu werben, 
kommt es in der Folgezeit zu zahlreichen Veröffentlichungen prominen-
ter Bundesmitglieder wie Heinz Cohn oder Günter Friedländer in der 
C.V.-Zeitung und dem Morgen. Neben diesen Beiträgen erhält die ganz der 
Arbeit des Bundes gewidmete und von Bundesmitgliedern in Rücksprache 
mit der Schriftleitung der C.V.-Zeitung selbst mitgestaltete Jugendbeilage 
der C.V.-Zeitung (Seite der Jugend) den Untertitel Blätter deutsch-jüdischer 
Jugend. Sie sollte dem Zweck dienen, dass dort „Bund und Öffentlichkeit 
gleichermaßen Aufschluss über die Arbeit und den Weg des gesamten 
Bundes erhalten“.105 Als „Organ des Bundes“ bzw. der „bündischen Arbeit“ 
102 Diese Bezeichnung entstammt anscheinend der Farbe der Versandumschläge. 
Äquivalent dazu wurde der Rundbrief des Rings innerhalb der Gruppe als „Blau-
beerpost“ betitelt; vgl. Rundbrief 11/36 des Landesverbands Berlin/Brandenburg, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 86, l. 210 (= CAHJP–HM2/8694).
103 Halbmonatsrundbrief der Landesverbandsleitung Berlin-Brandenburg 1/35, 
RGWA, f. 721, op. 2, d. 40, l. 12 (= CAHJP–HM2/8769).
104 Führerrundbrief 1/34 des „RING“, RGWA, f. 721, op. 1, d. 41, l. 167 (= CAHJP–
HM2/8693). Der Versuch, eine landesweit einheitliche Bildungsarbeit zu begrün-
den, war im Selbstverständnis der Bundesleitung Ausdruck der Abgrenzung zu 
dem kreativen und eher autonomen, freiheitlichen Charakter der früheren Jugend-
bewegung, die man in „ihrer Formlosigkeit und Ungebundenheit“ ablehnt, Führer-
rundbrief 1/34 des „RING“, RGWA, f. 721, op. 1, d. 41, l. 167 (= CAHJP–HM2/8693. 
105 Rundschreiben 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1572, l. 1 (= CAHJP–HM2/8729). Um 
die Arbeit zu vereinfachen, gründete der Bund bereits 1934 das zentrale Bundes-
presseamt und veranlasste, in jedem Bezirk einen „Ortsgruppen bzw. Landesver-
bandspressewart“ zu ernennen. Als erster Bundespressewart agierte Kurt Julius 
Riegner; vgl. Presserundschreiben des Bundespresseamt Nr. 1, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 54, l. 249 (= CAHJP–HM2/ 8694). Daniela Neuser verweist in diesem Zusammen-
hang auf Andersons Theorie der Nationenbildung als „Imagined Communities“ 
und hält fest, dass sich das Gruppenbewusstsein der Jugendlichen schreibend, aber 
auch lesend entwickelte; vgl. Neuser, Identitätssuche und Erinnerungsikonographie, 
S. 158. Ein entscheidendes Charakteristikum der „Imagined C ommunities“ ist es, 
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solle es dem Entwurf Kurt Julius Riegners nach, in den „Erlebnisbereich 
jedes einzelnen bündischen Menschen“ hinabreichen, um „den Gedanken-
gang der Bundesführung unschwierig und für das einzelne Bundesmitglied 
verständlich zu interpretieren“.106 Wie an den genannten Beispielen ersicht-
lich wird, nutzte der Bund jede zeitgenössische Möglichkeit, seine Botschaft 
medial und publikumswirksam zu verbreiten. Daniela Neuser formuliert im 
Zusammenhang mit der hohen publizistischen Aktivität der Jugendbewe-
gungen einerseits ein gewisses Sendungsbewusstsein der jungen Generation 
und verweist andererseits auf die integrative Wirkung der Schriften inner-
halb des zu formenden Gruppenbewusstseins der einzelnen Verbände.107 
Die wichtigsten Elemente der Zusammenarbeit der beiden Akteure 
waren die Bildungsarbeit und die Mitgliederwerbung. Zudem gab es vonsei-
ten des CV große Bemühungen, den Jugendlichen gemeinschaftliche Ver-
anstaltungen wie Wanderungen und Gruppenabende zu ermöglichen und 
sie finanziell zu unterstützen. Diese Unterstützung erscheint für den Bund 
besonders wichtig gewesen zu sein, da intern mehrmals über die „katastro-
phale“ finanzielle Lage geklagt wurde108 und der Bund nach eigenen Anga-
ben hauptsächlich durch die Finanzierung von „befreundete[n] Erwachse-
nenorganisationen getragen“109 wurde.110 Trotzdem war man bemüht, den 
dass sich die Mitglieder aufgrund der Größe der Gemeinschaft nicht persönlich 
kennen und angesichts dessen Strategien entwickeln, die dem Einzelnen das Zuge-
hörigkeitsgefühl einer (kleinen) Gemeinschaft vermitteln ,vgl. Benedict Anderson, 
Imagined communities. Reflections on the origin and spread of nationalism, Lon-
don 2006, S. 5 ff. In diesem Zusammenhang kann also festgehalten werden, dass die 
Medien der Jugendbewegung, wie u. a. Zeitungen und Rundschreiben, einen Anteil 
an der Entwicklung eines Gruppenbewusstseins und so auch an der Identitätsbil-
dung der Jugendlichen hatten.
106 Seite der Jugend, Exposè, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1579, l. 2–3 (= CAHJP–HM2/8730).
107 Vgl. Neuser, Identitätssuche und Erinnerungsikonographie, S. 115.
108 Vgl. Wochenbrief der Bundesleitung 13/35, RGWA, f. 721, op. 2, d. 39a, l. 31 
(= CAHJP–HM2/8769). 
109 Kassenrundbrief des BdjJ vom 21. 9. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 44, l. 92 (= CAHJP–
HM2/8693).
110 Wie hoch die vom Jugenddezernat des CV bewilligten Subventionen waren, lässt 
sich nicht durchgängig rekonstruieren. Überliefert ist für die Jahre 1934 und 1935 
ein monatlicher Betrag von 195 Reichsmark. Vgl. Schreiben der Bundesleitung des 
BdjJ an das Jugenddezernat des CV vom 4. 1. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1582, 
l. 217(= CAHJP–HM2/8730).
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erforderlichen Mitgliedsbeitrag (ab dem 1. Oktober 1934 betrug er zehn 
Pfennig monatlich) möglichst gering zu halten, sodass er „von jedem ohne 
Ausnahme aufgebracht werden“111 könne. Um die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und CV auch auf der Ebene der Landesverbände und Ortsgrup-
pen zu stärken, da diese nicht in dem Maße gestaltet war, wie es „möglich 
und wünschenswert wäre“,112 hielt man die Landesverbände des CV an, 
Jugendobleute zu bestimmen. Sie sollten als Verbindungsglied zwischen 
beiden Gruppen agieren, allerdings blieben diese Ämter, wohl aus Perso-
nalmangel, oft unbesetzt. Auch wurde den Vorständen der Landesverbände 
„dringendst ans Herz gelegt“,113 Jugendliche mit in die Landesverbandsvor-
stände aufzunehmen, eine Forderung, die, wie erwähnt, bereits 1928 for-
muliert worden war und offenkundig noch immer nicht ausreichend durch-
gesetzt wurde.
III.1 Die Bildungsarbeit
In der Bildungsarbeit versuchte der CV, den Jugendlichen zu möglichst 
geringen Kosten oder kostenfrei Material für die interne Arbeit zu Verfü-
gung zu stellen. Die ausgewählten Schriften sollten die Bundesmitglieder 
ideologisch stärken und die Geisteshaltung der deutsch-jüdischen Symbiose 
in die Jugendarbeit tragen. Dazu gehörte es, den Mitgliedern des Bundes die 
C.V.-Zeitung zu besonders günstigen Konditionen zustellen zu können. Das 
Materialamt des Bundes wählte bestimmte Artikel aus und gab in seinen 
Rundschreiben Vorschläge zur inhaltlichen Auseinandersetzung in Klein-
gruppen. Zwar wurde das vergünstigte Abonnement von den Jugendlichen 
ausgiebig genutzt, allerdings kam es bei Bezahlung der Zeitung häufiger zu 
111 Kassenrundbrief des BdjJ vom 21. 9. 1934, RGWA, f. 721, op. 1, d. 44, l. 92 (= CAHJP–
HM2/8693).
112 Im Ganzen heißt es: „Es hat sich in letzter Zeit herausgestellt, dass die Zusammen-
arbeit zwischen dem C.V. und dem Bund Deutsch-Jüdischer Jugend noch nicht so 
eng gestaltet ist wie das möglich und wünschenswert wäre.“ Schreiben CV-Zentrale 
an die Landesverbände und Beamten des CV vom 14. 2. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 59, l. 23 (= CAHJP–HM2/8694).
113 Beschlüsse der Beamtentagung des CV am 18. 6. 1933, RGWA, f. 721, op. 1, d. 18, 
l. 35 (= CAHJP–HM2/8693).
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Problemen.114 Mehrmaliges Versäumen der Zahlungsfristen verleitete den 
Vertreter des Jugenddezernats Ernst Löwenthal zu der Aussage, dass der 
CV „wieder einmal Grund [habe], schärfste Klage über das Verhalten Ihrer 
Bundesmitglieder dem C.V. gegenüber zu führen“.115 Zudem verweigerten 
offenbar viele Mitglieder des Bundes die Einlösung der Postquittungen, was 
dem CV zusätzliche Kosten einbrachte. In diesem Zusammenhang kriti-
sierte Löwenthal den Bund grundsätzlich: „Wir glauben, daß alle Äußerun-
gen, die der Bund in den letzten Wochen getan hat, über Fragen der Auto-
nomie, der neuen Lebensgestaltung usw., in keinem Verhältnis stehen zu 
der Disziplinlosigkeit, die hier selbst ein Landesverbandsleiter Ihres Bundes 
an den Tag legt.“116 
Eine weitere Maßnahme des CV waren der Aufbau und die Finanzie-
rung eigener Wanderbibliotheken, die er den Ortsgruppen und Landesver-
bänden des Bundes ab März 1935 kostenfrei zur Verfügung stellte, um „der 
jungen Generation in Stadt und Land das Material in die Hand zu geben, 
kraft dessen sie sich geistig schulen kann“.117 Im Juni 1936 existierten bereits 
18 Büchereien mit jeweils 85 Bänden.118 Wie die Rundbriefe des Bundes 
belegen, wurden die Werke aus der Wanderbibliothek in verschiedene Bun-
desaktivitäten integriert und bildeten oftmals die Grundlage für die Rund-
schreiben des Materialamtes bzw. die Textgrundlage für die inhaltliche 
Auseinandersetzung innerhalb der Ortsgruppen, besonders wenn es darum 
ging, sich mit bisher unbekannten Themenfeldern auseinanderzusetzen.119 
114 Dieses Angebot galt bis zum Juni 1935, dann wurde es dem CV gesetzlich verboten, 
vergünstigte Abonnements anzubieten; vgl. Wochenbrief der Bundesleitung 14/35, 
RGWA, f. 721, op. 2, d. 39a, l. 38 (= CAHJP–HM2/ 8769).
115 Schreiben Jugenddezernat des CV an die Bundesleitung des BdjJ vom 26. 3. 1935, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 1582, l. 149 (= CAHJP–HM2/8730). Im Anschluss folgt eine 
Aufstellung über mehrere säumige BdjJ-Mitglieder, die trotz mehrfacher Mahnung 
nicht auf die Zahlungsaufforderung eingehen.
116 Ebenda.
117 „Benutzungsordnung für die C.V.-Wanderbüchereien“, RGWA, f. 721, op. 1, d. 61, 
l. 2 (= CAHJP–HM2/8694). 
118 „Arbeitsbericht des C.V.-Jugenddezernats“, RGWA, f. 721, op. 2, d. 5, l. 2 (= CAHJP–
HM2/8769). Demselben Bericht ist zu entnehmen, dass ein Teil der Bibliotheken 
(Berlin, Stuttgart und Höchst) nach Gross-Breesen verlagert werden sollte.
119 „Ihr habt das Rundschreiben des C.V. gelesen, in dem Euch die Errichtung von 
C.V.-Wanderbüchereien angekündigt wurde, damit wird unserer Arbeit neuer 
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Die Bestände der Wanderbibliotheken gliederten sich in sieben Kategorien: 
Behandelt wurden neben anderen die Themenfelder Historie des Juden-
tums, Religion und Wissenschaft, Selbstbehauptung und Lebensgestaltung. 
Größtenteils spiegeln die Werke der Wanderbibliothek dabei den Kanon 
wider, der auch in der allgemeinen Arbeit des CV genutzt wurde und als 
besonders wertvoll anerkannt war.120 
III.2 Mitgliederwerbung
Die angestrebte Erziehung im Geiste des CV zielte auch darauf ab, eine 
profunde Nachwuchsarbeit für die eigenen Reihen zu betreiben, wovon 
man sich erhoffte, eine gut ausgebildete und im Ideal von Deutschtum und 
Judentum sozialisierte Jugend für die spätere Arbeit in den höheren Diens-
ten des CV gewinnen zu können. Dass es durchaus nicht zu den gewünsch-
ten Resultaten kam, ist verschiedenen Akten zu entnehmen. Exemplarisch 
dafür kann eine Anfrage des Berliner Jugenddezernats an die Bundes-
leitung von 1936 verstanden werden, in der diese dazu Stellung beziehen 
soll, warum Mitglieder entsprechenden Alters nicht in den CV eintreten 
würden.121 Der Anfrage vorausgegangen war anscheinend die Feststel-
lung, dass potenzielle Anwärter aus den Reihen des Bundes nur in seltenen 
Fällen dem CV beitraten. In diesem Zusammenhang findet sich dabei ein 
Auftrieb gegeben. Die Bundesleitung erwartet, dass Ihr es versteht, die jüdische 
Literatur, die Euch in dieser Bücherei zur· Verfügung gestellt wird, in Eure Arbeit 
und Gruppentätigkeit einzubauen. Der C.V. hat für die Errichtung der Bücherei 
sehr beträchtliche Opfer gebracht. Wir erwarten, dass Ihr das anerkennt und durch 
sorgfältige Behandlung beweist, dass sie euch etwas bedeuten.“ Wochenbrief der 
Bundesleitung 1/35, RGWA, f. 721, op. 2, d. 39a, l. 1 (= CAHP–HM2/8769).
120 Den größten Teil bilden bekannte Werke von Autoren wie Ismar Elbogen (u. a. 
„Geschichte des jüdischen Volkes“; „Ein Jahrhundert Wissenschaft des Juden-
tums“), Martin Buber (u. a. „Die chassidischen Bücher“, „Reden über das Juden-
tum“), Franz Rosenzweig (u. a. „Zweistromland“) oder Leo Baeck (u. a. „Geist und 
Blut“, „Wege im Judentum“); vgl. Wanderbibliothek des CV, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 69, l. 292–293 (= CAHJP–HM2/8694) . Viele Werke entstammten zudem dem 
hauseigenen Philo-Verlag; zur Geschichte des Philo-Verlags vgl. Susanne Urban, 
Der Philo-Verlag 1919–1938. Abwehr und Selbstbehauptung, Hildesheim 2001.
121 Vgl. Schreiben Jugenddezernat des CV an Bundesleitung des „Ring“ vom 21. 9. 1936, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 1547, l. 26 (= CAHJP–HM2/8729).
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i nteressantes Schreiben des Bundesmitglieds Max Haas an den CV, in dem 
er die Annullierung seiner zuvor abgeschlossenen Mitgliedschaft beantragt. 
Haas’ Hauptargument dabei ist: „Bei aller Achtung und Anerkennung des 
Central-Vereins als solchen habe ich doch das Gefühl, dass man mit 22 Jah-
ren noch nicht hineingehört.“122 Neben dem Anwerben junger Mitglieder 
erhoffte man sich aber auch, über die Jugend einen Zugang zur Elternge-
neration zu gewinnen. Eine der Maßnahmen, um den scheinbar vorhande-
nen Missständen auf diesem Gebiet entgegenzuwirken, war die Einrichtung 
sogenannter Elternabende ab März 1935, die in allen Werkgruppen des Ber-
liner Bundes stattfinden sollten, um die Eltern der Bundesmitglieder mit der 
Idee des CV vertraut zu machen. Im Vorfeld gab es auch hier Stichproben, 
bei denen festgestellt wurde, „dass ein großer Teil der Eltern der Mitglieder 
des Bundes nicht dem Centralverein“ angehöre.123 
Mit Beginn der Zusammenarbeit wurde der CV auch zum zentralen 
Ansprechpartner für Kritik und Anfragen allgemeiner Art zum Bund. So 
wandten sich die meisten interessierten Eltern direkt an die Berliner CV-
Zentrale. Die überlieferten Schriftstücke reichen von Anfragen von Eltern, 
die ihre Kinder im Bund anmelden wollten, bis zu scharfer Kritik am Bund 
und im Besonderen an seinem Umgang mit den Mitgliedern.124 Die Auf-
gabengebiete des CV-Jugendsekretariats scheinen sich so nach 1935 massiv 
ausgeweitet zu haben. Besonders die sogenannte Keilarbeit, also das gezielte 
122 Schreiben Max Haas an Jugenddezernat des CV vom 26. 9. 1936, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 1547, l. 23 (= CAHJP–HM2/8729).
123 Offensichtlich waren deutlich weniger Eltern als erwartet Mitglieder im CV. „Wir 
haben durch Stichproben die Feststellung gemacht, daß ein großer Teil der Eltern 
der Mitglieder des Bundes nicht dem Centralverein angehört.“ Jugenddezernat des 
CV an die Leiter der Berliner Werkgruppen im BdjJ vom 4. 3. 1935, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 61, ohne Blattnummer (= CAHJP–HM2/8694). Zu Beginn des Jahres 1935 
versuchte man vonseiten des Bundes und „nach Rücksprache mit dem C.V. und 
dem R.J.F.“, nach dem Vorbild der Berliner Zionistischen Vereinigung in Berlin 
Kindergärten aufzubauen, die von Bundesmitgliedern geführt werden sollten; vgl. 
Schreiben BdjJ an die Werkgruppen und Zugführer, RGWA, f. 721, op. 1, d. 50, l. 60 
(= CAHJP–HM2/8694).
124 Besonders eindrücklich ist der Fall Lefeber, bei dem ein Junge aus dem Bund ausge-
schlossen wurde und der CV sich mit der Situation konfrontiert sah, diese Entschei-
dung gegenüber den aufgebrachten Eltern rechtfertigen zu müssen; vgl. S chreiben 
CV Jugenddezernat an Alfons Lefeber vom 29. 11. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1582, 
l. 99 (= CAHJP–HM2/8730).
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Werben um neue Mitglieder, nahm einen großen Teil der Zusammenarbeit 
von CV und BdjJ ein. Zugleich handelt es sich hierbei auch um das Tätig-
keitsfeld, in dem die Probleme der Zusammenarbeit besonders deutlich 
zutage traten. 
Bevor der CV sich aktiv für den Bund einsetzte, war die Mitglieder-
werbung dem BdjJ selbst überlassen gewesen.125 Nach 1935 hingegen wur-
den Anfragen von Eltern offenbar meist direkt an den CV gerichtet, der die 
„große Zahl von Keiladressen“126 im Anschluss an die Zentrale des BdjJ in 
der Tauentzienstraße 19a in Berlin weiterleitete.127 Die Zentrale der Bun-
desleitung sollte von dort aus Hausbesuche durch Bundesmitglieder koor-
dinieren, um die entsprechenden Jugendlichen von einer Mitgliedschaft zu 
überzeugen. Damit, so war wohl ursprünglich die Idee, hatte die Berliner 
Zentrale ihren Teil der Abmachung eingehalten. Allerdings häuften sich mit 
der Dauer der Zusammenarbeit auch die Schreiben von Eltern, die erzürnt 
darüber waren, dass angekündigte Besuche nicht eingehalten wurden. Der 
CV versuchte, massiv auf den Bund einzuwirken, die erstellten A dresslisten 
125 Die offizielle Bekanntmachung der Union der beiden Organisationen fällt mit einer 
Phase des Wachstums des Bundes zusammen. In einem internen Schreiben vom 
Juni 1935 wird für den Bereich Berlin ein Wachstum von 8 auf 16 Werkgruppen 
(Gruppen für 18–26-Jährige) und von 8–9 [!] auf 16 Züge im Zeitraum von Januar 
1934 bis Juni 1935 berichtet. Insgesamt umfasse der Berliner Bund 1500 Mitglieder 
und sei im Besitz von 4 eigenen Heimen. Vgl. Aelterenblatt des Bundes 1/34; RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 44, l. 450 (= CAHJP–HM2/ 8693). In einem anderen S chreiben 
wird berichtet, dass der Bund 1935 in 13 Gauen und über 100 Ortsgruppen etwa 
10 000 Mitglieder umfasse; vgl. Ring und Fahne, Bundeszeitschrift der Wander-
gruppe der Gemeinschaft junger C.V.er Saarbrücken, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1579, 
l. 19 (= CAHJP–HM2/ 8730).
126 Aktennotiz Dr. Hirschberg, Dr. Rosenstock, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1582, l. 168 
(= CAHJP–HM2/8730).
127 Ähnlich wie der CV war der BdjJ sehr stark auf Berlin fokussiert. In der Bundes-
leitung von 1934 beispielsweise stammten sechs von sieben führenden Mitgliedern 
aus Berlin; vgl. Rundschreiben 1/34 der Bundesleitung an alle Landesverbands- und 
Ortsgruppenleiter, RGWA, f. 721, d. 1, op. 25, l. 83 (= CAHJP–HM2/ 8693_0736). In 
der letzten Phase der Bundestätigkeit zog das Büro von Berlin nach Breslau. Die 
„organisatorische Neuregelung des Bundes“ war nötig geworden, da der langjährige 
Bundesführer Heinz Kellermann sein Amt abgegeben hatte. Das neue Büro befand 
sich in Breslau in der Wohnung Ruth Hadras; vgl. Wochenbrief der Bundesleitung 
5/36, RGWA, f. 721, op. 1, d. 88, l. 95 (= CAHJP–HM2/8694).
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und Beschwerdeschreiben gewissenhaft abzuarbeiten, nicht zuletzt auf-
grund der Befürchtung, dass „die Nachlässigkeit weniger auf den Bund, wie 
auf den C.V.“128 zurückfallen würde.129 Dabei ging es wohl auch darum, dass 
die erhoffte Entlastung der Jugendarbeit vonseiten des CV durch die Koope-
ration mit dem Bund nicht eintrat. Vielmehr scheint es, als sei das Jugendde-
zernat durch den Eingang der zahlreichen Werbe- bzw. Keiladressen und der 
Aufarbeitung der eingehenden Beschwerden eher überfordert gewesen. Den 
Vorschlag des Berliner Bundesbüros, dass sich potenzielle Mitglieder direkt 
an den Bund richten sollten, lehnte der CV allerdings ab.130 Die Zusammen-
arbeit auf diesem Gebiet gestaltete sich offenbar so schwierig, dass man sich, 
nachdem eine Reihe von Briefen an das Berliner Büro des Bundes zu aus-
gebliebenen Hausbesuchen unbeantwortet geblieben war, vonseiten des CV 
kurzerhand entschloss, die Zahlung der bewilligten Zuschüsse an den Bund 
auf unbestimmte Zeit zu sperren.131 Diese drastische Maßnahme, die dar-
auf abzielte, dass „das Bundesbüro die Intensivierung der Keilarbeit stärker 
überwacht“,132 verfehlte ihre Wirkung nicht, denn schon kurze Zeit später 
ging ein entsprechendes Antwortschreiben im Berliner Büro des CV ein, 
und die Zahlungen wurden fortgeführt. 
Eine weitere Facette der Zusammenarbeit war die finanzielle Unter-
stützung des Bundes durch den CV. Neben den allgemeinen Zuschüssen 
128 Schreiben Jugenddezernat des CV an den Bund, Landesverband Groß-Berlin vom 
15. 2. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1582, l. 197 (= CAHJP–HM2/8730).
129 Weiter heißt es in dem Schreiben: „Daß der C.V. durch Ihre Nachlässigkeit nicht in 
den Ruf einer schlechten Geschäftsführung kommen will, wird Ihnen verständlich 
sein.“ Schreiben Jugenddezernat des CV an den Bund, Landesverband Groß-Berlin 
vom 15. 2. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1582, l. 197 (= CAHJP–HM2/8730). 
130 Schreiben Bundesleitung an Jugenddezernat des CV vom 7. 3. 1935, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 1582, l. 177 (= CAHJP–HM2/8730).
131 „Das Jugendsekretariat ist organisatorisch nicht in der Lage, die große Zahl von 
Keiladressen, die ihm zugeleitet wird, in ihrer Erledigung bis ins Einzelne zu über-
wachen. Es ist aber der Überzeugung, daß die auf einige Tage verhängte Sperre 
der Subventionen an den Bund, die Wirkung haben wird, daß das Bundesbüro die 
Intensivierung der Keilarbeit stärker überwacht. Wir werden unseren Einfluß beim 
Bundesbüro ebenfalls in dieser Richtung nachhaltig geltend machen.“ Akten notiz 
Dr. Hirschberg, Dr. Rosenstock, RGWA, f. 721, op. 1, d. 1582, l. 168 (= CAHJP–
HM2/8730).
132 Ebenda.
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durch das Jugenddezernat versuchte der CV in mehreren Fällen, durch groß 
angelegte Spendenaktionen Gelder für die Arbeit des Bundes zu sammeln. 
So rief man die CV-Mitglieder beispielsweise dazu auf, für den sogenann-
ten Jugendpfennig zu spenden, dessen Erträge dazu dienen sollten, den für 
die Jugendarbeit verwandten Etat noch weiter anheben zu können.133 Auch 
wurde gezielt für einzelne Veranstaltungen, wie beispielsweise das Winter-
lager des Bundes 1934/35, gesammelt, und es wurden eigens Rundbriefe an 
alle Landesverbände und Ortsgruppen des CV versandt.134 Zudem vergab 
der CV nach Anfragen des Bundes zusätzliche finanzielle Zuschüsse für 
spezielle Anliegen, beispielsweise für die vom Bund organisierten Sprach-
kurse.135 
III.3 „Die Generation unserer Kinder darf nicht zu blassen, 
 naturfremden Menschen heranwachsen“136 – 
 Die Jugendarbeit angesichts zunehmender Repressionen
Neben diesen Maßnahmen war der CV besonders engagiert darin, den 
Jugendlichen die Durchführung typischer bündischer Aktivitäten wie 
Fahrten oder Lager trotz immer größer werdender Einschränkungen zu 
gewährleisten. So versandte der CV Rundschreiben an seine Mitglieder mit 
der Anfrage, ob diese bereit wären, Teile ihrer Häuser oder Gärten für die 
Veranstaltung von Fahrten des Bundes zur Verfügung zu stellen. Solche 
Anfragen besaßen große Bedeutung für die Jugendlichen, da es jüdischen 
Jugendorganisationen nach der NS-Gesetzgebung ab dem 4. Juni 1935 bei 
Strafe untersagt war, „Fahrten zu unternehmen bzw. auf Gelände, das sich 
133 Wie hoch der Etat in den 1930er-Jahren war, lässt sich nicht durchgängig nachvoll-
ziehen. Für das Jahr 1928 ist dieser mit 8000 Reichsmark überliefert, für das Jahr 
1929 beantragte der Jugendausschuss einen Etat von 15 000 Reichsmark; vgl. Proto-
koll der konstituierenden Sitzung des Jugendausschusses des CV vom 15. 10. 1928, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 1496, l. 158 (= CAHJP–HM2/8727).
134 Schreiben CV-Zentrale an Landesverbände bezw[!] Beamten und zuständigen Orts-
gruppen des CV, RGWA, f. 721, d. 1, op. 54, l. 116 (= CAHJP–HM2//8694_0141).
135 Vgl. Schreiben der Bundesleitung an Alfred Hirschberg vom 6. 11. 1935, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 1582, l. 112 (= CAHJP–HM2/8730).
136 Rundschreiben Jugenddezernat, RGWA, f. 721, op. 1, d. 69, l. 337 (= CAHJP–
HM2/8694).
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nicht in jüdischem Besitz befand, zu campieren“.137 Erschwerend kam hinzu, 
dass die jüdischen Jugendverbände bereits 1933 aus dem deutschen Jugend-
herbergsverband ausgeschlossen wurden und diese Unterkünfte nicht mehr 
nutzen durften.138 Um den Jugendlichen die Möglichkeit zu geben, eigene 
Heimabende zu organisieren, mietete das Jugenddezernat Räume an, die 
der Bund eigenverantwortlich als Jugendheime nutzen konnte.139 Wie tief 
solche Verbote in das bündische Leben und so auch in das Selbstverständnis 
der Jugendlichen eingriffen, wird ersichtlich, wenn man sich verdeutlicht, 
dass „Heim“ und „Fahrt“ als wichtigste Formen der bündischen Gemein-
schaft und als wesentliche Orte des Lernens galten.140 
Diese Anordnungen waren nur ein Teil der neuen Gesetzgebungen zur 
massiven Einschränkung der bündischen Freiheiten und Aktivitäten der 
137 Wochenbrief der Bundesleitung 19/35, RGWA, f. 721, op. 2, d. 40, l. 25 (= CAHJP–
HM2/8769): „Die Errichtung von jüdischen Jugendherbergen ist zu gestatten, wenn 
diese nicht in unmittelbarer Nähe geschlossener Ortschaften oder von einzelnen 
Wohnungen liegen, so daß deren Bewohner durch die Nähe der jüdischen Jugend-
herberge sich nicht beruflich benachteiligt fühlen können oder sonst unangenehm 
berührt fühlen können. Fernerhin ist dabei zu berücksichtigen, daß die Lage der 
jüdischen Jugendherbergen eine einwandfreie Beobachtung durch die zuständigen 
Polizeistellen gestatten muß.“; „Zeltlager für jüdische Jugendliche sind nicht zu 
gestatten“, Wochenbrief der Bundesleitung 19/35, RGWA, f. 721, op. 2, d. 40, l. 26 
(= CAHJP–HM2/8769): „Wanderungen jüdischer Jugendlicher sind nicht zu erlau-
ben, wenn die Zahl der Wandernden eine Gruppe von 20 Teilnehmern überschrei-
tet. Gleichschritt und geschlossene Ordnung sind zu verbieten.“; Wochenbrief der 
Bundesleitung 2/36, RGWA, f. 721, op. 1, d. 86, l. 414 (= CAHJP–HM2/8694): „Zelt-
lager für jüdische Jugendliche sind nicht gestattet. Auf jüdischen Privatgrundstü-
cken sind sie nach vorausgehender Anmeldung erlaubt, sofern die Lage des Grund-
stückes so ist, daß die in der Umgebung lebenden Bewohner sich nicht beruflich 
benachteiligt oder sonst unangenehm berührt fühlen können. Fernerhin ist zu 
berücksichtigen, daß die Lage einwandfreie Beobachtung durch die zuständigen 
Polizeistellen gestatten muß.“
138 Vgl. Meier-Cronemeyer, Jüdische Jugendbewegung, S. 102. Zur Geschichte des 
deutschen Jugendherbergswerks bis 1933 vgl. Eva Kraus, Das deutsche Jugendher-
bergswerk 1909–1933. Programm – Personen – Gleichschaltung, Berlin 2013. 
139 Erhalten ist in den Akten u. a. der von Alfred Hirschberg unterzeichnete Mietver-
trag über das Jugendheim in der Cuxhavenerstr. 8; vgl. Mietvertrag, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 1582, l. 22 (= CAHJP–HM2/8730).
140 Führerrundbrief des RING 1/34, RGWA, f. 721, op. 1, d. 41, l. 173 (= CAHJP–
HM2/8693). 
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jüdischen Jugendverbände. So war es den Bundesmitgliedern zudem ver-
boten, ihre Kluft bzw. „irgendwelche[r] kluftähnlichen Kleidungsstücke“141 
zu tragen. Es ging so weit, dass, um jedwede potenzielle Gefahr uniformen 
Aussehens zu vermeiden, die Bundesleitung auch das Tragen von „Hemden 
gleichen Schnitts und gleicher Farbe“142 ausdrücklich verbot. Ebenso wurde 
das Mitführen von anderen, für die Jugendbewegung charakteristischen 
Utensilien wie Fahrtenmessern, Halstüchern oder Abzeichen untersagt. 
Neben diesen äußeren Formen der Selbstdarstellung wurden den jüdischen 
Jugendvereinen, so auch dem Bund, sämtliche Gemeinschaft stiftenden 
Sozialformen wie öffentliches Singen und Marschieren unter Androhung 
hoher Strafen verboten.143 Das Geheime Staatspolizeiamt untersagte sämt-
liche Presseerzeugnisse, erlaubt blieben einzig Mitteilungsblätter, die sich 
ausschließlich mit Interna befassten.144 Die weiterhin wenigen erlaubten 
Formen der Betätigung wie Heimabende145 oder die sehr eingeschränkt 
141 Wochenbrief der Bundesleitung 2/36, RGWA, f. 721, op. 1, d. 86, l. 415 (= CAHJP–
HM2/8694).
142 Wochenbrief der Bundesleitung 19/35, RGWA, f. 721, op. 2, d. 40, l. 27 (= CAHJP–
HM2/8769).
143 Die Maßnahmen des NS-Regimes scheinen dabei trotz aller Einheitlichkeitsbestre-
bungen auch lokalen Unterschieden unterlegen zu haben. So wurde die Bielefelder 
Ortsgruppe des BdjJ mit einem anderthalbjährigen Betätigungsverbot belegt. Auch 
den Berliner Bund 1936 traf ein solches Verbot, allerdings nur bis zum 15. 8. 1936; 
vgl. Halbmonatsrundbrief der Landesverbandsleitung Berlin-Brandenburg 1/35, 
RGWA, f. 721, op. 2, d. 40, l. 13 (= CAHJP–HM2/8769); weitere betroffene Orts-
gruppen waren Halle/Saale, Dresden, Chemnitz, Schneidemühl, „München-Glad-
bach“ [!] und Wetzlar; vgl. Wochenbrief der Bundesleitung 1/36, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 82, l. 156 (= CAHJP–HM2/8694). Heinz Kellermann formuliert im Rückblick: 
„Our youth groups seemed to be a favourite target for all kinds of curbs on our 
activities, which often struck us as sheer chicanery but together suggested a gradual 
throttling of our key programmes. There were temporary suspensions of all activi-
ties in a given area, blanket prohibitions of programmes, compulsory advance reg-
istration of scheduled programmes, from excursions to holiday celebrations, with 
the local police.“ Kellermann, Ende der Emanzipation?, S. 326.
144 Meier-Cronemeyer, Jüdische Jugendbewegung, S. 103.
145 Auch die Heimabende wurden in ihrer Anzahl massiv eingeschränkt. So durfte 
kein Fähnlein und keine Werkgruppe mehr als eine solche Veranstaltung pro 
Monat anmelden und abhalten, Halbmonatsrundbrief der Landesverbandsleitung 
Berlin-Brandenburg 1/35, RGWA, f. 721, op. 2, d. 40, l. 13 (= CAHJP–HM2/8769).
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möglichen Wanderungen mussten zuvor der zuständigen Polizeistelle vor 
Ort gemeldet werden.146 
Der Bund bzw. die Bundesleitung setzte sich in ihren Rundschreiben 
mit Nachdruck für die penible Durchführung dieser gesetzlichen Anord-
nungen ein. Als nach einiger Zeit der Ungewissheit im Juni 1936 die neuen 
Bestimmungen zum Verhalten der jüdischen Jugendverbände ergingen, 
verschärfte die Bundesleitung die dort getroffenen Maßnahmen noch. So 
wurden trotz staatlicher Erlaubnis für einen Monat „sämtliche Lager und 
Grossfahrten“ verboten, die zulässige Teilnehmerzahl wurde von zwanzig, 
für den Bund auf zehn reduziert.147 Dies wohl auch, da jedwede Verfeh-
lungen gegen die staatlichen Anordnungen direkt auf die Bundesleitung 
zurückfallen würden und deren Mitglieder persönlich haftbar gemacht 
werden konnten. Neben dem Bemühen der Bundesleitung, gegenüber dem 
NS-Regime nicht unnötig aufzufallen, sind aber auch der große Trotz und 
Wille der Jugendlichen in den Rundbriefen erkennbar. Auch wenn der NS-
Staat massiv darum bemüht war, alle Formen der bündischen Betätigung 
der jüdischen Jugendbewegungen zu vernichten bzw. in einem so hohen 
Maße zu reglementieren, dass eine Ausführung der gewohnten Tätigkei-
ten quasi unmöglich wurde, suchten die Führer des Bundes und auch die 
führenden Mitglieder des Centralvereins bis zum Ende engagiert nach 
Lösungen, um diese Bestimmungen zu umgehen bzw. den Jugendlichen 
trotzdem die Erfahrung von Gemeinschaftsleben möglich zu machen. 
Im Selbstverständnis der Mitglieder lässt sich zweifellos auch das von 
der Berliner Staatspolizeistelle ausgesprochene Verbot, die Bezeichnung 
„deutsch“ im Bundestitel zu führen, als Teil des Maßnahmenkatalogs 
begreifen, der darauf abzielte, die Selbstwahrnehmung der Jugendlichen 
grundlegend anzugreifen. Im Zuge der Durchsetzung dieser Bestimmung 
agierte der Bund ab Februar 1936 unter dem Namen „Der Ring. Bund 
Jüdischer Jugend“.148
146 Ebenda.
147 Wochenbrief der Bundesleitung 19/35, RGWA, f. 721, op. 2, d. 40, l. 27 (= CAHJP–
HM2/8769).
148 Vgl. Wochenbrief der Bundesleitung 1/36, RGWA, f. 721, op. 1, d. 82, l. 138 
(= CAHJP–HM2/8694).
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Besonders das Verbot des einheitlichen öffentlichen Auftretens der 
Bundesmitglieder149 scheint für Konfliktpotenzial innerhalb des Bundes 
gesorgt zu haben. Immer wieder finden sich in den Rundbriefen der Bun-
desleitung eindeutige Appelle an die Mitglieder, die erkennen lassen, dass 
diese die Verordnungen nicht durchführten und weiterhin auf den äuße-
ren Formen des bündischen Lebens bestanden. Auch scheinen schon früh 
Beschwerden des NS-Regimes im Büro des Bundes eingegangen zu sein. 
Für die Gestapo war die Haltung einiger weniger Bundesmitglieder eine 
willkommene Begründung, immer wieder restriktiv gegen den Bund vor-
zugehen. Tatsächlich wird selbst das am 30. Dezember 1936 beschlossene 
Verbot des Bundes darauf zurückgeführt. Im Schreiben heißt es: „Die Auf-
lösung des Bundes ist erforderlich, weil von dessen Mitgliedern wiederholt 
trotz Verbote Uniformen getragen und militärische Übungen veranstaltet 
wurden.“150
IV. Ausblick
Mit dem Verbot des Bundes bricht auch die Überlieferung innerhalb des 
CV-Archivs ab, und der weitere Lebensweg der ehemaligen Bundesmit-
glieder lässt sich nur in wenigen Fällen eindeutig nachvollziehen. Da der 
Bund bis zum Schluss am Ideal der deutsch-jüdischen Symbiose festhielt, 
emigrierten viele Bundesmitglieder erst vergleichbar spät aus Deutschland. 
Dies hängt ohne Zweifel auch damit zusammen, dass der Bund sich seit 
der Lehnitzer Tagung bis zu seinem Verbot nicht auf eine einheitliche Hal-
tung in der Auswanderungspolitik einigen konnte. Zwar stimmte man in 
149 Zuvor hatte hatte der Bund ordnungsgemäß einen Antrag an den Reichsjugend-
führer gestellt, der jedoch lange unbeantwortet blieb; vgl. Rundschreiben der Bun-
desleitung an alle Landesverbandsleiter und Ortsgruppenleiter 6/34, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 44, l. 428 (= CAHJP–HM2//8693). Die beim Reichsjugendführer ange-
meldete Bundestracht bestand aus einem grauen Hemd (bei Festtracht ein weißes 
Hemd), dunkelblauer Hose bzw. Rock und grauem Schlips. Weitere Erkennungs-
zeichen waren Kordeln (Führer- und Verdienstkordeln), Halstücher und Wimpel; 
vgl. Rundschreiben der bündischen Sparte an die Führerschaft 1/34, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 41, l. 339 (= CAHJP–HM2/8693).
150 Kellermann, Ende der Emanzipation?, S. 312. 
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der Ablehnung einer Emigration nach Palästina weitestgehend überein, 
konnte sich aber nicht auf ein alternatives Auswanderungsziel einigen.151 
Die Auseinandersetzung mit der eigenen Emigration rückt spätestens 1936 
während eines in Klobbicke abgehaltenen Lagers erneut und eindringlich 
in den Fokus der Bundesmitglieder. Zentral ist dabei die Frage danach, 
wie eine gemeinsame Zukunft der Bundesmitglieder gewährleistet werden 
könne, denn viele Bundesmitglieder waren tief von der Vorstellung eines 
Lebensbundes geprägt und strebten eine kollektive Auswanderung an, 
um „eine gemeinsame Zukunft aufzubauen“.152 Wegen der nur mangelhaf-
ten Kenntnisse über das nichtdeutsche Judentum sei eine Auswanderung 
Einzelner ohnehin „sehr fraglich und problematisch“,153 da man gerade in 
dieser Situation auf die Stärke der Gemeinschaft angewiesen sei. Ein beson-
ders eindrückliches Beispiel für eine solche gemeinsame Auswanderung 
bietet die Gruppe um Günter Friedländer und Kurt Julius Riegner, die sich 
nach einem vereinsinternen Konflikt um den Stellenwert der Religion in 
der Bundesarbeit und die uneinheitliche Auswanderungspolitik zunächst 
vom Bund trennte und später als eigenständiger Kreis wieder eintrat. Von 
Januar 1938 bis Mai 1939 gelang es der Gruppe, in drei Etappen mit rund 
70 Gruppenmitgliedern nach Argentinien zu emigrieren und dort ein neues 
Gemeindeleben aufzubauen.154
151 In einer Bundeserklärung aus dem Jahr 1935 heißt es dazu: „Zu den Auswande-
rungszielen, um die sich der Bund bemüht und für die er vorbereitet, gehören vor 
allem überseeische Länder (Argentinien, überhaupt südamerikanische Staaten 
u. a.), dagegen nicht Palästina [!].“ Wochenbrief der Bundesleitung 23/35, RGWA, 
f. 721, op. 2, d. 405, l. 7 (= CAHJP–HM2/8769). 
152 Klobbicke Rundbrief 36, RGWA, f. 721, op. 1, d. 86, l. 261 (= CAHJP–HM2/8694).
153 Ebenda.
154 Jeanette Erazo-Heufelder, Von Berlin nach Buenos Aires. Ellen Marx. Deutsch-
jüdische Emigrantin und Mutter der Plaza de Mayo, Berlin 2014; dies., „Nächs-
ter Halt Buenos Aires. Wie jüdische Pfadfinder aus Berlin 1938/39 kollektiv nach 
Argentinien emigrierten“, in: Jüdische Allgemeine vom 5. 4. 2013.
Frank Wolff
Der Traum vom deutsch-jüdischen Bauern
Das Auswandererlehrgut Groß-Breesen (1935–1938) 
und die verspätete Emigrationspolitik des Centralvereins 
I. Die Ausgangslage
Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens (CV) gilt als 
eine der bedeutenden Organisationen jüdischen Lebens in der Moderne.1 
Exemplarisch verkörperte er den Glauben an die Emanzipation und die 
Verbürgerlichung als Wege zur vollen Integration und Anerkennung der 
Juden in der deutschen Gesellschaft. Neben ihm standen global wirksame 
Organisationen wie die WZO mit ihrem deutschen Ableger, der ZVfD, die 
den Gedanken der Alijah beförderten, der Orden B’nai B’rith, der sich unter 
anderem auf wohltätiger Ebene der Integration von Auswanderergruppen 
annahm, die ICA, die seit den 1890er-Jahren kolonisatorische Gemeinden in 
Lateinamerika gründete, die Informationsstellen der Emigdirect, die jüdi-
schen Auswanderungswilligen zur Seite standen, und die HIAS, die von New 
York aus weltweit jüdische Migrationsbewegungen und Siedlungsprojekte 
unterstützte und finanzierte.2  Diese weltweit tätigen Organisationen einte, 
1 Gegründet 1893, ab 1935 umbenannt in Centralverein der Juden in Deutschland, 
ab 1936 Jüdischer Centralverein e. V.; siehe grundlegend: Avraham Barkai, „Wehr 
Dich!“. Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens (C.V.) 1893–
1938, München 2002.
2 World Zionist Organization (WZO, 1897); Zionistische Vereinigung für Deutsch-
land (ZVfD, 1894/7); Jewish Colonization Association (ICA, 1891); Emigrations-
directorium (Emigdirect, 1921); Hebrew Immigrant Aid Shelter (HIAS, 1902/4); 
Letztere drei formten 1927 die Dachorganisation HICEM; vgl. Haim Avni, Argen-
tine, „the Promised Land“. Baron de Hirsch’s Colonization Project in the Argentine 
Republic, Jerusalem 1973; David Engel, Zionism, London/New York 2013; Cornelia 
Wilhelm, Deutsche Juden in Amerika. Bürgerliches Selbstbewusstsein und jüdische 
Identität in den Orden B’nai B’rith und Treue Schwestern, 1843–1914, Stuttgart 2007; 
Gur Alroey, Introduction, in: ders. (Hrsg.), Bread to Eat and Clothes to Wear. Letters 
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dass sie von Westeuropa oder den USA aus eine Lösung für das drängende 
soziale Problem der osteuropäischen und vornehmlich russischen Juden 
suchten und entweder in Palästina oder in der globalen Diaspora zu finden 
hofften. Eine ähnliche Zielsetzung verfolgte auch der in Berlin ansässige und 
1901 gegründete Hilfsverein der deutschen Juden, der sich primär der großen 
Zahl an Durchwanderern annahm, die über fest definierte Transitrouten aus 
Osteuropa an die norddeutschen oder niederländischen Häfen strebten.3 
Im Gegensatz zu diesen jüdischen Großorganisationen verweigerte sich 
der CV jedoch bis in die 1930er-Jahre hinein weitgehend dem Thema der 
Migration und einer eigenen Migrationspolitik. Eine Ausrichtung auf Emi-
gration statt auf Integration sendete ihm zufolge falsche Signale sowohl an 
die deutschen Juden, die er als einen der „deutschen Stämme“ verstand, als 
auch an die christlich-deutsche Mehrheitsgesellschaft, von der er nach der 
rechtlichen Gleichstellung auch die kulturelle Anerkennung einforderte.4 
Dieser Glaube an die Besserung jüdischen Lebens durch eine nahezu vorbe-
haltlose Inklusion, was bis zur Verdrängung einer jüdischen Identität durch 
die deutsche reichen konnte, einte den CV mit anderen liberalen jüdischen 
Organisationen wie dem Reichsbund jüdischer Frontsoldaten (RjF) und 
den jüdischen Jugendbünden, die kritische Zeitgenossen auch als „assimila-
torisch“ bezeichneten.5 
from Jewish Migrants on the Early Twentieth Century, Detroit 2011, S. 1–87; Eli 
Lederhendler, The Interrupted Chain: Traditional Receiver Countries, Migration 
Regimes, and the East European Jewish Diaspora, 1918–39, in: East European Jew-
ish Affairs 44 (2014) 2–3, S. 171–186; Frank Wolff, Global Walls and Global Move-
ment: New Destinations in Jewish Migration, 1918–1939, in: East European Jewish 
Affairs 44 (2014) 3, S. 187–204.
3 Unter dem NS umbenannt in „Hilfsverein der Juden in Deutschland“, siehe hierzu 
v. a. Tobias Brinkmann, Managing Mass Migration. Jewish Philanthropic Organi-
zations and Jewish Mass Migration from Eastern Europe, 1868/69–1914, in: Histo-
risch Tijdschrift 22 (2007), S. 71–90; ders., Migration und Transnationalität, Pader-
born 2012.
4 Siehe z. B. Hermann Cohen, Deutschtum und Judentum mit grundlegenden 
Betrachtungen über Staat und Internationalismus, Gießen 1915; Jakob Wasser-
mann, Mein Weg als Deutscher und Jude, in Christoph Schulte (Hrsg.), Deutsch-
tum und Judentum. Ein Disput unter Juden aus Deutschland, Stuttgart 1993, 
S. 79–89; allgemein u. a. Avraham Barkai, „Wehr Dich!“, S. 49, 65, 91–98.
5 Glenn R. Sharfman, The Dilemma of German-Jewish Youths in the Third Reich. 
The Case of the Bund deutsch-jüdische Jugend 1933–1935, in: Shofar 16 (1998) 3, 
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Spätestens die Erhebung des Antisemitismus zur Staatsdoktrin im Rah-
men der Machtübergabe an die Nationalsozialisten raubte diesem Ansatz 
die Grundlage und jede Zukunftsperspektive. Während die Forschung in 
den letzten Jahrzehnten das Exil und den aufkommenden Zionismus als 
Antwort auf die Verfolgung durch den nationalsozialistischen Staat inten-
siv diskutiert, fehlt uns diese Tiefenschärfe in der Erforschung der inter-
nen Diskussionsprozesse jener deutsch-jüdischen Gremien und Verbände, 
die von der Kompatibilität deutscher und jüdischer Zugehörigkeit ausgin-
gen.6  Doch auch in diesen entwickelte sich neben allem Beharren auf der 
deutsch-jüdischen Identität langsam die Anerkennung des Bedarfs nach 
einer a ktiven Auswanderungspolitik. 
Im Jahr 1935 führten zunehmende gesellschaftliche Gewalterfah-
rungen und vor allem die „Nürnberger Rassengesetze“ auch dem CV vor 
Augen, dass er sich den Rufen nach einer aktiven Migrationspolitik nicht 
länger verschließen konnte. Folglich suchte auch der CV Wege, die Aus-
wanderungsfrage mitzugestalten, ohne den Glauben an die Besonderheit 
einer deutsch-jüdischen Identität über Bord zu werfen. Als weithin sicht-
baren Ausdruck dieses Bemühens nahm im Mai 1936 nach nur wenigen 
Monaten der Diskussion und unter großer öffentlicher Aufmerksamkeit 
das Auswandererlehrgut im schlesischen Groß-Breesen seinen Betrieb auf. 
Getragen von einer breiten Allianz liberaler Organisationen und unter 
S. 28–41; Guy Miron, Emancipation and Assimilation in the German-Jewish Dis-
course of the 1930s, in: Leo Baeck Institute Year Book 48 (2003), S. 165–189; Till 
van Rahden, Juden und andere Breslauer. Die Beziehungen zwischen Juden, Protes-
tanten und Katholiken in einer deutschen Großstadt von 1860 bis 1925, Göttingen 
2000, S. 22–23.
6 Wichtig hierfür u. a. Wolfgang Benz (Hrsg.), Flucht aus Deutschland. Zum Exil im 
20. Jahrhundert, München 2001; Andrea Schatz/Christian Wiese (Hrsg.), Janus-
figuren: „Jüdische Heimstätte“. Exil und Nation im deutschen Zionismus, Berlin 
2006; Francis R. Nicosia, Zionism and Anti-Semitism in Nazi Germany, Cambridge 
2008; Wolfgang Benz, Flucht vor Hitler. Das politische und jüdische Exil ab 1933, 
in: Thomas Pekar (Hrsg.), Flucht und Rettung. Exil im japanischen Herrschafts-
bereich (1933–1945), Berlin 2011, S. 29–37; Guy Miron, The Waning of Emancipa-
tion. Jewish History, Memory, and the Rise of Fascism in Germany, France, and 
Hungary, Detroit 2011. Zur Emigrationsdebatte der deutsch-jüdischen Führungs-
figuren: David Jünger, Jahre der Ungewissheit. Emigrationspläne deutscher Juden 
1933–1938, Göttingen 2016.
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Federführung des CV und des RjF verkörperte es die Hoffnung, Jugend-
liche zu deutsch-jüdischen Bauern zu erziehen, die als Pioniere neue, vom 
deutsch-jüdischen Geist geprägte Siedlungen in Übersee gründen sollten. 
Anders als die im CV als „Hebraisierer“ verschrieenen zukünftigen Kibbu-
zim der Hachschara-Schulen sollten die Breesener Schüler nicht nur sich, 
sondern auch die deutsch-jüdische Kultur durch Emigration retten.7  Als 
größtes nicht-zionistisches agrarisches Lehrgut Deutschlands sollte Groß-
Breesen aus über 100 (vor allem männlichen) Jugendlichen Siedler für jüdi-
sche Kolonien in Argentinien oder Brasilien formen. Noch bevor dieses Ziel 
auch nur ansatzweise erreicht werden konnte, wurde die Ausbildung durch 
die Pogromnacht 1938 und die zeitweilige Verschleppung der dort Tätigen 
in das KZ Buchenwald erst unterbrochen und danach unmöglich gemacht.8 
Während dem Großteil der ersten Schülergeneration die Flucht ins Ausland 
gelang, wurden viele der 1938 noch am Lehrbetrieb Teilnehmenden in deut-
schen Konzentrationslagern ermordet.9
Obwohl Groß-Breesen als Referenzpunkt für den letzten Versuch gilt, 
trotz der Exklusion und im Rahmen der NS-Gewaltpolitik die deutsch-
jüdische Kultur aktiv zu erhalten und sich zudem, vor allem getragen durch 
berühmte ehemalige Schüler wie den Journalisten Ernst Cramer und den 
Historiker Werner Angress, eine lebendige Memorialkultur ausbildete, ist 
eine grundlegende und kritische Erforschung des Gutes und seines kultur-
7 Ilana Michaeli (Hrsg.), Gut Winkel - die schützende Insel. Hachschara 1933–1941, 
Berlin/Münster 2007; Herbert Fiedler/Ruth Fiedler, Hachschara. Vorbereitung auf 
Palästina, Schicksalswege, Teetz 2004; Francis R. Nicosia, Haavara, Hachschara 
und Aliyah-beth. Jüdisch-zionistische Auswanderung in den Jahren 1938–1941, 
in: Susanne Heim/Beate Meyer/Francis R. Nicosia (Hrsg.), „Wer bleibt, opfert 
seine Jahre, vielleicht sein Leben“. Deutsche Juden 1938–1941, Göttingen 2010, 
S. 39–58.
8 Salomon Adler-Rudel, Jüdische Selbsthilfe unter dem Naziregime 1933–1939. Im 
Spiegel der Berichte der Reichsvertretung der Juden in Deutschland, Tübingen 
1974, S. 103–109; Werner T. Angress, Auswandererlehrgut Gross-Breesen, in: Leo 
Baeck Institute Year Book 10 (1965) 1, S. 168–187; Johann Nicolai, „Seid mutig und 
aufrecht.“ Das Ende des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens 
1933–1938, Berlin 2016, S. 202–216.
9 Joseph Walk, The Diary of Günther Marcuse. The Last Days of the Gross-Breesen 
Training Centre, in: Yad Vashem Studies 8 (1970), S. 159–181.
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geschichtlichen Erbes noch offene Aufgabe.10 Unter Berücksichtigung der 
im CV-Archiv vorliegenden Quellen ist es möglich, hierfür einige Ansatz-
punkte zu formulieren und die Bemühungen des CV in die weitere jüdi-
sche Migrationsgeschichte der Zwischenkriegszeit zu integrieren. Hierbei 
werfen die internen Diskussionen ein Licht auf die Hoffnungen, Wünsche, 
Rückschläge und Praktiken des Auswandererlehrguts und erlauben zudem, 
die späte migrationspolitische Wende des federführenden CV und der ihm 
nahestehenden liberalen deutsch-jüdischen Organisationen zu reflektieren.
II. „Zurück“ aufs Land: 
 Migrationsoptionen durch agrarische Berufsumschichtung 
Vor dem Ersten Weltkrieg und während der Weimarer Republik unterhielt 
der CV zu den anderen jüdischen Großorganisationen, die fast allesamt 
auf die eine oder andere Art aktive migrationspolitische Gedanken und 
Praktiken entwickelten, eine unterkühlte oder teilweise von offener Ableh-
nung geprägte Beziehung. Zionismus und Territorialismus erachtete er als 
gefährliche Zugeständnisse an den Antisemitismus, dem er vielmehr durch 
Aufklärung, Verbürgerlichung und Patriotisierung des jüdischen Lebens 
in Deutschland entgegentrat. Auch grenzte er sich auf der Basis eines 
deutschen Patriotismus scharf gegen die sogenannten Ostjuden ab. Dies 
spiegelte einerseits die von Überlegenheitsgefühl gekennzeichnete Selbst-
wahrnehmung der deutsch-jüdischen Mehrheit, nötigte aber andererseits 
kosmopolitische Geister wie Albert Einstein zum Widerspruch.11 Trotz des 
umgreifenden Antisemitismus kämpfte der CV für die Anerkennung einer 
„deutsch-jüdischen Symbiose“, indem er betonte, dass die Gemeinsam-
keiten seiner Mitglieder mit den christlichen Deutschen größer seien als 
10 Siehe z. B. Angress, Auswandererlehrgut Gross-Breesen; Dagmar T. Bermann, 
Produktivierungsmythen und Antisemitismus. Assimilatorische und zionistische 
Berufsumschichtungsbestrebungen unter den Juden Deutschlands und Österreichs 
bis 1938. Eine historisch-soziologische Studie, München 1971, S. 189–202; Werner 
T. Angress, Generation zwischen Furcht und Hoffnung. Jüdische Jugend im Dritten 
Reich, Hamburg 1985.
11 Steven E. Aschheim, Brothers and Strangers. The East European Jew in German 
and German Jewish Consciousness 1800–1923, Madison 1982.
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die mit den nichtdeutschen Juden.12 Die Grundlage dieser Hoffnung auf 
eine komplette Akzeptanz wurde mit der Ernennung Hitlers zum Reichs-
kanzler zerschlagen.13 Fortan musste der CV sich notgedrungen auf den 
Abwehrkampf gegen die nationalsozialistische Exklusionspolitik zurück-
ziehen. In der von Verfolgung und Gewalt geprägten antisemitischen 
Gesellschaft wandelte sich dies zunehmend von einer Herausforderung 
zur Über forderung. 
Im Lichte von Verfolgung und Exklusion wuchs die Bedeutung der 
innerjüdischen Kooperation auch zwischen CV und ZVfD. Trotz persis-
tenter grundlegender Ablehnung der jeweiligen Programmatik gingen die 
wesentlichen Akteure deutsch-jüdischen Lebens aufeinander zu und fan-
den am 17. September 1933 unter dem Dach der neu formierten Reichs-
vertretung deutscher Juden zusammen. Der entscheidende Impuls ging 
von den Institutionen der jüdischen Sozialarbeit aus, deren Bedürfnisse 
sich im ersten Jahr der Nazi-Herrschaft schnell wandelten. Hier rückte 
nun die Frage der Berufsumschichtung an „eine zentrale Stelle […] vor 
allem für die Jugend“, die sich darüber Auswanderungsoptionen schaf-
fen wollte, wohingegen die Reichsvertretung vom Großteil der deutschen 
Juden erwartete, dass er in Deutschland bleiben und „hier sein Schicksal 
erfüllen“ würde.14 
Bereits 1934 drängte der steigende Emigrationsdruck die jüdischen 
Organisationen zu weiterer Zusammenarbeit. Um Ressourcen zu schonen 
und Mehrfachbearbeitungen von Anfragen zu vermeiden, erfolgte nun offi-
ziell eine Aufteilung der Zuständigkeiten: Der CV fungierte als Ansprech-
partner für die Fragen des Lebens in Deutschland, insbesondere Kultur- 
und Rechtsfragen, das Palästina-Amt koordinierte unter zionistischer 
12 Eugen Fuchs, Was nun?, in: Im deutschen Reich, Nr. 3 vom März 1919, S. 103–111; 
Ludwig Holländer, Fort mit der Abwehr, in: C.V.-Zeitung, Nr. 1 vom 4. 5. 1922, 
S. 2 f.; Shulamit Volkov, Die Dynamik der Dissimilation. Deutsche Juden und die 
ostjüdischen Einwanderer, in: Dirk Blasius (Hrsg.), Zerbrochene Geschichte. Leben 
und Selbstverständnis der Juden in Deutschland, Frankfurt a. M. 1991, S. 64–78.
13 Martin Buber, Das Ende der deutsch-jüdischen Symbiose, in: Schulte (Hrsg.), 
Deutschtum und Judentum, S. 150–153; Gershom Scholem, Wider den Mythos 
vom deutsch-jüdischen Gespräch (1964), in: ders., Judaica II, Frankfurt a. M. 1970, 
S. 7–11. 
14 Zentralausschuss der deutschen Juden für Hilfe und Aufbau, September 1934, zit. 
n. Adler-Rudel, Jüdische Selbsthilfe, S. 12; 14–18.
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Führung die Alijah und der Hilfsverein kümmerte sich um die Auswan-
derung in die globale Diaspora.15 Die Institutionen begannen nun, Anfra-
gen koordiniert untereinander weiterzureichen. Für die Berater des CV 
nahm in den folgenden Jahren die Diskrepanz zwischen Selbstwahrneh-
mung und Einflussmöglichkeit zu. Denn zum einen erblickten die meisten 
Juden in Deutschland im CV nach wie vor den zentralen Ansprechpartner 
für ihre rechtlichen und ökonomischen Sorgen. Zum anderen verschloss er 
sich aber der Frage der koordinierten Emigration, die für viele durch Boy-
kott, Entlassung oder Gewalt persönlich zutiefst erschütterte und verun-
sicherte deutsche Juden nun als die letzte Option erschien, der Exklusion 
durch Staat und Gesellschaft zu begegnen. Fortwährend erreichten den CV 
Tausende individuelle Anfragen notleidender Juden, die Hinweise, Unter-
stützungen und Orientierungen suchten, wie man aus Deutschland fliehen 
könne und welche Länder aufnahmebereit seien. Lange Zeit fuhr der CV 
hier eine Doppelstrategie. Einerseits verwies er bei spezifischen Fragen 
direkt an das Palästina-Amt oder den Hilfsverein und leitete entsprechende 
Schreiben direkt weiter.16 Andererseits betonte er in den ersten Jahren der 
NS-Herrschaft gebetsmühlenartig, man solle unbedingt bis zum Ausschöp-
fen auch der letzten Möglichkeit in Deutschland verbleiben und „nicht ein-
fach die Flinte ins Korn werfen“.17 Solche Durchhaltebotschaften versendete 
der CV selbst noch Anfang 1935, als jüdischen Organisationen bereits ein 
Verbot drohte, wenn sie für den Verbleib im Lande warben.18 Diese Lage 
verschärfte sich mit dem Erlass der Nürnberger Gesetze im September 1935. 
Nach wie vor wandten sich Tausende hilfesuchende Juden an den CV, der 
15 Ebenda, S. 72–104; Jürgen Matthäus, Abwehr, Ausharren, Flucht. Der Centralver-
ein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens und die Emigration bis zur „Reichs-
kristallnacht“, in: Exilforschung 19 (2001), S. 18–40.
16 Teilweise wich der CV auch aus Selbstschutz Fragen nach dem rechtlichen Rah-
men der Emigration aus, weil er über keine „gesetzliche Anerkennung auf diesem 
Spezial gebiet“ verfüge, vgl. Schreiben Reichmann an Kaufmann vom 12. 3. 1934, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2105, l. 2 (= CAHJP–HM2/8749).
17 Schreiben Hirschberg an Cohn, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2100, l. 1–2 (= CAHJP–
HM2/8749).
18 Vgl. Verordnungen der Bayerischen Politischen Polizei zur „Versammlungstätig-
keit der Juden“ vom 20. 2. 1935, 5. 4. 1935, 21. 6. 1935, dokumentiert in: Vierteljahrs-
hefte für Zeitgeschichte 10 (1962) 1, S. 79–81.
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diese Anschreiben nun meist unter Verweis auf die Arbeitsteilung unter den 
jüdischen Organisationen wortkarg an den Hilfsverein weiterleitete.19 
Bald kamen die Verantwortlichen des CV allerdings zu der Einsicht, 
dass er selbst Auswanderungsmöglichkeiten in „Länder ausserhalb Paläs-
tinas“ schaffen müsse, um dadurch „die leider so wichtig gewordene Frage 
[der Auswanderung] aktiv zu beeinflussen“.20 Denn während die zionisti-
schen Verbände koordinierte Auswanderungsprogramme nach Palästina 
anboten, blieben Überseeauswanderer überwiegend auf sich selbst gestellt. 
Als der CV seine Kurskorrektur zusammen mit der erzwungenen Namens-
änderung in „Centralverein der Juden in Deutschland“ Ende Oktober 1935 
in der C.V.-Zeitung verkündete, erkannten erleichterte Leser darin die Mate-
rialisierung ihres „lange gehegten Wunsch[es]“, dass der CV nun auch im 
Feld der Auswanderungsunterstützung „die Führung“ übernehme.21 
Der CV selbst erhob diesen Führungsanspruch nie. Das Führungs-
personal aktualisierte eher seine Haltung zur Emigrationsfrage von ableh-
nend zu ambivalent und einzelfallbezogen. Das Hauptaugenmerk lag dabei 
vorerst auf individuellen Unterstützungen, indem sich zum Beispiel pro-
minente Vertreter des CV wie der langjährige stellvertretende Vorsitzende 
Ernst Wallach von den USA aus für Einwanderungsmöglichkeiten einzelner 
deutscher Juden einsetzten. Dabei lief die Kommunikation oft zentral über 
den CV. Wallachs Zimmer in New Yorker Savoy Plaza Hotel am Central 
Park wurde ab 1936 zu einem kleinen, informellen Auswanderungsbüro 
des CV, was jedoch aufgrund der Individualität sowohl der Fälle als auch 
der Komplexität bzw. Restriktivität der Einwanderungsgesetzgebung hohen 
individuellen Einsatz erforderte und zu seiner Überlastung führte.22 Die 
größte Herausforderung lag hier im Erlangen von Affidavits, der Bürgschaft 
von Bekannten und Verwandten in den USA für die Einwanderer. T eilweise 
19 Siehe diverse Schreiben des CV aus dem Jahr 1935 an verschiedene Privatpersonen, 
z. B. in RGWA, f. 721, op. 1, d. 2111 (= CAHJP–HM2/8750).
20 Schreiben Reichmann an Rosenfeld vom 30. 10. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2113, 
l. 1 (= CAHJP–HM2/8750). 
21 Schreiben Rosenfeld an CV vom 27. 10. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2113, l. 2–3 
(= CAHJP–HM2/8750); Innerjüdische Entwicklungen, in: C.V.-Zeitung, Nr. 43 vom 
24. 10. 1935, S. 2.
22 Schreiben Wallach an CV vom 30. 12. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2103, l. 139 
(= CAHJP–HM2/8749).
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bestanden die Einwanderungsbehörden gar auf mehreren Affidavits pro 
Person, bevor sich überhaupt die Chance auf eines der raren Einreise-
visa eröffnete. Trotz der offensichtlichen globalen Flüchtlingskrise hielten 
die Vereinigten Staaten an der in den 1920er-Jahren etablierten Quoten-
gesetzgebung fest und verschlossen so die Tore für viele verzweifelte Aus-
wanderungswillige.23 Daran änderte auch die groß angelegte Konferenz im 
französischen Evian 1938 wenig, auf der Roosevelt intendierte, ohne allzu 
große eigene Zugeständnisse ein globales Flüchtlingsregime zu installieren. 
Dies scheiterte sowohl an selbst auferlegten Beschränkungen als auch an 
der fehlenden Aufnahmebereitschaft der möglichen Zielnationen.24 Mehr 
Hoffnung versprach hier eine Nische, die die meisten Einwanderungsländer 
die gesamte Zwischenkriegszeit offenhielten: Es gab Sonderrechte für ein-
wandernde Landarbeiter und Siedler, die selbst in der Quotengesetzgebung 
der USA bevorzugt behandelt wurden.25 
Auf diese Option griffen auch die liberalen deutsch-jüdischen Orga-
nisationen zurück, als im September die Nürnberger Gesetze verdeutlich-
ten, dass alle Hoffnungen auf halbwegs akzeptable Verbleibeoptionen auf 
Felsen gesät waren. Am 25. Oktober 1935 kamen der damals in ideolo-
gischer Hinsicht führende Vertreter des CV, Alfred Hirschberg, und der 
Vorsitzende und Mäzen des Hilfsvereins, der wohlhabende Unternehmer 
Max Warburg, in der Hamburger Tiergartenstraße zusammen. Hirsch-
berg unterbreitete die Idee eines direkt der Reichsvertretung unterstellten 
Auswanderungsamtes, was Warburg begrüßte, da eine solche „zentrale 
Planstelle für Auswanderung“ den Hilfsverein entlasten würde.26 Diese 
Planstelle blieb jedoch vorerst im Vagen, ebenso wie die Entsendung von 
23 Mark Wishnitzer, To Dwell in Safety. The Story of Jewish Migration since 1800, 
Philadelphia 1948; Mae M. Ngai, Impossible Subjects. Illegal Aliens and the Mak-
ing of Modern America, Princeton 2014.
24 Salomon Adler-Rudel, The Evian Conference on the Refugee Question, in: Leo 
Baeck Institute Year Book 13 (1968), S. 235–273; Harry Feingold, The Politics of 
Rescue. The Roosevelt Administration and the Holocaust, 1938–1945, New Brun-
swick 1970.
25 Wolff, Global Walls and Global Movement.
26 Aktennotiz Hirschberg, 28. 10. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 472 –473 
(= CAHJP–HM2/8750). Die Paginierung dieser Akte wurde nachträglich einge-
fügt.
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Experten nach Übersee zur Inspektion möglicher Einwanderungsgebie-
te.27 Konkreter wurden beide in der Feststellung, dass sie „eine moralische 
und praktische Verpflichtung hätten, für unsre junge Generation auch 
außerhalb der Palästina-Wanderung Vorsorge zu treffen“. Ihnen schwebte 
dabei „eine Art ‚Kolonial-Institut‘“ vor Augen, das eine Ausbildung für 
Pioniere anbieten sollte, „die sonst mit dem Führer-Snifs des Hechaluz 
in Bezug auf Palästina durchgeführt wird“.28 Sie kamen überein, eine von 
einer renommierten Person geleitete Auswandererschule auf deutschem 
Boden zu gründen, in der eine Siedler-Elite geschaffen werden sollte, um 
für eine weitere deutsch-jüdische Emigration in Übersee den Boden zu 
erschließen.29 
Die Einsicht, sich nicht weiter einer aktiven Organisation der Aus-
wanderung widersetzen zu können, stellte für den CV-Vertreter Hirsch-
berg einen Quantensprung dar. Ihm und seinen Mitstreitern dienten dabei 
aber nicht nur die zionistischen Hachschara-Stätten als Vorbild, sondern 
auch die zahlreichen Orte der „Berufsumschichtung“, in denen seit einigen 
Jahrzehnten jüdische Jugendliche aus urbanen Familien für den Gang aufs 
Land vorbereitet wurden.30 Im Hintergrund dieser beiden Leitbilder stand 
27 Aus diesem Gedanken erwuchs unter Einbeziehung der federführenden deutsch-
jüdischen Emigrationshilfeorganisationen im Herbst 1935 der Wanderausschuss 
der Reichsvertretung, der wiederum am 13. 12. 1937 unter Ausweitung der inte-
grierten Organisationen und Stellen zur Zentralstelle für jüdische Auswanderung 
umstrukturiert wurde. Vgl. Adler-Rudel, Jüdische Selbsthilfe, S. 76–80.
28 Aktennotiz Hirschberg, 28. 10. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 472 (= CAHJP–
HM2/8750); zur Aktivität des zionistischen Hechaluz und seiner Ortsgruppen 
(hebr. Snif) siehe z. B. Suska Döpp, Jüdische Jugendbewegung in Köln 1906–1938, 
Münster 1997, S. 174–179.
29 Francis Nicosia setzt eine Anfrage Hirschbergs an die Gestapo vom Dezember 1935 
als Beginn der Kampagne an, dem dieses Treffen jedoch vorausging, vgl. Nicosia, 
Zionism and Anti-Semitism, S. 224. 
30 Bernard D. Weinryb, Der Kampf um die Berufsumschichtung, ein Ausschnitt aus 
der Geschichte der Juden in Deutschland, Berlin 1936;  Bermann, Produktivie-
rungsmythen und Antisemitismus; Trude Maurer, Vom Alltag zum Ausnahmezu-
stand: Juden in der Weimarer Republik und im Nationalsozialismus 1918–1945, 
in: Marion Kaplan (Hrsg.), Geschichte des jüdischen Alltags in Deutschland. Vom 
17. Jahrhundert bis 1945, München 2003, S. 345–470, 405–407; Jonathan L. Dekel-
Chen, Farming the Red Land. Jewish Agricultural Colonization and Local Soviet 
Power, 1924–1941, New Haven 2005. 
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die Idee der „Produktivierung“ der Juden, deren Fürsprecher sich direkt an 
die junge Generation richteten und erhofften, aus der Mitte des urbanisier-
ten Judentums doppelte Pioniere auszubilden. Sie sollten als Neuerer des 
jüdischen Lebens im Gesamten zugleich sowohl die Landerschließung in 
Palästina beziehungsweise die agrarische Kolonisation in Osteuropa oder 
Übersee anführen als auch einen neuen Typus des naturverbundenen und 
mit seiner Muskelkraft arbeitenden Juden verkörpern. Durch die Ände-
rung jüdischen Lebens wollten die Vertreter dieser Idee zwei antisemiti-
sche Stereotype bekämpfen, den „Krämerjuden“, der als Kleinhändler von 
der harten Arbeit anderer profitiere, und den verweichlichten und verweib-
lichten Juden, der nicht körperlich arbeite und daher physisch und seelisch 
„degeneriert“ sei.31 In ihrer Vision der körperlich-seelischen Erneuerung 
erhofften sie nicht nur eine neue jüdische Welt, sondern auch einen neuen 
Idealtyp des Juden zu schaffen.32 Vor dem Aufstieg des Nationalsozialis-
mus richtete sich die Idee der Produktivierung aber weniger an die deut-
schen, sondern vielmehr an die russischen und polnischen Juden, für die 
sich wohlhabendere emanzipierte Juden zunehmend als mitverantwortlich 
empfanden.33 
Folglich entstanden über Deutschland verstreut seit Ende des 19. Jahr-
hunderts Einrichtungen der „Berufsumschichtung“, wie zum Beispiel die 
von der Simonschen Stiftung getragene Gartenbauschule Ahlem.34 Diese 
strebten primär die Verbesserung der Lebensumstände der pauperisierten 
osteuropäischen Juden an, die durch den Wechsel vom Kleinhändlertum 
31 Zahlreiche Reflexionen in: Michael Brenner/Gideon Reuveni (Hrsg.), Emanzipa-
tion durch Muskelkraft. Juden und Sport in Europa, Göttingen 2006. 
32 Grundlegend: Todd Samuel Presner, Muscular Judaism: The Jewish Body and the 
Politics of Regeneration, New York 2007; weiterhin: Frank Wolff, Das Heilsver-
sprechen des Ackerbodens. Raumkonzepte und Interessenkonflikte im jüdischen 
Argentinien 1889–1939, in: Jochen Oltmer (Hrsg.), Migrationsregime vor Ort und 
lokales Aushandeln von Migration, Wiesbaden 2018, S. 133–164.
33 Die Wurzel dafür liegt im 19. Jahrhundert, vgl. Lisa Moses Leff, Jewish Solidarity in 
Nineteenth‐Century France. The Evolution of a Concept, in: The Journal of Modern 
History 74 (2002) 1, S. 33–61; Abigail Green, Moses Montefiore. Jewish Liberator, 
Imperial Hero, Cambridge 2010.
34 Hans-Dieter Schmid/Marlis Buchholz u. a., Ahlem. Die Geschichte einer jüdischen 
Gartenbauschule und ihres Einflusses auf Gartenbau und Landschaftsarchitektur 
in Deutschland und Israel, Bremen 2008.
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in die Landwirtschaft den Weg in den als produktiv geltenden Bevölke-
rungsteil finden sollten. Aus wohltätigen Erwägungen heraus adressierte 
die Idee der „Produktivierung“ damit die soziale Frage weiter Teile der 
europäischen Juden und sah die Lösung, ob in der Heimat oder in Über-
see, im eigenen Engagement. Dies baute auf dem Gedanken auf, dass die 
verarmte, auf Kleinsthandwerk und Zwischenhandel angewiesene Lebens-
wirklichkeit osteuropäischer Juden der Hintergrund des persistenten 
Antisemitismus sei, dem man am besten durch eine Veränderung bzw. 
Anpassung jüdischen Lebens an bäuerliche Ideale begegne.35 Indem sich 
der CV unter dem Nationalsozialismus nun in diese Gedanken einschrieb, 
gestand er schmerzvoll ein, dass der Verfolgungsdruck im NS-Staat die 
von ihm jahrzehntelang verfolgte Linie und seine Überzeugung des beson-
deren und sendungsbewussten deutschen Judentums zum Scheitern ver-
urteilt hatte. 
III. Doppelte Pioniere: Groß-Breesen als Chance und Konfliktfeld
Das von Hirschberg und Warburg angedachte „Kolonialinstitut“ war der 
institutionelle Ausdruck dieses Eingeständnisses. Während sich der CV, 
ganz wie der RjF, die Jugendbünde und die Reichsvertretung, öffentlich vor-
erst  bedeckt hielten, machten sich die Verantwortlichen ab Oktober 1935 
hinter den Kulissen eifrig an die Arbeit. Das organisatorische Dach stellte 
die Reichsvertretung der deutschen Juden, und die ausführende Arbeit lag 
in den Händen von Vertretern des CV, des RjF und der Jugendbünde.36 Ende 
November vereinbarten diese, dass die zu gründende Schule zur landwirt-
35 Dem stellten die Juden Osteuropas hingegen eine Vielzahl revolutionärer politi-
scher Besserungsbewegungen entgegen, siehe z. B. Ezra Mendelsohn, Class Struggle 
in the Pale, Cambridge 1970; Jonathan Frankel, Prophecy and Politics. Socialism, 
Nationalism and the Russian Jews, 1862–1917, Cambridge 1984; Frank Wolff, Neue 
Welten in der Neuen Welt. Die transnationale Geschichte des Allgemeinen Jüdi-
schen Arbeiterbundes 1897–1947, Köln/Weimar/Wien 2014. 
36 Die Jugendbünde konnten ihre federführende Rolle aus der Anfangszeit aber auf-
grund innerer Spannungen und Spaltungen nicht dauerhaft innehalten, weswegen 
letztendlich CV und RjF zu den treibenden Kräften bei der Errichtung der Aus-
wandererschule aufstiegen.
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schaftlichen Auswanderung „in irgend ein Land“ befähigen sollte.37 Die 
Zielgruppe waren dabei ungefähr einhundert 15- bis 18-jährige Schüler und 
etwa fünfundzwanzig 18- bis 21-jährige Praktikanten, die zusammen eine 
Art Aussiedlerelite stellen sollten.
Nach längerer Diskussion kam man zu der Übereinkunft, dass es auch 
aufgrund der Hürden der Selbstorganisation der Juden in Nazideutschland 
klüger sei, die zu gründende Schule nicht als eine eigene Organisation ins 
Leben zu rufen, sondern sie von einem breiten Konsortium leiten zu las-
sen, das sich aus Vertretern der oben genannten Verbände zusammensetzte. 
Diese einigten sich schnell auf den renommierten Pädagogikprofessor Curt 
Bondy als den am besten geeigneten Schulleiter vor Ort. Bondy zeigte sich 
von der Idee begeistert und schlug vor, das Konsortium durch zahlreiche 
bedeutende Einzelpersönlichkeiten zu ergänzen, um die Schule auf eine 
breite gesellschaftliche Basis zu stellen. Darunter befanden sich der His-
toriker Ernst Kantorowicz und der ehemalige Ahlem-Schüler und bedeu-
tende Hachschara-Organisator Martin Gerson.38 Max Warburg griff diesen 
Gedanken erfreut auf, schritt zur Tat und mahnte nur wenige Tage später 
am 30. November 1935 zur Eile. Er forderte den CV-Vorsitzenden Brod-
nitz auf, erstens „die beteiligten Kreise schon jetzt zusammenzubitten“, und 
zweitens die Öffentlichkeit zu informieren, da „allein die Mitteilung von der 
Ueberlegung eines solches Projekts auf die Eltern der Kinder der entspre-
chenden Jahrgänge ausserodentlich beruhigend wirkt“.39 Brodnitz konnte 
sich dem nicht verschließen, denn aus der Arbeit des Zentralausschusses für 
Hilfe und Aufbau waren ihm zahlreiche Anfragen besorgter Eltern bekannt, 
die seit November 1934 verzweifelt nach Auswanderungsmöglichkeiten für 
ihre Kinder suchten.40
37 Bondy, Bemerkungen zu einer jüdischen Heimschule, 25. 11. 1935, S. 2, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 2112, l. 464 (= CAHJP–HM2/8750); ebenso: Bondy, Zum Plan einer 
jüdischen Auswandererschule, 31. 12. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 456 
(= CAHJP–HM2/8750).
38 Bondy, Bemerkungen zu einer jüdischen Heimschule, 25. 11. 1935, S. 7, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 2112, l. 469 (= CAHJP–HM2/8750).
39 Schreiben Warburg an Brodnitz, 30. 11. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, 
l. 461(= CAHJP–HM2/8750).
40 Div. Schreiben an den CV in den Jahren 1934–1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2109, 
l. 8–24 (= CAHJP–HM2/8749.2109).
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Über die personelle und organisatorische Einbindung hinaus ging der 
CV zur Gründung der Schule auch erhebliche finanzielle Verpflichtungen 
ein und unterstützte die Auswanderungsvorbereitungen einer größeren 
Zahl mittelloser Schüler durch Stipendien.41 Die involvierten Vereine und 
Verbände erachteten das Lehrgut als den zentralen „Teil eines konstrukti-
ven Auswanderungsplans“ einer von einem deutsch-jüdischen Pädagogen 
angeleiteten und von deutsch-jüdischen Persönlichkeiten kontrollierten 
agrarische Ausbildung.42 Da die Protagonisten des deutschen Judentums 
aber bar jeder Erfahrung in der Landarbeit und der Migrationspolitik 
waren, suchten sie von Beginn an den Kontakt zu den großen internatio-
nalen jüdischen Auswanderungsorganisationen, allen voran der ICA und 
dem HICEM. Diese nährten anfangs die Hoffnungen, dass sich die gut aus-
gebildeten deutschen Siedler in bestehende Siedlungsprogramme in Über-
see eingliedern könnten. Dem argentinischen ICA-Vertreter Morris Saphir 
zufolge „würde es ohne weiteres möglich sein, jährlich etwa 100 Menschen 
dieser Heimschule nach Argentinien zu bringen, jedoch nur Landwirte“.43 
Schnell stellte sich jedoch heraus, dass diese vollmundigen Ankündi-
gungen der Grundlage entbehrten. Denn als es an die konkreten Auswande-
rungsplanungen ging, erwiesen sich sowohl in Argentinien als auch in Bra-
silien erstens die zunehmend restriktiven Einwanderungsgesetze, zweitens 
die widrigen lokalen Bedingungen und drittens die sich wandelnden Forde-
rungen der ICA oder ihrer lokalen Ansprechpartner als zu hohe Hürden für 
eine kollektive Einwanderung. Nur einer Handvoll Personen gelang der Weg 
aus Groß-Breesen nach Südamerika. Das einzige nennenswerte Groß-Bree-
sener Auswandererkollektiv ging nach Überwindung zahlreicher unerwar-
teter Probleme auf eine Privatinitiative des nach Richmond eingewanderten 
Unternehmers William B. Thalhimer ab 1938 in die USA nach Burkeville, 
41 Schreiben Hirschberg an Brodnitz vom 20. 12. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, 
l. 458 (= CAHJP–HM2/8750).
42 Rundschreiben Hirschberg an die Landesverbände und Beamten des CV vom 
9. 1. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 444 (= CAHJP–HM2/8750).
43 Bondy. Bemerkungen zu dem Plan einer jüdischen Heimschule Besprechungs-
protokoll vom 25. 11. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 465 (= CAHJP–HM2/8750); 
Bericht Dr. Eisenberg vom 16. 10. 1935, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 478 (= CAHJP–
HM2/8750).
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Virginia.44 Entgegen den ersten Erwartungen führte also auch der Weg die-
ser Juden nach der „Berufsumschichtung“ nicht in die Agrarkulturen der 
„new destinations“ der jüdischen Auswanderung, sondern ins Zentrum der 
klassischen Überseewanderung, in die USA.45 Neu war hierbei, dass das Ziel 
auf dem Land und nicht in den Einwanderungsvierteln der Küstenmetro-
polen lag, und außerdem, dass sie ihr Experiment im vom Antisemitismus 
durchwobenen „Dixie“, dem Süden der Vereinigten Staaten, angingen. Die 
topografischen Umweltbedingungen mögen also deutlich besser gewesen 
sein als im argentinischen oder brasilianischen Dschungel, die sozialen 
waren es hingegen nicht unbedingt.46 Das Projekt scheiterte 1941, zwei Jahre 
nach der Ankunft der ersten deutschen „Pioniere“.
Als die Initiatoren ihr Projekt jedoch begannen, bekümmerten sie weni-
ger die Bedingungen in den Einreiseländern, sondern die zahlreichen inner-
jüdischen Konflikte in Deutschland. Diese antizipierend suchte die Reichs-
vertretung möglichst viele jüdische Organisationen und Persönlichkeiten 
in das Projekt einzubinden. Knapp drei Monate nach dem ausschlaggeben-
den Gespräch zwischen Hirschberg und Warburg konnte die Reichsvertre-
tung zur konstituierenden Sitzung des Kuratoriums ins Sitzungszimmer 
der Reichsvertretung am 16. Januar 1936 in Berlin-Charlottenburg laden. 
Die Liste der Teilnehmer liest sich wie ein Who is who der deutschen Juden. 
In verschiedenen Gremien verpflichteten sie sich der Schule, darunter 
Friedrich Brodnitz, Alfred Hirschberg, Martin Sobotker, Bruno Sommer-
feld und Ernst Kantorowitz im Exekutivausschuss. Das Kuratorium wurde 
ebenso farbenreich besetzt mit Gemeindeführern wie Otto Hirsch, Julius 
L. Seligsohn, mit Mäzenen wie Max Warburg und Moritz Garbaty oder 
mit Wissenschaftlern wie Leo und Karl Löwenstein oder Erwin Panofsky.47 
44 Siehe Robert H. Gillette, The Virginia Plan. William B. Thalhimer & a Rescue from 
Nazi Germany, Charleston 2011.
45 Wolff, Global Walls and Global Movement; Lederhendler, The Interrupted Chain.
46 Johnpeter Grill/Horst Grill/Robert L. Jenkins (Hrsg.), The Nazis and the Ameri-
can South in the 1930s. A Mirror Image?, in: The Journal of Southern History 58 
(1992) 4, S. 667–694; Leonard Dinnerstein, Uneasy at Home. Antisemitism and the 
American Jewish Experience, New York 1987, S. 73–95.
47 Liste Sommerfeld, o. D., RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 450 (= CAHJP–HM2/8750). 
Dieses Kuratorium wuchs bis Juni 1936 auf 69 führende Köpfe des deutschen 
Judentums an, vgl. Liste der Kuratoriumsmitglieder vom 25. 6. 1935, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 2112, l. 260–262 (= CAHJP–HM2/8750).
210 Frank Wolff
Diese gesellschaftliche Breite wurde in den Ankündigungen der Schulgrün-
dung in der deutsch-jüdischen Presse explizit betont, um einerseits weitere 
Kuratoriumsmitglieder zu werben und um sich andererseits gegen Kritik 
sowohl aus dem liberalen als auch dem zionistischen Lager abzuschirmen.48 
Nicht verbergen konnte diese Zusammenstellung allerdings, wie fern der 
„Gang aufs Land“ der urbanen und liberalen Elite der deutschen Juden lag – 
nicht nur biografisch, sondern auch ideologisch. Daraus erwuchsen, trotz 
der Bandbreite der einbezogenen Eliten, zahlreiche Herausforderungen und 
Probleme, die Groß-Breesen zeit seiner Existenz prägten.
III.1 Das Verhältnis zum Zionismus
Die Gräben zum Zionismus erwiesen sich als besonders tief. Denn als sich 
die Gerüchte um die Gründung der Schule verbreiteten, prägte weniger 
das von Warburg erhoffte erleichterte Aufatmen der Eltern die jüdische 
Öffentlichkeit, sondern der scharfe Protest der zionistischen Organisatio-
nen.49 In seiner Eröffnungsrede der Gründungssitzung offerierte der Vor-
sitzende der Reichsvertretung, der Rabbiner Leo Baeck, den zionistischen 
Kritikern darum einen Brückenschlag. Er kündigte die Schule in Groß-
Breesen als eine „gesamtjüdische Verpflichtung“ an, die dem vorbildhaften 
Palästina-Projekt nacheifere, sich jedoch an jene richte, „die nach ihrer Art 
und Gesinnung für eine Einfügung in das palästinensische Werden nicht 
geeignet sind“.50 Dies war die seit Längerem etablierte, defensive Sprach-
wendung der Schulgründer, die dadurch ihr Zielpublikum ex negativo defi-
nierte und zugleich davon ausging, die Mehrheit der deutschen Juden zu 
adressieren. Bereits früheste Entwürfe vermieden es, die Ablehnung des 
48 Siehe z. B. Schule für Auswanderer, in: Der Israelit, Nr. 4 vom 23. 1. 1936, S. 2; 
Schule für Auswanderer, in: Gemeindeblatt der Jüdischen Gemeinde zu Berlin vom 
26. 1. 1936, S. 4. Die zionistische Jüdische Rundschau druckte die Pressemeldung 
als eine der ersten Zeitungen ab, versah sie jedoch mit einer umfassenden Kritik: 
O. V., Eine „Jüdische Auswanderungsschule“, in: Jüdische Rundschau, Nr. 6 vom 
21. 1. 1936, S. 4.
49 Siehe v. a.: o. V., Unbegreifliches …, in: Jüdische Rundschau, Nr. 4 vom 14. 1. 1936, 
S. 3.
50 Besprechungsprotokoll o. D., S. 1, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 423 (= CAHJP–
HM2/8750).
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Zionismus durch eine Großzahl der deutschen Juden zu erwähnen, sondern 
verklausulierten ihre Aufgabe, „Möglichkeiten für diejenigen Menschen zu 
schaffen, denen ihrer Einstellung und ihrer Struktur nach eine Hebraisie-
rung nicht liegt“.51 Bondys erster Plan einer jüdischen Heimschule betonte: 
„Die Heimschule ist nicht antizionistisch.“ Allerdings vermerkte Bondy, 
dass es „bei den Juden in Deutschland typische strukturelle Unterschiede 
gibt“, weswegen zahlreiche nicht fähig seien, sich zu „hebraisieren“ und zu 
„orientalisieren“. Zudem sei Palästina ohnehin nicht in der Lage, alle aus-
wanderungsbedürftigen Juden aufzunehmen.52 
Viel bedeutender als diese versteckte Ablehnung des Zionismus durch 
Bondy und andere deutsch-jüdische Führungsfiguren war jedoch die 
Annahme, dass die Auswanderer „auch ausserhalb Deutschlands ihre deut-
sche Kultur (und ihre jüdische Grundhaltung) aufrecht erhalten wollen“.53 
Damit sprach er chiffriert die bittere Wahrheit aus, nämlich dass das in 
den letzten Jahrzehnten durch diese Generation mit viel Kraft aufgebaute 
deutsch-jüdische Projekt vor seinem Ende stand. Darüber hinaus formu-
lierte Bondy aber auch die Vision, dass die Auswandererschule als Ret-
tungskapsel der deutsch-jüdischen Identität dienen könne. Deren einzige 
Bewahrungschance sahen er und seine Mitstreiter darin, in Übersee und 
abseits des hebräischen Internationalismus Siedlungen als Refugien des 
deutsch-jüdischen Liberalismus aufzubauen.54 
Die zionistische Presse witterte die Lunte und griff solche Hoffnungen 
frontal an. Dass ausgewanderte Juden „weiterhin Träger deutscher Kultur“ 
sein könnten, erachtete sie als die Krönung der „Lebenslüge von der ‚Hei-
mat der Juden in der Welt‘“.55 So sprengte auch während der Gründungssit-
zung der einzige Vertreter einer zionistischen Kommission die Einhelligkeit 
51 Lageeinschätzung, o. D., S. [1], RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 474 (= CAHJP–
HM2/8750).
52 Bondy, Bemerkungen zu einer jüdischen Heimschule vom 25. 11. 1935, S. 3, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 2112, l. 465 (= CAHJP–HM2/8750).
53 Ebenda.
54 Vgl. die spätere Bilanz von Martin Buber, Das Ende der deutsch-jüdischen Sym-
biose.
55 O. V., Eine „Jüdische Auswanderungsschule“, in: Jüdische Rundschau, Nr. 6 vom 
21. 1. 1936, S. 4.
212 Frank Wolff
der Beteiligten. Georg Lubinski, der später in Israel maßgeblich am Staats-
aufbau beteiligte damalige Leiter der zionistischen Zentralwohlfahrtsstelle 
der Juden in Deutschland, betonte, dass es ihn trotz aller Beteuerungen 
bereits antizionistisch anmute, auf diesem Treffen der einzige Vertreter die-
ser wichtigen politischen Strömung zu sein. Der versammelte Kreis sei „so 
repräsentativ, dass man sich wünschen müsste, dass er sich nicht nur auf die 
Jüdische Auswanderungsschule beschränke[n]“ solle, da eine „kollektive 
Auswanderung“ ohnehin nur nach Palästina möglich sei und zudem die 
Gefahr bestehe, dass diese gemeinsame Kraftanstrengung aufgrund knap-
per Ressourcen die wesentlich wichtigeren vorhandenen „Auswanderungs- 
und Umschichtungsunternehmen beeinträchtige“.56
Sofort widersprach der Kuratoriumsvorsitzende Julis L. Seligsohn, da 
man sich doch über jeden weiteren Zionisten in der Runde als „Ergänzung“ 
freuen würde. Dies konnte freilich weder die sachlichen Bedenken noch die 
Unterschiede der Weltanschauungen aus dem Weg räumen und verfehlte 
das Ziel, den zionistischen Kritiker zu überzeugen. In den ersten Wochen 
des Jahres 1936 flammte ein Schlagabtausch zwischen den Befürwortern von 
CV und Reichsvertretung mit zionistischen Kritikern auf. Lautstark pran-
gerten Letztere sowohl die deutsch-jüdische Bewahrungsidee als auch die 
Verschwendung knapper Ressourcen an. Erst im Laufe des Jahres flaute die 
Debatte ab. Im Gegensatz zu Angress’ Beobachtung lag dies jedoch weniger 
daran, dass Hirschberg dem Ganzen im Juni argumentativ einen Schluss-
punkt setzte, sondern vielmehr daran, dass das Projekt K ontur gewann und 
erste Erfolgsmeldungen präsentieren konnte. Beide Seiten merkten, dass 
man weder die Zionisten als Unterstützer gewinnen, noch dass die zionisti-
sche Kritik den von CV und Reichsvertretung eingeschlagenen Weg ändern 
konnte.57 
56 Besprechungsprotokoll o. D, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 425 (= CAHJP–
HM2/8750), der Kritikpunkt der Ressourcenverschwendung durch Diversifizie-
rung des Auswanderungsprojekts über Palästina hinaus prägte auch die zionisti-
sche Berichterstattung, vgl. o. V., Unbegreifliches …, in: Jüdische Rundschau, Nr. 4 
vom 14. 1. 1936, S. 3; o. V., Eine „Jüdische Auswanderungsschule“, in: Jüdische 
Rundschau, Nr. 6 vom 21. 1. 1936, S. 4.
57 Curt Bondy, Gross Breesen. Jüdisches Auswandererlehrgut: Ein Bericht von Pro-
fessor Dr. Curt Bondy, in: C.V.-Zeitung, Nr. 17 vom 28. 4. 1936, S. 3; Alfred Hirsch-
berg, Zwischenwelt im Werden, in: C.V.-Zeitung, Nr. 23 vom 6. 4. 1936, S. 1.
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Zudem gab es von Beginn an ernsthafte Versuche der Organisatoren, 
zionistische Stimmen mit einzubinden. Für das erste und möglicherweise 
bereits entscheidende Gutachten über Groß-Breesen beauftragte die Reichs-
vertretung in einem klugen Schachzug Alexander Moch, den renommier-
ten Leiter des fast gleich großen und als modellhaft geltenden Lehrgutes 
Landwerk Neuendorf bei Fürstenwalde an der Spree. Bereits seit 1932 wurde 
dort die Auswanderung nach Palästina vorbereitet, und 1937 erhielt es die 
offizielle Anerkennung als Hachschara-Stätte. Seinem Gutachten vom 
2. November 1935 zufolge gehörte Moch zu den ersten Unterstützern des 
Projekts, das in seinen konkreten Planungen weniger mit der zionistischen 
Kritik, sondern mit dem Fehlen eines geeigneten Landgutes und der Frage 
der Genehmigung durch Gestapo und Reichsnährstand rang.58
III.2 Die Gutssuche
Die Schulgründer mussten hoffen, durch die Pachtung eines Lehrguts zur 
Vorbereitung der Auswanderung zahlreiche nationalsozialistische Ver-
bote umgehen zu können, nach denen jüdische Institutionsgründungen 
und Landpachtungen im Rahmen der Blut-und-Boden-Ideologie eigent-
lich untersagt waren. Sie hofften damit auf eine ähnliche Ausnahmege-
nehmigung, wie sie zionistische Organisationen erhielten. So attestierte 
im Januar 1935 die Bayerische Politische Polizei: „Die Tätigkeit der zio-
nistisch eingestellten jüd. Jugendorganisationen, die sich mit der berufl. 
Umschichtung von Juden zu Landwirten und Handwerkern vor ihrer Aus-
wanderung nach Palästina befassen, liegt im Sinne der nationalsozialis-
tischen Staatsführung“. Darum sei die „auf Abwanderung nach Palästina 
gerichtete Tätigkeit nicht mit derjenigen Strenge zu behandeln, wie sie 
gegenüber den Angehörigen der sogen. deutsch-jüdischen Organisationen 
(Assimilanten) not wendig ist“.59
Mit dem Argument, dass nun auch die großen nicht-zionistischen Orga-
nisationen in genau diese Auswanderungsvorbereitung einsteigen wollten, 
58 Bericht über die Besichtigung der Gutsverwaltung Gr. Breesen vom 2. 11. 1935, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 434–440 (= CAHJP–HM2/8750).
59 Bayerische Politische Polizei, Betreff: Jüdische Jugendverbände, 28. Jan. 1935 
(Dokument Nr. 2), in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 10 (1962) 1, S. 78 f., ich 
danke Henry Wahlig für den Hinweis auf diese ältere Quellenpublikation.
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wandte Hirschberg sich im Dezember 1935 an die Gestapo und erbat die 
Genehmigung einer „Auswanderungsschule“: Trotz des Vorbehalts, dass 
sich Groß-Breesen nicht Schule oder Internat nennen durfte, auch wenn das 
Gut derart fungierte, wurde dies im März 1936 von Berlin aus auch geneh-
migt.60 Wie weiter unten dargestellt, ergaben sich die kritischeren Fragen in 
der Arbeit vor Ort. 
Schwerer wog vorerst das Problem, überhaupt einen geeigneten Ort 
zu finden. Es mangelte an pachtbaren Gütern in jüdischem Besitz mit pas-
sender Größe und Gebäudestruktur. Unter den wenigen Alternativen, von 
denen sich die meisten schnell aus diversen Gründen zerschlugen, kam 
immer wieder das Gut Groß-Breesen in Schlesien als einzige Möglichkeit 
in Betracht. Es befand sich im Besitz der in Polen lebenden jüdischen Fami-
lie Rohr, die sich bereit erklärte, das heruntergekommene Gut der Reichs-
vertretung pachtfrei zur Verfügung zu stellen, so diese es denn aus eigener 
Kraft zu einer Schule umbaue, modernisiere und es damit vor dem schlei-
chenden Verfall rette.61 Diese Konditionen beurteilte Moch sehr positiv 
und sagte einer dortigen Schule bei geeigneter Führung eine erfolgreiche 
Zukunft voraus.62 Dem schlossen sich wenige Tage vor der Gründungs-
sitzung der Vorsitzende der landwirtschaftlichen Beratungsstelle Philipp 
Lachs und der dem CV nahestehende Sachverständige Bruno Sommerfeld 
an, der konstatierte, dass dort „alle Voraussetzungen“ gegeben seien „auf 
diesem Grundstück nach und nach ein größeres Unternehmen nach Art 
eines Werkdorfes ins Leben zu rufen“.63 
Scharfen Widerspruch erhob hingegen der hinzugezogene zionisti-
sche Sachverständige Hans Sternberg. Ihm zufolge stehe der „schlechte 
Kulturzustand“ des Gutes nicht in Einklang mit den angesetzten Kosten. 
Darüber hinaus nutzte er sein Gutachten zum Angriff auf das allgemeine 
Konzept. Er erwartete, dass der intendierte Einsatz von Praktikanten „die 
Gesamtdurchschnittsarbeitsleistung drückt“, da in einer solchen Besetzung 
kein durch „das Versagen der Betriebsleitung und Bummelei bei der Arbeit 
60 Nicosia, Zionism and Anti-Semitism, S. 224 f.
61 Bericht über die Besichtigung der Gutsverwaltung Gr. Breesen vom 2. 11. 1935, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 434–440 (= CAHJP–HM2/8750).
62 Ebenda, l. 439.
63 Sommerfeld, Anhang zu dem Gutachten von Herrn Moch vom 14. 1. 1936, S. 3, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 443 (= CAHJP–HM2/8750).
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[…] heruntergearbeiteter Betrieb hochzubringen“ sei.64 Die von ihm vorge-
brachten 17 Kritikpunkte kulminierten in der Forderung, mehr Zeit für die 
Begutachtung und ein genaueres Studium auch der Aktenlage im Kataster-
amt und der finanziellen Rahmenbedingungen aufzubringen. 
Abgesehen von dem Spiel auf Zeit stand er mit seiner Kritik an der 
Größe und dem Zustand des Gutes sowie an den Pachtbedingungen nicht 
allein. Denn als sich nur wenige Wochen nach der Erstbegutachtung die 
Anpachtung des Landgutes abzeichnete, erhoben auch die Kritiker in den 
Reihen des CV ihre Stimmen. Ihnen erschienen das Gut als zu groß und die 
Pachtbedingungen als unvorteilhaft. Ungeachtet der Verhandlungen der 
Reichsvertretung mit dem Gutseigner suchten sie weiterhin nach Alterna-
tiven. So forderte der CV Ende Januar seine Landesverbände auf, der Zen-
trale potenziell pachtbare Lehrgüter in den Bezirken nach Berlin zu mel-
den, wenn diese sich in jüdischem Besitz befänden, eine Größe von 300 bis 
400 Morgen aufwiesen und über eine Unterbringungskapazität von 125 bis 
140 Menschen verfügten.65 Die breit angelegte Suche verzeichnete nicht 
nur wenige Rückmeldungen, sondern widersprach auch dem Vorgehen der 
unter Zeitdruck agierenden Reichsvertretung. Deshalb beschloss der Prä-
sidialausschuss der Reichsvertretung bereits am 11. Februar 1936, also kei-
nen Monat nach der Gründungssitzung, das Gut Groß-Breesen zu pachten 
und sofort die Eröffnung vorzubereiten, damit diese erfolgen könne, sobald 
die behördliche Genehmigung vorliege.66 Eine Zeit lang setze der CV seine 
Suche ungeachtet dieses Beschlusses vor allem im Westen Deutschlands 
fort und arrangierte sich nur zögernd mit dem Gut in Schlesien.67
64 Sternberg, Bemerkungen zur Planung Gross-Breesen vom 28. 11. 1936, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 2112, l. 431–433 (= CAHJP–HM2/8750.2112, 509–511).
65 Rundschreiben Hirschberg an die Landesverbände und Beamten des CV vom 
9. 1. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 444 (= CAHJP–HM2/8750).
66 Bericht Nr. 1 vom 16. 3. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 363–364 (= CAHJP–
HM2/8750); siehe auch den Arbeitsplan vom 1. 4. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, 
l. 336–337 (= CAHJP–HM2/8750).
67 Siehe u. a. Aktenvermerk Bondy vom 14. 3. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, 
l. 367 (= CAHJP–HM2/8750.2112, 445); Aktenvermerk Besprechung Bondy, 
Scheyer, Sommerfeld vom 17. 2. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 370 (= CAHJP–
HM2/8750.2112, 448); Reichsvertretung der Juden in Deutschland, Abt. Berufs-
bildung und Berufsumschichtung an Hirschberg vom 13. 2. 1936, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 2112, l. 371 (= CAHJP–HM2/8750); Auszug aus dem Aktenvermerk, Reichs-
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Letzten Endes zerschlugen sich im Frühjahr 1936 sämtliche Alterna-
tiven, und der CV schwenkte auf den Plan in Groß-Breesen ein.68 Auch 
Bondy gab im März 1936 angesichts des Mangels an Ausweichmöglichkei-
ten und nur „sehr schweren Herzens“ seine anfängliche Opposition gegen 
Groß-Breesen auf. Er teilte Hirschberg noch mit, dass er das Gut als zu 
groß, die Zusammenarbeit mit den schlesischen Bauern im Umland als 
besonders schwer, die Präsenz der nichtjüdischen Angestellten als hinder-
lich und den Vertrag als besonders unglücklich empfand, sodass er „privat 
niemals einen solchen Vertrag unterschreiben“ würde, und machte sich ans 
Werk.69 Es spricht für seine außerordentliche Dienstbeflissenheit, dass er in 
den folgenden Jahren nie auf diese Zweifel zurückkam oder die entstehen-
den Probleme mit seinen Einwänden rechtfertigte. Vielmehr stürzte er sich 
mit der Unterstützung durch eine glückliche Auswahl an sachverständigen 
Angestellten voll und ganz in die Arbeit vor Ort und schuf eine Breesener 
Gemeinschaft, die die Schüler ihr Leben lang prägte.70
III.3 Deutsch-jüdische Bauern und nichtjüdisches Umfeld
Ein Hindernis stellten dabei die auf dem Gut befindlichen nichtjüdischen 
Landarbeiter und Mieter dar, darunter auch einige NSDAP-Mitglieder.71 
Trotz seines sonst geradezu euphorischen Tons hatte Sommerfeld diese 
bereits in seinem Erstgutachten als eine ungünstige Bedingung hervorge-
hoben. Während er zu den Personen selbst schwieg, befürchtete er, dass 
die sehr baufälligen Deputantenwohnungen „den Internatsbetrieb stö-
ren“ würden, und schlug vor, die Bewohner anderweitig unterzubringen.72 
vertretung der Juden in Deutschland, 11. 2. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 375 
(= CAHJP–HM2/8750), Bondy an Hirschberg, 3. 2. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, 
l. 381 (= CAHJP–HM2/8750).
68 Schreiben Hirschberg an Bondy vom 19. 2. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 369 
(= CAHJP–HM2/8750); Aktenvermerk Besprechung Bondy.
69 Schreiben Bondy an Hirschberg vom 11. 3. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 368 
(= CAHJP–HM2/8750).
70 Liste der Mitarbeiter, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 335 (= CAHJP–HM2/8750.2112, 
413); zur Prägung siehe z. B. Angress, Auswandererlehrgut Gross-Breesen, S. 186 f. 
71 Nicosia, Zionism and Anti-Semitism, S. 225.
72 Sommerfeld, Anhang zu dem Gutachten von Herrn Moch vom 14. 1. 1936, S. 2, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 442 (= CAHJP–HM2/8750).
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Damit riss er ein Problem an, das in der gesamten Diskussion lange in 
den Hintergrund gedrängt wurde, nämlich die Beziehung einer jüdischen 
Landschule zur nichtjüdischen Umwelt. Zahlreiche Beobachter schlossen 
sich den allgemeinen Zweifeln Bondys bezüglich der schlesischen Bauern 
an, denn die Stimmung gegenüber einer entstehenden jüdischen Siedlung 
auf dem Land war in Schlesien erwartbar schlecht. Auch Moch gab zu 
Protokoll, dass in Schlesien „gewisse politische Schwierigkeiten entstehen 
könnten“, was nur eine geschickte Schulleitung ausgleichen könne. Ein 
geeigneter Schulleiter müsse nicht nur fachlich und pädagogisch erfahren, 
sondern auch in der Lage sein, „die Fühlung mit der Umwelt aufzunehmen 
und zu pflegen“. Chiffriert sprach er damit die unberechenbaren Heraus-
forderungen an, die vor Ort durch versteckten und offenen Antisemitismus 
zu erwarten waren.
In dieser Hinsicht standen die Sterne ungünstig. Die protestantisch 
geprägte ländliche Bevölkerung zeigte sich der Schule gegenüber keineswegs 
offen, immerhin lag die Unterstützung der NSDAP in Niederschlesien (im 
Gegensatz zu Oberschlesien) bereits ab 1930 weit über dem Reichsdurch-
schnitt. Sie erlangte bei den Provinziallandtagswahlen in 12. März 1933 in 
Niederschlesien 51,7 Prozent der Stimmen, gefolgt von der in den Städten 
noch präsenten SPD mit nur 20,9 Prozent. Der Groß-Breesen betreffende, 
zu 75 Prozent protestantische Landkreis Trebnitz übertraf dieses Ergebnis 
und stimmte mit 61,1 Prozent für die NSDAP, SPD und Zentrum lagen weit 
abgeschlagen zurück mit je ungefähr 12 Prozent der Stimmen.73 Wenige 
Wochen vor Eröffnung der Schule mündete der Unmut über die jüdische 
Präsenz in gezielt gestreuten Gerüchten, denen zufolge die neuen Pächter 
den angestellten nichtjüdischen Landarbeiter sofort kündigen und den 
Mieter des auf dem Gut befindlichen Jägerhauses kurzerhand auf die Straße 
setzen würden.74 Alarmiert reiste Sommerfeld nach Schlesien und ver-
suchte um den Monatswechsel März/April 1936 umtriebig, diese Gerüchte 
in zahllosen Gesprächen mit lokalen Entscheidungsträgern zu zerstreuen, 
um die Planungen vorantreiben zu können. Wiederholt versicherte er den 
73 Michael Rademacher, Landkreis Trebnitz (poln. Trzebnica), in: Deutsche Verwal-
tungsgeschichte 1871–1990, 2006, http://treemagic.org/rademacher/www.verwal 
tungsgeschichte.de/trebnitz.html [9. 7. 2019].
74 Aktennotiz betreffend die Verhandlungen vom 31. 3. 1936, S. 5 f., RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 2112, l. 344–345 (= CAHJP–HM2/8750.2112). 
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Repräsentanten des NS-Staates wie dem Bürgermeister, Bauernführern, 
Landräten und Gestapo-Vertretern, dass weder die Arbeitsplätze noch die 
Wohnungen einfach gekündigt würden und man mit dem Mieter des auf 
dem Gut befindlichen Jägerhauses eine Einigung suche.75 Ihm wurde letzten 
Endes eine überaus hohe Entschädigung zugesprochen.76 
Die Akten spiegeln zudem die Sorgfalt wider, mit der die Schulgrün-
der zur Sache gingen. Nach der Zerstörung des CV-Büros in der Wilhelm-
straße bemühten sich alle deutsch-jüdischen Akteure, kein selbst belas-
tendes Material zu produzieren. Die ausführlichen Berichte Sommerfelds 
über seine zahlreichen und offensichtlich sehr frustrierenden Gespräche 
mit den lokalen Staatsvertretern sind in einem milden Ton verfasst. Sie sind 
frei von kritischen Worten über die Treffen, obwohl die Staatsvertreter ihn 
offenkundig durch lange Wartezeiten, irreführende Aussagen und Hin-
haltetaktiken schikanierten. Andeutungen dazu sind den Berichten aber 
nur zwischen den Zeilen zu entnehmen. Vor allem der Trebnitzer NSDAP-
Kreisleiter Friedrich Kroemer betonte, dass er sich einerseits nicht gegen 
jüdische Auswanderungsvorhaben stellen würde. Er sei „an der ganzen 
Angelegenheit nicht interessiert“, so denn Berliner Stellen das Vorhaben 
guthießen. Andererseits aber legte er Wert auf „die Aufrechterhaltung der 
Ordnung und der Disziplin“. Vor allem mit Blick auf die älteren Praktikan-
ten würde er „selbstverständlich rücksichtslos durchgreifen“, wenn diese 
mit „jugendlichen Dorfbewohnern in Berührung“ kämen und ihm „irgend-
welche Vorgänge, wie Rassenschande usw.“ bekannt würden.77
Obwohl Sommerfeld in seinen Berichten das Bild von offenen und teil-
weise gar konstruktiven Gesprächen zeichnet, war die Beziehung zwischen 
Schulgründern und lokaler Bevölkerung von größtem Misstrauen geprägt. 
Sommerfeld, dem die Macht antisemitischer Gerüchte bewusst war, ließ 
sich darum in einem klugen Zug das Ergebnis seines Vermittlungs- und 
Verhandlungsmarathons schriftlich bestätigen. Er rang allen Beteiligten 
von den nichtjüdischen Landarbeitern des Gutes über den Kreisleiter der 
75 Ebenda, S. 1 f.; Schreiben Sommerfeld an Wrebnitz, 4. 4. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 332 (= CAHJP–HM2/8750.
76 Abschrift Bestätigung Pelka vom 31. 3. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 353 
(= CAHJP–HM2/8750).
77 Aktennotiz betreffend die Verhandlungen vom 31. 3. 1936, S. 8, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 348 (= CAHJP–HM2/8750).
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NSDAP bis zur Landesbauernschaft Niederschlesien eine Erklärung ab, 
dass die Kündigungsvorwürfe jeder Grundlage entbehrten. Schriftlich 
bestätigten alle Angestellten in Anwesenheit des Bürgermeisters Klotz, 
ihnen sei mitgeteilt worden, dass „die Zahl der arischen Arbeitskräfte 
nicht verringert werden“ solle und die Schulgründer den Deputantenfami-
lien bei Bedarf eine „gleichwertige andere Wohnung“ vermitteln würden. 
Mit geschickter Hand schmuggelte Sommerfeld jedoch ein Hintertürchen 
in dieses Bekenntnis, indem er versicherte, dass die Schule besonderen 
Wert darauf lege, „alle arbeitswilligen und zuverlässigen Mitarbeiter zu 
behalten“.78 Diese Lücke ermöglichte es den Schulbetreibern später zum 
Beispiel, der offenkundig antisemitischen Haushaltsleiterin Frau Dr. Stiller, 
der das Streuen der Gerüchte zu Last gelegt wurde, zu kündigen.79 Nichts-
destotrotz blieben zahlreiche nichtjüdische Angestellte in die Feldarbeit 
involviert, darunter auch einige NSDAP-Mitglieder, was man durch eine 
Trennung der Arbeitsbereiche und der Arbeitsstunden zwischen jüdischen 
und nichtjüdischen Angestellten und Auszubildenden zu lösen versuchte. 
Diese Übereinkunft dürfte maßgeblich dafür verantwortlich gewesen sein, 
dass es auf dem Hof scheinbar weitgehend konfliktfrei zuging. Dorfbevöl-
kerung und Staatsvertreter kooperierten zwar nicht mit dem Gut, ließen es 
bis November 1938 aber weitgehend unbehelligt gewähren. 
Parallel zu den lokalen Unwägbarkeiten bemühten sich die Schulgrün-
der um die Betriebsgenehmigung, die im März 1936 von der Gestapo erteilt 
wurde, wohingegen die ebenfalls notwendige Bestätigung des Reichs-
nährstands auf sich warten ließ.80 Diese ging Ende März in Berlin bei der 
Reichsvertretung ein und verdeutlichte die Ratio des NS-Staates. Kurz und 
knapp erteilte die Behörde unter dem Betreff „Beschäftigung von Juden in 
78 Abschrift Erklärung Klotz, o. D., RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 352 (= CAHJP–
HM2/8750).
79 In einer Befragung beschuldigten sich die Haushaltsleiterin, der Inspektor und 
der Schaffer gegenseitig, die Unruhe angestiftet zu haben, vgl. Aktennotiz betref-
fend die Verhandlungen vom 31. 3. 1936, S. 6a, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 346 
(= CAHJP–HM2/8750).
80 Aktennotiz über Besprechung im Reichsernährungs-Ministerium vom 25. 4. 1936, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 294 (= CAHJP–HM2/8750); Aktennotiz über 
die Rückfrage vom 28. 4. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 290 (= CAHJP–
HM2/8750); Schreiben Schwarzschild an Seligsohn u. a.. vom 11. 5. 1936, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 2112, l. 286 (= CAHJP–HM2/8750).
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der Landwirtschaft“ die erwünschte Ausnahmegenehmigung für Groß-
Breesen, da die Schule dem „Zwecke der Berufsausbildung von jüdischen 
Jugendlichen, die nach ihrer Ausbildung auswandern werden“, diene.81 
Das Lehrgut lag damit im Brennpunkt zweier gegensätzlicher Deutun-
gen. Erstens erachtete der NS-Staat Groß-Breesen als einen Teil der Lösung 
der Judenfrage durch Emigration, als das Eingeständnis auch der deutsch-
jüdischen Organisationen, dass deutsche und jüdische Kultur getrennte 
Wege zu gehen hätten. Dementgegen erhofften sich der CV und seine Geis-
tesgenossen, zweitens, mit der Emigration die vielleicht letzte Möglichkeit 
zu schaffen, die deutsch-jüdische Kultur zu bewahren, indem man sie mit 
dem Traum vom jüdischen Bauern verband.82 
III.4 Das Verständnis des Judentums
Was aber bewahrt werden sollte, mündete immer mehr in die Frage, worin 
eine deutsch-jüdische Identität bestand, die sich nun offiziell nicht mehr 
auf das Deutschsein beziehen konnte und durfte. Denn einerseits zwang die 
Lebensrealität angesichts der NS-Gewalt auch die patriotischen deutschen 
Juden dazu, ihr Jüdischsein neu zu durchdenken, andererseits drängten die 
rassistischen Kategorisierungen des NS-Staates die nachwachsende Gene-
ration geradezu in eine jüdische Identität. Für sie gewann darum die zuvor 
in liberalen Kreisen stiefmütterlich behandelte jüdische Religion wieder an 
Bedeutung. Sie suchten nach Orientierungen, die die liberalen Eltern kaum 
geben konnten und die sie deshalb in Bildungsinstitutionen auslagerten. Ein 
großes Problem in dem in Groß-Breesen anzutreffenden Bewahrungswillen 
der deutsch-jüdischen Identität lag darin, dass die meisten Auszubilden-
den und Lehrenden sich fraglos als Deutsche empfanden, wohingegen die 
jüdische Komponente ihrer Identität bestenfalls unterentwickelt war. Doch 
genau auf diese wurden sie durch die Lebensumstände zurückgeworfen
Das Identitätsangebot in Zeiten der Verfolgung und Verdrängung 
jüdischen Lebens zu entwickeln stellte das Auswandererlehrgut vor große 
81 Schreiben Verwaltungsamt, Reichsbauernführer an Reichsvertretung der Juden 
in Deutschland vom 20. 3. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2117, l. 93 (= CAHJP–
HM2/8750).
82 Vgl. Wolff, Das Heilsversprechen des Ackerbodens.
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Schwierigkeiten. Der Leiter des Guts Curt Bondy verkörperte diese Her-
ausforderung persönlich. Er wuchs säkular auf und war seinen Schü-
lern zufolge selbst ein „Suchender“. Das damit verbundene Zweifeln und 
Zögern durchdrang die Schule von Beginn an. In seiner Erstkonzeptionen 
der pädagogischen Arbeit der Schule legte Bondy in Bezug auf allgemeine 
Erziehungsgrundsätze (A), innere Disziplin (B), körperliche Ausbildung 
(C) und humanistische und geistige Bildung (D) sehr ausgefeilte Entwürfe 
vor. Zahlreiche progressive Vorhaben spiegelten seine Kompetenz als eine 
der führenden Personen der damaligen Erziehungswissenschaft. Verwaist 
folgt auf diese Ausführung jedoch nur noch die handschriftlich nachge-
tragene Überschrift des Großpunkts E zur jüdischen Erziehung. Nach die-
ser eingefügten Überschrift bricht das Papier anmerkungslos ab. Bondy 
konnte hierzu keine Konzepte vorlegen und war vorerst offensichtlich 
überfragt.83 
In späteren Versionen des Grundsatzpapiers fanden sich auch Leitge-
danken zur jüdischen Erziehung, die jedoch formelhaft wirken. Daraus ent-
stand eine veröffentlichte und zu Werbezwecken oft versandte Version des 
Erziehungsplanes, die das ganze Dilemma wiedergab. Unter dem Punkt „ 
jüdische Erziehung“ formulierte sie keine praktikablen Erziehungsgrund-
sätze, sondern den kleinsten gemeinsamen Nenner dessen, was die betei-
ligten Organisationen als jüdische Identität verstanden.84 Demnach war 
ein jüdisches Leben dadurch gekennzeichnet, dass jeder Jude prinzipiell 
ein „Glied des Kelal Jisrael“ sei. Dies sei zugleich „sein jüdisches Schick-
sal“ und eine „frei gewählte sittliche Leistung“, und es verleihe ihm auch 
nach der Emigration Halt in dieser Gemeinschaft. Durch jüdische Erzie-
hung müsse den Jugendlichen darum ins „Bewusstsein gepflanzt werden, 
dass sie Juden sind und in der Welt als Juden zu leben haben“.85 Das war 
nicht nur sehr vage, sondern eine rekursive Definition des eigenen Selbst-
verständnisses. Der Erziehungsplan bezeugt, dass sich die z ahlreichen 
83 Bondy, Erziehungsplan (Entwurf), o. D., S. 4, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 408 
(= CAHJP–HM2/8750). 
84 Briefwechsel, 17.–31. 7. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2117, l. 1–6 (= CAHJP–
HM2/8750); Schreiben Bondy an Hirschberg vom 9. 7. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2117, l. 120 (= CAHJP–HM2/8750).
85 Bondy, Erziehungsplan, o. D., S. 4, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 408 (= CAHJP–
HM2/8750). 
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S chulgründer im Gegensatz zu den zionistischen Hachscharaschulen 
nicht auf eine Grundkonstante jüdischer Identität einigen konnten, ohne 
ihre deutsche Identität zu untergraben. Zudem kam es der Quadratur des 
Kreises gleich, die eigene Selbstwahrnehmung als deutsch-jüdische Kul-
turträger zu vertreten, ohne zugleich durch Bekenntnisse zum deutsch-
jüdischen Projekt der Emanzipation die Aufmerksamkeit der Hüter des 
NS-Staates auf sich zu ziehen. Besonders eklatant fehlte dabei sowohl der 
Bezug zur jüdischen Religion als Identitätsmerkmal als auch eine Vision 
der jüdischen Zukunft, wie sie der Hechaluz vorlebte. Während Letzteres 
die Grundlage für zahlreiche zionistische Attacken in der Öffentlichkeit 
war, entfaltete sich Ersteres in der Alltagsgestaltung jüdischen Lebens in 
Groß-Breesen zur Gretchenfrage. 
Die internen Diskussionen über den Stellenwert der Religion in Groß-
Breesen drücken eine Diskrepanz zwischen dem Bekenntnis zum Juden-
tum einerseits und der Unerfahrenheit in der religiösen Praxis andererseits 
aus. So lagen die größten pädagogischen Herausforderungen für die urban 
geprägten Organisatoren nicht nur im Bereich der Landarbeit, sondern 
auch in der Frage der Religion. Sie wurde als Wurzel des Judentums aner-
kannt, aber kaum einer der Beteiligten, von den Lehrern über die Eltern 
zu den Schülern, konnte dem Leben einhauchen. In seinem Plan für die 
Auswandererschule formulierte Bondy, dass das „Jüdisch-Kulturelle und 
Religiöse […] eine Hauptstütze der Erziehung im Schulheim bilden“ müsse, 
jedoch lasse sich „über die Durchführung […] vorläufig noch wenig sagen“. 
Den ursprünglichen Zusatz „und nur negatives“ strich er vorsichtigerweise 
aus. Jüdische Feste und Feiern sollten zwar „ein wesentlicher Teil der Erzie-
hung sein“, es sei jedoch noch zu überlegen, „ob und in welcher Weise die 
jüdischen Gesetze gehalten werden (vor allem Speisevorschriften, Sabbath-
Ruhe usw.)“.86 
Dieses Für und Wider kulminierte im Unwillen, die damit verbunde-
nen Kosten einzuplanen. Denn als kurz vor Eröffnung der Schule praktische 
Fragen immer mehr Raum einnahmen, kam auch das Thema der koscheren 
Ernährung auf. Als eine der sehr frühen antisemitischen Maßnahmen und 
unter Rückgriff auf ältere Debatten hatte der NS-Staat am 21. April 1933 
86 Bondy, Bemerkungen zu einer jüdischen Heimschule, 25. 11. 1935, S. 5, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 2112, l. 468 (= CAHJP–HM2/8750).
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reichsweit das Schächten verboten.87 Erlaubt war fortan nur das sogenannte 
neukoschere Schlachten, das Ausbluten der Tiere unter Betäubung, was den 
strengen Speisegesetzen aber nicht entsprach.88 Ein religiöser Berliner Jude 
brachte dies mit „neukoscher ist alttreife“ auf den Punkt.89 Für observant 
lebende Juden bedeutete dies, in ihrer ohnehin schon dürftigen Kost auf 
Fleisch verzichten zu müssen.
Anders sahen dies die Jugendlichen in Groß-Breesen, die überwiegend 
nicht aus religiösen Elternhäusern kamen und den Verzicht auf Fleisch vor 
allem in Anbetracht der harten Arbeit auf dem Felde als Belastung emp-
funden hätten. Dennoch mussten die Organisatoren, die ebenfalls zu die-
ser Lesart neigten, eine Grundsatzentscheidung treffen. Mehrfach reisten 
Repräsentanten Groß-Breesens nach Breslau, um sich vom dortigen libe-
ralen Rabbiner Vogelstein Informationen einzuholen. Dieser lehnte jedoch 
sogar die Beratung über die neukoschere Küche ab, da man in der Gegend 
noch koscheres Fleisch aus den polnischen Teilen Oberschlesiens beziehen 
könne. Die Mehrkosten, so rechnete Bondy detailliert vor, fielen ins Gewicht. 
Auf der Basis lokaler Preise setzte er als tägliche Pro-Kopf-Pauschale 30 RM 
bei trefer und zwischen 49 und 56 RM bei koscherer Verpflegung an. Dies 
näherte sich der Kostenverdopplung und dabei betonte er zudem, dass dies 
nur koscheres Fleisch und Fett beinhalte, nicht aber Butter, Milch, Käse, 
Teigwaren, Seife und – aus nicht weiter erklärten Gründen – Sand.90
Nach seinen Beratungen mit dem Breslauer Rabbiner verkündete Bondy 
dann auch „schwere wirtschaftliche und pädagogische Bedenken“ gegen 
die neukoschere Küche aufgrund ihrer „Zwitterhaftigkeit“.91 Dies brachte 
ihn in eine Zwickmühle. Einerseits würde die erwünschte Haushälterin 
87 Otto Dov Kulka, Bezug von Koscherfleisch aus dem Ausland, 24. 11. 1933, in: ders. 
(Hrsg.), Deutsches Judentum unter dem Nationalsozialismus, Bd. 1, Tübingen 1999, 
S. 98 f.; 542; Robin Judd, Contested Rituals. Circumcision, Kosher Butchering, and 
Jewish Political Life in Germany, 1843–1933, Ithaca 2007. 
88 Maurer, Vom Alltag zum Ausnahmezustand, S. 356 f.
89 Marie Jalowicz Simon, Untergetaucht. Eine junge Frau überlebt in Berlin 1940–
1945, Frankfurt a. M. 2014, S. 30.
90 Vermutlich zur rituellen Reinigung des Geschirrs; Schreiben [Bondy] an 
Schwarzschild vom 27. 4. 1936, S. 1, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 292 (= CAHJP–
HM2/8750). 
91 Ebenda. 
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Ruth Scheier, die auch den Kernbereich der Mädchenbildung übernehmen 
sollte, „auf Grund ihrer religiösen Anschauung nur vollkoscher oder trefe 
kochen“, wohingegen andererseits Paul Schreiber, der als Lehrer für die jüdi-
sche Erziehung vorgesehen war, nur bei mindestens neukoscherer Küche 
zu gewinnen wäre. Demnach lag der Kompromiss zwischen beiden nur in 
der koscheren Küche, was monatliche Mehrkosten von ungefähr 1000 RM, 
also Bondys Rechnungen zufolge 16½ Freistellen für mittellose Schüler aus-
machte.92 Fritz Schwarzschild plädierte nach einer Besprechung dafür, „eine 
kleine koschere Abteilung“ einzurichten,93 während Elsbach auf einer trefen 
Ernährung beharrte. Erstens stünden die Mehrkosten in keinem Verhältnis 
zum Gewinn und zweitens würden die Umschichtler weder in Neuendorf 
noch in Winkel koscher verpflegt.94 Der CV-Vorsitzende Brodnitz hingegen 
hielt es „für untragbar, dass wir einen an sich geeigneten jüdischen Lehrer 
verlieren sollen, weil wir keine koschere Verpflegung einführen“.95 Letzten 
Endes setzte sich das Kostenargument durch, und nach mehreren Rück-
sprachen erklärte der Lehrer Schreiber sich „nicht leichten Herzens“ bereit, 
auf die koschere Verpflegung zu verzichten.96 Die Vorzeichen für die inten-
dierte Heranführung der dem Judentum fernstehenden Jugendlichen an 
jüdische Religion und Kultur waren damit denkbar schlecht.
Ähnlich durchwachsen war der Aufwand, ein religiöses Leben zu etab-
lieren. Im Bemühen um zumindest eine rudimentäre religiöse Ausstattung 
wandte man sich an die Gemeinde Breslau, der Schule leihweise eine Thora-
Rolle, einen Thora-Schrein und ein Vorbeter-Pult zu überlassen.97 Ebenso 
wurden von Beginn an Hebräischklassen eingerichtet, die sich am Kennt-
nissand der ankommenden Schüler orientierten. Zu den v erbindlichen 
92 Ebenda, S. 2. 
93 Schreiben Schwarzschild an Seligsohn u. a. vom 4. 5. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 287 (= CAHJP–HM2/8750).
94 Notiz zu Schreiben Elsbach an Schwarzschild vom 30. 4. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 284 (= CAHJP–HM2/8750).
95 Notiz zu Schreiben Brodnitz an Schwarzschild vom 30. 4. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 284 (= CAHJP–HM2/8750).
96 Notiz zum Schreiben Schreibers an Schwarzschild vom 30. 4. 1936, RGWA, f. 721, 
op. 1, d. 2112, l. 284 (= CAHJP–HM2/8750).
97 Schreiben Schwarzschild an Hirschberg vom 4. 5. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, 
l. 288 (= CAHJP–HM2/8750).
225Der Traum vom deutsch-jüdischen Bauern
Zusammenkünften am Freitagabend gehörte ein Gottesdienst, an dem 
jedoch viel eher Gebete erklärt denn Spiritualität gelebt wurde.98 Inhaltlich 
kam dem Ganzen aber wenig Aufmerksamkeit zu. Bereits in den ersten 
Wochen gestand der Schulleiter ein, dass man nach Betriebsaufnahme zu 
beschäftigt sei, um sich zu sehr den geistigen Dingen, ob Lebensschulung 
oder religiöse Bildung, zu widmen. Die Annäherungsversuche an die Reli-
gion mehrten sich erst nach der Ernte 1936 als „ein Tasten und ein Ver-
such“. Im Gegensatz zu seiner Rigidität in weltlichen Dingen zeigte Bondy 
hier seine kulante Seite. Da die meisten Auszubildenden mit einer ableh-
nenden Haltung gekommen waren, sei es schon ein Erfolg, dass sie sich nun 
„jüdischen Dingen gegenüber aufgeschlossen“ zeigten. In dieser Bewertung 
setzte er die Definition des Jüdischen ex-negativo fort, denn die Errungen-
schaft lag darin, dass „auf keinen Fall Opposition“ aufseiten der Skeptiker 
entstehen sollte, „dass sie nur nichts tun wollen, was sie nicht aus der vollen 
Ueberzeugung tun können“.99 
Die Schüler beurteilten diese Präsenz des Judentums äußerst unter-
schiedlich. In einem zeitgenössischen Bericht aus Breesen reflektierte einer 
von ihnen, dass sie alle aus kritischen Elternhäusern gekommen seien und 
hier nun zwei Gegensätze aufeinanderprallten. Denn einerseits versuchten 
sie, „jüdisches Leben mit unserer aufrechten, straffen Form zu verbinden“, 
andererseits konstatierte er seufzend: „Jüdisch ist alles unklar.“100 Zwar 
habe sich im Herbst 1936 bereits ein Minjan von zehn jungen Männern 
gebildet, jedoch hielt die religiöse Praxis nicht mit den grundlegenden 
Neuerungserwartungen der Breesener Schritt. Der Schüler namens Heinz 
schrieb: „Zusammengefasst: jüdisches Leben steht sehr am Anfang, und 
die Form gleicht eher einer liberalen, als einer sich neu geschaffenen. Aber 
es kann ja nichts eigenes entstehen, bevor die Jungen und Mädel […] nicht 
jüdisches Leben überhaupt bejahen“. Diese erhoffte neue Form jüdischer 
Religiosität sollte „beeinflusst werden von unserer Bindung zu Natur und 
Arbeit“. Damit schloss sich der Kreis der Prioritäten und band die von 
98 Bondy, Lehrplan Hebräisch vom 11. 6. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 271 
(= CAHJP–HM2/8750). 
99 Rundschreiben Bondy Januar 1937 inkl. Bericht Bondy von Oktober 1936, S. 2, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 175 (= CAHJP–HM2/8750.2112, 253). 
100 Schülerbericht Heinz, Die drei Kreise vom 30. 11. 1936, S. 9, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 185(= CAHJP–HM2/8750). 
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ihm erhoffte Neuerung des Judentums zurück an den Produktivierungs-
gedanken.101
Im Rückblick stellte der ehemalige Schüler Werner Angress hingegen 
fest, dass die Versuche, ein religiös jüdisches Leben aufzubauen, nur jene 
dauerhaft anzogen, die bereits Vorwissen mitbrachten, da sie aus religiösen 
Familien stammten. Selbst die Schabbat-Abende kreierten ihm zufolge eher 
ein Gemeinschaftsgefühl der „Breesener“ als eine religiös fundierte jüdische 
Identität.102 Dies deckte sich zwar mit der Hoffnung der Planer, dass die 
jüdische Religion „einen festen Halt“ bieten solle, wenn „andere Bindungen 
durch die Auswanderung notwendigerweise gelockert werden“, verkannte 
aber den fundamentalen Selbstwert religiöser Empathie und die Selbst-
genügsamkeit des Glaubens.103 
Im schroffen Gegensatz zu Angress’ oft generalisierend zitierter, aber 
sehr spezifisch bündisch geprägter Sichtweise auf das Breesener Gemein-
schaftsgefühl stehen die Erinnerungen des deutlich unbekannteren Wolf-
gang Hadda. Dieser kam in der letzten Kohorte als Schüler nach Groß- 
Breesen und berichtet über einen gänzlich anderen Ort. Von jüdischem 
Leben ist bei ihm nicht einmal ansatzweise die Rede. Vielmehr prägte ihn 
ein „romantisch Rousseauscher Drang“, „fort aus der lärmenden Großstadt“ 
und „zurück zur stillen Natur“.104 Was er jedoch vorfand, war allein ein „pro-
pagierter Gemeinschaftsgeist“, dessen ungeachtet sich die Buben um die 
Mädchen prügelten.105 Seine Ausführungen münden in der Beschreibung, 
„wie gründlich Groß-Breesens Siedlerelite, diese […] als Vorbilder hochge-
lobten Kutscher, Melker und Traktorfahrer verroht und verbauert waren, 
körperlich, seelisch und geistig“. In Haddas Erinnerungen findet sich kein 
Indiz für das von Angress wiederholt beschriebene und von Historikern oft 
unhinterfragt übernommene Gemeinschaftsgefühl der B reesener, vielmehr 
101 Ebenda, S. 9 f. 
102 Angress, Auswandererlehrgut Gross-Breesen, S. 178 f. 
103 Erziehungsplan, gezeichnet am 29. 1. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 390–392 
(= CAHJP–HM2/8750). 
104 Wolfgang Hadda, Knapp davongekommen. Von Breslau nach Schanghai und San 
Francisco. Jüdische Schicksale 1920–1947. Herausgegeben von Erhard Roy Wiehn, 
Konstanz 1997, S. 84.
105 Ebenda, S. 87, 90 f. 
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„teilten [sie] die Brutalität der Epoche“.106 Offen muss hier bleiben, ob sich 
die Eindrücke aufgrund der individuellen Wahrnehmungen der Jugendli-
chen so unterscheiden oder ob dies an der späteren Lehrzeit Haddas lag, der 
nach der Pogromnacht, unter anderer Leitung, darunter der später bedeu-
tend werdende Ernst Cramer, und im Lichte der direkten Kriegsvorberei-
tungen der Nationalsozialisten nach Groß-Breesen kam.
Es bleibt aber festzuhalten, dass der jüdisch-religiösen Erziehung die 
Nachhaltigkeit fehlte. Bereits vor seiner Emigration musste Bondy ent-
täuscht eingestehen, dass sich all die „Wünsche und Hoffnungen in dieser 
Hinsicht [der Rückbesinnung zum praktizierten Judentum] in keiner Weise 
erfüllt“ hätten.107 Dies spiegeln die Schülerberichte, die trotz aller Erfah-
rungsunterschiede darin übereinstimmen, dass sich ihr Verhältnis zum 
religiösen Judentum bestenfalls im Bereich zwischen künstlich bemüht 
und ignorierend bewegte. Dafür war aber nicht nur der Lebenshintergrund 
der Schüler und Lehrer verantwortlich, sondern auch die weltlich geprägte 
Idee der „Produktivierung“ sowie die von Bondy eingebrachte und von CV, 
Bünden und RjF erwünschte Form der disziplinorientierten, modernen 
Pädagogik, die wenig Raum für religiöses Erleben und Spiritualität ließ. 
Religion wurde allein eine Funktion im Siedlungsplan zugesprochen und 
verschwand spätestens mit diesem aus dem Leben der meisten Schüler und 
Lehrer.108
III.5 Bildung und Arbeit
Einen gänzlich anderen Stellenwert genoss die allgemeine Bildung. Bondy 
verlangte und lehrte straffe Disziplin und Ordnung, die er jedoch nicht durch 
reine Autorität durchsetzte, sondern durch die von ihm geleitete, öffentliche 
Aussprache. Unter dem Schlagwort der „Bewußtmachung“ und „Selbstdis-
ziplinierung“ verstand der Pädagogikprofessor Bondy das gruppeninterne 
Thematisieren von Unzulänglichkeiten und V erbesserungsmöglichkeiten 
106 Ebenda, S. 91; vgl. Angress, Generation zwischen Furcht und Hoffnung, S. 51–67; 
Werner T. Angress, … immer etwas abseits. Jugenderinnerungen eines jüdischen 
Berliners; 1920–1945, Berlin 2005, S. 126–158.
107 Angress, Auswandererlehrgut Gross Breesen, S. 180.
108 Siehe z. B. die Sammlung an Rundbriefen und andere Materialien von Ehemaligen, 
in: Leo Baeck Institute, New York, AR 3686, Box 2, Folder 4–7.
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unter seiner Wortführung.109 Dies sollte „besonders leistungsstarke Men-
schen“ hervorbringen, die durch „körperliche und geistige Straffheit und 
Selbstbeherrschung“ aus der Masse hervortreten, die aber „unter Vermei-
dung eines Überintellektualismus zu erziehen“ seien.110 Zugleich galt es, 
das „Verbauern“ zu verhindern, also die befürchtete Verrohung der Jugend-
lichen durch die harte Arbeit, ohne geistigen und auch künstlerischen Aus-
gleich, den die Schule durch gemeinsame Theateraufführungen oder durch 
Musizieren sicherzustellen versuchte.111 Wenig überraschend beschreibt der 
bereits zitierte Schüler Heinz diese musische Schulung in fast militärischem 
Tonfall: „Musik jeden Abend 10 Minuten: Flügel und Geige. Sonntag eine 
Stunde. Vorletzten Sonntag Schubert-Abend, letzten Sonntag Mozart“.112 
Diesem durchhierarchisierten Bildungsprozess lag eine dreistufige 
Auslese zugrunde. Erstens durchliefen die Schüler einen rigiden und für 
zahlreiche Eltern auch enttäuschenden Auswahlprozess, bei dem die per-
sönliche Einstellung und Motivation, die körperliche Befähigung und die 
gesundheitliche Konstitution der Bewerber und Bewerberinnen im Vorder-
grund standen.113 Zweitens unterlagen die regelmäßigen Bildungsabende 
einem strengen Regiment Bondys und waren, im Gegensatz zu den Momen-
ten praktizierter Religion, verbindlich. Hier fanden auch die erwähnten 
Aussprachen statt, die durch die Thematisierung von Fehlverhalten die 
Gruppe disziplinieren sollten.114 Drittens drohte als ultimative Sanktions-
möglichkeit der Verweis von der Schule, der zwar selten, aber bereits bei 
109 Siehe z. B. Erziehungsplan, gezeichnet am 29. 1. 1936, S. 2, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 390 (= CAHJP–HM2/8750); Angress, Auswandererlehrgut Gross Bree-
sen, S. 173–176; 
110 Bondy, Bemerkungen zum Plan einer jüdischen Heimschule vom 25. 11. 1935, S. 4, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 467 (= CAHJP–HM2/8750). 
111 Erziehungsplan, gezeichnet am 29. 1. 1936, S. 2, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 390 
(= CAHJP–HM2/8750).
112 Schülerbericht Heinz, Die drei Kreise vom 30. 11. 1936, S. 11, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 184 (= CAHJP–HM2/8750). 
113 Schreiben Bondy an Hirschberg, 6. 2. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 376 
(= CAHJP–HM2/8750.2112, 454); Vorläufige Satzung, gezeichnet am 29. 1. 1936, 
S. 2, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 393 (= CAHJP–HM2/8750)
114 Schülerbericht Heinz, Die drei Kreise vom 30. 11. 1936, S. 11, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 184 (= CAHJP–HM2/8750).
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kleineren Vergehen eingesetzt wurde.115 Ein Schulausschluss traf nicht nur 
die Schüler, sondern auch die Eltern hart. Sie setzten alle Hoffnungen an den 
Lehrgutaufenthalt der Kinder, damit wenigstens diese den Drangsalierun-
gen des NS-Regimes entkommen konnten. Schickte die Schule sie wieder 
nach Hause, reagierten die Eltern „in jedem Fall […] sehr aufgeregt“ und 
dachten, „dass dadurch ein absolutes Unwerturteil über ihre Kinder aus-
gedrückt sei“.116 Eine an Hunderte Empfänger (Eltern, Medien, Interessen-
vertreter usw.) verschickte Erinnerung Bondys, dass sämtliche Aufnahmen 
nur probeweise erfolgten, änderte wenig an dieser Grundstimmung. Leider 
schweigen die vorliegenden Quellen zur Frage, wie die Ausgestoßenen und 
die einst hoffnungsfrohen Eltern mit dem Verschwinden der Emigrations-
möglichkeiten umgingen und was dies für ihr weiteres Leben im NS-Staat 
und im Holocaust bedeutete.
Bereits die erste Kohorte ging durch diese rigide Auswahl, selbst 
wenn die ohnehin spärlichen Anmeldezahlen im ersten Betriebsjahr wei-
ter geschmälert wurden. Auf der Seite der Jungen brauchte es ein paar 
Monate Anlauf, bis Anfang 1937 die Anmeldungen den Hoffnungen ent-
sprachen. Dementgegen blieben die wenigen Mädchen zeit der Existenz 
Groß-Breesens ein ungelöstes Problem. Hier kam man nie auch nur in die 
Nähe der anvisierten Belegschaftsstärke.117 Zudem wurden, abweichend 
vom ursprünglichen Plan, ab Ende des Jahres 1936 auch junge Ehepaare in 
die Schule aufgenommen und ausgebildet.118 Gemeinsam b ewirtschafteten 
115 Angress, Auswandererlehrgut Gross-Breesen, S. 172.
116 Briefwechsel Bondy, Hirschberg, Seidel, 1.–23. 10. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, 
l. 213–215 (= CAHJP–HM2/8750). 
117 Einschätzung Bewerberlage Bondy, 17. 4. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 363–
364 (= CAHJP–HM2/8750.2112, 374); Bericht Nr. 1: An die Mitglieder des Kurato-
rium vom 16. 3. 1936, S. 2, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 364 (= CAHJP–HM2/8750); 
zur Unzufriedenheit im Juli 1936 nach dem Ausscheiden einiger Schüler und Leh-
rer siehe Bondys Personalbericht vom 26.–29. 6. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, 
l. 255–259 (= CAHJP–HM2/8750); Schülerzahlen Dezember 1936 und Schätzung 
bis Ostern 1937, siehe Schülerstatistiken November 1936 bis Ostern 1937, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 2112, l. 190–193 (= CAHJP–HM2/8750).
118 Schreiben Schwarzschild an Hirschberg, inkl. Schwarzschild, Notiz betr. Inves-
titionsbedarf vom 26. 10. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 200–203, 228, 234 
(= CAHJP–HM2/8750); Schreiben Bondy an Hirschberg vom 21. 11. 1936, RGWA, 
f. 721, op. 1, d. 2112, l. 228 (= CAHJP–HM2/8750).
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sie das Gut, bei dem sich entgegen früheren Befürchtungen weder die 
Größe noch die Lage, die Umgebung oder die Ausstattung als hinderlich 
er wiesen.119 
Die finanzielle Basis stellten neben dem Schulgeld für jene, die es sich 
leisten konnten, Startzuschüsse vor allem des CV und der Reichsvertretung 
und recht bald auch die eigenen Gewinne aus der Landwirtschaft. Damit 
gelang es, die Betriebskosten zu decken, nicht jedoch die kalkulierten Aus-
gaben für die kollektive Überseesiedlung. Darum bemühten sich Bondy, 
Sommerfeld und andere Organisatoren sich fortwährend auch um Fund-
raising. Sie richteten sich dabei zum einen an die Eltern der Schüler und zum 
anderen an jüdische Besitzende, denen sie Groß-Breesen als ein Muster gut 
vorführten. Im Juni 1936 empfing Bondy beispielsweise eine Gruppe aus 
Breslau, darunter „Herr Guido Neustand, sein Bruder, Frau Justizrat Ollen-
dorff und ihren Bruder und noch andere komische Leute“. Ihnen gefiel das 
Gut, jedoch fand Bondy nicht den richtigen „Ansatzpunkt […,] Geld aus 
ihnen herauszuziehen“. Denn „nach den beiden Horch-Wagen zu urteilen, 
hat Herr Neustadt viel zu viel Geld“, weswegen das Kuratorium bei ihm 
doch schnellstens „mindestens Rm 10.000,--“ anfordern solle. Bondy nahm 
seinen Fehlschlag jedoch mit Humor, denn „der Besuch war mehr belus-
tigend als anstrengend, ich habe selten in 2 Stunden so viel Unsinn reden 
hören, wie gestern geredet wurde. Einer der Besucher war schon so senil, 
dass er nach einer grösseren Besprechung unseres Auswanderungsplanes 
nach Brasilien zum Schluss zu Herr Scheier äusserte, dass ihm die jungen 
Menschen, die jetzt alle nach Palästina müssten, doch sehr leid täten“.120 
Diese erheiternde Quelle verdeutlicht erstens, dass Bondys Kompetenzen 
in der Pädagogik und nicht im Fundraising lagen, und zweitens, dass die 
Groß-Breesener Migrationsvorbereitung in „irgendein Auswanderungs-
land“ außer Palästina trotz aller Erläuterungen die Sentimente der deutsch-
jüdischen Bevölkerung weckte, die jegliche Nahostpläne als schlechte Not-
lösung erachteten.121
119 Halbjahresbericht vom 26. 11. 1936, S. 4, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2121, l. 7 (= CAHJP–
HM2/8750). 
120 Notiz Bondy vom 23. 6. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 265 (= CAHJP–
HM2/8750). 
121 Zit.: Bondy, Zum Plan einer jüdischen Auswandererschule vom 31. 12. 1936, S. 5, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 465 (= CAHJP–HM2/8750). 
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Während potenzielle Spender dem Projekt zurückhaltend gegenüber-
standen oder es aufgrund einer jahrzehntelang vertretenen Opposition 
gegen eine aktive Emigrationspolitik – die sich demnach nur nach Paläs-
tina richten konnte – missverstanden, stürzten sich die jugendlichen Schü-
ler in das Projekt. Es bot für sie nicht nur eine Fluchtmöglichkeit, sondern 
auch ein großes Abenteuer und es stärkte das Selbstwertgefühl, zu einer 
Siedlerelite zu gehören, um die deutsch-jüdische Kultur zu bewahren. Die 
Grundlage hierfür war weniger die Landarbeit, sondern ein von personen-
zentrierter Disziplin geprägter „deutscher Geist“, den Bondy dem Vorbild 
der jüdischen Jugendbünde entnahm.122 
In der Lebenspraxis Groß-Breesens erwies sich, dass die in den zahl-
reichen pädagogischen Konzeptionen vor Schuleröffnung festgehaltene 
Priorität der Disziplin kein leeres Wort war. In einer im CV-Archiv über-
lieferten, sich über zwei Abende streckenden Ansprache Bondys an seine 
Schüler zum jüdischen Neujahrsfest 1936 erläuterte der Schulleiter, dass 
diese Kultur auf den Säulen der Bürgerlichkeit aufbaute. Er betonte, dass er 
„grossen Wert“ darauf lege, „bei Tisch ordentlich zu sitzen und sich anstän-
dig zu benehmen“ sowie „auf Sauberkeit und Ordentlichkeit der Kleidung“ 
und letztendlich auf „straffe Haltung und auf Pünktlichkeit“ zu achten.123 
Aus dem Manuskript strich der Schulleiter hingegen einen Absatz, wonach 
sich die Schüler nicht allein der Hierarchie unterwerfen, sondern „dauernd 
denken und kritisch mitarbeiten“ sollten.124 
Die Schüler schrieben sich vollen Herzens in dieses von Disziplin 
durchdrungene Zukunftsstreben ein, wie das Typoskript eines überliefer-
ten Berichts des Schülers Heinz vom Dezember 1936 bezeugt. Der Autor 
war höchstwahrscheinlich der 1921 geborene Heinz Kiewe, der aus dem 
westpommerschen Märkisch Friedland (poln.: Mirosławiec) stammte, 
122 Diese Begeisterung für bündische Disziplin und die Erwartung einer erlebnis-
reichen Zukunft spiegeln sich in Angress’ Erleben seiner Jugend und Lehrzeit, 
vgl. Lothar Bembenek, Werner T. Angress, Paul Yogi Mayer und Guy Stern, in: 
Barbara Stambolis (Hrsg.), Jugendbewegt geprägt. Essays zu autobiographischen 
Texten von Werner Heisenberg, Robert Jungk und vielen anderen: mit zahlreichen 
Abbildungen, Göttingen 2013, S. 69 f., 74–77, 83 f. 
123 Rundschreiben Bondy Januar 1937 inkl. Bericht Bondy von Oktober 1936, S. 5, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 178 (= CAHJP–HM2/8750). 
124 Ebenda, S. 4. 
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wo er bereits erste Erfahrungen in der Landarbeit gesammelt hatte, bevor 
er am 1. Juli 1936 als Schüler zu den Breesenern stieß.125 Auch er betonte 
das Primat der Arbeit und ging sogar über Bondy hinaus, wenn er her-
ausstrich, dass nur dadurch „eine echte Beziehung und Liebe zum Land“ 
geschaffen werden könne.126 Diese Hingabe an das Land sei bei den meis-
ten Schülern jedoch noch nicht vorhanden, auch würden sie durch zu viel 
„geistige Beschäftigung mit den verschiedensten Fragen des Lebens hier, 
des Lebens draußen“, dem Lernen von Sprachen und vielem mehr abge-
lenkt.127 Groß-Breesen war ihm keine Insel im stürmischen Meer, sondern 
eher ein Ankerpunkt, von dem aus die Schüler weiterreisen wollten, da die 
Umwelt immer feindlicher wurde. Die dafür notwendige, zukunftsträchtige 
Ordnung würden ihm zufolge zwei Faktoren bestimmen. Als Erstes betonte 
er die interne Hierarchie, die über Bondy und die Gruppenführer zu den 
einzelnen Schülern reichte und tief in den Alltag hineinwirkte. So gebe es 
„einen Riesenkrach von Bondy“, wenn man zu spät ins Bett gehe, selbst 
„Krummsitzen am Tisch“ werde mit einer Viertelstunde früher Aufstehen 
und mit Gymnastik bestraft. Die gruppeninterne Hierarchie reichte bis zu 
einem „Sükokommissar“, „der die Verteilung der einlaufenden Süßigkeiten 
unter sich hat“. Heinz resümierte markig: Entweder „man assimiliert sich, 
und wenn man nicht will, so wird man an diese Art assimiliert“. Dies zeige 
sich dann vom Gruppenverständnis über die Körperhaltung bis zu „dieser 
klaren Sprache, ohne überflüssige Anhängsel“.128 Es scheint, dass die Schü-
ler sich die schnörkellose und durchaus militarisierte Grundhaltung, die 
zahlreiche Jugendbewegungen Deutschlands seit den späten 1920er-Jahren 
prägte, voll und ganz als notwendige und wünschenswerte Bedingung der 
Moderne zu eigen machten und umso stärker reproduzierten, je mehr sie 
aus der deutschen Gesellschaft ausgeschlossen wurden.
Der zweite Ordnungsfaktor waren Heinz zufolge die Mädchen, die die 
„Funktion eines Ordnungsdienstes“ übernahmen und, ganz der Tradition 
folgend, für die Freitagabendgestaltung zuständig waren. Er vermeidet hier 
125 Bericht zum 1. 7. 1936 vom 29. 6. 1936, RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 256 (= CAHJP–
HM2/8750). 
126 Schülerbericht Heinz, Die drei Kreise vom 30. 11. 1936, S. 13, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 186 (= CAHJP–HM2/8750).
127 Ebenda. 
128 Ebenda, S. 11. 
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den Begriff des Schabbat-Abends, da sich der religiöse Aspekt unter den 
Beteiligten nicht durchsetzte. Auch in dieser agrarischen Keimzelle fungier-
ten die Mädchen also ganz im Rahmen bürgerlicher Differenzierungsmodelle 
der Geschlechter, denen zufolge schwer arbeitende Männer durch weichere, 
ordnende und sorgende Frauen ergänzt würden. So sollte das Normkorsett 
der Geschlechterdifferenz Gemeinschaft und Gesellschaft vervollständigen. 
Entsprechend erkannte Heinz, dass in der wenig erfolgreichen Mädchen-
anwerbung ein großes Problem für die Zukunftsfähigkeit des Breesener 
Projekts schlummerte. Dies bezog er jedoch weniger auf die gesamtgesell-
schaftliche Lage, sondern er münzte es auf seine eigenen Bedürfnisse um.129 
Denn wonach er strebte, sollte „kein Kibbuzleben sein, wo auf 20 Jungen 
5 Mädels entfallen. Jeder Junge wird seine Frau mitnehmen müssen. Und 
wir haben bisher erst 12 Mädels, von denen der grösste Teil schon vorläufig 
nicht in Frage kommt, weil sie zu jung sind“. Im Kopf des 16-Jährigen diente 
Groß-Breesen also nicht nur als Ausbildungsstelle, sondern auch als Anbah-
nungsort für Ehebeziehungen im höheren Dienste der Überseesiedlung. Das 
Angebot möglicher Partnerinnen stellte ihn jedoch nicht zufrieden, zugleich 
teilte er noch einen Seitenhieb auf die fehlende Genderbalance der Pioniere 
im Nahen Osten und der Hachschara-Güter aus, ohne selbst besser dazuste-
hen. Hier griff Bondy ein und strich diesen Absatz aus dem zur Veröffent-
lichung vorgesehenen Bericht. Stehen blieb: „Der Ton zwischen Jungen und 
Mädels ist sehr fein. Gerad, anständig und sauber.“130
IV. Das Ende mitten im Anfang
Das Auswandererlehrgut Groß-Breesen wurde mit großem Elan und gegen 
heftigen Widerspruch durch Vertreter des deutschen Zionismus auf der 
Basis einer breiten gesellschaftlichen Allianz gegründet. Es kompensierte 
die Zurückhaltung der meisten deutsch-jüdischen Organisationen der 
1930er-Jahre in der Frage der Emigrationspolitik und kanalisierte zugleich 
129 Während der Existenz des Lehrgutes lag das Geschlechterverhältnis in Breesen bei 
bestenfalls 4 : 1, also genau jenem Schnitt, den Heinz als zu gering ablehnte.
130 Schülerbericht Heinz, Die drei Kreise vom 30. 11. 1936, S. 13, RGWA, f. 721, op. 1, 
d. 2112, l. 186 (= CAHJP–HM2/8750). 
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deren Aktivitäten und Hoffnungen, das deutsch-jüdische Projekt zumindest 
partikular erhalten zu können. Es ging in den Augen der Groß-Breesener 
Initiatoren um nichts weniger als die Bewahrung des emanzipierten, deut-
schen Judentums. Sie reagierten aktiv auf die veränderten Bedingungen in 
Deutschland und suchten dennoch, das Erbe ihrer Väter zu verteidigen, die 
den deutsch-jüdischen, bürgerlichen Lebensentwurf sowohl gegen inner-
jüdische Widerstände durchgesetzt als auch der nichtjüdischen deutschen 
Mehrheitsgesellschaft abgerungen hatten.
Dem lag ein dreischrittiger Plan zugrunde. In Groß-Breesen sollte erst 
eine „Jungengemeinschaft“ mit dem Ziel einer sittlichen „Jugendgemein-
schaft“ entstehen, „in der Jungen und Mädchen zusammen leben“. Als zwei-
ter Schritt sollte die Ausbildung in einem „Lehrgut in Brasilien“ fortgesetzt 
werden, woran sich drittens „die Ansiedlung um einen Kern herum“ in 
einem „Mustergut“ anschließen sollte, der Keimzelle für eine neue Form 
der deutsch-jüdischen und zugleich agrarischen Identität in Südamerika.131 
Trotz aller rückblickenden Lobpreisungen des Breesener Projekts durch 
Historiker wie Werner Angress kam es nie über den ersten Schritt hin-
aus. Die einzige kollektive Auswanderungsstätte in Virginia bestand nur 
wenige Monate. Von den 118 in Groß-Breesen ausgebildeten Emigranten 
arbeiteten nach wenigen Jahren bereits über 80 Prozent der ehemaligen 
Schüler in Berufen, die keinerlei Berührungspunkte zur Landwirtschaft 
aufwiesen.132 Das Agrarprojekt war ebenso gescheitert wie der Versuch, 
die deutsch-jüdische Kultur des frühen 20. Jahrhunderts durch Emigration 
zu bewahren. Auch der später aktivste Fürsprecher des Projekts, Werner 
Angress, kehrte dem Ackerpflug den Rücken, trat 1941 der US-Army bei 
und lehrte nach dem Krieg Geschichte in Berkeley und Stony Brook. Curt 
Bondy unterrichtete ab 1940 am renommierten William and Mary College 
in Richmond und nahm 1949 eine Professur in Deutschland an. Der vom 
Auszubildenden zum Assistenten der Schulleitung aufgestiegene Ernst Cra-
mer übernahm nach dem Zweiten Weltkrieg mehrere zentrale Posten im 
Axel Springer-Konzern.
131 Rundschreiben Bondy Januar 1937 inkl. Bericht Bondy von Oktober 1936, S. 5, 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 178 (= CAHJP–HM2/8750.2112). 
132 Gillette, The Virginia Plan; Zahlen aus: Angress, Auswandererlehrgut Gross- 
Breesen, S. 185 f. 
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Dennoch wäre es zu einfach, das Scheitern des Groß-Breesener Sied-
lungsprojekts allein mit der Verfolgung durch die Nationalsozialisten 
oder den angeblich utopischen Gang von urbanisierten Juden in die Land-
wirtschaft zu begründen. Ähnliche Projekte gelangen  – wenn auch nicht 
ohne Rückschläge  – sowohl in Palästina/Israel als auch in Argentinien. 
Der Misserfolg der hoffnungsvoll angegangenen Neuerungsbewegung lag 
vielmehr auch an der unrealistischen Erwartungshaltung an potenzielle 
Immigra tionsziele. Während die Initiatoren der Schule davon ausgingen, 
gut ausgebildete und sittlich geschulte Bauern mit den besten Konditionen 
auszustatten, suchten die attraktiven Einwanderungsstaaten keineswegs 
händeringend nach jüdischen Neubauern, die nicht nur ihre Arbeitskraft, 
sondern auch ein kulturelles Sendungsbewusstsein mitbrachten.133 Ebenso 
stellte sich im Laufe der Monate heraus, dass die jüdischen Hilfsorganisa-
tionen wie ICA oder HICEM die von Groß-Breesen ausgehende kollektive 
Siedlungsform und den deutsch-jüdischen Kulturtransfer weder als not-
wendig noch als erstrebenswert erachteten.134 Das Gut konnte sich zwar auf 
ein ausgefeiltes pädagogisches Konzept berufen, das sich jedoch viel mehr 
an den Erwartungen der deutsch-jüdischen Organisatoren und Eltern aus-
richtete als an den Anforderungen an Pioniere in den Amerikas. Als beson-
ders hinderlich erwiesen sich das kollektive kulturelle Bewahrungsziel 
und das bündische Selbstverständnis, die teilweise in der Wertschätzung 
die agrarische Ausbildung zu überragen schienen. Ausbildungsstätten mit 
einer geringeren ideologischen Aufladung scheinen eine höhere Erfolgs-
quote an erfolgreichen Landwirten in Übersee hervorgebracht zu haben.135 
Das Modellhafte Groß-Breesens liegt also nicht in seinem Effekt, 
sondern in seinem Ausgangspunkt. Kurz gefasst, sollte den werdenden 
jüdischen Bauern die „gute deutsche Stube“ nicht abhandenkommen. Zu 
diesem Kulturerhalt kam nun aber auch der Neuerungsgedanke, der die 
133 Wolff, Global Walls and Global Movement.
134 Richtlinien für die Verhandlungen mit der ICA. o. D., RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, 
l. 152–159 (= CAHJP–HM2/8750).
135 Joachim Wolschke-Buhlmahn, Absolventen der Israelitischen Gartenbauschule in 
Ahlen in den USA: Anmerkungen zu Heimat und Identität, in: Christiane Schrö-
der u. a. (Hrsg.), Geschichte, um zu verstehen, Traditionen, Wahrnehmungsmuster, 
Gestaltungsperspektiven. Carl-Hans Hauptmeyer zum 65. Geburtstag, Bielefeld 
2013, S. 264–281.
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seit Jahrzehnten vom CV vertretene Idee der Selbst-Emanzipation auf das 
Agrarische übertrug. Bondy brachte dies auf den Punkt, indem er kon-
statierte: „[W]ir bekämpfen hier mit voller Absicht bestimmte Formen 
jüdischer Unarten.“ Deckungsgleich zum Bild des Muskeljuden erachtete 
er die Schulung als ein innerjüdisch zu lösendes Problem, da „jüdische 
Menschen nicht von Natur aus unordentlich und lasch sind“, sondern 
dies „im Wesentlichen in einer falschen Erziehung oder Erziehungstheo-
rie begründet liegt“.136 Explizit schrieb Bondy damit das Groß-Breesener 
Projekt in die Theorie der kulturell bedingten Degeneration der europä-
ischen Juden durch Händlerwesen und Verbürgerlichung ein, die zuvor 
vor allem Zionisten wie Max Nordau oder Emigrationsförderer wie Baron 
Hirsch vertraten.137 Sie und ihre Mitstreiter setzten dieser Diagnose der 
jüdischen Degeneration seit Ende des 19. Jahrhunderts die Hoffnung einer 
jüdischen Regeneration entgegen, die nur durch Landarbeit und körper-
liche S tärkung erreicht werden könne.138 
Groß-Breesen verknüpfte nun diesen Gedanken mit den bürgerlichen 
Grundwerten deutscher Juden, die sich trotz aller Probleme im eigenen 
Land den Juden in Osteuropa und Nahost gegenüber als kulturell über-
legen empfanden. Damit begegneten die Schulgründer freilich nicht nur 
antisemitischen Zerrbildern auf halber Strecke, sondern versuchten auch, 
trotz ihrer Verwurzelung in der ausdifferenzierten und urbanisierten 
Gesellschaft, ein antiquiertes und romantisierendes Männerbild in der 
Moderne zu verankern. Der Gang vom tertiären in den primären Sektor 
erweist sich damit selbst in Zeiten größter Verfolgung als eine essenzielle 
Bewältigungsstrategie von aus der deutschen Gesellschaft ausgeschlossenen 
Juden, die auf wesentlich älteren und in zahlreichen Formen e ntwickelten 
136 Rundschreiben Bondy Januar 1937 inkl. Bericht Bondy von Oktober 1936, S. 5 f., 
RGWA, f. 721, op. 1, d. 2112, l. 178 f. (= CAHJP–HM2/8750.2112). 
137 Vgl. Wolff, Das Heilsversprechen des Ackerbodens.
138 Avni, Argentine; Ellen Eisenberg, Jewish Agricultural Colonies in New Jersey, 
1882–1920, New York 1995; T. S. Presner, Muscular Judaism; Daniel Wildmann, 
Jüdische Körper zum Ansehen: Jüdische Turner und ihre Körperutopien im Deut-
schen Kaiserreich, in: Brenner/Reuveni (Hrsg.), Emanzipation durch Muskelkraft, 
S. 29–50; Daniel Wildmann, Der veränderbare Körper. Jüdische Turner, Männlich-
keit und das Wiedergewinnen von Geschichte in Deutschland um 1900, Tübingen 
2009.
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Produktivierungs utopien aufbauten. Die Agrarisierungsidee bezeugt 
die Vielfältigkeit der Bestrebungen der deutschen Juden, selbst in Zeiten 
größter Bedrängnis Agency geltend zu machen. Der Traum vom jüdischen 
Bauern ist gerade wegen seines Rückgriffs auf eine vormoderne Romantik 
ein elementarer Teil jüdischen Lebens im 20. Jahrhundert. Groß-Breesen 
gebührt in der Galerie jüdischer Neuerungsbewegungen darum ein beson-
derer Platz  – und zwar nicht trotz seines Scheiterns, sondern vielmehr 
wegen seines Ansatzes, der zwar an der Realität der jüdischen Migrations-
bewegungen der späten 1930er-Jahre vorbeiging, wohl aber deutsch-jüdi-
sche S entimente und die Verzweiflung der Akteure in den späten 1930er-
Jahren in einem einzigartigen Mikrokosmos zusammenführte.
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